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Anhdérung zur Revision der Tierschutzverordnung

1 Ausgangslage

Das geltende Tierschutzgesetz hat in seinem tber 25-jahrigen Bestehen fur die Tiere sehr viel be-
wirkt, aber es hat auch immer wieder zu Diskussionen Anlass gegeben. Mehrheitlich stand der Vollzug
im Kreuzfeuer der Kritik.

Das Fehlen von Bestimmungen tber die Ausbildung der Tierhalterinnen und Tierhalter und die Zucht
von Tieren wurde ebenso als Mangel angekreidet wie fehlende Mindestanforderungen fur bestimmte
Tierarten. Die Geschéftsprifungskommissionen des National- und des Standerates sowie weitere
Gremien und Organisationen haben den Bereich Tierschutz eingehend durchleuchtet, diskutiert und
Empfehlungen fir Verbesserungen ausgearbeitet. Der Bundesrat beschloss schliesslich, die Tier-
schutzgesetzgebung einer Gesamtrevision zu unterziehen.

Mit der Verabschiedung des neuen Tierschutzgesetzes am 16. Dezember 2005 hat das Parlament ei-
nen wichtigen Meilenstein gesetzt. Darauf basierend konnte im August 2006 das Eidgendssische
Volkswirtschaftsdepartement das Anhérungsverfahrens fir den Entwurf der an das neue Tierschutz-
gesetz anschliessenden Tierschutzverordnung erdffnen. Das Anhdrungsverfahren wird mit diesem Be-
richt abgeschlossen.

Der Entwurf zur Totalrevision wurde vom Bundesamt fiir Veterinarwesen (Bundesamt) unter Beizug
von zahlreichen Expertengruppen ausgearbeitet, in denen Fachleute aus der Tierhaltung, des Tier-
schutzes, der Veterindrmedizin, der Forschung und aus dem kantonalen Vollzug vertreten waren. Der
vorgelegte Entwurf geht beim Versuch, die Interessen der Produktion, des Konsumentenschutzes und
des Tierschutzes zu beriicksichtigen, einen Mittelweg und tragt auch der geanderten Haltung der Ge-
sellschaft gegenliber dem Tier Rechnung. Er hat eine grosse Zahl von Stellungnahmen aus allen
Kreisen ausgeldst, mit zahlreichen Antrdgen zu den einzelnen Bestimmungen.
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2 Zusammenfassung der Ergebnisse

Der Entwurf zur Revision der Tierschutzverordnung hat zahlreiche und vielfaltige Stellungnahmen
ausgeldst. Insgesamt wurden 536 Stellungnahmen von allen 26 Kantonen, 9 Parteien und 331 Amts-
stellen oder Organisationen registriert. Die 170 Eingédnge von Privatpersonen beinhalten mehr als
3000 Einzelunterschriften.

Der Revisionsentwurf wird von 14 Kantonen grundséatzlich begrtiisst (AG, BE, BL, FR, GE, JU, NE, SG,
SH, SO, TG, Tl, UR, ZH) und von 7 Kantonen eher abgelehnt (Al, GL, GR, OW, SZ, VD, VS), wobei
hauptséchlich die Kapitel Nutztiere und Wildtiere zur Uberarbeitung zuriickgewiesen werden. Von den
Organisationen und Amtstellen &ussert sich die Mehrheit (123 Stellungnahmen) grundsétzlich oder zu
Teilen des Entwurfs positiv, eine knappe Minderheit (113 Stellungnahmen) weist den Revisionsent-
wurf oder Teile davon zur grundsétzlichen Uberarbeitung zurtick.

Einerseits wird beméangelt, dass die Verordnung zu umfassend und detailliert ausgefallen sei und ent-
schlackt werden musse. Andererseits wird das Schliessen von Liicken und die Prézisierung von Be-
stimmungen, v.a. die Aufnahme von Mindestanforderungen aus Richtlinien begriisst, ebenso die Star-
kung von Ausbildung und Eigenverantwortung der Tierhaltenden.

Auch grundsatzlich positiv antwortende Kantone und Organisationen machen Vorbehalte bei der Er-
héhung der Mindestanforderungen fir das Halten von Haustieren und von Wildtieren. Die Verschar-
fung der Bestimmungen fir die Nutztierhaltung wird von 12 Kantonen abgelehnt. Der Kostendruck auf
die Landwirtschaft durfe nicht erhdht werden, die Konkurrenzfahigkeit sei zu erhalten. Deshalb miisse
die Differenz zu den EU-Normen verringert oder zumindest nicht weiter ernéht werden. Die Uber-
gangsfristen werden kontrovers beurteilt. Alle Kantone und Tierhalterorganisationen verlangen, dass
der Investitionsschutz gewéhrleistet sein miisse. Einige Kantone lehnen Ubergangsfristen ab und be-
antragen, die strengeren Vorschriften nur auf Neubauten anzuwenden. Viele Tierschutzorganisationen
beantragen die Kiirzung von Ubergangsfristen. Die neuen Regelungen fiir Fische werden von 4 Kan-
tonen und allen Fischereiorganisationen abgelehnt, aber von den Tierschutzorganisationen und auch
von 3 Kantonen ausdrticklich begrusst.

1. Kapitel: Allgemeine Tierhaltungsvorschriften

Die allgemeinen Tierhaltungsvorschriften sind mit Ausnahme der Bestimmung zum Larm unbestritten.
Die neu eingefuihrte Bestimmung zum Larm wird von 10 Kantonen, 3 kantonalen Veterinaramtern und
22 béauerlichen Organisationen abgelehnt. Hingegen fordern 2 Parteien und 40 Tierschutz-
organisationen zuséatzlich den Schutz der Tiere vor Vibrationen. Fast alle landwirtschaftlichen Organi-
sationen lehnen die Mindestanforderungen nach Artikel 8 ab, welche in den Anhangen 1-3 néher be-
schrieben werden. Die Zoohalter fordern eine grundsétzliche Uberarbeitung von Anhang 2 (Mindest-
anforderungen an die Haltung von Wildtieren).

2. Kapitel Aus- und Weiterbildung im Bereich Tierhaltung

Die Ausbildungsvorschriften werden allgemein begrisst, auch von Tierhalterorganisationen und vielen
Kantonen, obschon die Uberpriifung fiir sie einen Mehraufwand darstellt. Die Kantone mdchten die
Fortbildungsperiodizitat bei den verschiedenen Ausbildungen vereinheitlichen. Die Zoohalter fordern,
langjéhrige, erfahrene Tierpfleger ohne Berufsabschluss sowie solche mit auslandischem Diplom als
gleichwertig zum Tierpfleger BBT anzuerkennen. Die Tierarzteschaft beantragt dasselbe fiir die Tier-
arztlichen Praxisassistentinnen (TPA) und der SVBT fordert die Aquivalenz nach Priifung fiir Perso-
nen mit selbst erworbenen Kenntnissen.

Im Bereich der privaten Wildtierhaltung sind fir viele die Anforderungen an die Tierpflege nicht klar.
Verschiedentlich wird gefordert, die tierartspezifische Ausbildung auf Tiergruppen mit &hnlichen Hal-
tungsanforderungen auszuweiten. Fischereiorganisationen fordern eine Ausnahme von der Ausbil-
dungspflicht fir nicht gewerbsmassig betriebene Besatzfischzucht.

Die Ausbildungspflicht fir Nutztierhalter (Art. 19) wird von den Kantonen und den Vermarkter-
organisationen begrusst. Von verschiedener Seite wird gefordert, sie unabhangig von der Anzahl
Nutztiere einzufiihren. Die Landwirtschaft beanstandet, dass eine Ausbildungspflicht fir das Betreu-
ungspersonal unangebracht sei. Kantone und Tierschutzkreise sehen die Notwendigkeit fir Ausnah-
men nur bei der Sémmerung mangels Alppersonal.
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3. Kapitel Haustiere

Zu Kapitel 3 werden viele Korrektur- und Ergdnzungsvorschlage eingebracht. Haufig stehen sich die
Forderungen von Tierschutzkreisen und von landw. Organisationen und Verbanden diametral gegen-
Uber.

Verschiedentlich wird gefordert, Yaks, Dam- und Rotwild sowie Meerschweinchen den Haustieren zu-
zuordnen. Die Regulierung fiir gleitsichere Bdden wird kontrovers aufgenommen und vor allem die
landwirtschaftlichen Organisationen sind unzufrieden mit der Formulierung, dass Béden den "Anspri-
chen der Tiere bezilglich Temperatur und Liegekomfort geniigen” missen. Einige Kantone und tier-
arztliche Vereinigungen méchten eine prazisere Formulierung des Begriffs "sauber" im Zusammen-
hang mit den Boden.

Vor allem Tierschutzorganisationen beflrworten die Vorgabe bzgl. der Dunkelphase bei Beleuch-
tungsprogrammen, fordern aber eine hdhere minimale Beleuchtungsstarke, bzw. eine Vorgabe, wie
diese im Vergleich zu EU-Vorschriften zu messen sei. Einigen Kantonen ist die Ausnahme von der
minimalen Beleuchtungsstéarke in Ruhe- und Riickzugsbereichen zu wenig prézise formuliert, und
landwirtschaftliche Organisationen verlangen eine Ausnahme fur die maximal zulassige Dauer der
Lichtphase fur Gefligel am Tag vor der Schlachtung.

Das Verbot des Kuhtrainers (Art. 26 Abs. 2) wird kontrovers aufgenommen. Tierschutzorganisationen
begriissen es, viele Kantone und v.a. die bauerlichen Organisationen lehnen es ab. Einige Kantone
fordern die Einfihrung eines Biigels, bei dem die Tiere vor dem Stromschlag vorgewarnt werden.
Vereinzelt wird angeregt, die Ausnahmeregelung fur voriibergehende elektrische Abschrankungen in
Laufstéllen abzuschaffen.

2. Abschnitt: Rindvieh und Wasserbiiffel

Die Ubergangfristen sollen nach Ansicht der Tierschutzorganisationen in einigen Bereichen stark ge-
kirzt oder gestrichen werden. Aus Grinden von angeblich zu hohen Kosten oder wegen Umset-
zungsproblemen werden die gesetzten Fristen hingegen von landwirtschaftlichen Kreisen und einigen
Kantonen abgelehnt.

Der Zugang zu Raufutter und Wasser fiir Kalber (Art. 27) ist kaum bestritten. Viele Kantone sowie 36
Organisationen und Verbande wollen jedoch auch Stroh zulassen und fur 15 andere soll der Wasser-
zugang auf den Alpen nicht speziell geregelt werden. Das Verbot der Anbindehaltung fur Kélber bis 4
Monate (Art. 28) wird grundsétzlich befurwortet. Ein Verbot der Einzelhaltung in Hitten fordern 3 Par-
teien und 39 Tierschutzorganisationen. Einstreu oder weiches, verformbares Material im Liegebereich
ist unbestritten. Fir 5 Kantone und 14 landw. Organisationen und Verbande soll aber die Anforderung
nur in Neubauten gelten. Grundsatzlich gegen eine Einschrankung bei der Verwendung von Einfla-
chenbuchten mit Tiefstreu sind 12 Stellungnahmen. Eine Verlangerung der Aufenthaltsdauer in sol-
chen Buchten wollen 14 Eingaben.

Die bestehende Regelung zum Winterauslauf solle beibehalten werden, fordern Landwirtschaftskrei-
se. Im Gegensatz dazu sprechen sich 40 Stellungnahmen fir eine Verdoppelung der Auslauftage aus
und zusétzlich fur ein Verbot der Anbindehaltung bei Neu- und Umbauten. Abkalbeboxen auch fir Ki-
he in Anbindehaltung fordern 39 Stellungnahmen aus Tierschutzkreisen. Verschiedene Kantone und
Tierarzteorganisationen verlangen separate Boxen fur kranke Tiere (Art. 31).

Die Tierschutzorganisationen fordern weitergehende Vorschriften fir die tiergerechte Fitterung, ein
Verbot der Anbindehaltung, mehr Platz und einen "weichen" Liegebereich. Der Schutz vor extremer
Witterung (Art. 32) wird von 39 Stellungnahmen begrtisst. Etliche Kantone und 12 Kantonstierarzte
sehen hierbei Umsetzungsprobleme. Landwirtschaftliche Organisationen befuirchten ein Behinderung
der Weidehaltung resp. der Alpung und lehnen die Bestimmung zum Witterungsschutz ab.

3. Abschnitt: Schweine

Einige Kantone und Parteien sowie die Produzentenorganisationen und -verbé&nde weisen alle gegen-
Uber der bestehenden Tierschutzverordnung vorgeschlagenen Veranderungen und Vorschriften zur
Schweinehaltung kategorisch zurtick. Dies betrifft die Sicherstellung der permanenten Beschéftigung,
Schutz vor Hitze und das generelle Verbot der Vollspaltenbdden. Neue Anforderungen werden héchs-
tens fur Neubauten akzeptiert. Einigen Parteien und den Tierschutzorganisationen geniigen die An-
forderungen dagegen nicht. Sie fordern inshesondere das Einstreuen von Liegeflachen fiir Neubau-
ten, Auslauf ins Freie, eine Vorgabe zum Schutz vor Kéalte sowie das Verbot von Kastenstanden und
Fressliegebuchten.
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Von den neuen Vorgaben stdsst einzig die Vorschrift, wonach Schweine mit Ausnahme bei der Frei-
landhaltung jederzeit Zugang zu Wasser haben sollen (Art. 34 Abs. 1), bei den bauerlichen Organisa-
tionen auf wenig Widerstand.

Die Mdglichkeit der Ausnahme vom Fixierungsverbot in Abferkelbuchten (Art. 39) wird von einigen
Kantonen, Kantonstierarzten und Parteien sowie den Tierschutzorganisationen abgelehnt.

4. und 5. Abschnitt: Schafe und Ziegen

Die Tierschutzorganisationen und einige Kantone und Organisationen begriissen die Vorgaben fir
Schafe und Ziegen. Das Verbot der Anbindehaltung von Schafen stdsst generell nicht auf Widerstand.
Es soll aber prazisiert werden, dass kurzfristiges Anbinden weiterhin moglich ist. Vor allem Tier-
schutzorganisationen verlangen fir Schafe bei Neu- und Umbauten einen permanenten Zugang ins
Freie. Das Verbot der Anbindehaltung von Ziegen wird kontrovers beurteilt. Die Tierschutzorgani-
sationen sind dafir, bei den Kantonen und Kantonstierérzten gibt es Befurworter und Gegner, und fast
alle bauerlichen Organisation lehnen es ab. Nach vielen Stellungnahmen ist zu prézisieren, dass kurz-
fristiges Anbinden weiterhin méglich ist, und sie fordern, eine Sonderregelung fur die Alpung festzu-
schreiben.

Ob, wieviel und bei welchem Haltungssystem Schafe oder Ziegen Wasser brauchen, ist umstritten.
Die Stellungnahmen variieren von der Forderung nach standigem Zugang zu Wasser fiir alle Tiere bis
zur Meinung, dass Schafe und Ziegen bei Weidehaltung Giberhaupt kein Wasser haben mussten. Be-
zuglich Zugang zu Raufutter fir LAmmer und Zicklein finden einige béauerliche Organisationen jede
Regelung Uberfliissig, andere verlangen eine Prazisierung beztiglich der Eignung von Raufutter oder
Uber die zeitliche Verfugbarkeit des Raufutters.

Die Tierschutzorganisationen begriissen die Regelung zum Witterungsschutz, die Kantone sind unter-
schiedlicher Meinung und bei den bauerlichen Organisationen stdosst der Artikel auf Ablehnung. Sie
befiirchten Probleme bei der Alpung und bei der Sicherstellung des trockenen Liegebereichs. Tier-
schutzorganisationen und einige Kantone verlangen die Prazisierung, dass Schafe im Sommer bzw.
Winter eine an das Klima angepasste Vliesdicke haben miissen.

Fur Ziegen in Laufstéallen wird ein zusatzlicher Absatz gefordert, der analog zum Pferd regelt, dass die
Ziegen Ausweich- und Rickzugsmdoglichkeiten haben missen. Vor allem Tierschutzorganisationen
verlangen flr Ziegen mindestens bei Neubauten einen permanenten Zugang ins Freie.

6. Abschnitt: Pferde

Dass Vorschriften fir die Pferdehaltung erlassen werden, wird vom den Vollzugsstellen, dem Reitge-
werbe- und von den Interesseverbanden sowie von Tierschutzkreisen begrisst. Allerdings weisen v.a.
Reiterkreise den Entwurf vor dem Hintergrund fehlender Umsetzungsmdglichkeiten im Zusammen-
hang mit der Raumplanungsgesetzgebung zur Uberarbeitung zuriick. Dennoch begriissen auch sie,
wie die Vollzugsvertreter und Tierschutzkreise, explizit die Ausbildungsvorschriften, die Bestimmungen
Uber den Auslauf im Freien und die Gruppenaufzucht von Jungpferden sowie grundsatzlich das Ver-
bot der Anbindehaltung. Einige Kantone sowie Vertreter der Landwirtschaft, des Pferdehandels und
der Armee wollen die Anbindehaltung fur Arbeitspferde beibehalten.

Vor allem bauerliche Kreise lehnen Flachenerhéhungen ab, wahrend einige Vertreter des Reitgewer-
bes Kompensationsmdglichkeiten als Alternative zu baulichen Anpassungen vorschlagen. Der trocke-
nen Liegeplatz und ein Witterungsschutz soll nur in der Winterfitterungsperiode vorgeschrieben wer-
den. Die Gruppenaufzucht von Jungpferden lehnen bauerliche Kreise und einige Kantone ebenfalls
ab, insbesondere, dass bis flinfjahrige Pferde, welche noch nicht zur regelméssigen Nutzung einge-
setzt werden, in der Gruppe zu halten sind. Die Raufuttergabe ist unbestritten, jedoch wird die ad libi-
tum-Gabe hauptsachlich aus medizinischen Griinden abgelehnt.

Die freie Bewegung im Freien ist fir Zuchtstuten und Fohlen, Jungpferde und andere nicht genutzte
Equiden breit akzeptiert. Jedoch sind zahlreiche Prézisierungen zu Auslaufdauer und -haufigkeit ein-
gegangen. Die Kantone fordern das Fihren eines Auslaufjournals wie beim Rind. Halterkreise aus-
sern Bedenken wegen des Verletzungsrisikos und weisen auf Schwierigkeiten fir Handelsstélle,
Hengsthalter oder mit Zirkuspferden auf Tournee hin. Beziiglich Auslaufflachen wird die Forderung
nach Nutzungsmaglichkeit in jeder Gangart sowie dem Fehlen von erheblichen Verunreinigungen
stark kritisiert. Fur die Einfuhrung des Stacheldrahtverbots verlangen hauptséachlich Pferdesport-
verbande langere Ubergangsfristen.
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7. Abschnitt: Hauskaninchen

Die zwei Artikel zur Kaninchenhaltung l6sen ebenfalls kontroverse Stellungnahmen aus. Einzelne
Kantone, Tierschutzorganisationen und 6kologisch orientierte Produzentenorganisationen verlangen
eine Verscharfung der Bestimmungen mit Gruppenhaltung, mehr Flache und Strukturierung, téglich
frisches Wasser, erhéhte Ebene, Einstreu, Bewegung ausserhalb der Kéfige. Die Kleintierhalter-
organisationen beantragen hingegen, die Nageobjekte und Nestkammern zu streichen.

8. Abschnitt:  Hausgefliigel und Haustauben

Das Einstreuobligatorium fur Gefligel wird mit dem Hinweis auf Verluste bei den Direktzahlungen
vorwiegend aus Landwirtschaftskreisen abgelehnt. Wéhrend von den einen die erhdhten Sitzgelegen-
heiten bzw. Sitzstangen als wichtige Forderung hervorgehoben wird, sollten sie bei den anderen ent-
weder fur die Aufzucht oder Gberhaupt gestrichen oder nicht auf verschiedenen Ebenen gefordert
werden. Die Tierschutzorganisationen fordern, die Abdunklung der Nester sei explizit zu nennen und
bei den Alternativen zu den eingestreuten Nestern sei eine fur die Tiere gleichwertige weiche Einlage
zu verlangen. Im weiteren wird fiir Neu- und Umbauten ein geschitzter Aussenklimabereich gefordert.

Die Minimalwerte fur die Beleuchtung sollen auf 15 bzw. 50 Lux angehoben werden. Einige Kantone
bemerken, es brauche keine Ausnahmeregelung in Artikel 58, die sei in Artikel 11 schon gegeben. Ein
Stellungsnehmer wiinscht eine Prézisierung der Messmethode fiir die Lichtstarkenmessung. Fur die
Toétungsmethoden wird eher eine offene Formulierung gewiinscht. Die Regelung kénnte auch auf Stu-
fe Amtsverordnung erfolgen.

9. Abschnitt:  Bewilligung von Aufstallungssystemen und Stalleinrichtungen

Die meisten Vorgaben zum Prif- und Bewilligungsverfahren werden nicht grundsétzlich in Frage ge-
stellt. Haufig wird eine Ausdehnung auf andere Tierarten (Pferde, Speisefische, Haustauben) gefor-
dert. Die Ausnahmeregelung fiir Tierhaltungen im Rahmen der Freizeitbeschéaftigung wird in vielen
Stellungnahmen kritisiert und die Streichung gefordert, da das Verfahren auch fir Hobby-
Tierhaltungen sinnvoll sei. Einige Kantone fordern, dass die gesamten Verfahrenskosten weiterhin
dem Gesuchssteller aufzuerlegen seien, und Mindestanforderungen sollen nicht unterschritten werden
kénnen. Zur Kommission fir Stalleinrichtungen (Artikel 62) reichen die Vorschldge von der Aufhebung
bis hin zu ihrer gesetzlichen Verankerung oder betreffen ihre Zusammensetzung.

10. Abschnitt: Hunde

Bei den Haltungsvorschriften fir Hunde wurde die zeitliche Einschrdnkung der Anbindehaltung haupt-
sachlich begrisst. Viele Stellungnahmen fordern ein totales Verbot der Anbindehaltung. Andere fiirch-
ten, dass die zeitliche Begrenzung vermehrt zu Sicherheitsproblemen durch freilaufende Hunde fiihre.
Umgekehrt fordern Vollzugsstellen, die Mindestdauer festzulegen, wahrend der ein Hund nicht ange-
bunden sein darf, weil die Anbindedauer nur schwer kontrollierbar sei.

Weitere Kommentare betreffen den Wasserbedarf von Hunden, die Qualitat des Liegematerials und
das Absetzalter von Welpen. Tierschutzkreise fordern ein Verbot des Schutzdienstes und der Ausbil-
dung auf Schéarfe zu Sportzwecken, wahrend Hundeorganisationen dem entgegen halten, dass bei
sachgemass durchgefihrter Schutzhundeausbildung kein Zusammenhang zu Ubermassigem Aggres-
sionsverhalten bestehe. Ebenso wollen Schutz- und Diensthundeorganisationen die Stockschlage zur
Uberpriifung der Belastbarkeit im Triebbereich beibehalten.

Die Vollzugsbehdrden wollen die Meldepflicht auf samtliche Verletzungen und auf nahezu alle Perso-
nen, die sich mit Hunden befassen ausweiten. Gefordert wird die Prazisierung von "ibermassigem
Aggressionsverhalten” und ein schweizweit gultiger Massnahmekatalog bei Problemen mit Hunden.

Die meisten Stellungnahmen begriissen die obligatorischen Kursbesuche fur Hundehalter und Hun-
dehalterinnen, bezweifeln aber die Realisierbarkeit wegen der grossen Anzahl Hunde und kritisieren
den grossen Verwaltungsaufwand. Kynologische Kreise finden die Vorschrift fir Halter von Dienst-,
Jagd-, Treib- und Hitehunde unverhaltnismassig. Vollzugsorganen, Kantonsregierungen, Tierhalter-
und Tierschutzkreise verlangen, dass die Anforderungen an Personen, die Kurse erteilen oder mit
Hunden arbeiten, streng festzulegen und zu kontrollieren seien. Eine Liste anerkannter Experten und
Organisationen sollte verdffentlicht werden.

4. Kapitel: Heimtiere, Tierheime und gewerbsmassige Zucht von Heimtieren

Tierschutzorganisationen und Kantone begriissen die neuen Bestimmungen tber Heimtiere. Sie be-
trachten insbesondere den geforderten Sozialkontakt als Verbesserung fir die Tiere. Die Mindestfl&-
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chen fur Hunde, Katzen und Heimtiere werden kritisiert, der Raumanspruch sei fur die arttypische Be-
wegung und nicht von Kdérpergrésse abhéngig. Mehrere Stellungnahmen beméngeln, dass die Katzen
nicht in einem eigenen Kapitel abgehandelt werden. Im weiteren wird eine Prézisierung des Begriffes
"Gewerbsmassigkeit" verlangt und eine Vorschriften iber zulassige Tétungsmethoden fir Heimtiere
gefordert.

5. Kapitel: Wildtiere

Wiederholt wird gefordert, dass Cephalopoda in gleicher Art wie Decapoda bei den Wildtieren aufge-
fuhrt werden sollen. Der Begriff Decapoda ist zu ersetzen, da er eine zu allgemeine (zu hoch ange-
setzte systematische) Bezeichnung fiur die gemeinten Krebsarten sei, und sollte durch ,Reptantia“ als
Gruppennamen fur Hummer, Flusskrebse, Langusten und Krabben ersetzt werden. Der umfassendere
Begriff Decapoda fiihrt zu Problemen, weil die Haltung von Wirbellosen in der Meerwasseraquaristik
und zunehmend auch in der Slisswasseraquaristik eine grosse Rolle spielt.

Die unkontrollierte Verwendung von betdubenden Substanzen durch Laien ist problematisch und soll-
te auf Personen mit einer entsprechenden Ausbildung und nach tierérztlicher Anweisung einge-
schréankt werden. Allgemein begriisst wird, dass es Zierfischhaltern weiterhin erlaubt ist, Fische z.B.
mit Nelkendl zu toten.

Von den Tierschutzorganisationen wird ein Verbot der Haltung von Wildtieren in fahrenden Zirkussen
und ahnlichen Einrichtungen gefordert, auch lehnen sie die Zucht und das Aussetzen von Fischen fur
die Fischerei ab. Das Fehlen einer verbindlichen Regelung fur die Ausnahmen der temporaren
Ausstellung von der Aufsichtspflicht durch eine Fachperson wird beméangelt. Vereinzelt wird verlangt,
die Haltung aller Affen bewilligungspflichtig zu erklaren. Die Ausnahme der Boa constrictor von der
Bewilligungspflicht stdsst teilweise auf Unverstandnis.

Viele Organisationen forddern die Erweiterung der Liste haltebewilligungspflichtiger Wildtiere auf In-
sektivoren, einheimische Amphibien und Reptilien sowie Schildkréten. Auch wird ein Hinweis gefor-
dert, dass fur das Halten von einheimischen Wildtieren eine Ausnahmebewilligung der kantonalen Na-
turschutzfachstelle nach Artikel 20 NHV notwendig sei. Giftschlangen sollten in die Liste besonders
schwierig zu haltender Tiere aufgenommen werden. Die Bewilligungsvoraussetzung soll prazisiert
werden. Der Ausdruck "kleine private Haltung" ist klar zu umschreiben, sonst besteht die Gefahr, dass
jede kantonale Vollzugsstelle eine andere Praxis anwendet und Rechtsunsicherheit entsteht. Einzelne
Kantone wollen eine Ausweitung des Bewilligungsintervalls fiir private Wildtierhalter.

Die Fischereiorganisationen wollen die Aufzucht und Hélterung von Fischen in 6ffentlichen Anstalten,
welche lediglich der Besatzbewirtschaftung dienen, nicht der Gewerbsmassigkeit unterstellen. Tierbe-
standeskontrollen fur Fischzuchten werden abgelehnt oder miissen zumindest angepasst werden. Fi-
scher und Angler, aber auch kantonale Behérden fordern, den Abschnitt fiir Fische (Art. 92-94) zu
streichen, da der Tierschutz bereits in der Fischereigesetzgebung geregelt werde. Es diirfe nicht in die
Hoheit der Kantone eingegriffen werden.

Die Vorgaben fir die Kontrolle der Wasserqualitat in Transportbehéltern werden kontrovers beurteilt
und von der Fischereiseite als nicht praktikabel verworfen. Die Tierschutzorganisationen beantragen,
den Transport und die Halterung von lebenden Fischen nur in Ausnahmeféllen zu gestatten. Die Re-
gelung fur Speise- und Besatzfische sowie fur Aquarienfische sollte getrennt erfolgen.

6. Kapitel: Zichten von Tieren

Die Regelung der Zucht wird von vielen Stellungnahmen begrusst. Es besteht aber ein Klarungsbedarf
hinsichtlich der Verletzung der Wirde des Tieres im Zusammenhang mit dem Zichten. Einige wollen
die Kompetenz, Zuchtvorschriften zu erlassen, nicht dem Bundesamt Uiberlassen. Das Verbot des un-
beabsichtigten Vermehrens wird von Tierschutzorganisationen begrisst, von der Landwirtschaft als
realitdtsfremd abgelehnt. Bei der Regelung fir Reproduktionsmethoden verlangen einige Stellung-
nahmen fur die biomedizinische Forschung eine Ausnahmeregelung, ebenso die Fischereiorganisati-
onen eine solche fiir die gangigen Fischzuchtpraktiken und hinsichtlich Fachkundenachweis.

7. Kapitel: Handel und Werbung mit Tieren

Die Bewilligungspflicht fiir Tierbdrsen wird von einigen Fachverbanden und Tierschutzkreisen sehr
begrusst. Die Informationspflicht des Verkaufers wird von Tierhalterkreisen abgelehnt. Tierschutzor-
ganisationen und Vollzugsbehoérden fordern ein Handelsverbot fiir Hunde und Katzen auf Markten.
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8. Kapitel: Tiertransporte

Die Regelung der Aus- und Weiterbildungspflicht bei Tiertransporten muss klarer formuliert werden.
Zur Weiterbildung sollen Wiederholungskurse alle drei statt flinf Jahre vorgeschrieben und die Ausbil-
dung stufengerecht auf das Tatigkeitsgebiet der Auszubildenden abgestimmt werden. Die Transport-
vorschriften fir Fische sollten im Kapitel Fische geregelt werden.

Die allgemeine Formulierung der Verantwortlichkeiten des Transporteurs fiihrt bei der Umsetzung auf
verschiedene Tierkategorien zu Problemen. Artikel 121 wird in der vorliegenden Form mehrheitlich
abgelehnt. Der Gefliigeltransport soll bei den Artikeln 118, 119 und 126 ausgenommen werden. Meh-
rere Stellungnahmen halten fest, dass das Verbot von unnétigen Verzégerungen beim Transport im
Widerspruch zur Arbeits- und Ruhezeit-Verordnung der Strassenverkehrsgesetzgebung stehe.

Zur Betreuung wahrend des Transportes werden viele Verbesserungsvorschlage gemacht. Einige Or-
ganisationen beantragen, die Ausnahmen von der maximalen Transportzeit fir Labeltiere ersatzlos zu
streichen, und den Begriff ,Transportzeit* durch ,Fahrzeit* zu ersetzen. Die Vorschriften tber die Min-
desthéhe des Abteils sollen nur fir Neufahrzeuge gelten. Bei der Beschriftung von Transportfahrzeu-
gen sollten anstatt ,LEBENDE TIERE" auch ,TIERTRANSPORT" oder gleichbedeutende Anschriften méglich
sein. Die Tierschutzorganisationen beantragen, den Postversand lebender Tiere zu verbieten.

Bei internationalen Transporten von Nutztieren werden Grenzkontrollen auch aus Artenschutzgriinden
gefordert. Das Transitverbot flir Nutztiere sei beizubehalten und entweder in der Verordnung vom 20.
April 1988 Uber die Ein-, Durch- und Ausfuhr von Tieren und Tierprodukten (EDAV) oder in der Tier-
schutzverordnung zu verankern. Einige Organisationen fordern, zumindest eine Bewilligungspflicht fir
gewerbsmassige Transit-Tiertransporte einzufiihren.

9. Kapitel: Schlachten von Tieren

Von den Branchenvertretern wird eine stufengerechte Formulierung der Ausbildungsinhalte und —
erfordernisse fur Schlachthofmitarbeiter, auch unter Bertcksichtigung der Kleinbetriebe gefordert. Es
sollten nicht an alle Schlachthofmitarbeiter im Bereich Lebendtiere dieselben Anforderungen gestellt
werden.

Die Kontrollen von Tierwohl und Tiergesundheit sollten nicht stichprobenweise, sondern generell vor-
geschrieben werden. Bei der Regelung ist sicherzustellen, dass kein Widerspruch zur Regelung der
Schlachttieruntersuchung in der Verordnung Uiber das Schlachten und die Fleischkontrolle (VSFK)
entsteht.

Die Tierschutzorganisationen beantragen, das Kochen von lebenden Krebsen im siedenden Wasser
als tierquélerisch zu verbieten, ebenso das rituelle Schlachten bzw. Dekapitieren von Gefligel ohne

vorherige Betaubung. Verschiedentlich wird eine generelle Zulassung des Genickbruches zur Betdu-
bung von Fischen gefordert. Andererseits soll die Tétung von Aalen und Zehnfusskrebsen durch ein

~.gekihltes Immersionssalzbad" tiberprift werden.

10. Kapitel: Tierversuche

Das gesamte Kapitel wird von Tierschutzkreisen begriisst. Von den Forschenden wird auf Unklarhei-
ten hingewiesen und verlangt, dass sie friihzeitig einbezogen werden mussten. Die Verantwortlichkei-
ten der diversen beteiligten Personen misse Uberdacht werde (Art. 175-177) und im Katalog der be-
lastenden Tierversuche sollten Anpassungen erfolgen, inshesondere hinsichtlich der Wiirdeverletzung
beim Téten von Tieren (Art.179).

Die Ausweitung des Geltungsbereichs auf Embryonal- und Larvenstadien ist umstritten. Allfallige An-
derungen in diesem Kapitel hat Auswirkungen auf viele der folgenden Artikel. Fir gentechnisch ver-
anderte niedere Wirbeltiere werden tiefgreifende Anpassungen gefordert. Viele Antrage und Missver-
stéandnisse beziehen sich auf unklare Formulierungen. Mehrfach wird die Einzelhaltung sowie die Ab-
grenzung von Versuchstieren gegeniiber Wildtieren (v.a. Fische) als Problem bezeichnet.

Da Artikel 96 ohne Vorbehalt die Zucht transgener Tiere verbietet (im Gegensatz zum Gesetz) be-
furchten viele Stellungnehmende, die Forschung werde in der Schweiz verunmdgglicht. Zudem wird be-
furchtet, die neuen Anforderungen in Artikel 220 und Artikel 185 sowie die nheuen Maximalgebiihren
von 5000 Franken wiirden die Kosten fir Tierversuchsbewilligungen massiv ansteigen lassen.

Die teilweise deutlich Uber dem EU-Standard liegenden Minimalmasse zur Haltung der Labortiere
werden abgelehnt, da es keine wissenschaftliche Begriindung fir die Abweichungen gebe. In Anbet-
racht der Ubergangsfristen bis 20 Jahre fiir die Landwirtschaft wird fiir Gehegeanpassungen in der
Forschung ebenfalls mehr Zeit verlangt. Stark kritisiert werden auch die Anforderungen an die 'spe-
ziellen Einrichtungen' in Anhang 3.
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Tierschutzkreise ihrerseits fordern ein Verbot fur Versuche mit Waffen, Tabak und Kosmetika sowie
ein generelles Verbot fiir Versuche mit Menschenaffen. Belastende Primatenversuche seien interdis-
ziplinér durch eine schweizerische Kommission zu beurteilen fur bestimmte Verwendungszwecke zu
verbieten (Art. 180-181).

Universitats-Institute und Industrie fordern, dass das elektronische Meldesystem (Art. 165, 184, 190)
mit ihren bestehenden Systemen kompatibel sein misse.

11. Kapitel: Ausnahmen bei der Pflicht zur Schmerzausschaltung

Bei den Ausnahmen von der Pflicht zur Schmerzausschaltung (Art. 195) kritisieren die Tierschutz- und
Tierérzteorganisationen vor allem, dass das Kirzen der Lammerschwénze sowie verstimmelnde
Markierungstechniken wie Zehenamputation auf der Liste verbleiben. Auch die Ausnahmen beziiglich
Afterkrallen von Welpen sollten gestrichen werden. Erstaunt hat verschiedene Stellungnehmende,
dass der Parlamentsbeschluss beziiglich Ferkelkastration nicht in die revidierte Tierschutzverordnung
eingeflossen ist.

Tierhalterverbande begrissen die Definition der "fachkundigen Person" in der Tierschutzverordnung
als Erleichterung in der Praxis, wahrend einige Kantone die Vorgabe bezliglich Erlangen der Fach-
kunde enger fassen mdchten. Die Tierarzteschaft mochte schmerzhafte Eingriffe definieren und Be-
stimmungen zur Delegation in diesem Kapitel festgelegen.

12. Kapitel: Verbotene Handlungen

Verschiedene Stellungnahmen beantragen, die Liste der verbotenen Handlungen mit Missachten der
Wirde zu erganzen, um den Tatbestand den harteren Strafbestimmungen zu unterstellen. Beim ver-
botenen Aussetzen von Tieren sollte eine Préazisierungen eingefiigt werden, dass Auswilderungspro-
gramme nicht unter das Verbot fallen. Gleichermassen sollte die Bestimmung zu den sexuellen Hand-
lungen so ergénzt werden, dass Reproduktionstechniken vom Verbot nicht tangiert werden. Tier-
schutzkreise fordern das Verbot der Baujagd sowie ein Verbot, Tiere fur die Jagd zu ziichten. Ferner
wollen sie das Coupieren der Flugel bei Vogeln generell verbieten.

Das Verbot des Hautbrandes bei Pferden l6ste kontroverse Stellungnahmen aus. Wahrend die Pfer-
desportverbénde und -organisationen das Verbot im Hinblick auf das bevorstehende Chipobligatorium
begrussen, lehnen es bauerliche Kreise und Zichter ab, weil es einen Wettbewerbsnachteil bewirken
konnte.

Die Tierschutzorganisationen beantragen, die Verwendung lebender Tiere zur Ausbildung von Boden-
hunden zu verbieten. Die Verhaltenstherapeuten weisen auf die Notwendigkeit hin, die Ausnahmen
der Verwendung von Tieren zur Priifung von Hunden auf Verhaltenstests und -therapien auszuweiten.

Fischereikreise und einige Kantone lehnen Artikel 203 (Verbotenen Handlungen bei Fischen und
Zehnfusskrebsen) ab. Diese Handlungen seien bereits in der Fischereigesetzgebung ausreichend ge-
regelt und fielen Gberdies in die kantonale Zustandigkeit. Besonders gross ist die Ablehnung gegen-
Uber dem Widerhakenverbot. Die Fischereiorganisationen lehnen die ,Sonderbehandlung” ab, da Be-
stimmungen zum Sport oder zur Jagd bei anderen Tierarten weitgehend fehlten. Tierschutzorganisati-
onen hingegen beantragen zusatzlich Verbote betreffend eingefarbter Fische, unnétiger Verlangerung
des Dirills sowie lebendiger Kdderfische.

13. - 16. Kapitel: Forschung — Verwaltungsmassnahmen — Vollzug - Schlussbestimmungen

Der Forschungsartikel (Art. 205) wird allgemein akzeptiert. Es wird lediglich um ein paar kleine Ergan-
zungen ersucht. Ebenso unbestritten sind die zwei Artikel der Verwaltungsmassnahmen. Kleine Er-
ganzungen sollen die Artikel prazisieren.

Hingegen sind einige Artikel im Kapitel Vollzug umstritten. Die den Kantonstierarzt oder die Kan-
tonstierarztin betreffenden Regelungen fuhren zu unterschiedlichen Antragen, insbesondere wird ver-
langt, dass diese Artikel mit der Verordnung Uber die Aus-, Weiter- und Fortbildung der Personen im
offentlichen Veterinardienst abgestimmt werden missten. Die Anmerkungen und Antrage zu den Kon-
trollen in landwirtschaftlichen Tierhaltungen fielen unterschiedlich aus. Der Gebiihrenartikel 16st einige
Antrage aus, wovon die meisten eine Reduktion bis Streichung des Geblhrenansatzes verlangen.
Viele Organisationen befiirchten eine Erh6hung der Geblihren.

Die Ubergangsbestimmungen lésen unterschiedliche Reaktionen aus. Tierschutzorganisationen pla-
dieren fiir kiirzere Ubergangsfristen, wahrend bauerliche Organisationen oder solche die Veranderun-
gen nur mit Kosten verbunden sehen, um lange Ubergangsfristen ersuchen. In mehreren Stellung-
nahmen wird gefordert, die Ubergangsfristen zu vereinheitlichen.
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Anhang 1-4 Mindestanforderungen

Die vorgeschlagenen Anderungen bei den Mindestanforderungen fiir das Halten von Haustieren (An-
hang 1) werden von den landwirtschaftlichen und Tierhalterorganisationen zum Teil grundsétzlich ab-
gelehnt, weil die Anpassungen bei einzelnen Mindestvorgaben die Produzentenkosten erhéhen wiir-
den. Umstritten ist insbesondere eine Erhéhung der Minimalflachen pro Tier fir Mastrinder und Mast-
schweine in Buchten mit vollperforierten Béden. Verschiedene Kantonstierarzte und Kantonstierarz-
tinnen bemangeln die Toleranzwerte fiir Pferde, da sie von den im Vollzug bereits umgesetzten Richt-
linien des Bundesamtes aus dem Jahre 2001 abweichen. Tierhalterorganisationen beantragen ver-
schiedentlich die Fristen zu erstrecken. Andere schlagen als Kompensation fir zu niedrige Stélle den
permanenten Zugang ins Freie vor. Mehrere Stellungnahmen machen Korrekturvorschlage zu den
Boxen- und Innenraummasse fir Katzen sowie die notwendige Anzahl der Katzenkistchen.

Viele Zoo-, Wild- und Heimtierhalterorganisationen beantragen, Anhang 2 (Mindestanforderungen fir
das Halten von Wildtieren) unter Einbezug von Fachleuten grundsatzlich zu Uberarbeiten und vorlaufig
die bisher giltigen Regelungen beizubehalten.

Bei den Forschenden stossen die vorgeschlagenen Mindestanforderungen fir das Halten von Ver-
suchstieren in bewilligten Versuchstierhaltungen (Anhang 3) auf geschlossene Ablehnung, da diese
nicht den im Jahr 2006 verabschiedeten Standards des Europarats entsprachen und somit die Kosten
fur die Tierhaltung enorm in die Hohe treiben. Die Forderungen seien nicht wissenschaftlich unter-
mauert, dies im Gegensatz zu den Abmessungen des Europarats, die begriindet oder mindestens
ausgehandelt seien.

VVon Branchenvertretern und vielen Kantonen wird beantragt, fir die Mindestanforderungen bei der
Beforderung von Nutztieren (Anhang 4) die geltenden Regelungen der Europaischen Union in die
Schweizerische Tierschutzverordnung aufzunehmen. Generell soll der Raumbedarf beim Transport
nicht von den Vorgaben der Europaischen Union abweichen. Zusatzlich sollte eine Gewichtsabstufung
fur Rinder von 450 — 550 kg vorgesehen und in der Tabelle fir Schweine die Mindesthdhe ab 125 kg
auf 110 cm festgelegt werden.

Anhang 5: Inhalt der Aus- und Weiterbildung des Fachpersonals fiir Tierversuche
Es wurden lediglich einige begriffliche oder stilistische Anmerkungen gemacht.

Anhang 6: Ubergangsfristen
Zu den Ubergangsfristen wurden sehr viele Kommentare und Antrage eingereicht.
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3 Grundsatzliche Fragen

3.1 Formelle Beurteilung

Kantone

Einerseits wird beméangelt, dass die Verordnung zu umfassend und detailliert ausgefallen sei und ent-
schlackt werden misse. Andererseits begrissen Al, AR, BE, BL, GR, NE, SH, TG, TIl, UR, ZG und ZH
das Schliessen von Liicken und die Préazisierung von Bestimmungen, v.a. die Aufnahme von Mindest-
anforderungen aus Richtlinien ausdricklich, dies vereinfache den Vollzug. Alle Kantone erwarten ei-
nen Mehraufwand an Vollzugslasten und befiirchten, dass dieser zu einem Mangel an Ressourcen
fuhren werde. Vereinzelt wird gefordert, dass der Bund die Kantone fiir den Mehraufwand entschadi-
ge.

Die Ubergangsfristen werden kontrovers beurteilt. Alle Kantone betonen, dass der Investitionsschutz
gewahrleistet sein musse. Einige Kantone lehnen die Ubergangsfristen ab und beantragen, dass die
strengeren Vorschriften nur auf Neubauten anzuwenden seien.

Politische Parteien

Von 9 vernehmlassenden Parteien aussern sich SP und GPS allgemein zustimmend. Die seriésen
und umfassenden Vorarbeiten, die Parlament und Verwaltung bei der Vorbereitung des Verordnungs-
entwurfs vorgenommen haben. werden anerkannt. Die Totalrevision wird begriisst, obwohl nur wenige
Empfehlungen der GPK-S sowie der Kommission Langenberger Eingang ins Gesetz sowie in der Ver-
ordnung Konkretisierung gefunden hatten. Negativ wird vermerkt, dass fur Primaten kein Verbot be-
lastender Tierversuche vorgesehen ist und die Regelungen betreffend Tierversuche zu wenig transpa-
rent sind.

FDP, SVP, LDT und LPS beméngeln, dass die Vorlage nicht den Gesetzesauflagen entspricht. Die
Verordnung sei ohne vorhergehende Konsultation der betroffenen Wirtschaftskreise erarbeitet worden
und noch einmal gezielt im Zusammenhang mit der internationalen Konkurrenzfahigkeit der Schweizer
Landwirtschaft anzuschauen. SVP und LPS fordern zudem den Einbezug der betroffenen Stellen fir
eine grundliche Uberarbeitung, da die Vernehmlassungsvorlage den Wirtschaftlichkeitsiiberlegungen
der schweizerischen Landwirtschaft zu wenig Rechnung trage und zu einer Uberregulierung im Be-
reich der Nutztierhaltung, der Forschung und des Bauens fiihre. Von einem absoluten Verbot hinsicht-
lich der Erzeugung, Vermehrung, Haltung sowie der Verwendung transgener Tiere sei abzusehen.

Die GLPZH lehnt die vorliegende Tierschutzverordnung ab, weil sie dem Auftrag des fortschrittlichen
Tierschutzgesetzes in vielen Teilen widerspreche.

Die CVP begriisst im Prinzip die Totalrevision und die neuen Regelungen zur Aus- und Weiterbildung
der Tierhalter, findet aber wie die ablehnenden Parteien, dass der Detaillierungsgrad zu hoch sei und
die 6konomischen Interessen, die vom Tierschutz tangiert werden, nicht gentigend beachtet worden
seien. Die EVP erachtet die Ubergangsfristen bei neuen Vorschriften, die gréssere bauliche Anderun-
gen nach sich ziehen, als zu kurz.

Organisationen und Amtsstellen

Die Stellungnahmen der Organisationen und Amter sind vielfaltig. 75 Stellungnahmen weisen generell
den Entwurf der Verordnung als zu restriktiv oder unnétig zurlick. In weiteren 37 Stellungnahmen wer-
den einzelne Kapitel zur Uberarbeitung zuriickgewiesen. Eine fast gleich grosse Gruppe mit 100 Stel-
lungnahmen begrisst die Revision grundsétzlich, aber teilweise mit Einschrankungen, die sich auf die
selben kritischen Kapitel beziehen. Eine weitere Gruppe (23 Stellungnahmen) macht Verbesserungs-
vorschléage zu einzelnen Themen, ohne sich generell zustimmend oder ablehnend zu &ussern.

Die Ablehnung ist oft grundsétzlicher Art. SLBV fordert, die Revision auf bisher nicht geregelte Ver-
haltnisse fur Exoten oder Heimtiere zu beschranken. PARUS, CVAM und SRGYV kommen zum
Schluss, dass sich eine Totalrevision trotz dem neuen Tierschutzgesetz nicht aufdréange. Fir SRKV
kommt die Totalrevision vorschnell, ist die neue Ausrichtung ideologisch motiviert und tierschutzlastig.
UNZHLK nennt den Entwurf als Ganzes ein inkonsistentes Flickwerk mit unnétigen Wiederholungen
und unterschiedlichem Detaillierungsgrad. IGHGH lehnt den Entwurf gesamthaft ab und bittet um eine
verfassungsrechtliche Uberpriifung. Von den Tierschutzorganisationen weist OTW die Vorlage zuriick,
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weil sie den Schutzanforderungen des Gesetzes nicht geniige und fordert eine Strafsteuer fir samtli-
che Vergehen gegen das Interesse und die Wirde der Tiere (vor allem auch fur Kastration).

Es werden aber durch SRKV auch neue und anerkennenswerte Stossrichtungen erkannt. Der SZZV
findet grundsatzlich positiv, dass laufend neue Erkenntnisse aus der Tierhaltungspraxis, der Tier-
schutzforschung und der Priifung von Stalleinrichtungen fir landwirtschaftliche Nutztiere zur Verbes-
serung der Tierhaltung herangezogen werden. Der Praxiserfahrung muss aber die entsprechende
Gewichtung beigemessen werden. Diese Forderung wird auch von GREPAC eingebracht.

Die Konsumentenorganisationen unterstiitzen die Stossrichtung der Revision. KONFOR und ACSI
verweisen aber auf die Notwendigkeit, dass die Kosten fiir die landwirtschaftliche Produktion nicht
steigen durfen. Die Aufnahme von Regelungen fur alle Tierarten und die Verbesserung der Informati-
on und Ausbildung der Tierhalter wird vom FRC begrisst. Es sei jedoch wichtig fur einen einheitlichen
Vollzug, dass das BVET Richtlinien fur die Umsetzung erlasse.

Fur die Tierschutzorganisationen ist die Notwendigkeit einer Totalrevision der Tierschutzverordnung
auf Grund des neuen Tierschutzgesetzes unbestritten. Sie anerkennen, dass die Verwaltung ernsthaf-
te und umfassende Vorarbeiten getatigt hat (STS'). Die STVT bezeichnet den Entwurf als sehr aus-
fuhrlich, aber im grossen und ganzen ausgeglichen. VFAFI begriisst es ausserordentlich, dass der
Verordnungsentwurf die Schmerz- und Leidenféahigkeit von Fischen und Zehnfusskrebsen anerkennt
und klare und nachvollziehbare Bestimmungen zu deren Schutz enthélt. Im weiteren seien alle Begeh-
ren nach weniger Tierschutz fir Fische zurlickweisen. Weitere Verbesserungen am Entwurf seien
notwendig, damit die Absicht des Tierschutzgesetzes auch gegeniiber Fischen und Krebsen erfullt
werden kann.

Viele Rickweisungen kommen von bauerlichen Organisationen, die verlangen, dass die Tierhaltungs-
vorschriften im 3. Kapitel unter Fihrung BLW und Beizug der Produzenten zu Uberarbeiten seien
(SBV2 ). Auch KOLAS fordert, die Vertreter der landwirtschaftlichen Organisationen seien zur Teil-
nahme an einer Uberarbeitung einzuladen. BROSSL, SAB, SKMV SPSCHF und SVV bedauern, dass
keine Informationsveranstaltungen fir die bauerlichen Organisationen organisiert wurden und fordern
den Beizug von Praktikern auch aus der Berglandwirtschaft. Zum Tiertransport wird der Beizug weite-
rer Fachleute aus der IGTTS und des Schweiz. Nutzfahrzeugverbandes gefordert.

BKMV, EKKF, FIAL, FSFL, GASUI, SFF, SGV, SKMV und ZHBYV lehnen zu viele Detailregelungen
und alle Anderungen, die hoheren Anforderungen an die Tierhaltungen gleichkommen, kategorisch
ab. Aus der Botschaft des Bundesrates vom 9. Dezember 2002 kdnne man schliessen, dass die Fach-
leute damals der Meinung waren, dass die heute geltenden Anforderungen tiergerecht sind. BFO,
SBLV, SBV, SLMV und TVL fordern, der Bundesrat miisse sein Versprechen, keine neue Auflagen
und Kosten zu produzieren, einhalten. Sie ziehen den Verzicht auf iberméassige Forderungen gross-
zligig bemessenen Ubergangsfristen zur Abfederung von Investitionskosten vor.

BROSSL, BKMV, GLBV, SAB und SKMV halten fest, dass die Bedirfnisse der Berglandwirtschaft in
der Verordnung nicht berlcksichtigt sind. Diese braucht Erleichterungen fir die Alpwirtschaft bezlg-
lich Raumbedarf und Ausbildungspflicht fiir Personen, die Giber 10 GVE betreuen. SAV lehnt die Ab-
sicht des Bundes, fiur die Haltung von und den Umgang mit mehr als 10 Nutztier-GVE eine Bewilli-
gungspflicht einzuftihren, prinzipiell ab.

MIGEBU beantragt, die Tierschutzbestimmungen nach den geltenden Regelungen der EU auszurich-
ten. BFO, BKMV, FIAL, SFF und THG beantragen, das Schutzniveau in jenen Bereichen nicht anzu-
heben, in welchen die in der EU geltenden Standards bereits heute Giberschritten sind. Abweichungen
vom EU-Recht durften nur noch dort zugelassen werden, wo der Bundesrat eine konkrete Ausnahme-
regelung verlangt.

Einige landwirtschaftsorientierte Organisationen stehen dem Entwurf positiv gegeniiber und machen
erganzende Vorschlage. SRAKLA fordert, dass beim Import von tierischen Nahrungsmitteln die gleich
strengen Vorschriften gelten sollen wie fir die Produktion im Inland. Der VKMB ersucht, dem Bundes-
amt den Auftrag zu erteilen, fur die L6sung der grundsétzlichen Fragen wie Kostenneutralitat oder
Kompensation von Kostennachteilen (Direktzahlungssystem) Rund-Tisch-Gespréche zu organisieren.

FiLU, FiSO, FiBE und KFiBL weisen die fischereirelevanten Regelungen der Verordnung zurtick und
fordern eine Arbeitsgruppe einzusetzen, in der Fischereifachleute Einsitz nehmen. Alle Fischereiorga-
nisationen sehen in den Bereichen Fischzucht (Besatzfische), Fischtransport, Haltung von Fischen,
Berufsfischerei und Angelfischerei mehrheitlich keinen Handlungsbedarf. Die Vorschriften sollen sich

! Wie STS: ATSV, CRF, GRTV, KAGFL, KGLTV, KVSGTS, LVSPA, SHTSCH, SJT, SPANE, SPSCHF, STVT, TSCHE, TSCHO,
TSCHRT, TSBB, TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVFRU, TVFRA, TVGRU, TVHOU, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSTU, TVSU,
TVSW, TVUR,TVW, VAQZ, VSPFH

2 Wie SBV: AGORA, AGRID, ASR, BBV,BGK, BOVECH, BSZV, BVAG, BZENS, CAGRIB, CHB, CNAV, CVAM, FERH, FSERFM,
GLBV, KBUR, KONVN,LOBAG, PROSUS, SAB, SAMKYV, SAV,SBVZV, SFVZV, SGBV, SHZV, SOBV, SRP, SSZV, SVAMH,
SVV, SAMKYV, UNITER, VFFL, VFVH, VSA
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auf den gewerbsmassigen Umgang mit Fischen beschranken. SVFA, KFiVGR, ZGKFV, FiUR, SFiV,
AJFSG, FiSO und FiBE fordern, die Zustandigkeit der Kantone sei zu respektieren. BEKFV verlangt,
samtliche die Angel- und Berufsfischerei betreffenden Vorschriften aus der Tierschutzverordnung zu
entfernen. VSFZ beantragt, Fische ganz aus dem Gillltigkeitsbereich des Tierschutzgesetzes auszu-
nehmen.

Die Mindestanforderungen an die Haltung von Versuchstieren werden in vielen Stellungnahmen als
unverhaltnismassig erhdht oder wissenschaftlich nicht untermauert abgelehnt und der Entwurf zuriick-
gewiesen. Die betroffenen Institute und Organisationen befiirchten, dass der Entwurf Auflagen enthalt,
die negative Folgen fir die Entwicklung der Biomedizin in der Schweiz haben werden und die interna-
tional kompetitive Forschung gefahrden. Fir einige muss alles unternommen werden um zu verhin-
dern, dass die Verordnung in der vorgelegten Form in Kraft treten wird. Die Vorschriften hétten einen
grossen zeitlichen und finanziellen Aufwand sowohl fiir Forscher wie fiir die Behérden und fatale Kon-
sequenzen fir die Forschung zur Folge. Viele Regelungen seien sinnlos, gingen weit Gber die in den
EU Staaten giltigen Standards hinaus und kénnten sogar dem Wohl der Tiere abtraglich sein.

Einige Forschungsinstitutionen begrissen, dass die Neuregelung der Tierschutzverordnung das
Wohlbefinden und die angepassten Haltungsbedingungen unserer Versuchstiere férdert und sind mit
vielen Punkten einverstanden, die eine klare Verschérfung der gesetzlichen Bestimmungen fiir die
Durchfiihrung von Tierversuchen darstellen. Auch der SNF begriisst das Bestreben nach einer Ver-
besserung der Regelungen im Bereich der Tierversuche und der Versuchstierhaltung, beflirchtet aber,
dass sich angesichts der héheren Anforderungen als im EU-Raum einige der betroffenen For-
schungsbereiche mittel- bis langfristig vermehrt ins Ausland verlagern werden. Als sinnvoll erachten
IPWETH, SGENS, UNLPTH und UNLCIG zudem die Schaffung neuer Grundlagen fir die Aus- und
Weiterbildung im Bereich Tierhaltung sowie die Vereinheitlichung von bisher féderalistisch bedingten
Unterschieden im Tierschutz. Die vorgeschlagenen Neuregelungen betreffend Aus- und Weiterbildung
des Fachpersonals, Tierhaltungsvorschriften, Tierzucht, und Bewilligung von Tierversuchen stellten
vielfach eine klare Verbesserung der bisherigen Situation dar.

FSERFM weist die neuen Vorschriften zur Pferdehaltung zuriick und andere Pferdezucht- und Pfer-
desportorganisationen machen punktuelle Vorbehalte. Die Mehrheit begrisst jedoch mit (SVPS?),
dass das Pferd durch Integration der bisherigen Richtlinien ausdricklich in der Verordnung erwahnt
ist. Die bauerlich ausgerichteten Organisationen beantragen die Uberarbeitung unter Beriicksichtigung
der Wirtschaftlichkeit und Vermeidung Uberméssiger Administration, resp. der damit verbundenen
Kosten. GALCH und PCI beurteilen positiv, dass Auslauf im Freien, die Gruppenhaltung fir junge Tie-
re, die Haltung mit Gleichartigen und das Verbot der Anbindehaltung berticksichtigt wurden. Doch die
Nutzung der Pferde oder die bei Pferden verbotenen Handlungen seien trotz allem sehr vage oder
wenig geregelt. Gewisse Ubergangsfristen werden entweder als zu kurz oder viel zu lang beurteilt.
SMU bedauert, dass auch im vorliegenden Entwurf dem Schutz des Pferdes im Bereich Hufpflege
zuwenig Rechnung getragen wird.

GWS stellt fest, dass der Umgang mit Hunden extrem Uberreglementiert sei, wahrend dem die Katzen
fast vollig vergessen gingen. Nach GST ist ein eigenes Kapitel, welches die Grundanforderungen fur
Katzen festlegt, einzufiihren. HUNON wendet sich gegen ein Verbot des Schutzdienstes. Der Kanton
Bern stellt die Ausweitung der behérdliche Zulassungen fir die Hundehaltung in Frage. IGHGH lehnt
eine Reduktion des Hundebestandes lber das Tierschutzgesetz ab und findet den Aufwand fiir Orga-
nisation und Kosten fur Aushildung Hundehaltende sei zu gross.

Eher ablehnend reagieren auch die Wildtierhalter auf die neuen Haltungsvorschriften. Insbesondere
die in Anhang 2 formulierten Mindestgrdssen fur Gehege werden zuriickgewiesen. Fur PARUS ist die
Verordnung stark ideologisch motiviert. Der administrative Aufwand werde zu einer unverhaltnismas-
sig grossen Belastung fiir die Halter von Wildtieren, in erster Linie von Vogeln als Heimtiere, fihren.
Fur ZOOZH und STAZH sind Ubergangsfristen und der Investitionsschutz unzureichend und die wild-
tierrelevanten Aspekte seien generell nicht konsistent geregelt. Anhang 2 habe keine wissenschatftli-
che Grundlagen und geféhrde wichtige Schritte zum Wohl des Tieres in der Zukunft. KNIE und CIRRO
begrussen die fortschrittichen Regelungen, aber das Mitflihren von Zirkustieren diirfe nicht verunmdg-
licht werden. Die Vollzugspraxis musse auf die Besonderheiten des Zirkusbetriebes Ricksicht neh-
men. SIGS begrisst grundséatzlich das Anliegen, die Vorschriften und Auflagen zur Haltung von Tieren
und insbesondere auch von Schildkréten dem heutigen Wissenstand anzupassen, stellt aber fest,
dass der Entwurf noch Ungenauigkeiten, Fehler und Unklarheiten enthélt, deren Behebung die Vorla-
ge noch deutlich verbessern wiirde.

% Wie SVPS: ASRE, CLS, FGEE, LAGS, NPZ PSMHC, PCI, SMU, SQHA, SUITRO, ,SVBR, SVPH, SVPM, SVPK SWIEND, SHAYV,
VSP,VSPFH, SVOV ZVCH, ZKV
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In mehreren Stellungnahmen wird beantragt, auf Stufe Departement eine Fachkommission fir Wildtie-
re zu schaffen, welche das BVET und die Kantone beim Vollzug unterstiitzt. Der bestehende Anhang
2 soll unveréndert belassen und die neue Fachkommission beauftragt werden, unverziglich eine Re-
vision des Anhanges 2 vorzunehmen. OCARE legt grossen Wert auf die Verbesserung der Haltung
von Wildtieren und auf eine Verbotsliste von Zirkustieren.

Fir den SVBT ist die Verordnung, inshesondere die Kapitelgliederung nicht befriedigend. Zum Bei-
spiel ist ein Kapitel der Aus- und Weiterbildung gewidmet, es gibt aber in diversen andern Rubriken
weitere Aus- und Weiterbildungsvorschriften.

3.2 Stufengerechtheit

Einhellig wird die Integration der Bestimmungen aus Weisungen, Richtlinien und Merkblattern in die
Tierschutzverordnung begrisst. Dies werde die Rechtssicherheit fur die Tierhalter, den einheitlichen
Vollzug und das Vertrauen der Konsumentenschaft fordern. Die Kann-Bestimmungen und offenen
Formulierungen (wie ,iberméassig", ,den Tieren angepasst”) sollten prézisiert werden um zu verhin-
dern, dass ein zu grosser Interpretationsspielraum entsteht. SP fordert, dass die rechtliche Stellung
bzw. die Verbindlichkeit von Merkblattern des BVET in der Verordnung festgelegt werden musse.

Al, BL, JU, VD, FR, SO, SZ, UR, ZG und ZH sowie CVP, FDP und viele Organisationen begriissen die
Starkung von Ausbildung und Eigenverantwortung der Tierhaltenden. Allgemein wird auch die starke
Gewichtung der neuen Vollzugsinstrumente (Information, Ausbildung, Zielvereinbarung, Leistungsauf-
trag) befurwortet.

Die Fischereiorganisationen und 9 Kantone sind der Ansicht, dass die Tierschutzaspekte (Angelfi-
scherei, Fanggerate) fur Fische in der Fischereiverordnung und nicht in der Tierschutzverordnung zu
Regeln seien. Sie fordern Ausbildung anstelle von Vorschriften.

Wiederholt wird auf die fehlende Abstimmung mit anderen Erlassen hingewiesen: Labelprogramme
(KONFOR, MIGEBU), Natur- und Heimatschutzgesetzt resp. -verordnung (KARCH), Gewasserschutz-
und Luftreinhalterverordnung (von ZH), Raumplanungs- und Baugesetz (GALCH, LAGS, NPZ, PCI,
PSMHC, VPFE, SVBR, SVPS, VSPFH, ZH), Fischereigesetz (EAWAG, ZH) und ARV bei der Min-
desthéhe von Lastwagen (SVV). SVPM macht besonders darauf aufmerksam, dass gemass Tierarz-
neimittelverordnung das Pferd sowohl als Nutztier wie als Heimtier eingeordnet werden kann.

3.3 Detaillierungsgrad

Einerseits wird von den Kantonen und vielen Organisationen beméangelt, dass die Verordnung zu um-
fassend und detailliert ausgefallen sei und entschlackt werden misse. Andererseits wird das Schlies-
sen von Lucken und die Prazisierung von Bestimmungen ausdrtcklich begrisst. ALBCH, EAWAG,
PCI, SAV, SSFVNW, VPFE halten fest, die hohe Regelungsdichte sei nicht birgerfreundliche und las-
se der Eigenverantwortung des Tierhalters zu wenig Platz. Die meisten Organisationen aus Landwirt-
schaft, Pferdezucht- und -sport, Wildtier- und Versuchstierhaltung bedauern den hohen Detaillie-
rungsgrad der Bestimmungen und fordern, der vorgelegte Entwurf sei dahingehend zu Uberarbeiten.
Auch GST und AJFSG stellen fest, dass der Entwurf ein erhebliches Kiirzungs- und Vereinfachungs-
potential aufweist.

3.4 Schutzniveau

Viele Kantone machen Vorbehalte bei der Erh6hung von Mindestanforderungen. Al, AR, FR, LU, NW,
oW, SO, Sz, UR, VD und ZG sowie CVP, FDP, SVP fordern, der Kostendruck auf die Landwirtschaft
durfe nicht verschérft werden, die Konkurrenzféahigkeit sei zu erhalten. Deshalb musse die Differenz
zu den EU-Normen verringert oder zumindest nicht weiter erhéht werden. Alle Kantone verlangen,
dass der Investitionsschutz gewahrleistet sein muss. Die Bergkantone beantragen, die Vorschriften fur
Alpstélle differenziert anzuwenden. Fiir die Uberarbeitung wird der Beizug von Vertretern der Bran-
che/Praxis und des BLW gefordert.

Fir ARECR und NPZ mundet die Tierschutzverordnung in einem Ubertriebenen technokratischen In-
terventionismus, so dass sie flr einen privatwirtschaftlichen Betrieb nicht mehr erfiillbar sei. Nach

15/103



Anhdérung zur Revision der Tierschutzverordnung

VFFL und vielen anderen wird es in Zukunft kaum mehr mdglich sein, mit transgenen Tieren zu for-
schen.

Die Ubergangsfristen werden kontrovers beurteilt. Einige Kantone lehnen wie viele Landwirtschaftsor-
ganisationen die Ubergangsfristen ab und verlangen, dass die strengeren Vorschriften nur auf Neu-
bauten anzuwenden seien. KOLAS, PROSUS, SUIPORC, SUISAG und SAMKYV beantragen, fur be-
stehende Stallungen eine Gesamtnutzungsdauer von 50 Jahren zu gewahren. Nach UFAAG sind die
heute gltigen Stallbauvorschriften unverandert beizubehalten. SBV verlangt, den Begriff ,Umbau®
neu zu definieren (alle Veréanderungen innerhalb einer bestehenden Gebé&udehdille). Nur fir Neubau-
ten dirfen die neu zu erarbeitenden Anforderungen zur Anwendung kommen. Auch KKLWD und
SVIPCH wollen das Schutzniveau nicht durch zuséatzliche Auflagen erhéht sehen, welche in Anreiz-
programmen des Bundes oder in Labelvorschriften enthalten sind.

Obwohl PAPIL, SVWZH, TPDB, WAZA, ZOOBS und ZOOZH mit der Stossrichtung der Revision einig
gehen, insbesondere dass neu auch Anforderungen an das Management und nicht nur an das Tier-
pflegepersonal gestellt werden, lehnen sie die im Anhang 2 der Verordnung vorgeschlagenen Erho-
hung der Anforderungen strikte ab. SFAV lehnt als Fachorganisation die vorgeschlagenen Volie-
rengrdssen fur Greife ab, weil sich die zur Falknerei verwendeten Tiere verletzen kénnten.

STS und SGPA stellen hingegen fest, der Wille des Parlamentes sei im Bereich Wildtiere nicht umge-
setzt worden (Wildtiere im Zirkus, beengte Haltung von exotischen Tieren in Kleinzoos und bei Priva-
ten) und beantragen, in einem zusatzlichen Artikel sei festzuhalten, dass staatliche Massnahmen im
Bereich der Tierhaltung den Zielen der Tierschutzgesetzgebung nicht zuwiderlaufen dirfen. Mit
OCARE, FFVFF, KTDTVK fordert STS zudem, belastende Tierversuche mit Primaten und fiir Tabak-
waren, Kosmetika und Korperpflegemittel zu verbieten. KTDTVK hélt fest, dass die schwerst belas-
tenden Versuche (Schweregrad 3) in der Grundlagenforschung einer ethischen Priifung nicht stand
halten und FFVFF, KTDTVK sowie TSCHBD sind der Meinung, dass die Lockerung des Amtsgeheim-
nisses zur fachgerechten Beurteilung von Versuchsvorhaben unerlasslich sei.

FFVFF, OCARE, PNSBNS, VFAFI und VPSFP stellen fest, dass im vorliegenden Verordnungsentwurf
die gesetzlichen Vorgaben nicht Uberall konsequent umgesetzt werden. Mangel werden vor allem in
den Vorschriften zur Nutztierhaltung und zu Tierversuchen sowie bei den in den Anhangen festgeleg-
ten Minimalflachen pro Tier geortet. Fir OCARE bleibt die ,Wirde der Kreatur* weitgehend eine Leer-
floskel, fir SPSCHF ist der Bundesrat auf halbem Wege stehen geblieben und fiir die KTDTVK ver-
mag der Entwurf die Forderungen seitens des Gesetzes nicht zu erfiillen. Auch fir BIOSUI und
DVBDL sind in einigen Punkten flr eine artgerechte Tierhaltung noch Verbesserungen nétig. KAGFL
sieht nach wie vor einige — auch grundsatzliche — Punkte, die sie im Entwurf der Tierschutzverordnung
nicht akzeptieren kdnnen (Flachen, Kuhtrainer, usw.).

3.5 Kosten und Personalbedarf

Alle Kantone erwarten einen Mehraufwand an Vollzugslasten und beflirchten, dass dieser zu einem
Mangel an Ressourcen fihren werde. Viele Kantone beflirchten, dass vor allem die neuen Ausbil-
dungsvorgaben, die mehrheitlich begriisst werden, den Aufwand fiir die Kantone fiir die Uberpriifung
und Bewilligungen in grosserem Umfang steigen lassen. Dies bedeutet eine Aufstockung des Leis-
tungsauftrags, der nur mit neuen Ressourcen erfillt werden kdnne. Vereinzelt wird deshalb die Voll-
ziehbarkeit angezweifelt oder gefordert, dass der Bund die Kantone fiir den Mehraufwand entschadi-
ge.

Die Konsumentenorganisationen verweisen auf die Notwendigkeit, dass die Kosten fir die landwirt-
schaftliche Produktion nicht steigen dirfen. Nach KONFOR und ACSI gehen die vorgeschlagenen
Bestimmungen (v.a. Art. 24 - Art. 59) zu weit. Die daraus entstehende Verteuerung der Produktion
stehe im Widerspruch zu den Zielen der Agrarpolitik 2011.

Nach ALBCH, BFO, LOS, FSFL, FRC, SGP und ZHBV sind Konkurrenzfahigkeit und Kostendruck in
der Landwirtschaft nicht gentigend beachtet worden. Sie befiirchten, dass massive Mehrkosten fiir die
landwirtschaftliche Produktion entstehen, die Wettbewerbsfahigkeit der Schweizer Landwirtschaft ein
weiteres Mal verschlechtert werde und die Konsumenten in grenznahen Regionen noch mehr Nah-
rungsmittel im Ausland einkaufen wirden. GASUI fordert, Elemente, welche den Bauern zusétzliche
Kosten, Einkommens- oder Vermégenseinbussen verursachen, missten konsequent beseitigt wer-
den.
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4 Stellungnahmen zu den einzelnen Artikeln

4.1 1. Kapitel: Allgemeine Tierhaltungsvorschriften

Art. 1 Tiergerechte Haltung

Die in Absatz 3 geforderten Sozialkontakte werden von Kantonen, Tierdrzte- und Tierschutzkreisen
begriisst (*). Es werden aber Vollzugsprobleme erkannt (°). KAGF bemangelt, dass Einschrankungen
bei Kaninchen beziiglich Sozialkontakten gemacht werden. VSFZ beantragt eine Ausnahme fir Wild-
tiere und Althaus fordert eine solche fir unvertragliche Tiere und fir Katzen und Hunde, die ausrei-
chend Kontakt zu Menschen haben.

Tierschutzkreise fordern eine Erganzung, dass samtliche Tiere nicht dauernd im Dunkeln gehalten
werden durfen (°).

Art. 2 Futterung

Im Absatz 1 wird der Term ,soweit nétig“ beanstandet, da er unterschiedlich interpretiert werden kann.
Es wird daher gefordert, ihn zu streichen (NE, GE, KTFR, TVKF, SVWM) respektive mit ,regelmassig"
zu ersetzen (OW, GST). Die in Absatz 2 enthaltene Forderung nach arttypischer Beschaftigung bei
der Futteraufnahme wird begrisst, es werden aber auch Vollzugsschwierigkeiten ausgemacht und
klarere Formulierungen vorgeschlagen (). STS sowie weitere Tierschutzorganisationen (°) schlagen
in Absatz 3 eine Formulierung vor, die die Fitterung lebender Tiere grundsatzlich verbietet und fur
Wildtiere Ausnahmen zuldsst. Der TVKFR und LSCV beantragen eine Bewilligungspflicht fiir die Ver-
futterung lebender Tiere. Der KTFR will sie ganzlich verbieten.

Art. 3 Pflege

In Absatz 1 wird die Ungenauigkeit des Terms "so oft wie ngtig” kritisiert und es werden prazisere
Formulierungen vorgeschlagen (°). Die Tierschutzorganisationen fordern zudem eine Ergénzung,
nach welcher nicht nur die Einrichtungen, sondern auch das problemlose Zusammenleben der Tiere
zu Uberwachen ist.

Drei Kantone und einige bauerliche Organisationen (10) lehnen die gesetzliche Vorschrift fur Einrich-
tungen zur Fixierung von Tieren in Absatz 3 ab. Tl und VSKTSO begrissen die Bestimmung. Finf
Kantone sowie weitere bauerliche und tierarztliche Kreise (*) wollen Vorrichtungen zur Fixierung nur
fur Einzeltiere vorschreiben. SO schlagt eine erganzende Vorschrift vor, nach welcher die Tiere auch
an solche Einrichtungen gewohnt werden miissen. UNIBEIT und GASUI machen darauf aufmerksam,
dass fir gewisse Tierarten wie Gefligel, Kaninchen oder Hunde solche Einrichtungen nicht praktika-
bel oder nétig sind, und schlagen eine Ausnahmeregelung vor.

STVT, GWS und TVKFR fordern die Pflicht zur Totung kranker und verletzter Tiere, wobei dies nur
nach fachlicher Abklarungen durch eine ausgebildete Person durchgefuhrt werden dirfe.

4 BS, SO, TI, VKMB, VSKTSO, UNETHF, STS, SP, GPS, ATSV, AKUT, CRF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, TSBB,
TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU,
TVW, TVKFR, TVKLU, VAQZ, VFAFI, DVBTO, GWS, SPSCHF, SPANE, FFVFF, VPSFT, KAGFL, LAGS

% UR, SZ, OW, TG, BS, KOLAS, KKLWD

® STS, KTBE, SP, GPS, ATSV, AKUT, CRF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA,
TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, TVKFR, TVKLU, VAQZ, VFAFI,
DVBTO, GWS, SPSCHF, SPANE, FFVFF, VPSFT, KAGFL, FIBL, GST, STVV, SVSB, SVDPA, VFVH

"NE, GE, KTFR, JU, KTJU, BS, VKMB, VKTSO, STVT, DVBTO, GWS, STVV, GST, SVWM

8 GPS, ATSV, AKUT, CRF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU,
TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, TVKLU, VAQZ, VFAFI, SPSCHF, SPANE,
FFVFF, VPSFT, KAGFL, SGPA

° NE, GE, JU, KTJU, KTFR, LAGS, STS, SP, GPS, ATSV, AKUT, CRF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, TSBB, TSCHBD,
TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, TVKFR,
TVKLU, VAQZ, VFAFI, DVBTO, GWS, SPSCHF, SPANE, FFVFF, VPSFT, KAGFL, SVWM, SVSB, FIBL, STVV, SVDPA, GST

0 UR, OW, VS, SBV, ASR, BVAG, BOVECH, LOBAG, SBV, SBVZ, SFF, SFVZ, SRP, ZHBV, BVO, LOS, GASUI, UNTEHF
' NW, GR, AG, TG, KOLAS, KKLWD, TVL, SO, BBV, GLBBV
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SVPS und viele andere (12) fordern, dass Pferdehufe nur durch Personen, welche lber eine anerkann-
te Ausbildung verfiigen, gepflegt werden dirfen. GASUI fordert eine Ausnahme fur Hausgefliigel, da
eine Krallenpflege nicht praktikabel sei.

Art. 4 Schutz vor Witterung

Der Witterungsschutz wird von BS, VSKTSO, KTBE und den Tierschutzorganisationen begrsst (
UNETHF schlagt eine Neuformulierung vor, derzufolge den Tiere Strukturen angeboten werden miis-
sen, um ihr Verhalten den Witterungsverhaltnissen anpassen zu kdnnen. KTBE fordert eine Ergén-
zung fur exotische Tiere, die sich den klimatischen Verhaltnissen nicht anpassen kénnen. Nach LSCV
missen die Tiere im geschitzten Bereich aufrecht stehen und sich in einem trockenen Bereich in
Normalposition hinlegen kénnen. Ausserdem soll hier auch der Schutz vor Raubtieren vorgeschrieben
werden (GWS, STVV, SVWM).

13) )

Art. 5 Unterkinfte, Gehege, Boden

Ein generelles Verbot von Stacheldrahtzaunen fur alle Tiere fordern 4 Kantone und tierérztliche Orga-
nisationen (**). Absatz 2 soll mit ,Boxen’ erganzt werden, um das Wort Kafig zu ersetzen (UNIBEIT). In
Absatz 3 Buchstabe c soll ein Gehege, aus welchem Tiere nicht entweichen kénnen, so gefordert
werden, dass auch psychologische Barrieren eingesetzt werden kénnen (NTPG, STAZH, ZOOBS,
ZOOCH, ZOOZH).

Viele (*°) fordern in Absatz 5 zu formulieren, dass Béden dem Verhalten der Tiere angepasst sein
mussen, um das Wohlbefinden der Tiere durch die Bodenbeschaffenheit nicht zu beeintréchtigen.
Nicht permanent Giberwachte grossere Unterkiinfte von Tieren missten frei zugénglich sein und Uber
eine Feueralarmanlage verfugen sollen, um die Tiere vor dem Verbrennen zu schiitzen.

Art. 6 Standplatze, Boxen

In Absatz 2 soll der Wortlaut "regelmassig” ersetzt werden durch "so oft wie nétig"”, so dass eine Uber-
prifung und Anpassung nach Bedarf und nach einem bestimmten zeitlichen Rhythmus gefordert wird
(LU, UR, SZ, OW, NW, STVT, KTLU, VSKT).

Art. 7 Gruppenhaltung

Die Bestimmungen zur Gruppenhaltung werden von den Tierschutzorganisationen begrisst (*°). Die
Kantone NE, GE, JU sowie 2 kantonale Veterinaramter (KTJU, KTFR) schlagen Prazisierungen in der
Formulierung vor. Es soll deutlich werden, dass nicht sozialisierbare Tiere nicht in Gruppen gehalten
werden missen. SRKV mochte in Absatz 1 ergénzen, dass sich ein Tier unbedroht und ohne Verlet-
zungsgefahr durch andere Tiere in der Unterkunft bewegen kénnen muss. In Absatz 2 Buchstabe b
fordert die SP die Streichung des Wortlautes ,soweit nétig’, da es sich dabei um eine unnétige Gummi-
formulierung handelt. KAGFL will diesen Buchstaben dahingehend ergénzen, dass auch fiir ein aus-
reichendes Platzangebot zu sorgen ist.

Art. 8 Mindestanforderungen

VVon béuerlicher Seite wird vor allem die Anhebung der Mindestmasse im Nutztierbereich abgelehnt
(SGBV) und es wird die Frage aufgeworfen, ob damit die Investitionsschutzzusicherung des Bundes-
rates erflllt wird (UR, SGBV, SLMV). SO und der VKMB schlagen vor, die Mindestanforderungen
nochmals zu Uberprifen. Fir viele Tierschutzorganisationen (*") gewahrleisten die Bestimmungen bei
den Mindestanforderungen oft keine tiergerechte Haltung, sondern bilden die Grenze zur Tierqualerei.

12 ASRE, FGEE, PCI, SMU, SQHA, SPV, SUITRO, SWIEND, SHAV, PSMHC, GALCH, VPHWZ, VETDA, UNBK, SVPM, GST, LAGS

13 5TS, GPS, ATSV, AKUT, CRF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, LAGS, OCARE, SHTSCH, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA,
TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, TVKFR, TVKLU, VAQZ, VFAFI,
DVBTO, SPSCHF, SPANE, FFVFF, VPSFT, KAGFL

¥ GR, SH, TI, ZH, INWPT, TVL, VSKT, VSKTSO

¥ NE, GE, JU, KTJU, KTFR, KTBE, STS, SP, GPS, ATSV, AKUT, CRF, GRTV, INWPT, KVSGTS, LVSPA, LAGS, OCARE, SHTSCH,
TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU,
TVSTU, TVW, TVKFR, TVKLU, VAQZ, VFAFI, DVBTO, GWS, SPSCHF, SPANE, FFVFF, VPSFT, KAGFL, FIBL, GST, STVV,
SVWM, SVSB, SVDPA, TVKFR

18 STS, GPS, ATSV, AKUT, CRF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, LAGS, OCARE, SHTSCH, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA,
TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, TVKFR, TVKLU, VAQZ, VFAFI,
DVBTO, GWS, SPSCHF, SPANE, FFVFF, VPSFT, KAGFL, FIBL, GST, STVV, SVWM

7 5Ts, GPS, ATSV, AKUT, CRF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, PNSBNS, OCARE, SHTSCH, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA,
TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, TVKLU, VAQZ, VFAFI, DVBTO,
GWS, STVV, SPSCHF, SPANE, FFVFF, VPSFT, KAGFL
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Dies betreffe vor allem die Flachen fir Mastrinder, Mastschweine und gréssere Wildtiere, aber auch
fur Jungtiere im Nutztierbereich, fur Vogel, Nagetiere (TVFK) und Kaninchen (LSCV).

Es wird auch die Forderung gestellt, dass ein Unterschreiten der Mindestanforderungen moglich sein
soll, wenn es tierschutzgerecht kompensiert wird, wobei die Beurteilung der Kompensation nach ei-
nem anerkannten Wertungssystem erfolgen soll (GST, UNBK, SVBR, SVPM, VPHWZ, VPFE, VETDA,
VSPFH).

RSRTP sieht als grosses Problem bei der Tierhaltung die Langeweile und schlagt daher vor, bei den
Mindestanforderungen auch eine tagliche Beschaftigung der Tiere zu fordern.

Art. 9 Raumklima

Die Bestimmungen in Absatz 2 sollen auch fiir Innengehege mit kiinstlicher Beliiftung gelten (ZH, TlI,
VSKT, VSKTSO). Fur die franzésische Fassung werden einige Prazisierungen des Textes gefordert
(NE, GE, JU, FSERFM). UNETHF mdchte eine offenere Formulierung, die es den Betrieben uberlésst,
welche organisatorischen oder technischen Massnahmen sie fur Storfélle vorsehen. Die Tierschutzor-
ganisationen (18) fordern, dass Tiere auch vor Schadstoff- und Rauchbelastung geschitzt werden
mussen.

Art. 10 Larm

Von 10 Kantonen (*9), 3 kantonalen Veterinaramtern (KTJU, KTFR, KTBE), 22 bauerlichen Organisa-
tionen (*°) und 3 Organisationen der Fleischbranche (BELL, COOP, SGP) wird die Streichung des Ar-
tikels verlangt, einerseits, weil "lbermassiger Larm" nicht definierbar ist, und andererseits, weil die
Bestimmung grosse Investitionen nach sich zieht. Weitere 17 Organisationen vor allem aus Pferde-
zucht und -sport (**) beméangeln die unklare Definition. SVSM schlagt eine prazise Formulierung fiir
Schweine vor. Die Tierschutzorganisationen (*°) fordern ebenfalls eine neue Formulierung des Artikels
und die Aufnahme des Schutzes vor Vibration. VSKTSO und VKMB begriissen diese Bestimmung,
ebenso LAGS, wobei sie auch Vollzugsschwierigkeiten sieht.

Art. 11 Abweichungen von Tierhaltungsvorschriften

Diese Bestimmung wird vom Kanton NE abgelehnt, weil eine Bewilligung zur Abweichung schriftlich
erteilt werden misste, nachdem die Notwendigkeit vor Ort abgeklart wurde. Dieses Vorgehen sei viel
zu aufwandig in Anbetracht des Nutzens. GE und KTFR schlagen aus diesem Grund vor, keine Bewil-
ligungspflicht vorzusehen. JU, KTJU und UNIBEIT wollen, dass klar ersichtlich ist, dass es sich dabei
um zeitlich befristete Ausnahmen handelt. Abweichungen von den Tierhaltungsvorschriften sollen
auch mogliche sein im Rahmen von Tierversuchen (IACVG, RESAL, SGVE, SSPT, UNETHB,
UNZHPT) und Tiertransporten (SSPT, UNETHB, UNZHPT), sowie bei der Ausbildung von Nutz- und
Heimtieren (VSPFH, SVBR) und bei Wildtieren, mit denen gearbeitet wird (KNIE, NTPG, STAZH,
TPDB, ZOOBS, ZOOCH, ZOOZH).

4.2 2. Kapitel:  Aus- und Weiterbildung im Bereich Tierhaltung

Die Ausbildungsbestimmungen werden von Kantonen, Amtern und Wirtschaftsorganisationen (%)

ebenso begriisst wie von den Tierhaltern (**), obwohl ein erhéhter Vollzugsaufwand erwartet wird. TVL
beantragt, den Mehraufwand den Kantonen zu entschadigen. NE fordert, dass die Umsetzung dieses
wichtigen Kapitels durch das Bundesamt zentral verwaltet und organisiert werden soll.

18 378, SP, GPS, KTVD, ATSV, AKUT, CRF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, LAGS, OCARE, SHTSCH, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO,
TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, TVKFR, TVKLU, VAQZ, VFAFI,
DVBTO, GWS, SPSCHF, SPANE, FFVFF, VPSFT, KAGFL, GST, STVV, SVWM, SVSB, VKMB, SVDPA

19 AG, Al FR, GE, JU, NE, OW, SZ, UR, VS

20 5BV, ASR, BVAG, VOVECH, GASUI, LOBAG, SKMV, SBVZ, SFVZ, SRP, SAB, ZHBV, SFF, AGORA, CAGRIB, CNAV, SHZV,
BVO, BKMV, BBV, GLBV, SGBV

2L 3vPS, ASRE, SVBR, FGEE, GALCH, LOS, PCI, PSMHC, SHAV, SVPM, SPV, SVOV, SUITRO, SWIEND, SQHA, ZVCH, VETDA

22 STS, SP, GPS, ATSV, AKUT, CRF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA,
TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, TVKFR, TVKLU, VAQZ, VFAFI, DVBTO,
GST, GWS, KAGFL, STVV, SVWM, SVSB, SPSCHF, SPANE, SVDPA, FFVFF, VPSFT

28 AG, AR, centpat, FRC, JU, KONFOR, KTLU, KTVD, LU, NPZ, SH, SVPS, SZ, UNBVM, UR, VD, VKMB, VFVH, VSKT, ZH

24 EVSSL, KANZ, KTZVK, KTZVL, KTZVM, KTZVN, KTZVS, KVVZA, LVARA, NKTFH, OGBI, ORBSU, ORCHU, OVBEL,

OVGUR, OVSUM, OVZAEU, PARUS, SVSO, SZVVB, SZVVE, SZVVK, SZVVU, SZVVR, SZVAW, SZVVT, VBOK, VLVVFG,
VLVLT, VOGKZ, VVLSA, VVLSB, VVZAT, VZVFM, ZVGN
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GL, LDT und SRTV weisen die Totalrevision zurtick, weil die Ausbildungsuberprifung zu aufwéndig,
zu kompliziert und nie umsetzbar wére, bzw. weil sie nichts bringe (Geissmann). SRGV und SRTV bil-
den ihre Mitglieder selber aus.

SVBT und UNETHF beméngeln die unbefriedigend Gliederung des Kapitels und NE schlagt vor, die
Tierpflegerausbildung als separate Verordnung oder Richtlinie abzuhandeln.

SKG fordert eine Ausnahme fir die von ihr kontrollierten Ziichter. Nach ARECR soll die Gewerbsmas-
sigkeit flexibel ausgelegt und die Ausbildung unterteilbar gestaltet werden. Die Pflichtausbildung ist
nach SGKZ bei nicht-organisierten Kleintierziichtern nicht durchsetzbar. SRKV streicht die Notwen-
digkeit der Fortbildung, insbesondere bei der Vollzugsbehdrde hervor, um Fortschritte zu erzielen.

GWS fordert, es sei ein Lehrstuhl fir Tierschutz an der Vetsuisse einzurichten, um die benétigten qua-
lifizierten Ausbildner zu schaffen. Die Ausbildungslehrgange sollten zertifiziert werden.

Art. 12 Tierpflegerinnen und Tierpfleger

BS begrusst die Aufwertung des Tierpflegers BBT, wahrend gleichzeitig das Veterinaramt entlastet
wird. VAWV begrisst, dass ausschliesslich Tierpfleger BBT zugelassen werden, wahrend UNETHF
und SVBT einen Verweis auf das Bildungsgesetz vorschlagen.

Die Zoohalter (ZOOCH, KNIE, NTPG, ZOOBS, ZOOZH, TPDB, STAZH) wollen die Tierpflegerdefiniti-
on unter Verweis auf die Bilateralen Vertrdge um vergleichbare, auslandische Diplome erganzen.
RSRTP will eine Wildtierkommission ermachtigen, in der EU anerkannte Diplome zuzulassen und er-
fahrene Tierlehrer als Tierpfleger anzuerkennen.

Art. 13 Inhalt der Ausbildung

SVBT will Fachrichtung durch Schwerpunkt ersetzen, da die Tierpflegerausbildung mehr Gewicht auf
die Grundfertigkeiten legt, wahrend Fachrichtung mehr Spezialisierung verlangt.

Art. 14 Weiterbildung

Die Weiterbildungspflicht wird in fast allen Stellungnahmen begrisst. VZFGS fordert, die Bestimmung
auf Personen mit einer Ausbildung nach Artikel 104 Absatz 3 (Zoofachgeschéfte) auszuweiten.

Die Weiter- und Fortbildungsperiodizitat soll fur alle Ausbildungen einheitlich festgelegt werden. STVT
schlagt 4 Jahre vor, KTLU, LU, NW, OW, SZ, TVL und VSKT wollen 5 Jahre festlegen. BL und KTBL
schlagen vor, die Frist an die Amtstierarzte-Verordnung anzugleichen.

Art. 15 Einsatz von Tierpflegerinnen und Tierpflegern

Uber 35 Tierschutzorganisationen und Vollzugsstellen (*°) begriissen den Artikel. Tierpfleger der ent-
sprechenden Fachrichtung sollen die Tiere betreuen, nach GST zumindest entsprechende Weiterbil-
dung nachweisen.

Zoo- und Wildtierorganisationen (*°)schlagen vor, dass Personen, die sich anderweitig vergleichbare
Kenntnisse und Fahigkeiten angeeignet haben, wie langjahrig erfahrene Tierbetreuer, Zlichter oder
Wildtierhalter, den Tierpflegern gleichgestellt werden sollten, da derzeit das geforderte Ausbildungs-
angebot fehle und die Forderung einer obligatorische Tierpflegerausbildung unverhéltnismassig sei.
132 Miglieder von EXOTIS beantragen, dass die Mitgliedschaft in einem kompetenten Verein genligen
sollte. IGMS lehnt die Anforderung fur Meerschweinchenziichter ab.

Eine exakte Definition der Wildtierhaltungen und der Gewerbsmassigkeit fordern mehrere Stellung-
nahmen (*"). Der Einsatz von Tierpflegern sei auf gewerbsmassige und nach Artikel 84 oder 85 bewil-
ligungspflichtige Wildtierhaltungen zu begrenzen. SFAV bemangelt, die Tierpflegeanforderungen im
Bereich der Falknerei sei unklar. GE und KTFR fordern, bei Nutztierhaltern mit Berufsdiplom auf Tier-
pfleger zu verzichten. Fiur Hirschhaltungen drangt sich nach BGK eine Ausbildung nach Artikel 17 als
am geeignetsten auf. ZOOCH stellt fest, dass nach Absatz 3-4 ein Comestiblehéndler, der lebende
Krustentiere héltert, tber einen Tierpflegerausweis verfiigen muisste.

KTFR beantragt die Streichung von Absatz 4, um einen einheitlichen Vollzug zu gewahrleisten.

%5 BS, SVWM, TVSU, VZFGS, STS, SVSB, VFAFI, TSBB, SP, TG, VSKTSO
% AG, GREPAC, KNIE, SO, STAZH, NTPG, VAWV, TPDB, ZOOBS, ZOOCH
2" ARCAT, DGHT, DVBDL, GE, GTFAG, INWPT, SDS, SIGS, STAZH, VZFGS, ZH, ZOOBS
20/103



Anhdérung zur Revision der Tierschutzverordnung

Art. 16 Anderes Tierpflegepersonal

Uber 35 Tierschutzorganisationen sowie VSKTSO und TG begriissen den Artikel. Einige Stellung-
nahmen winschen eine Definition von ,kleineren Tierhaltungen” oder fragen, wieso die Regelung nur
fur kleinere Tierhaltungen anwendbar sei (28).

BL und KTBL wollen E)rézisieren, dass Tiere nicht kumulativ gehalten werden durfen. Von Amtstellen
und Organisationen (*°) werden viele weitere Vorschlage fiir Ausnahmen oder Einschrankungen ge-
macht.

Fir NTPG, ZOOBS und ZOOCH ist die Liste der Ausnahmen in Absatz 2 nicht nachvollziehbar. BL
und KTBL fordern, Greifvogel und Eulen zu streichen, da sonst keine VogeL})ergestationen mehr be-
trieben werden konnten. Alle Fischereiorganisationen und einige Kantone (*°) beantragen die Be-
schrankung auf gewerbliche Besatzfischzucht und Speisefischzucht und halten fest, dass die Rege-
lung der Fangausuibung fur die Berufs- und Angelfischerei in die Kompetenz des VBGFs falle. Der
Tierschutz soll in die in 23 Kantonen etablierte Berufsausbildung fur Fischer und Fischzichter integ-
riert werden.

Art. 17 Inhalt der spezifischen tierartbezogenen Ausbildung

Fur VLAS wird die Umsetzung sehr schwierig. Fir NTPPG, ZOOCH und ZOOBS sind die Folgen un-
verhaltnismassig, wenn ein Kurs nicht angeboten wird und SKG fragt nach, wer diese Kurse durchfih-
ren wird. VPFE nimmt an, dass ihre Mitglieder nicht betroffen seien. Andere Pferdeorganisationen (**)
stellen die Frage, ob das Pferd als Heimtier gelte.

Art. 18 Anerkennung von Kursen

Der Artikel wird umfassend begriisst und es werden einige Korrektur- oder Ergédnzungsvorschlage
gemacht. So soll das Bundesamt die Anerkennungskriterien in Zusammenarbeit mit den Kantonen
festlegen oder die Anerkennung fur Artengruppen, nicht einzelne Arten durchfihren. UNETHF bean-
tragt Streichung, da Artikel 21 genige.

Art. 19 Rindvieh, Wasserbuffel

Die Ausbildungspflicht wird grundsétzlich begriisst (*%). Mehrere Stellungnahmen (**) betonen jedoch,
dass eine Bildungsverordnung in Ubereinstimmung mit den Direktzahlungsbestimmungen (DZ) stehen
misse. BE, SAV und KTBE beantragen, den Artikel zu streichen, da keine Verbesserung zu erwarten
und das Ganze mit unverhaltnisméssig hohem Betriebs- und Verwaltungsaufwand verbunden sei.

In vielen Stellungnahmen (**) wird Grossvieheinheit (GVE) als ungeeignetes Kriterium fiir die Bestan-
desgrosse von Pferden und kleinen Nutztieren bezeichnet. AG will in der Pferdehaltung die Grenze
bei 10 Stlick ansetzen. Al beantragt, entweder nur GVE oder Standardarbeitskraft (SAK) zu verwen-
den und Al bezeichnet SAK als falsche Einheit, weil dadurch im Berggebiet grosse Schweine- und Ge-
fligelhaltungen ohne Ausbildung betrieben werden kdénnten.

Viele Stellungnahmen (*°) beantragen die Streichung der Minimalbestandesgrosse. Jeder Tierhalter
soll eine Basisausbildung machen, da oft kleinere Haltungen problematisch sind. Fir viele (*°) ist un-
klar, ob Aushilfen und andere Personen, die Betreuungsaufgaben tibernehmen, auch eine Ausbildung
absolvieren missen, weshalb der Zusatz ,, ... oder betreut” in Absatz 1 zu streichen sei. LSCV bean-
tragt eine Dispensmdglichkeiten durch das kantonale Veterinaramt fiir Bestdnde mit 11 Hithnern.

Es werden viele Korrekturantrage fur bestimmte Haltungsarten oder Tierarten gestellt (3'), unter ande-
rem soll die Giiltigkeit auf gewerbsmassige Haltungen begrenzt oder Speisefische sowie Neuweltka-

8 ASRE, DGHT, FGEE, GALCH, IGTFAG PSMHC, PCI, SDS, SHAV, SQAH, SPV, SUITRO, SVPM, SVPS, SVOV, SWIEND, VetDA,
Z\/CH, ZKV

2 AG, Al, GST, IBMMU, IPWETH, JAGSUI, KTLU, LU, NW, PARUS, SDAT, SFiV, SGKZ, SIGS, SRTV, STVT, SZ, VSKT, SVWM,
SVBT, TVL, UNETHF UNLPHT,, UNZHPI, UR, VZFGS

% AJFSG, FiBE, FiLU, FiSO, FiUR, FR, FTAP, KFiVGR, KFiVBL, LDT, OW, SFV, SFiV, SH, SVFA, VSAJFSG, UR ZG, ZGKFV
31 PSMHC, ZKV, SVPM, SVPS, ASRE, FRGG, SVOV, VetDA

%2 BELL, BIOSUI, COOP, FRC, LAGS, SG, SGP, SSZV, SVSM, SVSB, TG, VSKTSO, ZH

3 AGORA, BIOSUI, BGK, BSZV, CNAV, FERH, FIBL, FR, LOBAG, SO, SSZV, VS

% BL, CLS, JU, KTBL, KTJU, KTLU, LU, VSKT, STVT, KTFR, NW, UR, VD, VSP

% BFO, FFVFF,FSERFM, GE, GST, KAGFL, KTFR, LAGS, LOS, LU, NE, NW, SP, STS und35 weiter Tierschutzorganisationen, SVSB,
SVWM,TSBB, TSCHBD, TVSU,UR, VFAFI, VPSFT
% AG, Al, ASR, BFO, BGK BKMV, BOVECH, BSZV, BVAG, CVAGR, FERH, FIBL, GLBV, KBUR, LOS, LOBAG, OW, SSzZV,
SKMV, SFVZV, SBVZV VS, KOLAS, SBV, SGBV, SLMV, SO, SRP, UR, ZHBV
87 Al, BVAG, CLS, FFVFF, GST, INWPT KAGFL, SBV, SP, STS und 35 Tierschutzorganisationen, SVPM, SVWM, SVDPA, TSBB,
TSCHBD, TVSU, VFAFI, VPFE, VPHWZ, VPSFT, VSP, VS, ZHBV
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meliden und Meerschweinchen eingeschlossen oder ,Pferde” in Absatz 1 gestrichen werden, da in Ar-
tikel 20 abgedeckt (ZKV, PSMHC, SVPS, ASRE, FGEE, SVOV, VetDA).

Al, BVAG, SBV, SVPH und ZHBV beantragen in Absatz 2 auch Pferdeberufe der beruflichen Grund-
saubildung gleichzustellen und die Erfahrung auf einem Pferdehaltungsbetrieb einzuschliessen. Fur
SVPK und VSP ist es paradox, dass dipl. Landwirte ohne Pferdeerfahrung anerkannt wirden, nicht

aber eine Person mit lebenslanger Pferdeerfahrung und zusétzlicher Trainerlizenz.

Fur BELL, BL, BS, COOP, KTBL und SGP ist die Ausnahmeregelung fur Berggebiete zu grossziigig,
fur GE, KTFR, LU, NW und ZG inakzeptabel, Absatz 2 biete genligend Quereinsteigermoglichkeiten.
Viele andere (*) finden ebenfalls, die Tiere im Berggebiet hatten die gleichen Bediirfnisse. AR,
KOLAS, MIGEBU OW, VKMB und VPSFT bezeichnen die Ausnahmeregelung als fiir das Berggebiet
unbedeutend und den Strukturwandel hemmend. Der Absatz ist zu &ndern, so dass Bergbauern mit
anderer Tatigkeit eine abgespeckte Ausbildung oder tierartspezifische Module absolvieren kénnten
(JU, KTJU, KTFR, NE SG).

KSTALL beantragt, dass zeitlich befristet, die notwendigen Kenntnisse vorausgesetzt, die Tierbetreu-
ung ohne Ausbildung nach Absatz 1 erfolgen kann. Ausnahmen nur wéahrend der S6mmerungsperio-
de oder fur Hilfskréafte unter direkter Aufsicht beantragen die landwirtschaftlichen Organisationen und
einige Kantone (*°)

Art. 20 Pferde

Uber 35 Tierschutzorganisationen, VSKTSO und TG begriissen den Artikel, da Haltungs- und Nut-
zungsfehler viele Krankheiten des Gastrointestinal-, Atmungs- und des Bewegungsapparates bei
Pferden verursachen. BE und KTBE beantragen die Streichung des Artikels, das Schutzniveau werde
dadurch nicht verbessert und es entstehe ein unverhaltnismassig hoher Aufwand. Fur LOS und SG
geniigen Artikel 19 und 22. BL, KTBL. JU, KAGFL und KTJU verlangen Meldepflicht fiir alle und regen
aus Seuchengriinden ein nationales Register an.

AG will die Ausbildungspflicht in Abstimmung mit dem Bau- und Raumplanungsrecht bei mehr als 4
Pferden festsetzen. GE, KTFR und NE fordern Ausbildungspflicht fur alle gewerbsmassigen Pferde-
halter, sowie fir Private ab 3 Pferden. Viele andere (4°)fordern den Kenntnisnachweis fur alle Pferde-
halter. VPFE beantragt fir Private das Brevet anzuerkennen. Als Nachweis fiir geniigend Kenntnisse
sollte gelten: Bereiter oder Pferdepfleger mit Fahigkeitsattest, praktischer Erfahrung in einem Pferde-
haltungsbetrieb, die Trainerlizenz Galopp Schweiz (SMU) sowie die Ausbildung als EFZ Hufschmied,
Reitlehrer oder Tierarzt (GST, SVPK, SMU, SVWM, VPHW?Z). Die Anerkennung durch das Bundes-
amt von weiteren spezifischer Ausbildungen wie Vereinstrainer SVPS oder Equigarde HN sollte mdg-
lich sein.

Nach STVT und UNZHNT sollte der Begriff ,ausreichend” prézisiert werden.

Art. 21 Anerkennung von Kursen

Viele Stellungnahmen (**) unterstiitzen den Artikel, und betonen die Wichtigkeit der Anerkennung
durch das Bundesamt. VSP auch die Anerkennung weiterer spezifische Aushildungen und Labels im
Pferdebereich durch das Bundesamt.

KNIE, NTPG, STAZH, TPDB, ZOOBS, ZOOCH und ZOOZH beantragen Schaffung einer siebenk&pfi-
gen Wildtierkommission aus anerkannten Fachleuten. Das Bundesamt anerkennt im Bereich der Wild-
tierhaltung auf Empfehlung und nach Anhéren der Wildtierkommission.

GE macht redaktionelle Anmerkungen zur franzésischen Ubersetzung.

Art. 22 Ausbildungsmassnahmen im Fall von Verstéssen

BS, VKMB und VSKTSO begriissen, dass Weiterbildungsmassnahmen angeordnet werden kdnnen.
SO fande einen Massnahmenkatalog hilfreich. In vielen Stellungnahmen (*“)wird die kann-
Formulierung als unzureichend bezeichnet. FRC fordert, dass im Falle von Verstdssen Sanktionen
vorzusehen sind.

% Bs, LAGS, LSCV, KAGFL, SP, FFVFF, SGPA, SVSB, iiber 35 Tierschutzorganisationen, TSBB, TSCHBD, VFAFI, TVSU, VSKT

% AR, ASR, BKMV, BKMV, BL, BOVECH, CVAGR, GLBV, GR, INWPT, KTBL, SAB, SFVZV, SH, SBVZV, SG, SKMV,SZZV, TG,

VSKTSO, ZH
“0 ASRE, BFO, FGEE, KAGFL, LAGS, PSMHC, SVPH SVPS, SMU, SVBR, SVOV, SVPK, TVKFR, VetDA, VPHWZ

*1 FRC, GLPZH, GST, KTFR, KTJU, LAGS, JU, NE, SP, SVDPA, SVSB, SVWM,iber 35 Tierschutzorganisationen, TSBB, UNETHF,

VFAFI, VPSFT
2 DVBTO, GST, KAGFL, LAGS, SVWM, iiber 35 Tierschutzorganisationen, SP, SVDPA, SVSB, TSBB, VFAFI, VPSFT
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4.3 3. Kapitel: Haustiere

4.3.1 1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Allgemeine Bemerkungen:

KONFOR gehen Artikel 24-59 zu weit. UNBVM beméngelt eine schlechte Organisation des Kapitels 3
(Art. 23 bis Art. 73) bezlglich Reihenfolge der erwéhnten Tierarten. Sie schlagt vor, dass im Artikel 23
die Reihenfolge Nutztiere (Rinder, kleine Wiederkauer, Wasserbiffel, Lamas und Alpakas, Schweine),
Pferde, Hunde, und Katzen gewahlt wird. Diese soll in den anschliessenden Artikeln auch konsequent
eingehalten werden. Sie schlagt ebenfalls vor, dass das Hausgefligel und die Kaninchen (da kom-
merzielle Haltung wahrscheinlich obsolet) besser unter den Heimtieren aufgefiihrt wirden.

GST beméngelt, dass spezifische Vorgaben fur die Tiergruppe der Neuwelt-Kameliden ganzlich feh-
len, obwohl Lamas und Alpakas zunehmend haufiger v.a. auch von Hobbyhaltern gehalten werden
und obwohl dazu Richtlinien vom BVET (800.110.24) bestehen.

Art. 23 Begriff

JU, TVKFR, KTFR und KTJU fordern, dass bei der Definition von Haustieren prazisiert werden soll,
was "exotische Arten" sind.

UR begrusst die Zuordnung der Wasserbiiffel zu den Haustieren. UR, SZ, OW, ZG, KOLAS und
KKLWD fordern eine Ausdehnung auf Damhirsche, GL und AG auf Yaks bzw. Hausyaks (SYHV),
KOLAS und KKLWD zudem noch auf Rothirsche. GST, SRTV, SGKZ und SVWZH mdchten die
Hausmeerschweinchen bzw. Meerschweinchen (UNETHF) in die Liste der Haustiere aufnehmen.

Art. 24 Boden

VFVH beméngelt, dass diese Bestimmungen, insbesondere die Anforderung von "gleitsicheren” Bo-
den, fir die gewerbsméssige Haltung von Haustieren sinnvoll sein mdgen, nicht aber fur die Haltung
von Haustieren in Familienwohnungen. Diese Bestimmungen sollen deshalb auf ihre Praxistauglich-
keit Uberprift werden, resp. ersatzlos gestrichen werden kénnen. UNETHF kann nicht nachvollziehen,
weshalb gleitsichere Béden nur fir Haustiere gelten sollen. Sie fordert, die Bestimmungen des Artikels
24 deshalb in Artikel 5 zu integrieren und Artikel 24 entsprechend zu streichen. Althaus fordert, perfo-
rierte Boden fiir Wasserbuffel zu verbieten, da Wasserbiffel relativ tiefe Einstreu (Stroh) im Stallbe-
reich und zwar sowohl im Liegebereich wie im Laufbereich benétigten.

ALBCH fordert in Absatz 1 eine Formulierung, die Béden mit unzuléssig schlechten Eigenschaften
ausschliesst, aber keine Maximalforderungen etabliert. ART beantragt die Streichung der Anforde-
rung, dass Boden "im Liegebereich trocken" sein missen. Wissenschaftliche Erkenntnisse zeigten,
dass eine absolut trockene Liegeflache nicht notwendig sei. Andere (**) verlangen, den Begriff "Liege-
komfort" zu streichen, resp. "Temperatur und Liegekomfort* durch eine Formulierung zu ersetzen, die
die Erfullung des "Warmebediirfnis" der Tiere verlangt (**). Vorgeschlagen werden die Formulierungen
"Warme- und Liegebedurfnis der Tiere" (OW) oder dass "Béden im Liegebereich trocken sein sowie
den Anspriichen einer artgerechten Temperatur und Lagerung gentigen mussen" (BFO, SFF). SP
winscht "genlgen" durch "entsprechen" zu ersetzen.

GE, JU, KTJU, NE, TVKFR und VSKT beantragen "ausreichend" im Zusammenhang mit der Sauber-
keit des Bodens zu streichen, da ein Boden nur sauber oder nicht sauber sein kann.

SGBYV fordert, Absatz 1 durch Artikel 13 Absatz 1 der geltenden Tierschutzverordnung zu ersetzen.

Art. 25 Beleuchtung

VFVH bemangelt, dass diese Bestimmungen fir die gewerbsmassige Haltung von Haustieren sinnvoll
sein durften, nicht aber fur die Haltung von Haustieren in Familienwohnungen. Diese Bestimmungen
sollen daher auf Praxistauglichkeit Gberprift werden soweit sie nicht ersatzlos gestrichen werden kdn-
nen. Zu Absatz 1 fordert TVKFR eine Streichung von "dauernd”. Bei Absatz 2 schlagen JU und KTJU
als redaktionelle Anderung vor, "par de la lumiére du jour" durch "par un éclairage naturel" zu erset-
zen.

Bei Absatz 3 fordert MIGEBU genau zu definieren, wie die 15 Lux gemessen werden miissten. Die Er-
lauterungen zu diesem Absatz seien unklar (wieso entsprachen 15 Lux in der Schweiz den 50 Lux in
der EU) und der Ausdruck ,Neonrdhren" misse durch "Fluoreszenzréhren" ersetzt werden.

43 AGORA, CAGRJB, CAGCNAYV, FERH, VS
4 Al ASR, BBV, BOVECH, BVAG, KBUR, SBV, SBVZV, SFVZV, SOBV, SRP, ZHBV
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Viele Stellnungnahmen (*°) fordern eine minimale Beleuchtungsstérke von 50 Lux, SVDPA will 60 Lux.

Weitere Stellungnahmen zu diesem Absatz betreffen die Ausnahme von der vorgeschriebenen Be-
leuchtungsstéarke in Ruhe- und Rickzugsbereichen. NE, KTFR, GE fordern, eine Streichung zu tber-
prufen, und VSKT und die Kantone ZH, GR, Al akzeptieren diese Ausnahme nur, wenn die Tiere per-
manent einen anderen, ausreichend hellen Standort aufsuchen kénnen.

Eine Ausnahme von der maximal zulassigen Dauer der Lichtphase fiir Gefliigel am Tag vor der
Schlachtung in Absatz 5 wird verschiedentlich gefordert (*°), um den Tieren die Aufnahme von Wasser
zu ermdglichen. Die Tiere hatten so vor dem Transport weniger Durst und kénnten besser eingefan-
gen werden.

Die Vorschrift, nur eine Dunkelphase bei Beleuchtungsprogrammen zu gestatten (Absatz 6), wird von
vielen Stellungnahmen (*) als eine wichtige neue Bestimmung beurteilt.

Art. 26 Steuervorrichtungen in Stallen

BS und GR und viele Organisationen (*®) begriissen das Verbot des Kuhtrainers, da er nicht tierge-
recht sei und inzwischen Alternativen bestinden. AG, BBV, BL, GL, KTBL, KKLWD, KOLAS und SO
befiirworten die Beibehaltung des Kuhtrainers, allerdings nur, wenn die Tiere vor der Beriihrung mit
dem Elektrobtigel mechanisch vorgewarnt werden (sog. "Albrecht-Bugel").

Die Kantone Al, AR, FR, NW, OW, SZ, TG und UR sowie die bauerlichen Organisationen (*°) lehnen
das Verbot ab. Eine Beibehaltung des Kuhtrainers wird v.a. mit der besseren Milchhygiene, mit der
Mdglichkeit von langeren Standplatzen und dem Fehlen von glinstigen Alternativen begriindet. Ent-
scheidend sei der korrekte Betrieb.

VPSFT, OCARE, FFVFF, TSCHBD und VFAFI verlangen in Absatz 2 ,voriibergehend" genauer zu
umschreiben (z. B. nur wahrend der Stallreinigungszeit). Es soll klar werden, dass es sich hierbei um
eine Ausnahme (KAGFL) und nur fiir kurze Zeit (Tl) und unter Aufsicht (AG) handelt. VSKT, JU, KTJU,
NE, KTFR, GE verlangen die Streichung dieses Satzes. Auch GR, ZH und VSKTSO mdchten vori-
bergehende elektrische Abschrankung in Laufstéllen verbieten, der Absatz soll aber so formuliert wer-
den, dass die in der Praxis notwendige kurzfristige Abschrankung zulassig ist.

4.3.2 2. Abschnitt: Rindvieh und Wasserbuffel

VSKTSO und TG verlangen grundsatzlich die Schreibweise: 14/120 Tage statt 2 Wochen/4 Monate.
Nach TVKFR sollen Artikel 30 -32 insbesondere auch fir Stiere gelten.

Art. 27 Futterung von Kalbern

GE, JU, KTFR und KTJU schlagen vor, in Absatz 1 "subvenir a leurs besoins" mit "couvrir leurs be-
soins" zu ersetzen.

BS und COOP unterstiitzen die Forderung nach ,Heu zur freien Verfugung“ fur Kalber. DVBTO, GST,
GWS, STVV und SVWM fordern Rauhfutterzugang ab Geburt. GE, JU, KTJU, KTFR und VSKT be-
zeichnen ,Stroh allein” als ungeniigend. EIf Kantone, einige KT und 24 Organisationen und Verbande
(**) wollen grundsétzlich Stroh gleichwertig dem Heu zulassen. Fir ZH, SZ, OW, GR, SO, VS, COOP
und ZHBV soll es ,sauberes Weizenstroh* sein. Einige (**) machen Vorschlage zum Fiitterungsmana-
gement anstatt ,,zur freien Verfigung“. SFF mdchte den alten Artikel beibehalten.

Mehrere Kantone und Organisationen (°%) beantragen Anderungen zum Wasserzugang fiir Kalber.
Keine spezielle Regelung fiir die Alpweiden wollen 8 Kantone, 5 tierérztliche Organisationen, 1 Tier-

% ATSV, AKUT, CRF, DVBTO, FFVFF, GPS, GRTV, GWS, KAGFL, KVSGTS, OCARE, STVV, KVSGTS, LVSPA, SHTSCH, SP,
SPSCHF, SPANE, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKLU, TVKU, TSVNW, TSVOW,
TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT, TVKFR, TVSU, lber 35 Tierschutzorganisationen

6 SBV, SO, AGORA, KOLAS, AGRID, BVAG, CAGRBJ, CNAV, KBUR, KKLWD, SOBV, TVL, ZHBV, GASUI

47 sTS, ATSV, SP, GPS, AKUT, CRF, DVBTO, GRTV, GWS, KVSGTS, KAGFL, LAGS, OCARE, STVV, FFVFF, TSBB, TSCHBD,
TVKLU, KVSGTS, LVSPA, SHTSCH, SPSCHF, SPANE, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW,
TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT

8 VKMB, COOP, STVV, GWS, STS, ATSV, GLPZH, GPS, AKUT, CRF, DVBTO, GRTV, TSBB, TVKFR, TVKLU, KVSGTS, LVSPA,
SHTSCH, SPSCHF, SPANE, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU,
TVSTU, TVW, VAQZ, VPSFT, OCARE, FFVFF, TSCHBD, VFAFI, KAGFL

49 AGORA, ASR, BFO, BKMV, BVAG, BOVECH, CAGRBJ, CNAV, CVAGR, GLBV, LOBAG, LOS, KBUR, SKMV, SAB, SBV,
SBVzV, SFVZV, SLMV, SRP, SOBV, SGBV, BBV, SHZV, ZHBV

% UR, SH, AG, TG, NW, Al, LU, FR, AR, Al, TI, VSKTSO, KTLU, SVAMH, SGBV, SBV, AGORA, AGRID, ASR, GLBV, LOS, SAB,
BVAG, BVAG, BFO, BKMV, FERH, BOVECH, , KBUR, VSA, SVV, SBVZV, SFVZV, SHZV, SKMV, SLMV

51 AG, Al, BBV, CAGRIB, CNAV, KOLAS, KKKLWD, LOBAG, NW, SH, SRP, TG, TVL, UR, VSA
%2 BFO, DVBTO, GST, GWS, KTBE, KTFR, NE, NW, STVV, SVYWM, TVKFR, TVL, UR, VKMB
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schutzverein und 1 Hochschulinstitut (53).

Art. 28 Haltung von Kalbern

DVBTO, GWS und begriissen, dass Kalber bis 4 Monate nicht angebunden gehalten werden dirfen.
NE verlangt die Prazisierung von ,ab der Geburt*, TVKFR von ,aus medizinischen Grinden*.

Mehrere Kantone und tierarztliche Organisationen (**) schlagen verschiedene Varianten der zeitlichen
Einschrénkung des Anbindens von Kalbern vor. Die Streichung von Absatz 2 verlangen 2 tierarztliche
Organisationen und 2 Tierschutzvereine (GWS, STVV, TVKFR, DVBTO). BFO fordert eine Ausnahme
fur das Anbindeverbot von Kéalbern in Stallungen auf kurzfristig (6 Wochen) genutzten Weiden.

Nach INWPT, KKLWD, KOLAS, SH, VSKTSO und ZH soll der maximale Altersunterschied der Kalber
in Gruppenhaltung nicht mehr als 60 Tage betragen. JU, KTJU und Tl wollen die Situation mit nur ei-
nem Kalb besser regeln, LOS die Vorgabe streichen. Ein Verbot fur Einzeliglus wird in 42 Stellung-
nahmen beantragt (*°).

LU und VSKT verlangen Sichtkontakt fur alle Rindviehkategorien. GST und SVWM wollen einen vor
Zugluft geschitzten Liegebereich vorschreiben. GPS, INWPT, SP und TVKFR beantragen, den Ab-
satz streichen.

Art. 29 Liegebereich

GST, GWS, INWPT, STVV und SVWM unterstiitzen die Anforderung an Einstreu im Liegebereich fur
Kihe, Zuchtstiere und Kélber. DVBTO will praziser ,trockener Einstreu”. Hauptsachlich landwirtschaft-
liche Organisationen (*°) fordern anstelle der Alterslimite eine Gewichtsbegrenzung. BBV will die An-
forderung fir die Alpstélle streichen.

Fur Absatz 2 fordern vor allem Tierschutzorganisation (°") die Formulierung ,...fur das Tier gleichwerti-
ges, weiches, verformbares Material“. GE, JU, KTFR, KTJU und NE schlagen ,,...qui prend la forme
corporelle” vor. BS geniigen Gummimatratzen nicht. Die Anforderungen von Absatz 2 wollen 4 Kanto-
ne und 15 landwirtschaftliche Organisationen (*®) nur fiir Neubauten akzeptieren. SFF méchte den al-
ten Artikel beibehalten.

Die Alterslimite von Rindvieh auf Einflachentiefstreu soll auf 5 (CHB), 8 (NW, OW, SO) oder 12 Mona-
te (SZ) erhoht werden, wenn regelmassiger Auslauf gewahrt wird. BBV, BFO, BIOSUI, BKMV, GLBV,
LOBAG, LOS, SAB und SKMV fordern 8 Monate ohne Bedingungen. Die Ausnahme streichen wollen
GST, STVT und UNZHNT. Absatz 3 ersatzlos streichen wollen mehrere Kantone, Kantonstierarzte
und landwirtschaftliche Organisationen (*°). SVAMH meint, dass die Anforderung nicht umsetzbar und
ALBCH, dass diese Form der Tierhaltung wenig verbreitet sei. Tl sieht einen Widerspruch zu Artikel
31 Absatz 3.

Art. 30 Anbindehaltung

Al, NE und VS sowie 22 landwirtschaftliche Organisationen (*°) wollen die Beschrankung der max.
Zeit ohne Auslauf streichen. ACUSA sind 90 Tage zu wenig. KTBE will die Kompetenz fir Ausnahmen
dem Veterinaramt Gibertragen. Ausnahmeregelungen beantragen verschiedene Organisationen und
Kantonstierarzte (**). GR, SH, TG, Tl und VSKTSO fordern, eine Mindestdauer des Auslaufes festzu-
legen. Das Verbot der Anbindehaltung fur Neu- und Umbauten und eine Erhéhung der Anzahl Aus-

5% LU, SZ, OW, AR, GR, TG, TI, JU, VSKTSO, KTLU, KTJU, VSKT, STVT, TVKFR, UNZHNT
LU, sz, OW, NW, AG, NE, GE, JU, KTLU, KTFR, KTJU, GST, SVSM, SVWM, FRC

% AKUT, ATSV, BIOSUI, CRF, DVBTO, FEVFF, GPS, GLPZH, GRTV, GWS, SP, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SHTSCH,
SPSCHF, SPANE, STS, SVDPA, TSCHBD, TSBB, TSCHE, TSCHO, TVFRA, STVV, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKU,
TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TUW, TVKLU, VAQZ, VFAFI, VKMB VPSFT

% AGRID, ASR, BOVECH, BVAG, CHB, GR, KKLWD, KOLAS, LOBAG, SBV, SBVZV, SRP, SFVZV, VSKTSO, ZHBV

7 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GPS, GRTV, GST, GWS, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SHTSCH, SPANE, SPSCHF,
SP, STS, STVV, SVWM, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TUW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKU,
TVKLU, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, VAQZ, VFAFI, VPSFT, VKMB

%8 AGRID, ASR, BOVECH BVAG, CVAGR, FR, KBUR, LOBAG, LOS, NW, OR, SBV, SBVZV, SFVZV, SGBV, SHZV, SRP, SZ, UR,
ZHBV

% AG, AGORA, CAGRIB, CNAV, GR, SGBV SH, TVL, VSKTSO, ZG, ZH

8 AGORA, AGRID, ASR, BBV, BKMV, BOVECH, BVAG, CAGRJIB, CNAV, FERH, KBUR, LOBAG, LOS, SBV, SBVZV, SFVZV,
SGBV, SKMV, SVAMH, SRP, VSA, ZHBV

®1 BFO, FERH, GE, GST, KTFR, LOS, LSCV, NE, SVSM, VS, VSKT
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lauftage auf 180 (120 Sommer / 60 Winter) fordern 40 Stellungnahmen (°%). Gefordert wird auch ein
permanenter Auslauf bei Neu- und Umbauten.

Einige Kantone und viele landwirtschaftliche Organisationen (°®) fordern, das Verbot der Anbindehal-
tung von Ammen- und Mutterkithen und Wasserbiiffeln zu streichen. UR beantragt eine Ubergangs-
frist von 20 Jahren. AGORA, AG, Al, BFO, CAGRJB, CNAV und SGBV wollen fir adaptierte Rassen
oder fur begriindete Ausnahmen die Anbindehaltung erlauben. GL, GR, SH, TG, VSKTSO und ZH
wollen frei laufende Kalber mit angebundenen Mittern verbieten. Das Verbot begriissen GWS, LOS
und VKMB.

Art. 31 Laufstalle

Der Kanton ZH verlangt, dass Nackenrohre leicht demontierbar sein miissen. ART mdchte den 2. Satz
in Absatz 2 streichen und Bugkanten tber das Bewilligungsverfahren regein. AGORA, CAGRJB,
CNAYV, FR und SHzV fordern, dass die Anzahl Liegeboxen bei Stallen mit AMS speziell geregelt wer-
den soll.

Viele Tierschutzorganisationen (64) fordern eine Abkalbeboxe fiir alle Kiihe (d.h. auch fir die Anbinde-
haltung), namentlich bei Neu- und Umbauten. Nach ART, dem Kanton JU und KTJU soll Absatz 3 mit
.in Gebauden kalbende Tiere" prazisiert werden. Auch kranke Tiere sollen in einem besonderen Abteil
untergebracht werden, wollen 8 Kantone und 6 Kantonstierarzte oder tierarztliche Vereinigungen (ZH,
LU, Sz, OW, NW, BL, TG, TI, STVT, KTLU, VSKT, TVL, KTBL, VSKTSO).

FR und viele landwirtschaftliche Organisationen (65) verlangen die Streichung von Absatz 3.

AG mdchte in Absatz 4 ,ausser bei geeigneten Formen der Vorratsfiitterung* durch ,,ausser bei Vor-
ratsfltterung” ersetzen.

Art. 32 Weidehaltung im Gehege und Schutz vor Hitze

Mehrheitlich Tierschutzorganisationen (*°) begriissen den Artikel. Es werden verschiedene Ande-
rungsvorschléage eingebracht.

Viele landwirtschaftliche Organisationen (°’,) wollen Absatz 1 streichen oder tiberarbeiten. Sie be-
furchten, dass permanente Weidehaltung und die Alpung nicht mehr méglich waren. Fir COOP und
SHZV gehen die Anforderungen zu weit. BBV, BFO, BIOSUI, BKMV, SAB und SAV fordern Ausnah-
men fiir die Alpwirtschaft.

Eine Privatperson fordert fir Wasserbiffel ohne Temperaturvorgabe ,Bade- oder andere Abkiih-
lungsmoglichkeiten (z. B. Suhle)".

GST, STVT und UNZHNT fordern ein Verbot von ,Stacheldraht” als EinzAunungsmaterial.

4.3.3 3. Abschnitt: Schweine

KTBE schlagt vor, den Wasserzugang fur alle Haustiere in einem allgemeinen Artikel zu regeln und
nur Ausnahmen bei den einzelnen Tierarten zu erwdhnen.

Art. 33 Beschaftigung

Die permanente Beschaftigung von Schweinen (anstatt Uber langere Zeit) wird von Al, FR, SZ und UR
sowie vielen landwirtschaftlichen Organisationen ( ) abgelehnt.

82 AKUT, ATSV, CRF, FFVFF, FIBL, GLPZH, GPS, GRTV, GWS, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SGPA, SHTSCH, SPANE,
SPSCHF, STS, SVDPA, STVV, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TUW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU,
TVKU, TVKFR, TVKLU, TVRU, TVSGU, TVSTU, VAQZ, VFAFI, VPSFT

88 AGRID, Al, BBV, BVAG, CVAGR, GLBV, LOBAG, OW, SAB, SAV, SBV, SGBV, SRP, SVAMH, SZ, UR, ZH, ZHBV, SFVZV,
BIOSUI

4 ATSV, AKUT, CRF, DVBTO, FFVFF, GPS, GRTV, GST, GWS, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SGPA, SHTSCH, SPANE,
STS SPSCHF, STVV SVWM TSBB, TSCHBD TSCHE, TSCHO TVFRA, TVFRU, TVGRU TVHOU TVKU, TVRU, TVSGU
TSVNW, TSVOW, TUW, TVKFR TVKLU, TVSTU, VAQZ, VFAFI, VPSFT

% AGORA, AGRID, ASR, ASR, BVAG, BBV, BOVECH, CAGRJB, CNAV, GLBV, KBUR, KOLAS, KKLWD, LOBAG, LOS, SBV,
SBVZzV, SFVZV, SGBV, SHZV SRP, ZHBV

8 ATSV, AKUT, BL, CRF, DVBTO, EVP, FFVFF, GPS, GR, GRTV, GWS, KTBL, KTLU, KVSGTS, LVSPA, NW, OCARE, OW,
PNSBNS, SH, STVV, STVT SVWM, STS, SPSCHF, SPANE, TSCHBD, SGPA, Tl, TSBB, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU,
TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TUW, TVKFR, TVKLU, SHTSCH, VAQZ, VFAFI, VPSFT,
VSKTSO SZ, UR, ZH

7 AGORA, AGRID, GLBV, ASR, LOS, SVAMH, SRP, BVAG, BOVECH, CAGRIB, CNAV, CVAGR, FERH, KBUR, KKLWD,
KOLAS, SBV, SGBV, SBVZV, SFVZV, SKMV, VSA, ZHBV

%8 AGORA, AGRID, BVAG, BFO, CAGRIB, CNAV, KBUR, LOBAG, LOS, SAMKY, SBV, SUISAG, SUIPOR, ZHBV
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INWPT und KSTALL begriissen die vorgeschlagene Anderung. Der SVSM ist grundsatzlich mit der
Anderung einverstanden, michte aber wissenschaftlich abgeklart haben, ob die Beschaftigung fiir
saugende Sauen sinnvoll ist. NE mdchte, dass die akzeptierten Beschéaftigungsmaterialien erwéhnt
werden oder darauf hingewiesen wird, dass Ketten keine adaquaten Beschéftigungsmaterialien sind.

FFVFF, OCARE und VPSFT fordern den Zusatz, dass Beschaftigungsmaterial in grossen Mengen auf
den Boden zu geben ist.

Art. 34 Futterung

VKMB begrisst den jederzeitigen freien Zugang zu Wasser. AGORA, CAGRJB und CNAYV beantra-
gen, die Vorschrift zu Uberdenken, vor allem bei Flussigfutterung.

Viele Kantone (°%), die Parteien SP, GPS und GLPZH und zahlreiche Organisationen (*°) fordern die
Streichung des zweiten Satzteils von Absatz 1 ("ausgenommen bei Freilandhaltung, wenn sie mehr-
mals taglich mit Wasser getrankt werden"). Die AGSPF schlagt vor, dass Ausnahmen auch fir die
Stallhaltung zu gelten haben.

FR, SUIPOR, SUISAG und SAMKY fordern die Streichung von Absatz 2.

Art. 35 Schutz vor Hitze

Die Tierschutzorganisationen (%) begriissen die Vorgaben dieses Artikels als wichtige neue Bestim-
mung. Mehrere Kantone (FR, NE, NW, OW, SZ, UR) und die landwirtschaftlichen Organisationen ("%
fordern die Streichung des Artikels. Der Kanton GL bemangelt, dass die praktische Umsetzung zu
wenig durchdacht ist und dass nicht erwahnt wird, was als Abkihlungsmdglichkeit genlgt. GR, TG
und Tl sowie der VSKTSO fordern, dass die Abkihlungsméglichkeiten permanent zur Verfigung ste-
hen mussen. SO schlagt vor, die Abgrenzung 25 kg durch eine Bezeichnung der Mast- und Wachs-
tumsphase zu ersetzen.

Der MIGEBU schlagt den Zusatz "Die AbklUhlung muss Uber Schattenplatze und oder tber eine
Sprinkleranlage mit Wasser erfolgen” vor, und die SP will die Einschrankung "in Gruppenhaltung so-
wie Ebern" streichen. Al und SVSM mdochten definiert haben, was unter Hitze zu verstehen ist. Al for-
dert die Streichung des Artikels, wenn nur Berieselung als Abkihlungsmadglichkeit toleriert wird. Die
ART bemerkt, dass die Erlauterungen bezuglich der Abkuhlungsméglichkeiten unklar sind.

Weitere Organisationen (FFVFF, TSCHBD, KAGFL, OCARE, VFVH, VPSFT) méchten den Artikel mit
dem Schutz vor Kélte und der Vorschrift, dass bei Kélte trockene Einstreu zur Verfiigung stehen
muss, erweitern.

Art. 36 Stallb6éden und Liegeflachen

Gegen ein generelles Verbot der Vollspaltenbdden und die Beibehaltung der bisher giltigen Regelung
sprechen sich die Kantone BE (KTBE), FR, GE und die Organisationen AGORA, CAGRJB, CNAV,
SGBYV sowie SFF aus. Die Kantone Al, OW, SZ, UR und landwirtschaftliche Organisationen (73,) for-
dern, dass Absatz 1 und Absatz 2 nur fiir Neubauten gelten sollen. SG merkt an, dass eine zehnjahri-
ge Ubergangstrist fiir das Vollspaltenverbot wegen den finanziellen Aufwendungen kritisch zu betrach-
ten sei.

Die AGSPF fordert die ersatzlose Streichung des ganzen Artikels.

NE schlagt fur Absatz 1 die Umformulierung vor, dass alle Tiere gleichzeitig auf der unperforierten
Liegeflache liegen kénnen missen. Die Parteien SP, GPS, GLPZH und viele Organisationen () for-
dern, dass der nicht perforierte Liegebereich mit ausreichend geeigneter Einstreu oder mit einem fir
das Tier gleichwertigen, weichen, verformbaren Material zu versehen ist. Der SVDPA fordert, dass der
nichtperforierte Liegebereich eingestreut sein muss.

% AG, Al, BL, GE, GR, JU, KTBL, KTFR KTJU,, NE, TG, VSKT, VSKTSO, T, ZH

™ ATSV, AKUT, CRF, BIOSUI, BVBTO, FFVFF, FIBL, GST, GRTV, GWS, KAGFL, LVSPA, OCARE, KVSGTS, SGPA, SHTSCH,
SPSCHF, SPANE, STS, STVV, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVKLU, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU,
TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI

™ ATSV, AKUT, CRF, DVBTO, FFVFF, GRTV, GWS, KAGFL, LVSPA, KVSGTS, OCARE, SHTSCH, STVV, SGPA, SPANE,
SPSCHF, STS, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVKLU, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW,
TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VKMB, VPSFT

2 AGRID, AGORA, AGSPF, BVAG, BFO, CAGRIB, CNAV, GLBV, KBUR KOLAS, KKLWD, LOBAG, LOS, SAMKYV, SBV, SGBV,
SUIPOR, SUISAG, ZHBV

® BVAG, AGRID, KBUR, KOLAS, KKLWD, LOBAG, LOS, SAMKY, SBV, SUIPOR, SUISAG, ZHBV

™ AKUT, ATSV, BIOSUI, CRF, DVBTO, FFVFF, FIBL, GRTV, GST, GWS, KAGFL, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, SGPA,
SHTSCH, SPSCHF, SPANE, STS, STVV, SVDPA, SVVM, SVWM, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVKLU, TVFRA,
TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VKMB, VPSFT
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JU, KTJU und KTFR bemerken, dass die franzosische Ubersetzung von Absatz 1 unverstandlich ist.

Die Parteien SP, GPS und GLPZH sowie viele Organisationen ("°) sprechen sich fiir ein Verbot von
Kastenstanden und Fressliegebuchten aus und verlangen deshalb die Streichung von Absatz 2. AG
schlagt vor, dass Kastensténde nur zur Halfte mit perforiertem Boden versehen sein dirfen (bisher

gultige Regelung).

Art. 37 Haltung

Die Parteien SP, GPS, GLPZH und viele Tierschutzorganisationen (“®) fordern ein generelles Verbot
von Kastenstanden und Fressliegebuchten. Kranke Sauen oder Problemsauen wahrend der Deckzeit
koénnten in Einzelbuchten gehalten werden. GST und SVWM sind ebenfalls fir ein Verbot von Kasten-
standen.

Bei Neu- und Umbauten fordern dieselben Parteien und Tierschutzorganisationen fiir Schweine einen
permanenten Zugang ins Freie. BIOSUI und FIBL schliessen sich dieser Forderung fur Schweine ab
der 6. Lebenswoche mit Ausnahme ferkelfiihrender Sauen an.

DVBTO, GWS und STVV fordern eine Bestimmung, dass Schweine ein geeignetes Substrat und eine
Flache zum Suhlen und Wilhlen haben missen.

Art. 38 Gruppenhaltung

In der franzésischen Ubersetzung muss in Absatz 1 "fixés" durch "bloqués" (GE, KTFR), bzw. "confi-
nés" (JU) ersetzt werden.

VKFR beantragt in Absatz 1 die Streichung der Kastenstande, Schweine sollten wahrend der Fitte-
rung nur in Fressstanden fixiert werden durfen. Die Parteien SP, GPS, GLPZH und viele Tierschutzor-
ganisationen (’’) fordern ein Verbot von Fressliegebuchten.

Art. 39 Abferkelbuchten

GE, JU (KTJU), KTFR, die Parteien SP, GPS, GLPZH und viele Tierschutzorganisationen ("®) fordern
die Streichung der Ausnahmeregelung, dass Sauen wahrend der Geburt fixiert werden kénnen.
BIOSUI verlangt die vollstandige Streichung von Absatz 1 und begriindet dies mit einer generellen Ab-
lehnung der Fixierung.

AGSPF méchte, dass Absatz 2 gestrichen wird.

Art. 40 Ferkelkafige
Zu diesem Artikel erfolgten keine Stellungnahmen.

434 4. Abschnitt: Schafe

BS, INWPT und SG begrissen die neuen Anforderungen fiir Schafe grundséatzlich sehr. Sie beruhten
auf wissenschaftlichen Erkenntnissen und ,common sense" und machten den Vollzug der Tierschutz-
gesetzgebung einfacher, homogener und transparenter, was die Rechtsverbindlichkeit erhdhe.

Art. 41 Stallhaltung

Viele Tierschutzorganisationen (*°) und eine Privatperson begriissen die Einfiihrung eines Verbots der
Anbindehaltung fur Schafe. Bei Neu- und Umbauten wird flir Schafe ein permanenter Zugang ins

™ ATSV, AKUT, CRF, DVBTO, BIOSUI, FIBL, FFVFF, GST, GRTV, GWS, KAGFL, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, SGPA,
SHTSCH, SPSCHF, SPANE, STS, STVV, SVVM, SVWM, SVDPA, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVKLU, TVFRA,
TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT, VKMB

® ATSV, AKUT, BIOSUI, CRF, DVBTO, FIBL, GRTV, GWS, KAGFL, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, SHTSCH, STVV, SPSCHF,
SPANE, STS, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVKLU, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW,
TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, VAQZ, VKMB, VFAFI, VPSFT

" ATSV, AKUT, CRF, DVBTO, FFVFF, FIBL, GRTV, GWS, KAGFL, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, STVV, SPSCHF, SPANE,
STS, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVKLU, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU,
TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT

® ATSV, AKUT, CRF, DVBTO, FIBL, GST, GRTV, GWS, KAGFL, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, SHTSCH, STVV, SVWM,
SPSCHF, SPANE, STS, FFVFF, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVKLU, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU,
TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT

™® ATSV, AKUT, CRF, FFVFF, GRTV, GPS, KAGFL, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SPSCHF, SPANE, STS, TSBB,
TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVKLU, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU,
TVW, VAQZ, OCARE, FFVFF, TSCHBD, VFAFI, VPSFT
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Freie gefordert, von SVDPA generell fur alle Schafe. AG, Al, AR, GR, GST, SVWM, TG, UNZHNT und
VSKTSO sind mit dem Verbot der Anbindehaltung einverstanden, es misse aber ergédnzt werden,
dass Schafe kurzfristig angebunden oder anderweitig fixiert werden durften.

Wahrend der Ubergangsfrist findet ACUSA einen Auslauf von 90 Tagen fiir nicht ausreichend.

Art. 42 Futterung

Die Tierschutzorganisationen (*°) begriissen die Einfiihrung dieses Artikels. AGORA, CAGRBJ, CNAV
und SGBYV fordern dagegen seine Streichung, da dies der Erfahrung der Tierhaltenden Uberlassen
werden kdnne. Kantone Al, NW, OW, UR, VS, ZG und die Organisationen SBV, BVAG, LOBAG, SVV,
SOBV, TVL, KBUR und ZHBV beantragen die Streichung von Absatz 1, die allgemeinen Artikel der
Tierschutzverordnung (Art. 2 Absatz 1) seien ausreichend.

Bei Absatz 1 fordern BL, GR, JU, KTBL, KTJU, TI, TG, VSKT, VSKTSO und ZH, dass Schafe ohne
Ausnahmen jederzeit Zugang zu Wasser haben missen, und FR, GE, NE und KTFR wollen tberprift
haben, ob die Ausnahmen haltbar sind. LU, KTLU und STVT schlagen vor, dass als Ausnahme die
Freilandhaltung gelten soll, wo Wasser mindestens einmal pro Tag verfugbar sein muss. SZ will fur al-
le Schafe unabhangig der Haltungsform vorschreiben, dass diese einmal am Tag Zugang zu Wasser
haben mussen. KOLAS und KKLWD fordern eine Ausnahme fir S6mmerungsweiden und Weiden im
Frihjahr und Herbst bei nasser Witterung. BGK, BFO, BSZV, GLBV, MIGEBU, SSZV, SAB verlangen
eine Formulierung, dass Schafe bei Bedarf Zugang zu Wasser haben miissen. SAV mdchte, dass
Schafe normalerweise jederzeit Zugang zu Wasser haben missen, auf subalpinen Sémmerungswei-
den jedoch nur bei Bedarf. Fiir LOS sollen bei Stallhaltung Schafe jederzeit trinken kénnen, bei Wei-
dehaltung jedoch brauchten sie kein zusatzliches Wasser.

VSKT fordert in Absatz 2 eine Ergdnzung, dass Stroh zwar zur Beschéftigung, nicht aber als aus-
schliessliches Raufutter geeignet ist. AG, TG, TVL, KOLAS und KKLWD wollen, dass Lammern Rau-
futter nur regelmassig zur Verfiigung stehen gestellt werden muss. Wiederkauer brauchten keine
standige Verfligbarkeit von Raufutter und leere Raufen missten sonst sanktioniert werden.

Art. 43 Weidehaltung im Gehege

Die Tierschutzorganisationen (*°) begriissen die Einfilhrung dieser Vorgaben, ebenso TG, TI, VSKT
und VSKTSO. Es wirden hiermit fir den Vollzug wichtige Liicken geschlossen. Andere Kantone und
landwirtschaftliche Organisationen (®*) lehnen den Artikel dagegen ab, da er bei restriktiver Auslegung
die permanente Weidehaltung sowie die SOmmerung von Rindern, Schafen, Ziegen und Pferden ver-
unmdglichen wirde. Problematisch sei insbesondere die Vorschrift, dass stets ein trockener Liege-
platz vorhanden sein misse. Dies kdnne auf Alpen oder auch unter Baumen bei starken Regenfallen
nicht permanent gewahrleistet werden.

BBV, SAB, SO, VSA, KOLAS und KKLWD fordern eine differenzierte Lésung. Fir die Weidehaltung
auf landwirtschaftlicher Nutzflache soll ein Schutz gewahrleistet sein. Hingegen im S6mmerungsgebiet
soll auch naturlicher Witterungsschutz (Baume, Felsvorspriinge usw.) akzeptiert sein. ,Starke Son-
neneinstrahlung” sei zudem ein relativer Begriff, der Vollzugsprobleme vorprogrammiere. GR, VSKT,
VSA und BIOSUI fordern, dass die Alpung von diesem Artikel ausgenommen werden soll.

Viele Stellungnahmen betreffen die Forderung in Absatz 1, dass ein ,trockener Liegeplatz* verfligbar
sein muss. Al, AG, LU, ART, TVL und ZG verlangen die Streichung dieses Satzes. Viele andere (*%)
schlagen Prézisierungen vor.

VSKTSO, TG, Tl und GR wollen bei Abs. 1 die Grdsse eines Unterstandes nach Anhang 1 Tab. 13
préazisiert haben mit der Méglichkeit zur Reduktion in der Winterfiitterungsperiode um 50% (analog zur
Info TSch zum Witterungsschutz). UNIBEIT will eine Erganzung, dass die Tiere in einem Witterungs-
schutz ausreichend Platz haben missen.

ACUSA bemangelt in Absatz 1, dass die Formulierung "Uber langere Zeit" sehr vage sei. BGK ver-
langt, dass diese Formulierung unbedingt beibehalten werden muss. TVKFR fordert ausbruchssichere
Zaune und STVT, dass Schafe durch geeignete Massnahmen vor Raubtieren geschiitzt werden.

Art. 44 Schur
Die Tierschutzorganisationen (*°) begriissen die Einfiihrung dieser Vorgaben.

8 ATSV, AKUT, CRF, FFVFF, GPS, GRTV, KAGFL, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SPSCHF, SPANE, STS, TSBB, TSCHBD,
TVKLU,TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ,
VFAFI, VPSFT, TVKFR

8 Al, BVAG, CVAGR, GLBV, KBUR, KKLWD, KOLAS, LOBAG, SBV, SGBV, SVV, SOBV, UR, ZHBV
8 AR, BL, GR, KTBL BSZV, KTLU, NW, OW, SSZV, STVT, SZ, TG, TI, UNIBEIT, UR, VSKTSO, ZH
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Zu Absatz 1 werden diverse Prazisierungen verlangt: dass die Schur an die Haltungsbedingungen an-
gepasst werden misse (TVKFR), dass bei Schafen, bei denen die letzte Schur l&anger als 6 Monate
zurlckliegt, die Schur im Frihling spéatestens vor Ende Mai stattzufinden hat (VSKTSO, TG), dass die
Schur spatestens Ende August zu erfolgen hat, um vor extremer Witterung schitzen zu kénnen (TI),
dass die Schur im Mai (AG und GR) bzw. im Fruhling (Al, ZH) stattfinden muss, falls die letzte Schur
langer als sechs Monate zurtckliegt, dass der Zeitpunkt einer Schur so zu wahlen ist, dass die Tiere
im Sommer kein Gbermassig dickes Wollkleid haben (BE).

4.3.5 5. Abschnitt: Ziegen

Allgemeine Bemerkungen:

BS, INWPT und SG begriissen die neuen Anforderungen fiir Ziegen grundsatzlich sehr. Sie beruhten
auf wissenschaftlichen Erkenntnissen und ,common sense" und machten den Vollzug der Tierschutz-
gesetzgebung einfacher, homogener und transparenter, was die Rechtsverbindlichkeit erhdhe.

Art. 45 Stallhaltung
Die Tierschutzorganisationen (**) begriissen die Einfiihrung der Vorgaben dieses Artikels.

INWPT, KSTALL, LOS und Steiner sind mit der Abschaffung der Anbindehaltung (Absatz 1) einver-
standen, dies setze ein grundsétzliches Zeichen. JU, KTJU, GST, UNZHNT und SVWM verlangen ei-
ne Ergénzung, dass Ziegen kurzfristig angebunden oder anderweitig fixiert werden duirften (z.B. aus
medizinischen Grinden). AR, GR, TG und VSKTSO sind zwar gegen das Verbot der Anbindehaltung,
votieren aber auch fir diese Ergdnzungsbestimmung, falls das Verbot beibehalten wird. VKMB ist fur
die Laufstallhaltung bei Neu- und Umbauten.

KBUR, TG, VSKTSO, BROSSL, SGBV und BGK sprechen sich wie viele andere grundsatzlich gegen
das Verbot der Anbindehaltung aus. Die Laufstallhaltung berge eine zu grosse Gefahr von aggressi-
ven Auseinandersetzungen und Verletzungen der Ziegen, sei wirtschaftlich untragbar, erfordere zuviel
Platz, fihre zu einer Zunahme des Enthornens, geféhrde den Erhalt vom Aussterben bedrohter Zie-
genrassen (die in der Regel alle behornt sind), eine leistungsgerechte Fitterung sei im Laufstall nicht

madglich und das Verbot sei eine inakzeptable Ungleichbehandlung von Ziegen- und Rindviehaltenden.

AGORA, CAGRBJ und CNAYV sprechen sich gegen ein Verbot der Anbindehaltung aus, da die Anzahl
betroffener Tiere unbedeutend sei.

Fir BE, BROSSL, SGBV und SZZV ist es zwingend, dass die Anbindehaltung auf der Alp weiterhin
moglich ist (Platzbedarf, Einstallen von Tieren aus verschiedenen Herden). TI mdchte eine Ausnahme
vom Verbot der Anbindehaltung fir extensiv gehaltene Ziegen, die nur in der Winterfutterungsperiode
im Stall gehalten werden.

Die meisten ablehnenden Stellungnahmen machen Vorschlage, wie der notwendige Auslauf bei Bei-
behaltung der Anbindehaltung geregelt werden soll. BE, KTBE und SAV fordern ausgiebige und re-
gelmassige Bewegung. ALBCH hélt die Anbindehaltung bei taglichem Auslauf fir tolerierbar. GL for-
dert fir angebunden gehaltene Ziegen mindestens zweimal wochentlich Auslauf in einem strukturier-
ten Gehege. AG und BIOSUI schlagen eine Regelung wie bei RAUS vor. BBV, SAB, GLBV mdchten
30 Tage Auslauf im Winter. Viele andere (84) schlagen eine Regelung analog wie beim Rindvieh vor.
LU, KTLU, NW, OW, STVT und TVL fordern einen zuséatzlichen Absatz, dass Ziegen, die in der Grup-
pe gehalten werden, Ausweich- und Riickzugsmaglichkeiten haben missen. Es sei eine analoge Re-
gelung wie bei Pferden notwendig, die dem artspezifischen Verhalten von Ziegen Rechnung tragt. Mit
einfachen Mitteln (Strohballen, erhéhte Liegeflachen) sei eine Strukturierung maoglich.

Viele Organisationen (*°) fordern bei Neu- und Umbauten fiir Ziegen einen permanenten Zugang ins
Freie.

GL fordert, dass in Absatz 2 die Forderung nach Einstreu im Liegebereich in Weidestallen unterblei-
ben soll.

8 ATSV, AKUT, CRF, FFVFF, GPS, GRTV, KAGFL, KVSGTS, LVSPA, OCARE, STS, SHTSCH, SPSCHF, SPANE, TSBB, TSCHBD,
TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKLU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU,

TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT
% T, GR, AR, UR, OW, SBV, SZ, Al, VS, KOLAS, BVAG, KKLWD, SOBV, ZHBV, SZZV, BFO, LOBAG, SLMV, BBV, SAB, GLBV

% AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GPS, GRTV, GST, GWS, KAGFL, KVSGTS, LVSPA, LSCV,m OCARE, SHTSCH, SP,
SPANE, SPSCHF, STS, SVDPA, STVV, SVWM,) TSBB, TSCHBD, TVKFR, TVKLU, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU,

TVHOU, TVKU, TVSU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VKMB, VPSFT
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Art. 46 Futterung

Viele Tierschutzorganisationen (*°) begriissen die Einfiihrung dieses Artikels. AGORA, CAGRBJ,
CNAV, NW, OW, UR und ZG verlangen dagegen seine Streichung, da dies der Erfahrung der Tierhal-
tenden Uberlassen werden kénne und die allgemeinen Artikel der Tierschutzverordnung (Art. 2 Absatz
1) ausreichen wiirden.

Bei Absatz 1 fordern BL, GR, JU, KTBL, KTJU, TG, Tl VSKT und VSKTSO, dass Ziegen ohne Aus-
nahmen jederzeit Zugang zu Wasser haben mussen, und GE, NE und KTFR regen an zu tberprifen,
ob die Ausnahmen haltbar sind. Al und die bauerlichen Organisationen SBV, BVAG, BGK, LOBAG,
KBUR, SGBV, SzZzV, SOBV, ZHBV, TVL vertreten die Ansicht, dass alle Ziegen taglich mindestens
einmal Zugang zu Wasser haben mussen.

Beim Absatz 2 verlangt VSKT eine Ergéanzung, dass Stroh zwar zur Beschéftigung, nicht aber als
ausschliessliches Raufutter geeignet ist. AG, TG, KOLAS, KKLWD, TVL wollen, dass Lammern Rau-
futter nur regelmassig zur Verfiigung stehen gestellt werden muss. Wiederkauer brauchten keine
standige Verfugbarkeit von Raufutter und leere Raufen missten sonst sanktioniert werden. ZG ist der
Ansicht, dass es reicht, wenn Ziegenlammern zweimal taglich Raufutter angeboten wird.

Art. 47 Weidehaltung im Gehege

Viele Stellungnahmen (%) begriissen die Vorgaben dieses Artikels. AG, Al, BVAG, CVAGR, GLBV,
KBUR, LOBAG, SGBYV, SBV, SOBV, VS und ZHBYV lehnen den Artikel dagegen ab, da er bei restrikti-
ver Auslegung die permanente Weidehaltung sowie die SOmmerung von Rindern, Schafen, Ziegen
und Pferden verunmaoglichen wiirde.

BBV, KOLAS, KKLWD, SAB, SO und TVL fordern eine differenzierte L6sung. Fir die Weidehaltung
auf landwirtschatftlicher Nutzflache soll ein Schutz gewéhrleistet sein. Hingegen im S6mmerungsgebiet
soll auch natirlicher Witterungsschutz (Baume, Felsvorspriinge usw.) akzeptiert sein. ,Starke Son-
neneinstrahlung” sei zudem ein relativer Begriff, der VVollzugsprobleme vorprogrammiere. GR, VSA
und BIOSUI fordern, dass die Alpung von diesem Artikel ausgenommen werden soll.

Viele Stellungnahmen betreffen die Forderung in Absatz 1, dass ein ,trockener Liegeplatz* verfiigbar
sein muss. Al, AG, LU, ART, TVL und ZG verlangen die Streichung dieses Satzes. Viele andere (%%
schlagen Préazisierungen vor.

VSKTSO, TG, Tl und GR wollen bei Absatz 1 die Grosse eines Unterstandes nach Anhang 1 Tab. 14
prazisiert haben mit der Moglichkeit zur Reduktion in der Winterfutterungsperiode um 20% (analog zur
Info TSch zum Witterungsschutz). UNIBEIT will eine Erganzung, dass die Tiere in einem Witterungs-
schutz ausreichend Platz haben mussen.

BGK verlangt, dass die Formulierung "tber langere Zeit" unbedingt beibehalten werden muss.

4.3.6 6. Abschnitt Pferde

In sehr vielen Stellungnahmen werden die Regelungen fir Pferde begrisst (89). Auf positives Echo
stossen Ausbildungsvorschriften, Auslauf im Freien, Gruppenhaltung der Jungtiere und das Stachel-
drahtverbot. NE und LAGS erwahnen speziell das Verbot der Anbindehaltung, da es sich um eine
sehr belastende Haltungsform handle. Fir die Tierschutzorganisationen und andere fehlen jedoch
wichtige Bestimmungen zum Umgang (VPHWZ) mit Pferden oder zur Nutzung (LAGS, VetDA). AG
und BS sind die Vorschriften zu detailliert und aufwandig fir Vollzug.

Grosser Handlungssbedarf besteht bei der Raumplanung (FIBL, LAGS, SVBR, SVPM, SVPK,
UNBPK, VetDA, VSP, VSPFH). Die Pferdezucht und -haltung wiirde der modernen Landwirtschaft vie-

% ATSV, AKUT, CRF, FFVFF, GPS, GRTV, KAGFL, LVSPA, OCARE, , KVSGTS, SHTSCH, SPSCHF, SPANE, STS, TSBB, TSCHBD,
TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKLU TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU,
TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT

8 AKUT, ATSV, CRF, FFVFF, GPS GRTV, KAGFL, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STS, TG, TI, TSBB,
TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU,
TVSTU, TVW, UNIBEIT, VAQZ, VFAFI, VPSFT, VSKTSO

% AR, BL, GR, KTBL BSZV, KTLU, NW, OW, SSZV, STVT, SZ, TG, TI, UNIBEIT, UR, VSKTSO, ZH

8 AKUT, ATSV, CLS, CRF, DVBTO, GE,GRTV, GWS, KAGFL, KGLTV, KTLU, KVSGTS, LAGS, LVSPA, NE, OCARE, SG, SH,
SHTSCH, SJT, SO, SP, SPANE, SPSCHF, STS, STVT, SVPH, SVPK, SVSB, Tl, TSBB, TSCHE, TSCHO, TSCHRT, TSBB,
TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVFRU, TVFRA, TVGRU, TVHOU, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVSW,
TVUR, TVW, TVKFR, LAGS, UNBPK, VAQZ, VFAFI, VPSFT, VSP, ZH, ZKV
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le Alternativen bietet (UNBPK) aber das Ausweichen in Landwirtschaftszone ist kaum méglich und es
werden nur Mindestmasse bewilligt werden (SVPK, SVPH, VSP,31 Equigardeabsolventinnen).

AG, GR, NPZ, SVBR, TG, UNBVM, VSPFH, ZH und 31 Equigarde-Absolventinnen schlagen den Hor-
se Comfort Index mit Kompensierungsmdaglichkeiten vor. FR will die Pferdehaltenden mittels einer In-
fokampagne flr die tiergerechte Pferdehaltung sensibilisieren. CLS, SVPK, SVPM, UNBPK, VetDA
und VSP stellen eine Konfusion zwischen Pferd als Heimtier oder als Nutztier fest.

Fur KTLU, LAGS, SO, SVPK und STVT sind die Fristen zu lang.

Art. 48 Begriffe

SVPK, UNBPK und VSP schlagen die einheitliche Verwendung des Begriffs Equidae statt Pferde in
der Tierschutzverordnung, der Tierarzneimittelverordnung und der Tierseuchenverordnung vor.

KTJU, JU, VPHWZ und VPFE wollen Jungpferde ohne Altersgrenze iber die regelmassige Nutzung
oder nach Ausbildungsstand definieren. SVPK begriisst ausdriicklich die Altersgrenze 5 Jahre, da sie
spatreifen Rassen Rechnung tragt. Nach ASRE, FGEE, GST, PSMHC®, SMU SVPM, SVPS, SVOV
VetDA und ZKYV, ist die Altersgrenze auf 3 Jahre bzw. 4 Jahre zu senken, damit nicht angerittene
Pferde nicht bis flnfjahrig in der Gruppe gehalten werden muissen.

Nach PSMHC, SMU, SVOV, SVPM, SVPS und VetDA, ist "regelméassige Nutzung" im Vergleich zu
Nutzung abgrenzen. Al und VSPFH fordern, die Bewegung an der Fiihrmaschine, auf dem Laufband
oder an &hnlichen Einrichtungen als Bewegung anzuerkennen und Absatz 5 zu streichen

AG, ASRE, CLS, FGEE, GST, SVBR, SVPK, VPFE und VetDA wollen Absatz 6 erganzen mit ... mog-
lichst im Freien®, bzw. beantragen, dass bei ungiinstigen Witterungsverhaltnissen ein Raum als Aus-
laufflache gilt.

Art. 49 Haltung

TVKFR findet alle Bestimmungen des Artikels wichtig. SVPM und ZKYV stellen fest, dass vor dem Ver-
bot der Anbindehaltung das Raumplanungsrecht Giberarbeitet werden misste.

FSERFM, KOLAS, OW, SZ, TVL, UR und ZG, fordern die Streichung des Anbindehaltungs-Verbots.
ALBCH prophezeit, dass einige die Pferdehaltung deshalb aufgeben werden und findet die Anbinde-
haltung bei taglichem Auslauf im Freien durchaus eine tolerierbare Haltungsform. (VPFE), Fur BFO,
AGORA, CAGRJB, CNAV, KTJU, JU ist Absatz 1 uberflissig, da im Grundsatzartikel die dauernde
Anbindehaltung verboten wird.

In vielen weiteren Stellungnahmen (*")wird die Streichung verlangt oder es werden Ausnahmerege-
lungen gefordert, da Anbinden zu Ausbildungszwecken und fir die Hufpflege notwendig ist sowie fur
Arbeitstiere auf der Alp oder Armeepferde,. Der SVBR mdchte nur ein grundsatzliches Verbot und
verweist auf Arbeitspferde, horse comfort index und zahlreiche andere Ausnahmen. BL, CLS, GST,
KTBL NPZ , SG, SVPK SVWM, UNZHNT, TG, VSKTSO, VSPFH und ZKV finden das Verbot richtig,
aber es mussten Ausnahmen fur kurzfristiges Anbinden, z. B. fiir Ausbildungszwecke vorgesehen
werden. KAGFL bemerkt, dass Anbindehaltung und Anbinden von Pferden fiir bestimmte Manipulatio-
nen verwechselt werde.

AGORA, CNAV und CAGRJB schlagen als Alternative zum Anbindeverbot BTS-Bestimmungen fiir
Pferde in Betracht vor.

Der Geruch und Sichtkontakt (Absatz 3) wird von vielen Tierschutzorganisationen und Tierarztkreisen
(°%) begriisst. VSKTSO und TG wollen mindestens 2 Pferde in einem Haltungssystem verlangen, die
permanenten Kontakt entsprechend des Artikels zueinander haben sollen. KAGFL verlangt grundséatz-
liche Gruppenhaltung bei Neu- und Umbauten und eine permanenten Zugang ins Freie.

Al, BFO, BVAG, GLBYV, KOLAS, LOBAG, LOS, OW, SAB, SBV SZ, UR und ZHBV beantragen, Absatz
4 zu streichen, da véllig praxisfremd und weil damit die Haltung einer einzelnen Zuchtstute verunmaog-

licht werde. Es wird die Aufgabe der Pferdehaltung befiirchtet, da die Einzelhaltung sehr verbreitet ist.

Nicht alle Pferde seien miteinander vertraglich, Sozialkontakt nach Absatz 3 und zum Mensch und an-
deren Tieren genuge.

LAGS beantragt in Absatz 5 die Ausnahme fiir Jungpferde streichen. INWPT und ZKV schlagen Er-

ganzungen vor (2 Offnungen bei permanentem ein Auslauf, wéahrend der Fiitterung verschliessbare
Fressstande, keine toten Winkel).

% pCl, SQAH, SPV Rennsport, SUITRO, GALCH, SWIEND, SHAV, ZVCH.
1 AGORA, Al, BVAG, CAGRIB, CNAV, JU, KTJU, LOBAG, SBV, SGBV, SVPM, VetDA, VPFE, VPHWZ, ZHBV

%2 DVBTO, LAGS, LSCV, SP, STS mit liber weiteren 35 Tierschutzorganisationen, TG, TVSU, VFAFI, VSKTSO
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Art. 50 Haltung im Freien

Die Tierschutzorganisationen, DVBTO, VFAFI, VSKTSO, und TG begrissen den Artikel. Al, AG,
CVAGR, JU, KTJU, UR, ZG und ZHBYV beantragen die Streichung, weil die S6mmerung verunméglicht
wirde. GR, KTLU, NW, SH, STVT, SZ, TG und VSKTSO schlagen vor, dass ein trockener Liegeplatz
nur in der Winterfitterungsperiode vorhanden sein muss oder wenn die Tiere langere Zeit extremer
Witterung ausgesetzt sind.

KTBE will nur noch extreme Witterungsverhdltnisse definieren, die Forderung sei Giber den allgemei-
nen Witterungsschutzartikel abgedeckt

Nach GR und UNIBEIT muss der Unterstand muss den Mindestabmessungen gemass Tab 15 im An-
hang 1 entsprechen, bzw. allen Tieren gleichzeitig ausreichend Platz bieten.

Art. 51 Futter

Die Tierschutzorganisationen, DVBTO und VFAFI begriissen den Artikel. FSERFM, SVPH und VSKT
beantragen die Streichung, da fur einige Pferde die freie Futteraufnahme zu gesundheitlichen Proble-
men (Ubergewicht, Allergie) fihren kann. KTBE schlagt vor, "jederzeit" durch "regelmassig" zu erset-
zen.

Von vielen Stellungnahmen (*®) werden Formulierungsvorschlage eingebracht.

FR, INWPT, SGPA, TSBB und TVKFR beantragen, dass Pferde Zugang zu Wasser haben miissen,
auf S6mmerungs- und Jahrlingsweiden mindestens einmal taglich.

Art. 52 Hufpflege

Die Tierschutzorganisationen, DVBTO, Tl und VFAFI begrissen den Artikel. AG will ihn ersatzlos
streichen, da bereits in Artikel 3 Kap. 1 abgehandelt.

CLS SMU und SVPK fordern, dass Pferde durch Personen zu beschlagen sind, welche tber eine an-
erkannte Hufschmiedeausbildung. UNIBEIT fordert zu prézisieren, dass Hufe so zu pflegen sind, dass
dem Auftreten von Hufkrankheiten vorgebeugt wird.

Umformulierungsvorschlage und Querverweise bringen ASRE, FGEE, GE, JU, KTFR, KTJU, PSMHC,
SVPM, SVPS und SVOV ein.

Art. 53 Bewegung

Die Tierschutzorganisationen, DVBTO, KAGFL, SP, TSBB, VFAFI, VSKTSO, TG und ZH begriissen
den Artikel. Klare Auslaufvorschriften sind wahrend Ubergangszeit der Anbindehaltung nétig. Auslauf-
frequenz, -dauer und -flaichen werden als zu klein kritisiert. GR, INWPT, VSKTSO, SH, TG, Tl und ZH
beantragen mit Dokumentationspflicht wie beim Rindvieh zu erganzen.

BIOSUI, DVBDL, FIBL, JU, KAGFL, KTJU, NE, SVDPA und VPHWZ machen Erganzungsvorschlage
zu Absatz 1. KTBE beantragt Absatz 2 zu streichen, da erzwungener Auslauf fur friih im Jahr gebore-
ne Fohlen eine Tierquélerei sei. Viele andere (94) machen alternative Vorschlage zur Haufigkeit der
freien Bewegung. AGORA, CNAV, CAGRJB, KTBE und NPZ beantragen, Absatz 3 ersatzlos zu strei-
chen. KNIE und TPDB wollen Absatz 3 mit "grundsatzlich" erganzen, da fir Zirkuspferde an manchen
Gastspielorten die Moglichkeit fehlt.

Art. 54 Auslaufflachen

AGORA, CNAV und CAGRJB fordern Absatz 1 zu streichen, da die Flachen Giber RAUS geregelt sind
und das Ende des Labels bedeuten wirden. GST, UNZHNT und UNBPK fordern Kompensationsmdg-
lichkeiten als Alternative fur zu kleine Auslaufe.

ZHBV will Absatz 2 streichen. In vielen Stellungnahmen werden (95) Ergé&nzungsvorschlage und Kor-
rekturanmerkungen gemacht. Fur TG und VPHWZ ist der 2. Satz in Absatz 2 (keine Verunreinigun-
gen) keine Tierschutz-, sondern eine Gewasserschutzbestimmung mit viel Interpretationsspielraum.

AG bezeichnet die Forderung ausbruchsicherer Zaune als praxisfern. UNBPK begrisst, dass Stachel-
draht endlich verboten wird. Viele Stellungnahmen (96) machen Anmerkungen und Formulierungsvor-
schlage.
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4.3.7 7. Abschnitt Hauskaninchen

Art. 55 Beschéftigung und Gruppenhaltung

In Absatz 1 werden von verschiedener Seite Anpassungen verlangt. Die Ergdnzung "standig Zugang
zu frischem Wasser" fordern BS in einem eigenen Absatz 5, SP, STS und sehr viele Tierschutzorgani-
sationen sowie KAGFL. Im Hinblick auf die Nageobjekte vom SRKV eine Liste "....wie Zweige, Aste
oder andere Holzstlicke (sofern unschadlich) ....." vorgeschlagen, wahrend der SRTV und SGKZ der
Meinung sind, die Forderung nach Nageobjekten sei zu streichen.

In Absatz 2 wird von verschiedenen Organisationen (97) fur Kaninchen generell die Gruppenhaltung
gefordert, wobei Ausnahmen bei unvertréaglichen Tieren mdglich sein sollen. KAGFL schlagt eine
Ubergangsfrist von 7 Jahren vor, dabei sollten in dieser Zeit Gruppenhaltungssysteme optimiert und
Zuchtziele neu formuliert werden. Implizit gegen obligatorische Gruppenhaltung steht der SRKV mit
der Forderung nach einer Anderung der Artikeltiberschrift in "Beschaftigung und Haltung", da es meh-
rere Haltungsformen gébe.

Art. 56 Gehege und Kafige

UR kann nicht nachvollziehen kann, weshalb in der Kaninchenhaltung im Vergleich mit der Gefliigel-
haltung Kafige weiterhin zugelassen werden. NE schlagt vor, in diesem Artikel den Begriff "enclos”
durch "cage" zu ersetzen. KAGFL und TSCHBD fordern eine Neuformulierung des ganzen Artikels. In
einem 1. Absatz sei festzuhalten, dass ausreichend Platz fur die verschieden Formen der Lokomotion
und fiir das ausgestreckte Liegen, Sichtschutz und Riickzugsmdglichkeiten durch eine gute Strukturie-
rung verflgbar sein misse. Im 2. Absatz sollen die Mindestmasse nur gultig sein solange die Einzel-
haltung zugelassen ist (siehe auch Forderung im Artikel 55). Absatz 2 des Entwurfes wird an diesen 2.
Absatz angefiigt.

STS und sehr viele Tierschutzorganisationen, SP, GPS und FIBL fordern, dass die erhéhte Flache
und die Einstreu obligatorisch (auch KAGFL) sein sollen (Absatz 3). SRKV schlagt fiir den Absatz 2
eine Umformulierung vor: ,Gehege miissen mit einem Riickzugsbereich ausgestattet sein“. SRTV be-
antragt, in Absatz 4 ,.... Gehege flr hochtrachtige Zibben missen mit Nestkammern ausgestattet sein"
mit : "...Hochtréchtige Zibben mussen das Nest mit Stroh..." zu ersetzen.

FIBL, GPS, KAGFL, SP, SVDPA, STS, sehr viele Tierschutzorganisationen und TSCHBD fordern,
dass sich in Kéafigen gehaltene Kaninchen téaglich ausreichend artgemass ausserhalb der Kafige be-
wegen kénnen mussen.

4.3.8 8.Abschnitt Hausgefliigel und Haustauben

Art. 57 Einrichtungen
Zum Absatz 1 dieses Artikels sind keine Bemerkungen eingegangen.

Die Forderung nach Einstreu wird von GASUI, SBV, BELL, COOP, BVAG, SBV, LOBAG, MIGEBU,
SGP, ZHBV abgelehnt. Die grundsatzliche Ablehnung von Erhéhung der Mindestanforderungen wird
mit der Befiirchtung begriindet, dies hatte Konsequenzen bei den Okoprogrammen. BIOSUI, FIBL,
STS und sehr viele Tierschutzorganisationen begrissen die Forderung explizit.

ZH, SH, GR, Tl und INWPT betonen, dass in Absatz 3 die Abdunklung der Nester ausdriicklich zu
nennen sei. GPS, KAGFL, DVBTO, STVV, STS schlagen bei den Alternativen zu den eingestreuten
Nestern die Formulierung ,fir die Tiere gleichwertige weiche Einlagen“ vor. Die erhdhten Sitzgelegen-
heiten (Absatz 3 Bst. ¢) wird als wichtige Forderung hervorgehoben und fur Sitzgelegenheiten der

% AG, Al, ASRE, BFO, BL, BVAG, CLS, FGEE, GE, INWPT, VetDA JU, KAGFL KOLAS, KBUR, KTBL, KTFR, KTJU, LAGS, LOS,

LOBAG, NE, OW, PSMHC, SBV, SVBR, SVOV, SVPM, SVPK, SVPS, SZ, TVKFR, TG, UNZHNT, UR, VPFE, ZHBV, ZKV

% AGORA, ASRE, BL, BVAG, CNAV, CAGRIB, GL, KOLAS, KTBL, LOBAG, PSMHC, SBV, SVOV, SVPM, SVPS, FGEE, TVL,

UNZHNT, VPFE, ZHBV, ZKV

% AG, Al, ASRE, BVAG, FGEE FSERFM, GE, GST, JU, KTFR, KTJU, LOBAG, NE, NPZ, PSMHC, SBV, STVT, SVPM, SVOV, SVPS,

UNBPK und UNZHNT VetDA, VPFE, ZKV
% ASRE, CLS, FGEE, FSERFM, JU, KTJU, LAGS, PSMHC, SVDPA SVPK SVPS, SVOV, SVPS, TG, TVL, VSKTSO, ZKV
% BS, FIBL, GLPZG, GPS, GST, SP, STS, TSCBD, viele Tierschutzorganisationen
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Begriff Sitzstangen verlangt. Von Produzentenseite (*®) wird gefordert, bei diesem Absatz die Auf-
zuchttiere auszunehmen, der qualitatsbewusste Aufziichter komme sowieso nicht darum herum auch
in der Aufzucht erhéhte Sitzstangen einzusetzen. Auch "auf verschiedenen Ebenen" sei zu streichen.
LOS, SRGV und SRTV sind der Ansicht die erhéhten Sitzgelegenheiten seien Giberhaupt zu streichen.
KAGFL fordert neu (Bst. f): " Bei Neu- und Umbauten ist ein geschiitzter Aussenklimabereich einzu-
richten".

Art. 58 Beleuchtung

Verschiedentlich werden in der Anhérung héhere minimale Luxwerte gefordert. VSKTSO und TI for-
dern 15 Lux, wobei fir letzteren eine Reduktion bei Kannibalismus in Ordnung ware und GPS,
KAGFL, STS und viele Tierschutzorganisationen verlangen 50 Lux. FIBL und BIOSUI erachten eine
Reduktion bei Kannibalismus als sinnvoll und meinen die Meldepflicht sei gut gegen Missbrauche.
BELL und SGP unterstitzen Beleuchtungsvorschlage insgesamt, wahrend der MIGEBU eine Erweite-
rung der Ausnahme auf die Mast-Elterntiere wéhrend der Aufzuchtperiode fordert, "wenn dem Kanni-
balismus durch eine geringere Beleuchtungsstérke vorgebeugt werden kann (Tiere mit ungekurzten
Schnéabeln)".

LU, KTLU, NW, OW, STVT, TVL, SZ und UR sind der Ansicht, Absatz 3 kénne gestrichen werden,
weil die Ausnahmeregelung aus Artikel 11 gentige. Im Weiteren wiinscht der MIGEBU flr den Absatz
2 die Prazisierung: "... Lichtstarke von weniger als 1 Lux (gemessen entsprechend den technischen
Weisungen des Bundesamtes) eingesetzt werden".

Art. 59 Toten von Kiken

GPS, STS und sehr viele Tierschutzorganisationen sind der Meinung, dass der Vorschlag die gesetz-
lichen Grundlagen grundsatzlich erfillle. MIGEBU wiinscht, dass die Aufzéhlung der Todesarten nicht
abschliessend sein sollte. UNIBEIT konnte sich, um den Detaillierungsgrad zu reduzieren, auch vor-
stellen, die Tétungsmethoden in einer anderen Regelungsstufe festzuhalten. GASUI und BIOSUI be-
grussen die offene Formulierung der Tétungsmethoden explizit.

4.3.9 9. Abschnitt: Bewilligung von Aufstallungssystemen und Stall-
einrichtungen

Art. 60 Bewilligungspflicht

SLMV erachtet die Bewilligungspflicht als ausgewogen und unterstitzt sie. Der Kanton FR verweist
bezlglich des Prif- und Bewilligungsverfahrens auf die generellen Anmerkungen in seiner Stellung-
nahme.

Zahlreiche Organisationen (*°) fordern eine Erweiterung auf Pferde und Speisefische und verlangen,
dass der Bundesrat die Kompetenz erhalten soll, bei Bedarf Aufstallungssysteme weiterer Tierarten
(z.B. Lamas, Hirsche und Straussenvogel etc.) der Bewilligungspflicht zu unterstellen. KAGFL
schliesst sich dem an und wiinscht, dass, falls sich die Ausweitung der Prufpflicht nicht realisieren las-
sen sollte, wenigstens die Informationspflicht in Artikel 112 eingefiihrt werden soll. GE, NE, JU, KTFR,
KTJU, STVT und UNZHNT wollen die Bewilligungspflicht auf Pferde ausweiten und INWPT auf Pferde
und Haustauben.

In Absatz 2 verlangt INWPT eine Erweiterung von Buchst. f auf Haustauben, da sich die Artikel 57-59
auch auf Haustauben beziehen. JU und KTJU méchten in Buchst. f: "nouvelle teneur” durch "per-
choirs" ersetzen.

AGSPF findet Absatz 4 fragwirdig. Es sei unverstandlich, dass Hobbytierhaltungen vom Bewilli-
gungsverfahren ausgenommen seien. Al, JU, KTJU, SP, GPS sowie verschiedene andere Organisati-
onen (‘%) fordern, Absatz 4 ganz zu streichen. FIBL und BIOSIU sehen in Absatz 4 eine Entlastung
fur das Bewilligungsverfahren, fordern aber, dass Hobbytierhaltungen verstérkt auf die Einhaltung der
Tierschutzverordnung kontrolliert werden sollen, da der Hobbytierbereich in der Regel schlechteren
Kontrollmechanismen unterworfen sei als die landwirtschaftliche Tierhaltung. Die sprachliche Ver-

% BELL, BVAG, COOP, GASUI, LOBAG, MIGEBU, SBV, SGP, ZHBV
% AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GPS, GRTV, GST, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SPSCHF, SPANE, SP, STS, SVTT,
SVWM, TSBB, TSCHBD, TVKFR, TVKLU, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW,
TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, TVSU, VAQZ, VFAFI, VPSFT
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stéandlichkeit wird von KTBE, INWPT, KSTALL beméngelt, da nur Aufstallungssysteme, nicht aber die
Herstellerln bewilligt werden kénnen.

GST und SVWM mdéchten fur die in der Europaischen Union zugelassenen Aufstallungssysteme ein
vereinfachtes Zulassungsverfahren definieren oder direkt zulassen.

Art. 61 Bewilligungsverfahren

Beziglich Absatz 2 wird v.a. von Kantonen bzw. Kantonstierarzten gefordert, dass Gesuchssteller
weiterhin die vollen Kosten des Verfahrens zu tragen haben (SP, JU, KTFR, KTJU, NE, GE).

In vielen Stellungnahmen (*®°) wird verlangt, Absatz 4 zu streichen. Mindestanforderungen stellten die
Grenze zur Tierqualerei dar und somit sei jede Unterschreitung abzulehnen. TSCHBD, VFAFI, VPSFT
sind der gleichen Meinung und befiirchten, dass auf diese Weise EU-konforme Minimalsysteme bewil-
ligt werden sollen. FIBL fordert ein explizites Verbot, Mindestanforderungen zu unterschreiten.

Art. 62 Kommission fur Stalleinrichtungen

GST und SVWM sind der Meinung, dass die Kommission aufzuheben sei. Das BVET kdnne unter
Beizug von Fachleuten Entscheide erlassen, ohne dass es sich hierzu auf die beratende Meinung ei-
ner Kommission stitze. SVSM wirde gerne Einsitz in die Kommission nehmen, da Haltungs-, Fitte-
rungs-, Managementfragen einen sehr grossen Einfluss auf die Tiergesundheit haben. BROSSL fin-
det, dass die Praxis in der Zusammensetzung der Kommission zu wenig vertreten ist. UNZHNT will
streichen, dass Vertreterinnen und Vertreter des Bundes und der Kantone Mitglied der Kommission
sein mussen, die Herkunft der Experten sei nicht wichtig. SP fordert, dass die Kommission auf einer
gesetzlichen Grundlage beruhen soll, allenfalls misse eine solche geschaffen werden.

Art. 63 Bekanntgabe und Verdffentlichung

JU und KTJU beantragen in Absatz 1 "au plus tard lors de l'acceptation de la commande" durch "avant
I'acceptation de la commande"” zu ersetzen. UR und NW finden Absatz 3 eine wichtige Neuerung, die
sie explizit beflirworten.

4.3.10 10. Abschnitt: Hunde

SG und NE begrissen die Hundebestimmungen besonders hinsichtlich des qualitativen Tierschutzes
wie z. B. den Sozialkontakt- oder die Auslaufvorschriften, da klare Formulierungen den Vollzugsauf-
wand vermindern helfen. Grundsétzlich begrissen auch GSAM, SHOCL und SKV und die Bestim-
mungen. SP begrisst sehr die Verscharfung der Auflagen bez. Sozialkontakt, Ausbildung, Bewegung
und Unterkunft zum Schutz der Menschen, namentlich der Kinder.

Art. 64 Futterung
Die Bestimmungen werden von den Tierschutzorganisationen begrisst (

GE, KTJU, JU, KTFR, NE, STVT und TVKFR fordern, dass Hunde dauernd Wasser zur Verfligung
haben mussen, da die Bestimmung sonst nicht kontrollierbar sei. BL, KTBL SH, TG, TI, VSKT und
VSKTSO verlangen tagliche Wasseraufnahme. SKG verweist auf Schlittenhunde, die bei gefrorenem
Wasser Schnee fressen und schlagt die Formulierung ,Hunde missen ihren Wasserbedarf decken
kénnen“ vor. VFVH beantragt die ersatzlose Streichung, da die Verantwortung unklar sei, wenn aus-
warts (Hotel, Bahn, Buro) keine Trinkgelegenheit gefunden werde.

SVDPA fordert, die Frist fiir Wasser auf sofort zu senken.

101
).

Art. 65 Sozialkontakt
Die Tierschutzorganisationen und IGFH begriissen alle Bestimmungen von Artikel 65.

SKG ist der Meinung, Hunde mussten nicht taglich Umgang mit anderen Hunden haben, wenn sie gut
sozialisiert sind. DVBTO schlagt Kontakt statt Umgang zu Menschen vor. AG will Umgang mit anderen
Hunden streichen, da Einzelhaltung beim Hund kein Problem und dieser auf den Kontakt mit dem

Menschen ausgerichtet sei. Nach GE, JU, KTFR, KTJU und NE ist ausreichend zu streichen, da nicht

10 ATSV, AKUT, CRF, DVBTO, GPS, GST, GRTV, KAGFL, OCARE, STVV, SVWM, FEVFF, KVSGTS, LVSPA, SHTSCH, SP,
SPANE, SPSCHF, STS, TSBB, TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TVKLU, TSVNW, TSVOW,
TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, TVSU, VAQZ

AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, GRTV, KAGFL, KGLTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SJT, SPANE, SPSCHF, STVT, STS
SVSB, TSCHE, TSCHO, TSCHRT, TSBB, TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVFRU, TVFRA, TVKFR, TVGRU, TVHOU, TVKLU,
TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVSW, TVUR, TVW, VAQZ, VFAFI

101
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kontrollierbar. GE, KTFR, NE und VS wollen auch die Ausnahmen fur Herdeschutzhunde streichen.
Diese sollten keine Gefahr fiir Menschen darstellen und daher gut mit Menschen und anderen Hunden
sozialisiert sein. Fur FFVFF, VFAFI und VPSFT ist ausreichend und kurzfristig allein zu definieren.

Nach SKG, KTFR, GE, NE ist die Absetzfrist fur Welpen (Absatz 2) auf minimal 9 Wochen, bzw. 70
Tage (GSAM, SHOCL) festzulegen. BS will Absatz 2 mit ,Zur Aufzucht vorgesehene Welpen ..." er-
ganzen, da Reduktion der Wurfgrésse moglich bleiben muss. KTJU, JU will ,....von ihren Wurfge-
schwistern” streichen, da ein unnétiger Zusatz.

DVBTO, GST und KTBE beantragen die Streichung der paarweisen Boxenhaltung. Diese ist stressig
und gefahrlich, dem Sozialverhalten ist in anderer Weise Rechnung zu tragen. GST und TVKFR hal-
ten fest, dass Hunde kein generelles Bedurfnis nach Kérperkontakt haben, ausserdem gibt es auffal-
lende rassespezifische Unterschiede.

SVDPA schlagt als Frist fir Boxenanpassung 1 Jahr vor.

Art. 66 Bewegung

FFVFF, STS und tiber 35 weitere Tierschutzorganisationen'®?, SHOCL, SP, TSBB, TVSU, VFAFI, und
VPSFT begrissen die Bestimmungen.

Nach diversen Gerichtsentscheiden sei unangeleinter Auslauf eine Muss-Bestimmung fir die artge-
rechte Haltung, betonen FIBL, SHOCL, SP, STS und lber 35 Tierschutzorganisationen, TSBB, TVSU
und TVKFR. Freie Bewegung heisst nach SGPA ohne Leine und ohne Maulkorb, da beide den Sozi-
alkontakt behindern. GLBV, IGLHU und SAB stellen fest, dass "unangeleint" im Widerspruch zu zahl-
reichen Kommunalreglementen steht. wobei der Leinenzwang fur bestimmte Rassen aufzuheben sei.
SVOWA und SVSB fordern, in Schutzgebieten (gravierende Stérung Bodenbriiter!) und im Wald sowie
aus Schutzgrinden auch in weiteren Gebieten Leinenzwang anzuordnen.

BL und KTBL fordern, die Mindestdauer der Bewegung festzulegen. SGPA schlagt mindestens 1 Std.
pro Tag Bewegung vor. GSAM will maximal 12 Std. ohne Bewegung erlauben.

KOLAS fordert die Ergénzung, dass der Hundekot von den Hundehaltern aus hygienischen Griinden
einzusammeln und fachgerecht zu entsorgen sei.

BL und KTBL befiirchten aufgrund von Absatz 2 Investitionszwang im Tierversuchssektor. GL will eine
Mindestauslaufflache fur Zwinger v.a. im Hinblick auf Problemhunde festzulegen und KTBE will Aus-
lauf in einem geeigneten Gehege vorschreiben. Nach NE sollen Zwinger, Gehege oder Privatgarten
nicht als Auslaufflache gelten. Fir JU, KTJU und KTFR sehen als einzig legitime Ausnahme die medi-
zinische Indikation.

NE fordert, Absatz 3 aus Grinden der 6ffentlichen Sicherheit zu streichen. KTBE fragt wie "gentigend”
und "angemessen" kontrolliert werden musse.

GE, JU, KTFR, KTJU fordern Auslauf in kleinen Gruppen von max. 3 bis 5 Hunden, keine unkontrol-
lierbaren Meuten. DVBTO, GST ergénzen ,Auslauf mit einem anderen Hund" als Alternative zur Grup-
pe. AG will den Auslauf in der Gruppe streichen, da er fir auf Mensch gepragte Haustiere unnétig sei.

VFVH und IGFH wollen die Gemeinden zum Ausscheiden von ausreichend Freilaufzonen verpflichten.

Art. 67 Unterkunft, Boden

STS und uber 35 weitere Tierschutzorganisationen, FFVFF, KVSGTS, VFAFI, VPSFT, TVSU und
TSBB begriissen die Bestimmungen.

GLPZH, KTFR, SHOCL und TVKFR wollen Anbindehaltung, resp. Kettenhaltung als Haltungssystem,
mangels Kontrollierbarkeit verbieten. Auch SO fande, ein ganzliches Verbot der Kettenhaltung wéare
angebracht, kann aber mit einer zeitlichen Begrenzung leben. IGFH, KVSGTS, SP, STS, TSBB und
TVSU wollen die Anbindedauer auf 4 Stunden begrenzen, UNZHNT auf 8 Stunden erhéhen. AG da-
gegen will keine zeitliche Begrenzung, im Einzelfall solle die Behdrde verfligen.

VSKT bemangelt die Kontrollierbarkeit von 5 Stunden und auch KTBE fragt sich, ob tber Nacht ange-
bunden werden darf. Vielen Stellungnahmen fordern, Zwecks besserer Kontrollierbarkeit solle die Zeit
vorgeschrieben werden, die ein Hund nicht angebunden werden darf. GR, SH, TG, TI, VSKTSO und
ZH fordern mind. 6 Std. pro Tag Freilauf, AR mind. 5 Stunden und KTLU, LU, NW, OW, STVT, SZ, UR
und ZG mind. 3 Stunden. Ein faktisches Anbindeverbot erhhe namlich die Sicherheitsprobleme mit
freilaufenden Hunden oder verschlechtere die Lebensqualitdt von Hunden, die deshalb in einen Zwin-
ger gesperrt wirden.

102 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, GRTV, KAGFL, KGLTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SJT, SPANE, SPSCHF, STVT,
SVSB, TSCHE, TSCHO, TSCHRT, TSBB, TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVFRU, TVFRA, TVGRU, TVKFR, TVHOU, TVKLU,
TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVSW, TVUR, TVW, VAQZ
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GST und TVKFR beantragen einen Zusatz, dass Halsb&nder nicht wiirgen und Geschirre nicht ein-
schneiden durfen.

Verschiedene Stellungnahmen (*°%) beantragen, die dauernde Boxen- und Zwingerhaltung zu verbie-
ten, u. a. weil diese Haltungsformen den Sozialkontakt stark einschranken. IGHGH lehnt den Antrag
ab, weil dauernde Zwingerhaltung Sozialkontakt nicht ausschliesse. IGFH und TVKFR wollen die Ma-
ximalaufenthaltsdauer im Zwinger oder in R&umen auf 6 Stunden begrenzen.

Fur KTFR, NE und TVKFR ist in Absatz 2 die Ausnahme fiir Herdenschutzhunde unsinnig.

Nach GE, INTPHA, JU, KTJU und NE widerspricht verformbares Material den Hygieneanforderungen
der Versuchshundehaltung. DVBTO schlagt daher ,weiches und thermoisolierendes" statt ,verformba-
res und warmedammendes" Liegematerial vor, SKG will die Formulierung ,zweckmassige warme-
dammende Unterlage”. GREPAC und TVKFR fordern weiches und geeignetes Liegematerial fiir Tier-
heimhunde. INTPHA beantragt Ausnahmen fir perforierte Boden in Versuchshundehaltungen.

GREPAC, GST, SVDPA und SVWM beantragen in Absatz 5 die Streichung der Liegeflachen, weil
sich angstliche Hunde darunter verstecken und dadurch inre Uberwachung erschwert wird. Die For-
mulierung in Absatz 6 reiche, Hunde hétten keinen Zwang sich zu verstecken. GR, TG, TI, VSKTSO
uns ZH fordern Sichtblenden auch fur gegentberliegende Boxen. GREPAC will dies dem Ermessen
der Tierheime Uberlassen.

Art. 68 Ausbildung von Jagdhunden

SO und FiSO begriissen die Bewilligungspflicht explizit, wéahren viele andere (***) die Baujagd mit
Hunden verbieten wollen. TVKFR findet es in der heutigen Zeit absurd, Tiere so zu trainieren, dass sie
andere Tiere verletzen. JAGSUI argumentiert, die Baujagd sei unverzichtbar und die effizienteste
Jagdmethode zur Bestandesregulierung der Fuchs- und Dachspopulation. AG will den Artikel in der
Tierschutzverordnung streichen und im Jagdrecht regeln.

Art. 69 Umgang mit Hunden

FIBL, KVSGTS, SP, STS sowie Uber 35 weitere Tierschutzorganisationen, SVDPA und TVKFR be-
grussen die Bestimmungen. DVBTO und GWS beméngeln, dass der Umgang mit Hunden tberregle-
mentiert sei. KTBE will Trainer, Methoden und Hilfsmittel regeln.

SKG beantragt, den Absatz 1 ersatzlos zu streichen. Die Tierschutzgesetzgebung darf nicht der poli-
zeilichen Gefahrenabwehr dienen, die Gefahrdung an sich stelle bereits einen Verstoss dar. DVBTO,
FFVFF, INWPT, KTBE, VFAFI, VPSFT und TSCHBD machen Korrekturanmerkungen. VFVH findet
Tiere als Begriff zu unbestimmt.

DVBTO, GWS, INWPT STVT und TVKFR wollen die Hundehalterhaftpflichtversicherung einflihren,
organisiert durch das BVET.

IGHGH, IGHSWK und KAHW sowie (1981 Burgerinnen) fordern die Streichung des Verbots von
Stockschlagen. Es entspreche dem nattirlichen Verhalten des Hundes, sich im Kdrperkontakt mit an-
deren zu messen und sei zur Priifung der Nervenstarke nétig. Es sollen entweder nur Stockschlage
zur Erzielung von Angstlichkeit und Unwohlsein verboten werden oder der Einsatz von sogenannten
Softstocken soll diensthundehaltenden Behorden zur Uberpriifung der Diensttauglichkeit sowie der
Teilnahme an internationalen Wettkampfen, bzw. zwecks Uberprifung der Belastbarkeit im Triebbe-
reich sowie des Beuteverhaltens erlaubt sein (KAHW).

Die Tierschutzorganisationen und andere (105) fordern ein Verbot, Hunde auf Aggression und Beissen
abzurichten. Die Ausbildung zum Schutzdienst soll nur fiir den Einsatz bei Polizei, Grenzschutz, Militar
oder staatlich anerkannte Sicherheitsfirmen erlaubt sein. SHOCL ergéanzt, dass die Belastbarkeits-
Uberprifung in friedlichen Situationen zu erfolgen habe. Nach DVBTO miissen Hunde, die eine
Schutzdienstaushildung angefangen haben, lebenslanglich gekennzeichnet und in einer Identifikati-
onsdatei vermerkt sein. GWS will, dass Schutzdiensthelfer Uber eine vom BVET anerkannte Ausbil-
dung verfigen mussen. TVKFR will als Schutzhunde ausgebildete Hunde nur mit einer Bewilligung
weiterplatziert haben.

Die SKG begrusst, dass auf ein Verbot beim Schutzdienst verzichtet wurde. Laut KAHW wiirde ein
Verbot der Schutzhundeausbildung im privaten Bereich die Zukunft des Schutzhundewesens in Frage
stellen. IGHGH und IGLHU lehnen den STS-Antrag als unverhaltnismassig und diskriminierend ab.

103 B1osuUI, DVBDL, FIBL, GST, KVSGTS, SHOCL, SP, STS, SVDPA, TSBB, TVSU

104 FFVFF, FIBL, GST, LSCV, SP, STS und Uber 35 weitere Tierschutzorganisationen, SVDPA, TSBB, TVSU, VFAFI, VPSFT

1% bvBTO, FIBL, GWS, IGFH, KVSGTS, SP, SVDPA, TVKFR, TVSU
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GST und SVWM fordern eine Verbot, aggressives Verhalten zu férdern oder zlichterisch zu entwi-
ckeln. TVKFR will das Verbot von Wirgehalsbandern erweitern. GE, KTJU, JU und KTFR machen
Bemerkungen zur Wortwahl.

Art 70 Hilfsmittel und Geréte

SHOCL, SP, STS sowie tber 35 weitere Tierschutzorganisationen, TSBB und SVDPA begrissen die
Bestimmungen.

UNZHNT will wegen zu viel Administration einer schwierig zu beurteilenden Sache Absatz 3 und Ab-
satz4 streichen. FFVFF, GE, KTFR, KTJU, JU, NE, VFAFI, VPSFT und VSKT machen Korrekturan-
merkungen und weisen auf Widerspruch zum Heimtierabkommen des Europarates (ER) hin. GST fin-
det die verwendeten Begriffe in der Hundeausbildung nicht angebracht.

DVBTO und IGFH wollen mechanisch wirkende Geréaten verbieten, bzw. den Einsatz nur nach
bestanderen Prifung erlauben. TVKFR will das Verbot auf unsichtbare elektrisierende Zaunsysteme
ausweiten. Tl will eine abschliessende Liste der verbotenen Gerate. ARECR bemerkt, dass Zitronelldl
ohne Schéadigung der Hundepsyche wirkungsvoll ist und IGHGH meint, dass das Verbot in Absatz 2
gegen Treu und Glauben verstosse.

BS, DVBTO, GE, KTFR, KTJU, JU, NE und STVT winschen "unangenehm" zu definieren, ferner
"chemische" durch "flissige oder gasformige Stoffe", bzw. "durch kiinstliche oder natiirliche Stoffe ei-
ne reizende Wirkung entfalten" ersetzen.

BS will Eigentum, Besitz und Import verbieten. Viele andere (*°°) beantragen in Absatz 3 den Besitz zu
verbieten. Eine Liste der zugelassenen Personen mit die Ausnahmebewilligung sei zu veréffentlichen.
FFVFF, VFAFI, VPSFT wollen diese Liste nur auf begriindetes Gesuch hin durch die Behérde be-
kanntgeben. Nach GE, FRC, KTFR und NE, soll das Bundesamt die Prifung anerkennen, und die
kantonaler Bewilligung eine Schweiz-weite Gliltigkeit haben.

KTLU, LU, NW, OW, STVT, SZ und TVL fordern eine Bestimmung Uber Einzug und Vernichtung von
Geraten in die Verordnung aufzunehmen.

BL, GR, KTBL, SH, TG, Tl, TVL, VSKT, VSKTSO und ZH wollen Anforderungen an Maulkorbe definie-
ren (ausschliesslich Kérbchenform, keine Muzzles, um Hecheln ermdglichen).

DVBTO, SHOCL, SP, STS und Uber andere 35 Tierschutzorganisationen, SVDPA und TSBB fordern,
Absatz 4 sei mit der Chipnummer zu erganzen.

Art. 71 Meldungen

SHOCL, SG, SP, STS sowie Uber 35 weitere Tierschutzorganisationen, SVDPA, TSBB, VFAFI und
VPSFT begrissen die Bestimmungen.

FR und SKG finden, Artikel 71 und Artikel 72 héatten nichts mit Tierschutz zu tun und seien aus der
Verordnung zu streichen. Stattdessen sollten die Vorschlage des EVD vom Januar 2006 méglichst
rasch in die Verordnung aufgenommen werden. VFVH will Art. 71 ersatzlos streichen, da die Kompe-
tenz des BR Uberschritten werde.

VFVH sieht durch Absatz 2 das nachbarschaftliche Denunziantentum geférdert.

Viele Stellungnahmen (107)wollen in Absatz 1 die Meldepflicht auf alle Personen ausdehnen, die beruf-
lich mit Hunden zu tun haben: Tierpsychologische Berater, Verhaltenstherapeuten fir Hunde, Tier-
heilpraktiker, Tierheimverantwortliche aber auch Gemeindebehérden und Polizeiorgane. Einige finden,
auch Minderjahrige, Kriminelle und Unzurechnungsfahige seien zu verpflichten. DVBTO, GWS,
SVWM sowie TVKFR wollen Tierhalter zur Selbstmeldung verpflichten. SGPA hingegen findet es
stossend, Private zur Meldung zu verpflichten. AGGH beantragt einen Dispens von der Meldung fur
Verhaltensspezialisten solange deren Anweisungen befolgt werden.

DVBTO, GR, GWS, NE, SH, TG, VSKT, VSKTSO, und ZH wollen - da im Widerspruch zur BVET-
Weisung - alle Verletzungen, nicht nur erhebliche, gemeldet haben. Rezidivierende leichte Bisse seien
schwerwiegend und es kdnne nicht den meldepflichtigen Personen iiberlassen bleiben Gber den
Schweregrad einer Bissverletzung zu urteilen (NE). Dagegen will IGHGH wirklich nur die erheblichen
Verletzungen gemeldet haben, um die Statistiken nicht zu verfélschen. Nach AGGH, KTVD und
TVKFR sollten die Aspekte des Haltungsumfeldes und pathologisches Verhalten als Folge von Auf-
zuchtfehlern mit einbezogen werden. SHOCL will die Meldepflicht abschwéchen und den Entscheid
zur Meldung dem Ermessen der meldepflichtigen Person Uberlassen.

1% b\/BTO, FFVFF, SHOCL, SKG, SP, STS und iiber 35 andere Tierschutzorganisationen, SVDPA, TSBB, TVSU, VFAFI, VPSFT
7 AGGH, GSAM, IGFH, KTVD, KTLU, LU, NW, OW, SH, STVT, SZ, TG, TVL, UNIBEIT, UR, VSKT, VSKTSO, ZH,
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DVBTO, GWS und UNIBEIT fordern, die Meldungen auf Jagdwild, Haus- oder Zootiere einzuschran-
ken. Nach VFVH waren in der vorgeschlagenen Form alle jagdlich gefiihrten Hunde zu melden. Zu-
dem verhalte sich ein Hund im Tierheim nicht wie blich.

AGGH, DVBTO, GWS, IGFH, INWPT und SVWM fordern die Streichung oder genauere Definition von
~-Ubermassiges Aggressionsverhalten“ (Bst. b). KTLU, LU, NW, OW und UR wollen den Begriff durch
"Verhaltensweisen, die Menschen oder Tiere gefahrden" ersetzen.

Art. 72 Kontrollen und Massnahmen

GSAM, IGFH, STS sowie Uber 35 weitere Tierschutzorganisationen, VFAFI und VPSFT begrtissen,
dass die Vorschrift nicht auf Rassen limitiert wird.

VFVH will den Artikel mangels Fach- und Rechtskompetenz von BVET und Vollzugsbehérden ersatz-
los streichen und beantragt nachdriicklich ein Gutachten zur Verfassungsmassigkeit der Massnahmen
um geféhrliche Hunde.

IGHGH betont, dass Tierarzte mit Crashkurs nicht als Fachpersonen fiir die Beurteilung von Hunden
gelten durfen.

IGPH, IGFH, INWPT, SH, SP, UNBVM und ZH finden, namentlich fur Ausbildungsvorschriften und
Massnahmenkatalog brauche es Schweiz-weit gultige, einheitliche Bestimmungen sowie griffigere
Massnahmen bei der Kampfhundeproblematik. Als mégliche Massnahmen sehen GR, LU, NW, OW,
SH, SZ, TG, TVL, VSKT, VSKTSO, ZG und ZH das entschadigungslose Toten, Neuplatzieren, Kast-
rieren, Maulkorb- und Leinenzwang, Restriktionen fiir das Ausfuihren des Hundes, Haftpflichtversiche-
rungszwang, Ausschluss von der Schutzdienstausbildung, sowie Kursbesuch oder Einweisung zur
Verhaltenserziehung oder unbefristetes Hundehalteverbot.

Die SP dréngt auf eine rasche Umsetzung und schlagt vor, sinnvolle, bestehende kantonale Regelun-
gen wie die von BS/BL auf Bundesebene zu verankern. ARECR bemangelt, dass verschiedene Be-
stimmungen das Ziel verfehlen. BS will in Absatz 3 "Abnormitat” durch "Auffalligkeit” im Verhalten er-
setzen.

AGGH fordert Massnahmen gegenuber Zuchtern bei festgestellten Mangeln in der Zucht. GLPZH will
den Import bestimmter Rassen nur noch aus amtlich kontrollierten Zuchten zulassen, wahrend die SP
eine Importbewilligung und grenztierarztliche Uberpriifung fur alle Hunde fordert. IGLHU will Hunde-
zuchtbetriebe der Bewilligungspflicht und Kontrolle durch geeignete Fachpersonen unterstellen. Nach
IGPH ist die Bewilligungspflicht unumgéanglich, um Anforderungen an Kenntnisse und Infrastruktur zu
erweitern und unseriése Hundehandler zurtickzudréngen.

Art. 73 Ausbildung von Hunden und Personen, die mit Hunden umgehen

FFVFF, SP, STS sowie Uber 35 weitere Tierschutzorganisationen, VFAFI, VPSFT und ZH begriissen
die Bestimmungen generell, LOS und IGFH nur Absatz 1 und 2, GWS nur Absatz 2 und 3, DVBTO nur
Absatz 3.

Al, AR und FRC fordern, die Umsetzung Schweiz-weit zu vereinheitlichen. Nach BE, KTBE, KTVD und
SAV sollen Ausbildungsvorschriften differenziert im Sinne der parlamentarischen Vorstésse und Mei-
nungen WBK erlassen werden. Die generelle Ausbildungspflicht wird mangels qualifizierter Ausbild-
nern abgelehnt und weil Schadenpotenzial, Rasse und Erfahrung der Hundehalter mit zu beriicksich-
tigen seien. Nach BS ist der Artikel zu Uberdenken.

Die Kantone AG, Al und ZG sowie die Organisationen BKMV, Centpat,, CVAM, DVBTO, FIBL, GWS,
HUNON, IGHGH, LDT, SGPA, SKMV und VFVH halten die Bestimmungen fur Gbertrieben und lehnen
Absatz 1 und 2 mit Nachdruck ab. Das Risikobewusstsein sei Uber Pravention zu férdern, wahrend Si-
cherheitsbestimmungen das Risikobewusstsein verminderten. Der Verwaltungsaufwand ware unver-
haltnismassig und die personliche Freiheit werde zu stark eingeschrankt ohne damit die Hundeprob-
lematik zu entscharfen. HUNON schatzt die Akzeptanz bei Hundehaltenden von vorgeschriebener,
kontrollierter Ausbildung von Trainingspersonen und Kontrollen der Trainings nach einer Umfrage auf
38%.

SHOCL fordert stattdessen den Nachweis einer seridsen Vorbereitung vor dem Kauf und der Soziali-
sierung des Hundes. SVWM findet die Absicht begriissenswert, der Rahmen sei aber noch abzuste-
cken. Nach Al, ARECR, JAGSUI und VFVH ist zu prazisieren, wer als Hundehalter gilt und welche
Sanktionen vorgesehen sind.

AGGH, IGPH, JAGSUI, KTVD und SGPA halten den Kurs fiur Ersthundehalter als Praventivmassnah-
me fir sinnvoll. AR will die Kurse durch eine anerkannte Hundeerziehung ersetzen und die Kursanfor-
derungen hinsichtlich Sicherheitsaspekte festlegen. SP fordert, das Halter grosser Hunde regelmassig
anerkannte Kurse belegen miissen.
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BIOSUI, BKMV, DVBDL, JAGSUI, SKMV und UR wollen die Ausbildungspflicht auf Hunde mit Ag-
gressionspotenzial beschranken. IGFH, INTPHA, JAGSUI und TVL fordern Kursdispens bei Nachweis
von Hundeerfahrung und fir professionelle Hundehalter sowie fir Personengruppen, die aufgrund ih-
rer Berufserfahrung die Anforderungen bereits erfiillen. Einige Kantone und viele Organisationen (‘%)
fordern eine Ausnahmeregelung fur Landwirte, Schafhalter, Tierpfleger und Jager. Nach GR soll das
BVET nach Anhotren oder auf Antrag der Kantone Ausnahmen vorsehen kénnen.

Nach AGGH, GE, KTFR, KTVD und NE ist der Kurs innerhalb des 1. Monats nach Erwerb und bis
zum Erlangen des Appells zu absolvieren. GLBV und SAB wollen die Dauer auf je 1 Tag beschrén-
ken. Viele Stellungnahmen beantragen (neu), dass Halter von Welpen mit diesen bis zum Alter von 16
oder 20 Wochen Welpenspielstunden besuchen miissen (*°%). GLPZH ist wegen Qualitatsmangel der
Gruppenleiter gegen obligatorische Welpenspielstunden. STVV will die Anforderungen an Welpen-
spielplatze definieren.

TG verlangt in Absatz 3 die Gemeinden zu verpflichten und nach AGGH sollte nebst Kursbesuch auch
eine Verhaltenstherapie angeordnet werden kdénnen.

Sehr viele Stellungnahmen (**°) fordern, dass Kurse nach Absatz 4 vom BVET offiziell anerkannt wer-
den missen. Ziele und Priifungsverfahren seien festzulegen. STVV fordert die Anerkennung von Aus-
bildungslehrgéngen (nach Absatz 1). AR, AGGH, BL, GR, KTBL, SH und VSKTSO fordern die Aner-
kennung der Kurse durch die Kantone. Die Liste anerkannter Kurse und Prifungen sollte durch das
BVET veroffentlicht werden (DVBTO, GWS, SP, STVV, VSKT).

AR TG, VSKTSO und ZH wollen festhalten, dass die Uberpriifung beim Einzug der Hundesteuer er-
folgt.

AGGH, IGFH, SKG, STVV und ZH fordern die Etablierung eines Qualitatskontrollsystems zur Kursan-
erkennung fur Hundeausbildner, Hundesitter, Schutzdienstausbildner und Therapiehunde, sowie Hun-
de fur Kindergéarten und Schulen. Das Bundesamt sollte Lerninhalte und Anforderungen an die Aus-
bildner préazisieren. Die Kursanerkennung und Prifung sei zentral. FRDC fordert, dass Schutzhunde-
ausbildner (Sporthunde, die beissen missen) eine streng definierte Ausbildung absolvieren missen
und kontrolliert werden.

4.4 4. Kapitel: Heimtiere, Tierheime und gewerbsmassige
Zucht von Heimtieren

Die Bestimmungen des Kapitels, besonders das Verbot der Einzelhaltung, das Prinzip der Funktions-
bereiche und die Mindestanforderungen fir nicht-bewilligungspflichtige Arten, werden von AR, FR,
GE, JU, VSKTSO, SH, TG, TIl, VSKT und ZH begrisst.

Nach GWS, DVBTO, R. Schar, SP, STVV und UNBVM ist das Kapitel zu knapp geraten. Die Katzen
wurden fast vollstandig vergessen und sollten nach TVKFR und UNBVM in einem eigenen Kapitel
aufgenommen werden.

AG, GR, SH, Tl und VSKT schlagen vor, die Fristen fir die Anpassung von Gehegen von als Heimtie-
re gehaltenen Wildtiere auf max. 5 Jahre zu setzen. Fristen von 10 Jahren seien fur Anpassungen bei
Heimtieren wie Meerschweinchen oder Vogel viel zu lang.

Art. 74 Begriff

VFVH und DVBTO fordern die Klarung der Definitionen fir Haus- Heim- und Wildtiere. Auch Wildtiere
werden aus Interesse am Tier gehalten. TVKFR schlagt eine Ausschlussdefinition fiir Heimtiere vor:
Weder zur Kategorie Haus-, Wild- oder Versuchstier gehérend, noch zur Nahrungsmittelproduktion
oder zu wissenschaftlichen Zwecken gehalten. ARCAT, DGHT, DVBDL, IGTFAG und SDS fragen
sich, ob es ein Heimtierkapitel brauche.

KTFR beméngelt die Ubersetzung.

18 AGORA, BVAG, BSZV, CNAV, CAGRJB, CVAGR, FiLU, FiSO, GLBV, INWPT, KBUR, KOLAS, OW, SBV, SSZV, SZ, UNETHF,

UR, ZHBV, VS
199 bVBTO, FFVFF, GWS, SKG, SP, STS und iiber weitere 35 Tierschutzorganisationen, SVDPA, TVSU, VSKT, TSBB, VFAFI, VPSFT

10 AR FFVFF, FRC, GST, IGFH, JU, KTJU, KTLU, LU, NW, OW, SH, SKG, SP, iber 35 Tierschutzorganisationen, VFAFI, VPSFT,

TSBB, TG, TVL, UR, VSKTSO
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Art. 75 Haltung

Die Bestimmungen werden von STS und (iber 35 weitere Tierschutzorganisationen™'*, TG, VFAFI und
VSKTSO als Verbesserung fur Tiere und zur Vollzugserleichterung begrisst.

KTBE will Absatz 2 mit "...zur Gewahrleistung einer tiergerechten Haltung" erganzen. UNETHF will
den Absatz streichen, resp. in Kapitel 1 abhandeln, da fir alle Tiere zutreffend.

Art. 76 Soziale Kontakte

Die Bestimmungen werden von STS und uber 35 weitere Tierschutzorganisationen, TG, VFAFI und
VSKTSO als Verbesserung fur alle Tiere begrisst.

Nach SKG ist der tagliche Umgang mit anderen Hunden fiir gut sozialisierte Hunde nicht nétig.
UNETHF will Einzelhaltung fur Heimtiere zulassen, wenn der Kontakt zum Menschen ihr Bediirfnis
nach sozialer Stimulation befriedigen vermag. DVBTO, TVKFR und STVT beantragen die Streichung
des Artikels.

Art. 77 Begriff

DVBTO und TVKFR wollen die Formulierung mit "konfiszierte/beschlagnahmte Tiere" und ,Findeltiere”
erganzen.

Art. 78 Meldepflicht fur Tierheime und fur gewerbsmassige Zuchten von
Heimtieren

GE, NE, IGFH, KTFR und SKG fordern die Definition von ,Gewerbsmassigkeit“, da dies wichtig fir

Kontrollen und Ausbildung sei. IGPH will die Meldepflicht in Bewilligungspflicht umwandeln und auf
Hobbyzuchten ausweiten. BS will Zuchter der Handelsbewilligung unterstellen und in diesem Artikel
streichen.

GLPZH fordert die Meldepflicht fir Tierheime, wenn sie Hunde bestimmter Rassen weitervermitteln.

4.5 5. Kapitel:  Wildtiere

Die Kantone BL, BS, SZ und ZH verlangen eine nochmalige Uberpriifung des Anhanges 2 unter Bei-
zug von Fachleuten aus dem Wildtierbereich, da die vorgesehenen Anderungen namentlich fiir beste-
hende Zoos von existenzieller Bedeutung seien. Der Entwurf enthalte fur zahlreiche Wildtiere wesent-
liche Erhéhungen der Mindestanforderungen. Griinde fur diese teilweise prohibitiven Erhéhungen
wirden nicht angefuhrt. Zudem fanden sich noch verschiedene tiergartenbiologische Ungereimtheiten,
die zu beheben seien. Anhang 2 sei entsprechend der aktuell giiltigen Gesetzgebung beizubehalten
und sollte vor dem Erlass nochmals mit Fachleuten betreffend der Angemessenheit im tiergartenbio-
logischen Sinn (Ungereimtheiten, Taxonomie, Gruppierung, Normen usw.) Uberarbeitet werden. Den
gleichen Antrag stellen die Zoologischen Géarten und Tierparks.

Die gleiche Forderung wird von zahlreichen Organisationen und Privatpersonen gestellt, da viele neu-
en Forderungen der wissenschaftlichen Grundlage entbehren wirden. Die Forderung wird allgemein
vorgebracht von Th. Althaus, IACVG und RESAL, aber auch mit gruppenspezifischer Begriindung in
40 Stellungnahmen von Vogelhalterorganisationen (**%), in 3 Stellungnahmen aus Falknerkreisen (Ch.
Kipfer, JAGSUI, SFAV) und 12 Stellungnahmen von Reptilienhalter- und Amphibienhalterorganisatio-
nen (**°). Sie begriinden, wieso die neuen Mindestmasse nicht zielfilhrend sind, resp. die private Hal-
tung der zum Teil seit Jahrhunderten in Gefangenschaft gepflegten Tiere verunméglichen wirde.
Auch die zoologischen Gérten und Institutionen (***) lehnen Anhang 2 ab.

1 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, GRTV, KAGFL, KGLTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SJT, SPANE, SPSCHF, STVT,
SVSB, TSCHE, TSCHO, TSCHRT, TSBB, TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVFRU, TVFRA, TVGRU, TVKFR, TVHOU, TVKLU,
TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVSW, TVUR, TVW, VAQZ

12 pyssL, EXOTIS (140 MITGLIEDER), EXSAT, KANZ, KTZVK, KTZVL, KTZVM, KTZVN, KTZVS, KVVZA, KVVZA,

H&M.Mottet, NKTFH, OGBI, ORBSU, ORCHU, OVBEL, OVGUR, OVSUM, OVZAEU, PARUS, SVSO, SZVAW, SZVVB,
SZVVE, SZVVK, SZVVR, SZVVT, SZVVU, VBOK, VLVLT, VLVVFG, VOGKZ, VVLSA, VVLSB, VVZAT, VZVFM, R.Wenger,
ZVGN

113 ARCAT, DGHT, IBMMU, IGTFAG, PRTOR, SDS, SIGS, A. Stehlin, TPDB, UNLCIG, UNLPHT, UNZHPI
14| ACVG, PAPIL, RESAL, SVWZH, NTPG, TPDB, WAZA, ZOOBS, ZOOCH, ZOOZH
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VVon den Fischereiorganisationen bekraftigen lediglich BEKFV, SSFVNW und VSFZ ihre Ablehnung zu
Anhang 2 in diesem Kapitel, da die meisten Stellungnahmen (**°) in der einleitenden Wiirdigung die
Revision bereits zuriickweisen und dabei die Frage aufwerfen, fir welche Fischgruppen und Anwen-
der die Regelungen gelten sollten. SDAT und ARCAT beantragen Streichung von Tabelle 28 (Koifi-
sche), da es sich bei diesen Fischen um eine Karpfenart handle.

Fur 37 Tierschutzorganisationen (*'°) und GE konnen die Mindestmasse trotz Erhéhungen die vielfal-
tigen Bedurfnisse der Tiere in so kleinen Anlagen nach wie vor nicht befriedigen. Sie verhindern die
schlimmsten Haltungen, garantieren aber keine artgemasse Haltung. Als Minimalmasse sind sie aber
unbedingt beizubehalten.

45.1 1. Abschnitt: Allgemeines

AR begrisst die neuen Vorschriften.

KNIE, NTPG, STAZH, SZ, TPDB, ZOOCH, ZOOBS und ZOOZH beantragen (neu, Artikel 81 bis), eine
Wildtierkommission zu schaffen, die dem BVET sowie den kantonalen Vollzugsbehérden beratend zur
Seite stehen soll mit dem Ziel, den Besonderheiten der Wildtierhaltung gerecht zu werden und den
Vollzug zu verbessern.

SO beantragt, dass allgemein auf die nach der Natur- und Heimatschutzgesetzgebung geschiitzten
einheimischen Tiere hinzuweisen sei, welche weder gefangen noch gehalten werden dirfen. Das gilt
nebst einheimischen Insektenfressern und Kleinnagern auch fir sdmtliche Fledermause, Amphibien
und Reptilien. Zudem sind in den Anh&ngen Arten aufgefiihrt, welche vom Aussterben bedroht sind
wie der Laubfrosch (Hyla arborea). Werden diese aus nicht regionalen Populationen entnommen (z.B.
aus dem Tessin) droht Faunenverfalschung, wenn sie wiederum entweichen oder ausgesetzt werden.

AG will alle Vorschriften zur Befischung der Krebse aus der Verordnung zu streichen.

STS und viele weitere Organisationen (*'") beantragen (neu) Anhang 7, mit einer Liste der Wildtiere,
deren Mitfiihren im Zirkussen und ahnlichen Einrichtungen verboten ist.

Fur A. Stehlin ist die neue Tierschutzverordnung nicht nur in Teilbereichen ,tierquélerisch” sondern
auch ein ,Hintertlirgesetz" um letztendlich die legale Haltung und Zucht von Amphibien und Reptilien
in der Schweiz kinftig zu verbieten.

Art. 79 Begriff

STS und viele weitere Tierschutzorganisationen (
wichtige neue Bestimmung.

Einige Kantone (AG, FR, ZH) und Organisationen (AJFSG, FiBE, FiLU, FiSO, INWPT, SVFA, TVL,
ZGKFV) wollen in Absatz 1 auch die Kopffiissler (Cephalopoda) zu den Wildtieren gehérend auffiih-
ren, damit sie gleich wie die Decapoda gestellt sind.

Nach BS, NTPG, SDAT, SZ, TPDB, ZOOBS, ZOOCH und ZOOZH muss der Begriff Decapoda durch
eine prazisere Bezeichnung ersetzt werden. Sie schlagen ,Reptantia“ als Gruppennamen fur Hummer,
Flusskrebse, Langusten und Krabben vor. Auch SDAT folgert, dass unter der Bezeichnung Decapoda
konsequenterweise alle ,, anderen Krebse" ebenfalls als Wildtiere eingeordnet werden. Da die Haltung
von Wirbellosen in der Meerwasseraquaristik und zunehmend auch in der Slisswasseraquaristik eine
grosse Rolle spielt, fihre dies zu Problemen.

DVBTO, GWS, STVT und STVV beantragen in Absatz 2 (neu) Buchstabe d einzufiigen: ,Bei Raubtie-
ren gelten als Wildtier auch die Nachkommen aus Kreuzungen zwischen Nachkommen nach Kreu-
zung a und Haustier." (z.B. Wolf-Hund x Hund).

M. Fischbacher beantragt, (neu) Absatz 3: ,Exotische (nicht einheimische) Wildtiere sind den einhei-
mischen Wildtieren rechtlich gleichgestellt.”

SH stellt den Antrag, die Haltung von Damhirschen von der Bewilligungspflicht auszunehmen.

1% petrachten die Aufnahme der Zehnfusskrebse als

15 AG, AJFSG ARCAT,, FiBE, FiLU, FiSO, FR, FTAP, KFiVGR, LDT, OW, SBFV, SDAT, SFiV, SVFA, Tl, ZGKFV, ZH

118 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GPS, GRTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, PNSBNS, SHTSCH, SPANE, SPSCHF,
STS, SVSB, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU,
TVRU, TVSGU, TVSTU , TVW, VAQZ, VFAFI (46 Birger), VPSFT

AKUT, ATSV, CRF, FFVFF, GPS, GRTV, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, TSBB, TSCHBD,

TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU ,
TVSU, TVW, VAQZ, VFAFI, VFAFI (46 Burger), VPSFT

117
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Art. 80 Futterungsverbot

ZH beantragt, das unkontrollierte Fittern von Wildtieren, mindestens aber von Fichsen, Dachsen und
Waschbaren, grundsétzlich zu verbieten.

M. Fischbacher beantragt, in 6ffentlich zuganglichen Wildtierhaltungen den Besucherinnen und Besu-
chern auch den unkontrollierte Kontakt zu den Wildtieren zu verbieten

Art. 81 Einfangen und Einsetzen von Wildtieren

SVWZH will die Verwendung von Substanzen zum Einfangen von Tieren nur nach tierarztlicher An-
weisung auf Personen mit einer entsprechenden Ausbildung oder Fachkenntnis (muss noch definiert
werden) beschranken.

KTLU, LU, NW, OW, STVT, TVL, UNZHNT und VSFZ lehnen die unkontrollierte Verwendung von be-
tdubenden Substanzen durch Laien ab und verweisen auf die Tierarzneimittelverordnung (TAMV). Der
2. und 3. Satz in Absatz 1 soll gestrichen, aber die Verwendung von sedierenden Substanzen ausge-
weitet werden.

AG, BL, AJFSG, FiBE, FiLU, FiSO, FR, KTFR, SFiV, SVFA, Tl, ZGKFV und ZH beantragen, Absatz 1
Zu erganzen mit ,Betdubende Substanzen, dirfen bei nicht unmittelbar zum Verzehr vorgesehenen
Fischen, sowie flr die Markierung oder anderweitige Kennzeichnung von Fischen und fir die Bestim-
mung der Zusammensetzung von Fischgemeinschaften in Fliessgewassern (...zu wissenschaftlichen
Zwecken...) eingesetzt werden.”

STS und 36 weitere Organisationen (
laubt, z.B. mit Nelkendl (**®) zu téten.

GE und KTFR wollen in Absatz 2 ,Schreckreaktion” durch ,Fluchtverhalten* (comportement de fuite)
ersetzen.

14 pegriissen, dass Absatz 1 es Zierfischhaltern weiterhin er-

4.5.2 2. Abschnitt: Bewilligung von Wildtierhaltungen

Art. 82 Gewerbsmassige Wildtierhaltungen

BL, FR, FTAP, KTBL, LDT und TI weisen bei der Bewilligungspflicht fir Fischzuchtanlagen auf die
Koordination mit Tierseuchen- und Fischereigesetz hin. Verschiedentlich wird der falsche Verweis in
Absatz 4 auf Anhang 2 Tabelle 21 korrigiert (*'°).

Insgesamt 41 Tierschutzorganisationen (**°) wollen Absatz 2 Buchstabe ¢ (Zucht fir Jagd und Fische-
rei) streichen und bezeichnen die Zucht von Wildtieren fur die Jagd oder die Fischerei sowohl ,,unwr-
dig“ wie , Tierschutzethik-widrig“. Sie lehnen auch die Ausnahme von der Gewerbsmassigkeit von Hal-
terungsbecken ab. Letzteres unterstitzen auch JAGSUI, NTPG und ZOOCH.

Die Tierschutzorganisationen beantragen (neu) Absatz 5: ,In fahrenden Zirkussen und &hnlichen Ein-
richtungen ist das Halten und Vorfiihren von Wildtieren geméass Anhang 7 verboten.”

FiBE, KFiVGR, SVFA und SFiV beantragen, die Aufzucht und Hélterung von Fischen in odffentlichen
Anlagen, welche lediglich fiir die Besatzwirtschaft dienen, nicht als gewerbsmassige Wildtierhaltung
zu deklarieren.

KTBE will in Absatz 2 Buchstabe b die gewerbsmassige Haltung fur Freizeitaktivitaten explizit aufge-
fuhrt sehen. IACVG, RESAL, SSPT und UNZPH beantragen ,Betriebe, in denen Tierversuche durch-
gefuihrt werden® unter Buchstabe d aufzufiihren, um die Haltung von Wildtieren zu Forschungszwe-
cken zu ermdglichen.

Nach GST und SVWZH sollte die Haltung aller Affen geméass Anhang 2 Tabelle 21 bewilligungspflich-
tig sein.

GLPZH will die Haltung von Rehen in Gehegen im Gegensatz zu Hirschen grundsétzlich verbieten
und M. Fischbach fordert generell, dass ohne legitimierte Begriindung keine Wildtiere in Gefangen-
schaft gehalten werden dirften.

18 ist nicht dem Heilmittelgesetz unterstellt
19 VSKTSO, AG, BL, BS, FTAP KTLU, LU, NW, OW, SZ, STVT TG, Tl, UNETHF, ZOOCH sowie 41 Tierschutzorganisationen

120 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GPS, GRTV, GWS, KVSGTS, LVSPA, LSCV, OCARE, PNSBNS, SHTSCH, SP, SPANE,
SPSCHF, STS, STVV, SVSB TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR,
TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVW, VAQZ, VFAFI (46 Birger), VPSFT
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Art. 83 Beizug von Fachpersonen
STS und 35 weitere Organisationen (***) betonen die Wichtigkeit der neuen Bestimmung.

GST und UNZHNT und M. Fischbacher beantragen die Streichung der Ausnahme fir befristete Tier-
schauen. Cenpat, CVAM und SGV vermissen eine verbindliche Regelung fir die Ausnahmen der
temporaren Ausstellung. Der allgemeine Begriff “Fachperson” soll nach M. Fischbacher durch
“Zoologin oder Zoologe” ersetzt werden.

Art. 84 Private Wildtierhaltung

Es werden viele Ergdnzungsvorschlage gemacht. Fir BS, GST, SVWZH und SZ ist es nicht nachvoll-
ziehbar ist, weshalb die Boa constrictor im Gegensatz zu anderen Riesenschlangen, die erwachsen
mehr als drei Meter lang werden, von der Bewilligungspflicht ausgenommen sein soll. Auch die Erlau-
terungen enthalten dazu keine Begriindung.

KTVD und VD winschen eine Erweiterung der Liste haltebewilligungspflichtiger Wildtiere oder zumin-
dest allgemein Vorgaben fiir die Haltung nicht aufgefiihrter Tierarten. Viele Organisationen (**?) bean-
tragen, Insektivoren, einheimische Amphibien und Reptilien, Schildkréten allgemein und Delphine der
Bewilligungspflicht zu unterstellen sowie die Giftschlangen in Artikel 85 unter besonders schwierig zu
haltende Tiere aufzufihren. Dagegen beantragen SIGS, TG, VSKTSO, VSKT, ZH und Th. Althaus die
Bewilligungspflicht nur auf die Sporenschildkréte auszudehnen, da eine Haltebewilligungspflicht fiir
samtliche Schildkroten, wegen der grossen Zahl von Schildkrétenhaltern in der Praxis wohl kaum um-
setzbar ware.

GE und KTFR beantragen die Bewilligungspflicht fur Vogelspinnen. UNETHF beantragt in Buchstabe
e die in Artikel 85 aufgefihrten Tierarten ebenfalls in Artikel 84 aufzufuhren. ARCAT, DGHT, IGTFAG
NTPG, SDS, ZOOBS, ZOOCH und ZOOZH schlagen eine Anderungen der Artikel 84 und 85 vor, um
diese der als Gegenvorschlag eingereichten tiberarbeiteten Fassung von Tabellen 25 und 26 in An-
hang 2 anzupassen.

SDAT und VSFZ beantragen Bst d zu streichen. Zusammen mit der Bewilligungspflicht miissten auch
die Haltungsbedingungen aufgefuihrt werden. Sie reichen einen Vorschlag fur ,Richtlinien zur Haltung
von Zierfischen" ein. Zudem folgern sie, dass die Haltung von z. B. amerikanischen und australischen
Krebsen mdglich sei, weil Zehnfusskrebse nicht der Bewilligungspflicht unterstellt werden, obwohl die
Fischereigesetzgebung die Haltung verbiete. TVKFR beantragt die Ergénzung: ,Wildtiere, die mit der
Tierschutzgesetzgebung unterliegenden Tieren gefiittert werden miissen, dirfen nur von Fachleuten

gehalten werden."

UNETHF und KARCH fordern, einen Hinweis einzufligen, dass fir das Halten von Wildtieren eine
Ausnahmebewilligung der kantonalen Naturschutzfachstelle nach Artikel 20 NHV notwendig ist.

Art. 85 Besonders schwierig zu haltende Wildtiere

UNETHF erscheint die Aufzéhlung dieser Tierarten sehr zufallsbedingt. Cenpat, CVAM, SGV und SO
fordern Mindestanforderungen zur Erleichterung der Vollzugsarbeit. Diese fehlen in den Anhangen.

BS schlagt fur Buchstaben e die Formulierung ,Haie, die in der Natur langer als 1 m werden" vor. GST
und STS wollen Buchstaben ¢ mit Giftschlangen ergénzen (s. Art. 84 c¢). FFVFF, OCARE, TSCHBD,
VFAFI, VFAFI (44 Birger) und VPSFT wollen kein abschliessende Auflistung, wéahrend die Zootierhal-
ter (***) weitere Anpassungen vorschlagen.

GST beantragt, auf die CITES Liste bedrohter Tierarten abzustiitzen. Tierarten aus dieser Liste diirfen
nur zum Zwecke der Arterhaltung unter wissenschatftlicher Leitung aus ihrem natirlichen Lebensraum
genommen werden.

Th. Althaus anerkennt die ehrenhafte Intention des Artikels, stellt aber die Verfligbarkeit von Fachleu-
ten zur Erstellung der notwendigen Gutachten in Frage. Er beflirchtet eine ,bemihende Situationen,
wenn quasi Experten den Behérden nachweisen miissen, dass sie etwas von der Wildtierhaltung ver-
stehen” und fordert die Etablierung einer Fachkommission.

121 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GRTV, GWS, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STVV, TSBB,
TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU,

TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VFAFI (44 Biirger), VPSFT

122 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FEVFF, GRTV, GPS, GWS, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SP, SPANE, SPSCHF, STS, STVV,
SVSB, SVDPA, SVSB, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR,

TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU , TVSU, TVW, VAQZ, VFAFI, VFAFI (44Biirger), VPSFT
122 ARCAT, DGHT,IGTFAG, SDAT, SDS, ZOOCH, NTPG, ZOOBS, ZOOCH, ZOOZH

45/103



Anhdérung zur Revision der Tierschutzverordnung

Art. 86 Bewilligungsvoraussetzungen

KNIE, NTPG, STAZH, TPDB, ZOOBS, ZOOCH und ZOOZH beantragen, Buchstaben ¢ mit ,ibermas-
siger LArm"“ zu ergédnzen um Konsistenz mit Artikel 10 zu erreichen. SIGS sieht die Gefahr, dass jede
kantonale Vollzugsstelle eine andere Praxis anwendet, so dass Rechtsunsicherheit entsteht und for-
dert, den Ausdruck "kleine private Haltung" klar zu umschreiben.

ARCAT, DGHT und IGTFAG stellen mit SDS fest, dass eine Ausbildung als Biologe oder Tierarzt nicht
zwingend die Sachkenntnis in Bezug auf Reptilien und Amphibien gewdahrleistet und fordern in Buch-
stabe f die Formulierung ,,...anerkannten Fachperson ... Diese muss eine Ausbildung gemass Artikel
17 und 18 ausweisen."

KARCH und UNETH wollen in Buchstabe h festhalten, dass bei nach NHV und NHG geschutzten
Wildtieren eine Ausnahmebewilligung der kantonalen Naturschutzfachstelle notwendig ist.

UNZHNT fordert (neu) Buchstabe h ,.... die Personen gemass Artikel 83 bekannt sind.”

FFVFF, OCARE, TSCHBD, VFAFI, VFAFI (44 Birger) und VPSFT wollen die Unabhangigkeit des
Gutachters festgehalten haben.

Art. 87 Bewilligung

Es werden sehr viele verschiedene Korrekturvorschlage zur Prazisierung oder besseren Verstéandlich-
keit des Artikels eingebracht.

Um die Transparenz im Bewilligungsverfahren zu erhéhen wiinscht BE in Absatz 4 die Erganzung,
dass die kantonale Behdrde auch Bedingungen und Auflagen hinsichtlich der 6ffentlichen Sicherheit
verfigen kann. KTLU, LU, NW, OW, SZ und STVT schlagen vor, in Absatz 7 zu prazisieren, dass in
der Bewilligung nur strengere und nicht weniger strengere Bedingungen und Auflagen als in den Min-
destanforderungen vorgesehen werden kdnnen. GL beantragt, die Bewilligungsdauer fir private Hal-
ter auf maximal 10 Jahre anzusetzen, andere (***) schlagen 4 Jahre vor. FFVFF, OCARE, TSCHBD,
VFAFI und VPSFT beantragen, auch fur besonders schwierig zu haltenden Tiere die Bewilligung auf
maximal 2 Jahre zu befristen.

STS und 38 weitere Organisationen (") beantragen die Streichung von Absatz 5 Buchstabe a (Aus-
nahmeregelung fir Zirkusse) und Absatz 7 (Abweichende Bestimmungen), da die pauschale Formu-
lierung alles offen lasst. Der Streichung von Absatz 7 stimmen 41 weitere Stellungnehmende zu (126).

VSFZ will den ganzen Artikel 87 streichen.

Dagegen beantragen KNIE, NTPG, STAZH, SVWZH, TPDB, ZOOBS und ZOOZH Absatz 5 unveran-
dert aus der giiltigen Tierschutzverordnung zu Ubernehmen.

Th. Althaus macht darauf aufmerksam., dass nicht klar ist, worauf sich Absatz 7 bezieht. M. Fischbach
beantragt ebenfalls die Streichung von Absatz 7 und will in Absatz 4 Buchstabe b auch die zoologi-
sche Betreuung aufgeftihrt sehen. Ch. Kiipfer beantragt, dass die Beizjagd der Arbeit von Tieren in
Zirkussen gleichgestellt werden soll und analog die Falknerei als Ausnahmegrund aufzufiihren sei.

125

Art. 88 Bewilligungsverfahren

VSKTSO, TG, Tl und ZH wollen als zweiten Satz einfligen: ,Der Kanton, der die Bewilligung erteilt, in-
formiert alle involvierten Kantone tber die Bewilligung und den Tourneeplan.”

BE lehnt die Verpflichtung ab, die Formularvorlagen des BVET zu verwenden.

Art. 89 Kontrollen

GL und KTBE lehnen das Kontrollintervall ,mindestens alle zwei Jahr* ab und wollen lediglich eine re-
gelmassige und risikobasierte Kontrolle vorschreiben. FFVFF, beantragen die Formulierung
...mindestens einmal jahrlich, spatestens jedoch nach zwei Jahren.”

VSFZ beantragt Streichung des Artikels.

124 KTBE, KNIE, NTPG, STAZH, TPDB, SVWZH, ZOOBS, ZOOCH und ZOOZH

125 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GPS, GRTV, GWS, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SP, SPANE, SPSCHF, STVV,
SVDPA, TSBB, TSCHE, TSCHBD, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU,
TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVW, VAQZ, VFAF, VPSFT

ARCAT, DGHT, EVSSL, IGTFAG, KANZ, KTZVK, KTZVL, KTZVM, KTZVN, KTZVS, KVVZA, LVARA, NKTFH, OGBI,
ORBSU, ORCHU, OVBEL, OVGUR, OVSUM, OVZAEU, PARUS, R.Wenger, SDS, SGKZ, SVSO, SZVAW, SZVVB, SZVVE,
SZVVK, SZVVR, SZVVT, SZVVU, VBOK, VLVLT, VLVVFG, VOGKZ, VVLSA, VVLSB, VVZAT, VZVFM, ZVGN

126
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Art. 90 Tierbestandeskontrolle

FiLU, SZ und ZGKFYV stellen fest, dass die vorgesehenen Tierbestandeskontrollen fiir Fischzuchten
nicht praktikabel sind. ZG schlagt vor, die Tierbestandeskontrolle bei bewilligungspflichtigen Wildtier-
haltungen inhaltlich mit derjenigen fiir bewilligte Tierhandlungen (Art. 109) sowie der in der Tierseu-
chenverordnung (TSV, SR 916.401) geregelten Bestandeskontrolle fur Fische (Art. 276 TSV) zu har-
monisieren.

45.3 3. Abschnitt: Fische und Zehnfusskrebse (Decapoda)

Art. 91 Haltung
SSFVNW und BEKFV beantragen die Streichung des Artikels.

FiLU stellt fest, dass der Begriff ,Gehege" fiir die Haltung von Fischen und Krebsen sachlich falsch
sei.

AG , AJFSG, FIiBE, FR, FiSO, SVFA und ZGKFYV stellen fest, dass Transportbehélter in Artikel 5 aus-
geschlossen, aber in Artikel 91 mit behandelt werden. Dieser Widerspruch sollte beseitigt und mit dem
Vorschlag fur Artikel 8 bereinigt werden. FTAP, KFiVGR, LDT und ZH weisen zudem darauf hin, dass
die Uberpriifung der wasserchemischen Parameter fiir Personen, die lebende Fische mitfiihren, un-
moglich ist. EAWAG stellt fest, dass gewisse minimale Anforderungen an die Wasserqualitéat zum
Schutz der Fische sinnvoll sind, hier aber tberreguliert und zu detailliert sind. UNIBEIT will Details in
Richtlinie oder Amtsverordnung regeln. FRC begrisst die Regelung der Wasserqualitat fiir Fischzuch-
ten durch Mindestanforderungen.

SVDPA will das Mitfihren von lebenden Angelfischen in Transportbehéltern verbieten.

STS und 36 weitere Organisation (**’, ) beantragen, das Haltern von Speisefischen und Zehnfuss-
krebsen zu verbieten und nur in begriindeten Ausnahmeféallen zu gestatten fur Fische, die vor dem
Verzehr gewassert werden missen. OCARE, VFAFI und VPSFT (46 Birger) beantragen zudem, dass
alle Gehege, in denen Fische gehalten oder voriibergehend eingesetzt werden, den Fischen erlauben
mussen, sich den Anspriichen ihrer Art entsprechend zu verhalten. Insbesondere gilt dies fir die Be-
satzdichte sowie die Strukturierung in Bezug auf Schatten, Sozialverhalten und Riickzugsmdoglichkei-
ten. Es gelten die Mindestanforderungen gemass Anhang 2 Tabelle 27.

SDAT fordert eine klare Unterscheidung zwischen Speise- oder Angelfischen und Zierfischen und
schlagt den Einbezug von ,Richtlinien zur Haltung von Zierfischen."

Art. 92 Umgang
BEKFV, FiIBE, SSFVNW und VSFZ beantragen die ersatzlose Streichung des Artikels.

SVDPA beantragt, in Absatz 3 erganzend ,..auch beim Handling“ anzufiigen. STS und 36 weitere Or-
ganisationen (**) wollen fiir das Handling mindestens nasse Hande vorschreiben. Ausserdem sollen
Lebendtransporte von Speisefischen auf das Unerléassliche beschrankt werden. Das Aussetzen von
Fischen flrs Fischen wird als unnétige Quélerei bezeichnet, der Verkauf von lebenden Fischen soll
nur noch zur Versorgung von Zichtern mit Jungfischen gestattet werden.

Art. 93 Fang

Viele Kantone und Fischereiorganisationen (128) beantragen die ersatzlose Streichung des Artikels.
Zumindest sei Absatz 2 fir die Berufsfischerei und Absatz 4 fiir Fliessgewasser nicht praktikabel und
lade zu Missbrauch ein. Im Bericht tiber die Auswertung der Anhérung sei klarzustellen, dass die ent-
sprechende Passage der Erlauterungen zur Interpretation von Absatz 2 als nicht zutreffend erklart
wird.

Nach BS waére aus tierschiitzerischen Grunden ein explizites Halterungsverbot fir Speisefische und -
krebse angebracht und Absatz 2 soll ergénzt werden mit ,Zum Verzehr gefangene Fische und Zehn-
fusskrebse sind vor dem Losen des Angelhakens unverziglich zu téten.” SDAT beantragt, neben den
Zehnfusskrebsen auch die Fangschreckenkrebse zu erwahnen. Da auch ausléandische Krebse geges-
sen werden kénnen, misste die Nennung der relevanten Arten in Betracht gezogen werden.

127 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GPS, GRTV, GWS, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SP, SPANE, SPSCHF, STVV,
TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU, TVRU,
TVSGU, TVSTU , TVSU, VAQZ, VFAFI, VPSFT

128 AG, AJFSG, BEKFV, BL, EAWAG FiBE, FiLU, FiSO, FR, FTAP, KFiVGR, KTBL, LDT, OW, SFiV, SSFVNW SVFA, SZ, VSFZ ZG,
ZGKFV, ZH
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Fur STS und 32 weitere Organisationen (**°) ist der Artikel eine wichtige neue Bestimmung. Fiir sie ist

es nicht haltbar, einen fangreifen Fisch zu fangen und in einem anderen Gewdasser wieder auszuset-
zen und ihn somit doppelt zu belasten. Absatz 4 ist deshalb neu zu formulieren: ,Besatzfische missen
einen wesentlichen Teil ihres Zuwachses im Gewasser erfahren, aus welchem sie gefischt werden
koénnen.“ FFVFF, OCARE, TSCHBD, VFAFI und VPSFT beantragen zusatzlich in Absatz 1 zu ergén-
zen, dass die Tiere nicht unnétig belastet werden diirfen. Die Verweildauer im Fanggerat ist so kurz
als moglich zu halten. Ausserdem sind gefangene Fische und Zehnfusskrebse sind sofort nach der
Entnahme aus dem Wasser zu betduben und zu toten.

Art. 94 Ausbildung

SSFVNW, BEKFV und VSFZ beantragen, aus Artikel 79 ff. bis Artikel 90 sadmtliche Hinweise auf Fi-
sche zu entfernen. SFiV und 12 weitere Stellungnehmer (**°) fordern, séamtliche die Angel-Fischerei
betreffenden Vorschriften aus der Tierschutzverordnung zu entfernen und die Artikel 91 bis 94 vor
dem Hintergrund der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen gemass Fischereigesetzgebung
grundlegend zu Uberarbeiten. Dabei sind die Zustandigkeit der Kantone fir die Regelung der Fangge-
réte und -methoden zu beachten und die Ausbhildungspflicht fir die Bereiche Zucht und Transport auf
den gewerbsméssigen Umgang mit Tieren zu beschranken. Eine Uberarbeitung verlangen auch BL
und KTBL.

LU begrusst die vorgesehenen Bestimmungen flr Speisefische, lehnt die vielen neuen Detailbestim-
mungen fur die Besatzfischzucht sowie fir die See- und Flussfischerei jedoch ab.

ZOOCH und NTPG sehen einen Widerspruch zu Artikel 15.

Nach Ansicht einiger Kantone und der Fischereiorganisationen () ist die Ausbildungspflicht fur die
Berufsfischer bereits in der kiirzlich revidierten Fischereiverordnung geregelt worden und kann daher
hier ersatzlos gestrichen werden. Sie stellen auch fest, dass der Artikel auf Speise- und Besatzfische
beschrankt ist, womit die Aquarienfische ausgenommen sind. Es ist abzuklaren, wer die verlangte
Ausbildung anbieten wird, da im Inland nichts vorhanden ist.

Fir STS und 32 weitere Organisationen (132) sind Absatz 1 und 2 wichtige Bestimmungen.

VFAFI betont, dass die «kann»-Formulierungen in den entsprechenden Artikeln durch «muss»-
Vorschriften zu ersetzen sind. Die Besatzdichten sind tiefer anzusetzen als im Entwurf. Lebendverkauf
von Fischen und Krebsen gehdrt verboten und die Verweildauer der Fische im Fanggerat muss be-
grenzt werden um den Tieren Angst und Stress zu ersparen. Zur Betdubung sollen einzig Kopfschlag
und elektrischer Strom erlaubt werden. Jeder Fisch muss sofort getttet werden.

131

4.6 6. Kapitel: Zichten von Tieren

BS, ZH, NE, BIOSUI, FIBL begrissen die Regelung des Gebiets. Nach UNBVM ist das ganze Kapitel
gut gelungen. GSAM betont, zwischen gefahrlichen und potenziell gefahrlichen Hunden sei zu unter-
scheiden und darauf zu achten, dass Hund und Mensch zusammenpassen. DVBDL weist darauf hin,
dass bei landwirtschaftlichen Nutztieren nicht nur die Hochst-, sondern auch die Lebensleistung zu be-
rucksichtigen sei. Nach VFSZ ist das Kapitel Zuichten ersatzlos zu streichen. Nach BEKFV und
SSFVNW sind Fische von Zuchtvorschriften ausnehmen, da diese in die Fischereigesetzgebung zu
regeln seien.

Art. 95 Begriffe
STS und 39 weitere Tierschutzorganisationen (***), VFAFI und VPSFT begriissen den Artikel.

SKG will das Vermehren ohne Zuchtziel nicht als Ziichten bezeichnen. Die Definition von Artikel 98 sei
vorzuziehen. JU und KTJU wollen Ziichten und Zuchtziel definieren.

129 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, GPS, GRTV, GWS, KVSGTS, LVSPA, SHTSCH, SP, SPANE, SPSCHF, STVV, TSBB, TSCHE,
TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU , TVSU,
TVW, VAQZ

130 AJFSG, BE, BEKFV, FiBE, FiSO, FiUR, KFiVGR, OW, SO, SVFA, ZG, ZGKFV

181 714, AG, AJFSG, BEKFV, FiBE, FiLU, FiSO, KFiVGR, OW, SBFV, SFiV, SSFVNW, SVFA, VSFZ und ZGKFV

182 AKUT, ATSV, CRF, FFVFF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO,
TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU , TVW, VAQZ, VFAFI,
VFAFI (46 Birger), VPSFT

133 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, GWS, GRTV, KAGFL, KGLTV, KVSGTS, LVSPA OCARE, SHTSCH, SJT, SPANE, SPSCHF, STVT,
SVSB, TSCHE, TSCHO, TSCHRT, TSBB, TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVKFR, TVFRU, TVFRA, TVGRU, TVHOU, TVKLU,
TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVSW, TVUR, TVW, VAQZ
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Art. 96 Grundsatze
GSAM, STS und 39 weitere Tierschutzorganisationen (***) sowie TSBB begriissen den Artikel.

ARECR beflrchtet, dass der Artikel darauf abzielt, gewisse Rassen wie die Brachycephalen zum Ver-
schwinden zu bringen. Nach SKG und SWIGEN bediirfen Eigenschaften und Merkmale, die die Wir-
de verletzten, einer Klarung. SRKV beantragt die Streichung der Formulierung ,Wirde verletzen® bis
zwischen Tierhaltern, Zichtern und den amtlichen Organen ein Konsens betreffend Wirde gefunden
ist.

Viele Institute () fordern, den Artikel gemass den Gesetzesvorgaben mit Ausnahmeregelungen fir
Tierversuche zu erganzen. Nach AG, AJFSG, FiSO, FiBE, KFiVBL, SVFA und ZGKFV ist zu klaren,
inwieweit die in der Speisefischzucht tblichen Praktiken mit der Bestimmung in Konflikt stehen. Durch
die Bestimmungen wirden verschiedene in der Fischzucht Ubliche Praktiken, z. B. im Zusammenhang
mit Monosexbesténden, sterilen Formen und bei der Produktion triploider Fische, verboten.

KAGFL will die gentechnische Zucht/Herstellung verbieten. UNIBEIT beantragt, Absatz 2 mit "Futte-
rung" zu erganzen, da Extremzuchten mit Futterungshilfen kiinstlich gefiittert werden mussen.

Zweiundvierzig Tierschutzorganisationen (135) beantragen die Ergédnzung mit "eingeschrénkte Sinnes-
funktionen" (wegen Rex- und Sphinxkatzen ohne Schnurrhaare), "Verhaltensstérungen" und ,Angst“.

Dafur sei in Absatz 3 Buchstabe b ,, erheblich” zu streichen, da dies ethologisch-methodisch nicht ab-
grenzbar ware.

KTFR und GE bemangeln die Redaktion und Ubersetzung

134

Art. 97 Reproduktionsmethoden

Der Artikel wird von EKAH, STS sowie 39 weiteren Tierschutzorganisationen (***), VFAFI und VPSFT
ausdricklich begrusst.

SDAT beantragt, den Artikel auf kiinstliche Reproduktionsmethoden zu begrenzt, da in extremer Aus-
legung eine Gefahrdung der Erhaltungszucht bedrohter Arten besteht. FR, NTPG, STAZH, TPDB,
ZOOBS, ZOOCH und ZOOZH wollen ,Population” streichen um notwendige Samenimport aus Arten-
schutzgriinden und in kleinen Zootierpopulationen zu erméglichen. INTPHA, SGENS, UNETHF und
VFFL verlangen Ausnahmen fir die Versuchstierzucht. SWIGEN will Eingriffe am Tier im Rahmen
kunstlicher Reproduktionsmethoden prézisieren, da diese von Tierschutzrelevanz sind.

Al, SZ und die Fischereiorganisationen wollen den Artikel auf Nutz- und Heimtiere beschrénken um zu
vermeiden, dass er einem Besatzverbot fur Fische gleichkommt. AG, FTAP und Tl wollen den Artikel
deshalb ersatzlos streichen.

BS verlangt, "Ausgewiesene Fachperson" zu definieren. FR, UNZHNT und FiBE zahlen dazu Perso-
nen mit BVET-KB-Kurs (nicht aber Eigenbestandsbesamer) und erfahrene und gut instruierte Fisch-
ziichter. GST und andere (**°) begriissen Ausbildungsanforderungen, wo am Tier gearbeitet wird. In-
vasive Eingriffe sollen Tierarzten sowie ausgewiesenen Fachpersonen mit einer vom BVET anerkann-
ten Ausbildung vorbehalten bleiben. ARECR verlangt, dass generell erfahrene Zichter als Fachper-
son gelten, um kein Tierarztemonopol zu schaffen.

OTW beantragt ein Verbot aller Methoden, die die freiwillige Mitarbeit des Tieres bei sexuellen Hand-
lungen missachten, z. B. Besamungsstand, Fesseln der Stute, Verwendung von Elektroejakulatoren,
Verabreichung von Substanzen zur Beruhigung oder sexuellen Erregung.

Art. 98 Unbeabsichtigtes Vermehren

Der Artikel wird von DVBTO, KTFR und KTLU, LOS, STS sowie 39 weitere Tierschutzorganisationen
(***y und VFAFI begriisst.

AG, DVBTO, NE und TVKFR fordern, dass der Tierhalter die zumutbaren geeigneten Massnahmen
treffen muss, damit Heimtiere Kontakt zu Geschlechtspartnern haben kénnen. Nicht zur Zucht vorge-
sehene Tiere missen vor der Geschlechtsreife unfruchtbar gemacht werden. KTVD und VD wollen die
Massnahmen fur den Einzelfall dem Kanton Uberlassen.

13 UNETHF, SSPT, UNZHPT, RESAL, IACVG, VFFL, SGVE, UNIBEIT, EKTSAM, SANW, SAMW, KISPIZH, UNETHB, KISPIZK,

INTPHA, SGENSNFSNPR, UNZHM

AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, EKAH GWS, GRTV, GST, KAGFL, KGLTV, KVSGTS, LVSPA ,OCARE, SHTSCH, SJT, SP, SPANE,
SPSCHF, STS, STVT, SVDPA, SVSB, TSCHE, TSCHO, TSCHRT, TSBB, TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVKFR, TVFRU, TVFRA,
TVGRU, TVHOU, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVSW, TVUR, TVW, VAQ VFAFI, VPSFT

1% 7KV, SVPM, SVWM, SVPS, PSMHC, CLS, ASRE, FGEE, SVOV, SVBR SWIGEN

135
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Verschiedene Kantone und Organisationen (137) beantragen, den Artikel ersatzlos zu streichen. Er sei

realistatsfern, unmoglich zu vollziehen und fur die Landwirtschaft unzumutbar. Ausserdem steht er
nach UNETHF im Widerspruch zu Artikel 1 Absatz 2 und 3.

GE und KTJU haben sprachliche Bemerkungen.

Art. 99 Zucht von Hunden und Katzen

Der Artikel wird von GSAM, EKAH, SP, STS sowie 39 weiteren Tierschutzorganisationen (**%), VFAFI
VPSFT) begrusst.

ARECR unterstitz den Artikel, sieht aber Probleme mit der Kontrolle von wilde Zuchten oder Importen.
Weil die Bengalzucht dadurch verunmdéglicht wiirde, lehnt BLE den Artikel strikte ab. Wildblut sei zur
Vermeidung von Inzucht notwendig. VFVH findet die Vorschrift wenig praxistauglich.

B. Mainini x schlagt vor, den Begriff ,Wildtiere" statt ,Wildform" zu verwenden. Die Tierschutzorgani-
sationen wollen bereits existierende Hybridpopulationen nach Artikel 79 Absatz 2 einschliessen. GWS
will auch WolfxHundXHund-Hybride (F2) als Wildtiere zéhlen. GR und ZH fordern, Wildformen im Sin-
ne von Artikel 79 Absatz 1 und 2 zu prazisieren. TG, VSKTSO und VSKT wollen die Ausweitung auf
alle Haustierarten prifen. DVBTO und TVKFR wollen Absatz 2 mit ,gute Fuhrbarkeit” und ,,ohne Ag-
gressions- und Jagdbereitschaft* erganzen. LU fordert, den besonderen Aufgaben von Jagd-, Treib-
und Herdenschutzhunden sowie Hunden von Armee und Polizei Rechnung zu tragen.

IGHGH, SKG und VFVH beantragen, Absatz 2 in der vorliegenden Form zu streichen. Das Augen-
merk sei auf Hunde mit grosser Stresstoleranz zu legen. Dem Hund werde sein natirliches Aggressi-
onsverhalten abgesprochen. Inhalte wie Haltung und Umgang seien in Absatz 2 von der Systematik
her falsch, da bereits im Kapitel Hunde festgelegt.

BL, BS, KTBL, SHOCL und SP fordern, dass Hunde mit einem friedfertigen Wesen nicht von der
Zucht ausgeschlossen werden durfen. Weder Schutz- noch Kampftrieb dirften fur die erfolgreiche
Wesensprufung oder Kérung von Hunden ausschlaggebend sein. Verlangt hingegen misse auch
tibersteigerte Angstlichkeit zum Zuchtausschluss filhren. AGGH und SKG will wissen, wer iberméassi-
ges Aggressionsverhalten definiert und Uberprift, ob es angeboren oder anerzogen ist.

KTVD und GSAM fordern, dass ihre Wiirfe von Hobbyziichter innerhalb 10 Tagen dem Veterindramt
zu melden und von diesem zu kontrollieren sind. Von der Meldepflicht wéaren durch kynologische Ver-
bande regelmassig kontrollierte Zichter auszunehmen.

GE, JU, KTJU und NE schlagen ,agressivité" statt ,agression“ vor.

Art. 100 Zuchtvorschriften

Der Artikel wird von den Tierschutzorganisationen begriisst. VFFL und SGENS fordern, dass darauf
geachtet wird, die biologisch-medizinische Forschung in der CH gegentiber dem Ausland nicht zu
benachteiligen. INTPHA fordert, dass vor Erlass der Merkmale die Fachkreise aus Industrie und For-
schung anzuhéren seien.

SKG und VFVH wollen den Artikel ersatzlos streichen, die Kompetenz soll beim Bundesrat bleiben.
KTLU, LU, NW, OW und VPSFT fordern eine Muss- anstelle der Kann-Vorschrift. BS fordert die Kon-
trolle dieser Vorschriften durch zertifizierte Fachverbande.

Art. 101 Zuchtregister

Der Artikel wird von den Tierschutzorganisationen und von JAGSUI begriisst. AG, AJFSG, FiBE, Fi-
SO, FR, KFiVBL SVFA und ZGKFV beantragen eine Ausnahme fiir Zierfische, da nicht durchfihrbar.
ZH fordert auch fir Amphibien, Végel und Reptilien eine angepasste Form der Datenerfassung.
Nach IGFH muss die Zuchtkontrolle zwingend durch eine verbandsunabhéangige Stelle erfolgen.
ARECR mochte das Hundestammbuch der SKG (SHSB) dem Zuchtregister gleichstellen, ferner soll
die Ruckverfolgbarkeit der Hunde eingefiihrt werden. Laut SKG sind im SHSB aus Grunden des Da-
tenschutzes die Adressen nicht ersichtlich.

Art. 102 Deklarationspflicht
Der Artikel wird von den Tierschutzorganisationen begriisst.

GR, TG, VSKT, VSKTSO und ZH wollen "erhebliche zuchtbedingte medizinische Probleme" erganzen.
ASRE, FGEE, PSMHC, SVPM, SVOV, SVPS und ZKYV finden "Zuchtbedingte Mangel" sei nicht defi-
niert und diene eher dem Schutz des Kaufers als des Tieres. BVAG, KBUR LOBAG, SBV, OW, UR,

137 BL, BGK, BKMV, BVAG, KBUR, KTBL, OW, SBV, SKMV, UR, ZHBV
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VSKT und ZHBV wollen "Halter eines Heimtieres" erganzen und ,im Heimtierausweis" streichen, da
nicht auf Tiere ausserhalb Zuchtregister anwendbar.

4.7 7.Kapitel: Handel und Werbung mit Tieren

Al, BSzV, KBUR, LOBAG, OW, SSZV, SVV und ZHBV nehmen an, dass die Bestimmungen dieses
Kapitels weiterhin fur den Nutztierhandel nicht gelten.

Art. 103 Bewilligungspflicht

Die Tierschutzorganisationen, IGFH, VFAFI und VZFGS verlangen eine Definition fur Tierborsen. BL
und KTBL fordern, dass an Tierbdrsen und Kleintierausstellungen die Tierarten zu trennen sind.

PNSBNS, SIGS, STS und 39 weitere Tierschutzorganisationen (***), TSBB und VFAFI begriissen die
Ausweitung der Bewilligungspflicht auf Tierbérsen ausdriicklich. Die Bestimmungen nach BL und
KTBL sind ausreichend, um Tiere vor Angst, Leiden und Schmerzen zu bewahren.

Von GL und insgesamt 87 Stellungnahmen von Tierhalter- und Tierschutzorganisationen wird gefor-
dert, die Bewilligungspflicht auf Tierhandlungen und auf Ausstellungen ohne Handel sowie auf alle 6f-
fentlichen Auftritte von Tieren an Shows oder im Fernsehen ausweiten. Fir KAGFL haben 6ffentlich
zugangliche Veranstaltungen Vorbildcharakter und missen daher die Tierschutzvorgaben einhalten.
BS will nur fir gewerbsmassigen Handel an diesen Veranstaltungen eine Bewilligungspflicht. SGKZ,
SRTV und SRGV hingegen fordern Kleintierausstellungen, die einem friedlichen Wettstreit dienen von
der Bewilligungspflicht auszunehmen. SRKY findet die Meldepflicht bei den Kantonen ausreichend
und die neue Bestimmung unbrauchbar.

IGFH und SP wollen generell den gewerbsmassigen Hundehandel verbieten. Um schlecht sozialisier-
te und zu aggressivem Verhalten neigende Hunde vom heimischen Markt fern zu halten, sei der Im-
port streng zu regeln. GE, JU, IGFH KTJU, NE, BL, KTBL, KTFR, LSCV TVKFR und VSKT wollen den
Verkauf von Hunden und Katzen auf Kleintiermarkten, an Tierbdrsen, in Zoohandlungen, im Internet
oder in gedruckten Medien verbieten. Der Handel mit Hunden sei nur ausnahmsweise zu bewilligen
und streng zu Uberwachen.

Art. 104 Bewilligungsvoraussetzungen

Die Tierschutzorganisationen, SP, SVDPA, TSBB, FFVFF, TSCHBD, VFAFI und VPSFT, verlangen,
den Artikel mit ,,Schutz vor Wirdeverletzung, Schaden und Angst” zu erganzen. FFVFF, TSCHBD,
VPSFT und VFAFI fordern, die Herkunft der angebotenen oder verwendeten Tiere sei einwandfrei zu
belegen. KARCH fordert, dass fiir einheimische geschiitzte Tiere eine Ausnahmebewilligung der kan-
tonalen Naturschutzfachstelle benétigt wird, und zwar auch, wenn die Tiere aus dem Handel, dem
Ausland oder einer Zucht stammen. Nach BS muss die Anerkennung als wissenschaftlich gefiihrter
Zoo entsprechend der Richtlinie 92/65/EWG erfolgen. Laut VZFGS soll ein Tierpfleger der entspre-
chenden Fachrichtung verlangt werden.

ZOOCH, NTPG und ZOOBS beantragen, Absatz 2 zu streichen, da kein wissenschaftlicher Zoo mit
diesen Tierarten handle. GL will die Sonderbestimmungen fiir den Zoofachhandel ersatzlos streichen.

Art. 105 Bewilligung

KTBE fordert, dass die Méglichkeit, Bewilligungen auf Firmen oder fir Artengruppen (Bsp. Zierfische,
Reptilien) auszustellen, bestehen bleibt und stellt fest, dass an Markten auf jeden Fall gehandelt wird,
daher Méarkte zu streichen sei.

Die Tierschutzorganisationen wollen die Regelung in Absatz 3 keinesfalls zu ungunsten der Tiere ab-
geandert sehen. BS und SRKYV verlangt, zwischen gewerbsmassigen und Hobbyausstellern zu unter-
scheiden. Zwischen den Erlauterungen und der Verordnung gébe es eine Diskrepanz. GR, TG
VSKTSO und ZH fordern, dass keine Kauferangaben gemacht werden miissen.

Redaktionelle Prazisierung machen KTLU, STVT, NW, LU und SZ.

Art. 106 Bewilligungsverfahren
KTBE fordert, die Kantone sollten eigene Formularvorlagen kreieren dirfen.

TVKFR will allenfalls die Herkunft der Tiere Uberprifen, da Misstdnde und katastrophale Zuchtbedin-
gungen bekannt sind.
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Art. 107 Meldung wesentlicher Anderungen
keine Bemerkungen

Art. 108 Kontrollen

LSCV fordert, dass die jahrlichen Kontrollen unangemeldet zu erfolgen haben. FiBE will prazisiert ha-
ben, dass nicht die Organe der Fischerei die Kontrollen vornehmen miissen. SRKV will Handel und
Werbung trennen, da es nicht einleuchtet, dass an Tierausstellungen gehandelt wird.

Art. 109 Tierbestandeskontrollen

Die Tierschutzorganisationen (***) sowie JU, KTJU und SP begriissen den Artikel, allerdings sollen .
Haushunde und -katzen gestrichen werden.

Art. 110 Haltebewilligung der erwerbenden Person

KTBE findet den Ansatz grundsétzlich richtig, jedoch in der vorliegenden Form v.a. bei Privathandel
und Bdrsen nicht vollzugstaulich, weshalb er umzuformulieren oder zu streichen sei. Nach PARUS
sollte besser verlangt werden, dass Kéufer mindlich und schriftlich ber die Bewilligungspflicht infor-
miert werden mussen und dass die Informationspflicht nach Artikel 112 erfullt sein muss. AG will den
Artikel im Kapitel Wildtiere einordnen, da auch fir Privatpersonen geltend.

Art. 111 Altersgrenze fur erwerbende Personen

JU, KTJU, LSCV und SVDPA fordern, das Mindestalter von 16 auf 18 Jahre anzuheben. VFVH
schlagt vor "Inhaber der elterlichen Gewalt" durch "des gesetzlichen Vertreters" zu ersetzen.

Art. 112 Informationspflicht

Die Tierschutzorganisationen (***) sowie DGHT und SIGS begriissen den Artikel, da bei der Schulung
des Personals und der Bereitstellung von entsprechendem Infomaterial deutlicher Handlungsbedarf
besteht. SIGS stellt Merkblatter zum Selbstkostenpreis zur Verfigung und kann bei Bedarf Experten
nennen. KAGFL verlangt, die Bestimmung sei auf Anbieter von Haltungseinrichtungen auszuweiten.
SVDPA will die Ausnahme fur Kaufer mit notwendigen Kenntnissen streichen. VZFGS will entweder
mundliche oder schriftliche Information verlangen.

AG will die Gultigkeit auf Heim- und Wildtiere beschrankt. BKMV, LOS, SAB, SKMV und SRKYV wollen
den Artikel streichen. BGK, GLBV und SZZV finden, die Gesamtverantwortung misse beim Kaufer
liegen, denn sonst musste sich der Verkaufer zuerst tUber die Kenntnisse des Kaufers informieren, um
sich nicht strafbar zu machen. VFVH ist der Meinung, die Informationspflicht obliege den staatlichen
Organen im Sinne einer Sensibilisierung.

DVBTO, SVDPA, TSBB und VZFGS fordern, dass an Tierborsen, Tierausstellungen und Kleintier-
markten ausschliesslich Tiere aus eigener Nachzucht angeboten werden dirfen. An solchen Veran-
staltungen darf nicht mit bewilligungspflichtigen Tieren gehandelt werden.

TVKFR und VSKT fordern ein Verbot, Tiere als Lotteriepreise zu verschenken. Allfallige Ausnahmen
kénnten bewilligt werden, z. B. fir Nutztiere an landwirtschaftlichen Veranstaltungen, die einem Bau-
ern zufallen.

4.8 8. Kapitel: Tiertransporte

4.8.1 1. Abschnitt: Aus- und Weiterbildung

In vielen Eingaben wird angeregt, dass die Vorschriften fir den Transport von Fischen, Versuchstie-
ren, Heimtieren und anderen Exoten nicht in diesem Kapitel, sondern in den Kapiteln, die solchen
Gruppen gewidmet sind, geregelt werden.

1% AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, GRTV, KAGFL, KGLTV, KVSGTS, LVSPA, SHTSCH, SIT, SP, SPANE, SPSCHF, STS, STVT,

SVDPA, SVSB, TSCHE, TSCHO, TSCHRT, TSBB, TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVKFR, TVFRU, TVFRA, TVGRU, TVHOU,
TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVSW, TVUR, TVW, VAQ VFAFI, VPSFT
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Art. 113 Aus- und Weiterbildungspflicht

Zu Absatz 1 werden viele widerspriichliche Antréage gestellt, aber oft beméngelt, der von der Ausbil-
dungspflicht betroffene Personenkreis sei zu weit gefasst mache auf jeden Fall keinen Sinn fir Unter-
nehmensleiter und Disponenten.

In 40 Stellungnahmen (**°) wird gefordert, dass in Unternehmen, die regelméssig Tiere transportieren,
die Fahrerinnen und Fahrer sowie Betreuerinnen und Betreuer von Tieren sich Uber eine Ausbildung
nach Artikel 114 ausweisen missen, sofern es sich nicht um Fachpersonen mit tierspezifischer Aus-
bildung oder Landwirte handelt, welche gemdss Artikel 19 zur Haltung von Nutztieren berechtigt sind,
handelt. Die Tierschutzorganisationen und MIGEBU verlangen, dass auch fur Landwirte, wenn sie
selber Tiere transportieren, die Ausbildungspflicht gilt.

Verschiedene Kantone und Veterinaramter (**°) sind der Meinung, dass Viehhandler eigens erwéhnt
werden missten. GALCH fordert, dass lizenzierte Trainer die von ihnen betreuten Pferde ohne spe-
zielle Ausbildung transportieren dirfen.

ASTAG fordert, dass die die Aus- und Weiterbildungspflicht fur alle Motorfahrzeugfiihrer von Tier-
transportfahrzeugen gilt sowie fir eine Person pro Betrieb, die der Unternehmensleitung angehért
oder eine leitende Funktion bei der Transportdienstleistung ausubt. Im Falle einer Einfiihrung der
Chauffeurzulassungsverordnung (CZV) durch den Bund soll die Ausbildung bzw. Kurszeit fur die Aus-
und Weiterbildung fir Motorfahrzeugfihrer von Tiertransportfahrzeugen der CZV angerechnet wer-
den.

Der SBFV beantragt, die Berufsfischerei sei von den Pflichten gemass Artikel 113 zu befreien.

Al will Absatz 2 streichen und IGTTS halt fest, dass sich die Erneuerung des Fachkundeausweis
IGTTS alle 3 Jahre bisher bewéhrt hat. FRC betont, dass haufigere kurze Wiederholungskurse mit Si-
cherheit effizienter waren.

Art. 114 Inhalt der Ausbildung

SVSM fordert, in Absatz 2 den Inhalt der Ausbildung mit Grundkenntnissen Uber Hygiene, Reinigung
Desinfektion zu erganzen.

AG, AR, SH, TG, VSKTSO und ZH beantragen anstelle der umfangreichen Aufzahlung fur Absatz 2:
.Der theoretische Teil richtet sich nach den jeweiligen Tatigkeitsgebieten der Auszubildenden.”

IGTTS und MIGEBU fordern in Absatz 4 (neu) Gefligeltransportunternehmer von der praktischen
Schulung zu befreien.

Art. 115 Aus- und Weiterbildungskurse

SVV und ASTAG erwarten, dass im Bereich der Aus- und Weiterbildung Synergien zu bestehenden
und bewdahrten Organisationen (z.B. IGTTS) genutzt werden, und eine Koordination unter den Kurs-

anbietern und Kursthemen im Bereich Tiertransporte stattfindet, um Doppelspurigkeiten zu vermeiden.

AG, AJFSG, FiBE und FiSO geklart haben, wer die verlangte Ausbildung anbieten wird. Sowohl Spei-
sefische als auch Besatzfische werden lebend transportiert und fallen somit unter Artikel 113-117.

Art. 116 Priafung und Ausweis

BS fordert, dass das EVD die Priifungsvorschriften erlasse und die Priifungskommission zu bestim-
men habe.

Art. 117 Aus- und Weiterbildung der Vollzugsorgane im Strassenverkehr

Gemass GE, JU, KTJU, KTFR und NE soll das BVET mit der Aus- und Weiterbildung der fur den
Strassenverkehr zustandigen Vollzugsorgane beauftragt werden.

1% AG, AGORA, Al, BBV, BKMV, BVAG, CAGRIJB, CNAV, CVAGR, GASUI, GLBV, GR, KBUR, KNIE, KOLAS, KKLWD, KTLU

LOBAG, LOS, NTPG, NW, OW, SAB, SBV, SFF, SH, SKMV, SO, SRP, STAZH, SVAMH, SVV, SZ, TPDB, UR, VFVH, VSA,

ZHBV, ZOOCH, ZOOZH
140 AG, Al, GR, KTLU, NW, OW, SH, SO, SZ, TVL, UR, VSKT, STVT
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4.8.2 2. Abschnitt: Verantwortlichkeit und Betreuung von Tieren

Art. 118 Verantwortlichkeit der Tierhalterinnen und Tierhalter

Verschiedene Institute der ETHZ fordern eine Prazisierung der Tierkategorien und Transportdistan-
zen, insbesondere fir Heimtiere und Versuchstiere. BGK und SZZzV fordern die ersatzlose Streichung
von Artikel 118 Absatz 1 Buchstabe b. GASUI beantragt, in Absatz 3 (neu), die Gefligelhalterinnen
und Geflugelhalter von Artikel 118 auszunehmen.

Art. 119 Verantwortlichkeit der Fahrerinnen und Fahrer
ASTAG, IGTTS, SFF und SVV fordern in Absatz 1 Buchstabe b einen Vorbehalt fur die Vorschriften

des Arbeitsgesetzes vom 13. Méarz 1964 und des Strassenverkehrsgesetzes vom 19. Dezember 1958.

GASUI beantragt in Absatz 3 (neu) eine Ausnahmeregelung fur Fahrerinnen und Fahrer von Gefligel.

Art. 120 Verantwortlichkeit der Empfangerinnen und Empfanger

AG, AR, BS, SH, TG und VSKTSO verlangen in Absatz 1 ... unverzuglich” mit ,,.... raschmdoglichst*
oder ... ohne unnétige Verzégerung"“ zu ersetzen.

Art. 121 Bezeichnung der verantwortlichen Personen
ASTAG und SVV lehnen diesen Artikel in der vorgeschlagenen Form ab.

Art. 122 Auswahl der Tiere

GPS, GWS, SP, STS und STVV fordern, in Absatz 1 — 3 den Transport von hochtrachtigen Tieren so-
wie ganz jungen Tieren generell zu verbieten. Verletzte und kranke Tiere sollten nur bis zum néchst-
gelegenen Schlachthof transportiert werden durfen.

KTLU, LU, NW, OW, STVT, SWIGEN, SZ, TVL, VSKT und ZG beantragen eine Erganzung von Ab-
satz 2 ,...Vorsichtsmassnahmen und nur so weit als nétig transportiert werden.” GE und KTFR bean-
tragen die Streichung von Absatz 3.

Art. 123 Vorbereitung der Tiere

IGTTS beantragt, dass den Tieren auf Viehmarktplatzen eine Trankemdglichkeit angeboten werden
musse. SDAT verlangt einen Zusatz, dass Zierfische vor dem Transport auf keinen Fall noch zusétz-
lich geflttert werden durften.

Art. 124 Betreuung der Tiere

JU und KTJU machen eine redaktionelle Anmerkung zur franzésischen Ubersetzung. IGTTS verlangt
in Absatz 4 zu erganzen, dass die Zwischenmelkzeit minimal 9 Stunden betragen musse.

Art. 125 Trennen der Tiere

IGTTS und SVV beantragen, den Artikel oder zumindest Absatz 2 zu streichen, da Tiere vom gleichen
Halter aus verschiedenen Buchten zusammen transportiert wiirden und somit Rangkéampfe unver-
meidbar seien. KAGFL verlangt in Absatz 2 die Prazisierung, welche als unvertraglich gelten wiirden.
SP beantragt in Absatz 3 (neu) festzuhalten, dass Pferde grundsétzlich in Einzelabteilen zu transpor-
tieren seien.

Art. 126 Einladen der Tiere

BBV beantragt Absatz 2 zu streichen. GASUI beantragt in Absatz 4 (neu) das Einladen von Gefligel
von diesem Artikel auszunehmen.

Art. 127 Umgang mit bestimmten Tierarten

ETHZ (verschiedene Institute), IBMMU, IPWETH und UNLPHT fordern, den Artikel zu streichen, da er
nur Tiere betreffe, die der Fleischgewinnung dienen wiirden. Die speziellen Transportanforderungen
fur Fische und Amphibien, Labor- und Versuchstieren sollten bei den Tierarten geregelt werden.

Viele Pferdeorganisationen und tierarztliche Kreise (***) schlagen in Absatz 1 die Formulierung ,Pfer-
de, ausgenommen nicht angewdhnte Jungtiere, miissen wahrend des Transports ein Halfter tragen"

1 EGEE GALCH, GST, PCI, PSMHC, SHAV, SQHA, SVP, SVPK, SVPM, SVPS, SUITRO, SVOV, SWIEND, ZKV, ZVCH
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vor und fordern, die Satze 2 und 3 zu streichen. AG und CLS wollen im ersten Satz die Ergdnzung,
dass Pferde angebunden werden missten und den dritten Satz streichen.

IGTTS gibt zu bedenken, dass diagonales Stellen von Rindern in LKW praktisch nicht durchftihrbar ist.
FR, GE, GR, GLBV, KOLAS, KKLWD, KTFR, LOS, NW, OW, TG, UR, VSKTSO und ZH machen
Formulierungsvorschlage zu Absatz 3.

GPS, GST, GWS, SP, STS, STVV und SVDPA beantragen in Absatz 5, dass Zehnfusskrebse (Deca-
poda), die fir den menschlichen Verzehr bestimmt sind, nur tot oder mit Wasser bedeckt transportiert
werden durfen.

Art. 128 Fahrweise

ACUSA und STVT verlangen, dass die Fahrweise fir die Tiere schonend sein misse, speziell beim
Zugtransport.

Art. 129 Ausnahmen von der maximalen Transportzeit
Absatz 1 stosst auf breite Ablehnung, er sei ersatzlos zu streichen (**).

Viele Stellungnahmen (***) machen darauf aufmerksam, dass das Tierschutzgesetz die maximale
.Fahrzeit" und nicht ,Transportzeit“ vorschreibt. Transport- und Fahrzeit unterscheiden sich wesentlich
voneinander. In der Tierschutzverordnung sei daher auch der Begriff ,,Fahrzeit" zu verwenden.

AR und SH fordern Klaruung, wie die maximale Zeitdauer bei Sammeltransporten zu berechnen sei.
Bei internationalen Transporten wiirden Vorgaben, die von den schweizerischen Vorgaben abwei-
chen. Es musse geklart werden, welche Bestimmungen Vorrang haben. Offen sei auch, wie mit Tieren
aus internationalen Tiertransporten umzugehen wére, denen aus tierschutzrechtlichen Grinden die
Weiterfahrt untersagt werden muss.

4.8.3 3. Abschnitt: Transportmittel und —behalter

Art. 130 Reinigung und Desinfektion

IGTTS und SVV fordern, dass die Schlachthdfe eine zweckmassige und der Anliefermenge entspre-
chende Infrastruktur fir Reinigung und Desinfektion des Transportfahrzeugs bereitstellen und unter-
halten missten. KTFR und SVSM verlangen, die Vorschriften zur Reinigung und Desinfektion seien
genauer zu definieren und mit der Tierseuchenverordnung abzustimmen. Al, AG, AR, GR, TG,
VSKTSO und ZH beantragen, die Desinfektion der Fahrzeuge nur auf Anordnung der amtlichen Kon-
trollorgane vorzuschreiben.

Art. 131 Transportmittel

AG, BBV, GLBV, CLS, GR, KKLWD, KOLAS, TG, TVL und VSKT schlagen vor, dass die Anbindevor-
richtungen (Abs. 1 Bst. d) so lange sein mussten, dass die Tiere normal stehen kdnnten. Viele andere
(***) bemerken, dass der zweite Satz dieses Absatzes ist fir den Pferdetransport nicht geeignet sei.
BBV beantragt, Absatz 1 Buchstabe e zu streichen. CVAGR fordert, dass die Vorschriften Uber die
Mindesthdhe (Abs. 1 Bst. f) und -flachen des Abteils nur fir Fahrzeuge, welche nach Einfiihrung die-
ser Verordnung hergestellt werden, gelten sollten.

EAWAG beantragt in Absatz 1 Buchstabe h die Formulierung: ,Die Wasserqualitat bei Fischtranspor-
ten muss insbesondere beziiglich Temperatur und Sauerstoffgehalt stets den Bedurfnissen der trans-
portierten Fische entsprechen.” Ahnliche Umformulierungen schlagen BL, BS, FTAP, FR, KTBL LDT

und TI, vor. Viele andere (**°) beantragen, den Absatz ersatzlos zu streichen, weil er unzweckmassig
sei und einer fachlichen Beurteilung nicht standhalte. GPS, GST, GWS, STS und STVV verlangen ei-
ne regulierbare Sauerstoffversorgung des Wassers nur, wenn der Transport mehr als 2 Stunden dau-
ert.

142 AR, BE, BIOSUI, COOP, FIBL, GPS, GST, GWS, IGTTS, KAGFL, KONFOR, KTLU, LU, MIGEBU, NW, PNSBNS, SH, SP, STS,

STVT, STVV, SZ,SZZV, TVL, UR, VSKT, ZG

143 AG, Al, AR, ASTAG, BVAG, BELL, BBV, COOP, GASUI, GLBV, GR, KKLWD, KOLAS, LOBAG, NW, OW, SBV, SFF, SGP, SH,
SO, SVV, SVAMH, SZ, TG, ZHBV

144 ASRE, FGEE, GALCH, GST, PCI, PSMHC, SHAV, SQHA, SUITRO, SVBR, SVPK, SVP, SVPS, SVPM, SVOV, SWIEND,
UNZHNT, VetDA, ZKV, ZVCH

15 AG, AJFSG, ETHZ (versch. Institute), FiBE, FiLU, FiSO, SDAT, SFiV, SVWZH, UNZHZN, VSFZ, ZG, ZH
55/103



Anhdérung zur Revision der Tierschutzverordnung

GL fordert in Absatz 1 Buchstabe i, dass fur Fahrzeuge, die ausschliesslich dem Grosstiertransport
dienen, eine Abschlussstange gentigen sollte. SVV will, dass dies nicht nur fir gewerbsmassige Tier-
transportfahrzeuge gilt und fordert eine Ubergangsfrist von drei Jahren fir die Nachriistung der Fahr-
zeuge.

MIGEBU fordert fur Gefligel eine Ausnahme von Absatz 1 Buchstabe j. IGTTS beantragt, dass der

Bund (BVet) in Zusammenarbeit mit den Fachverbanden eine tierschutzrelevante Vermessung der
Tiertransportfahrzeuge durchfiihrt oder einen entsprechenden Leistungsauftrag ertelt.

IGTTS und SVV beantragen, die Bestimmungen von Absatz 1 Buchstaben i, j und k auf alle Fahrzeu-
gen auszuweiten (,gewerbsmassig" sei zu streichen). BVAG, SBV und ZHBV dagegen verlangen,
dass diese Bestimmungen fir Tiertransporte welche Landwirte im Rahmen der eigenen Betriebstétig-
keit oder in nachbarschaftlicher Aushilfe durchfiihren, nicht zur Anwendung gelangen sollte. KTLU,
LU, NW, OW, STVT, STVV, VSKT und TVL beantragen, eine Ergdnzung und Ausweitung vorzuneh-
men auf Fahrzuge von Viehhéandlern oder auf Personen, die regelméssig Tiere transportieren.

BS fordert, dass neben der Anschrift ,lebende Tiere* auch andere Beschriftungen wie ,Tiertransport*
madglich sein sollten.

SVV fordert, dass Absatz 2 bei gesetzlich vorgeschriebenen Fahrzeugstandzeiten nicht anzuwenden
sei. Nach GL ist im ersten Satz ,jederzeit* zu streichen. BS, TG, VSKTSO, GR und ZH beantragen,
den ersten Satz mit der Forderung, dass Kiihe gemolken werden missten zu erganzen.

Art. 132 Beigeladene Waren
SP will in Absatz 1 festhalten, dass die Waren fur die Tiere unerreichbar sein sollten.

Art. 133 Transportbehalter
ACUSA, GE, KTFR und NE fordern Erganzungen, dass die Tiere nicht aufeinander geladen werden
dirften und das Verletzungsrisiko null sein sollte.

GPS, GWS, STS und STVV finden die Regelung in Absatz 1 Buchstabe f ungentigend, es fehle eine
Abgrenzung von langer dauernden Transporten. SDAT gibt zu bedenken, dass Zierfische wahrend
des Transportes mdglichst nicht zusatzlich gestresst werden sollten, und dass jedes Offnen zu einer
Stressreaktion fuhre.

Art. 134 Ausnahmen

GPS, GST, GWS, SP, STS, STVV und SVDPA schlagen fiir Artikel 134 die Uberschrift ,Postversand*
vor, mit dem Antrag, den Postversand von lebenden Tieren zu verbieten.

4.8.4 4. Abschnitt: Internationale Tiertransporte

Art. 135 Kontrolle von Tiersendungen

UNIBEIT beantragt, in Absatz 2 auch Artenschutz als Begriindung fiir das Zurtickhalten von Tiersen-
dungen aufzufuhren. SVV verlangt die Koordination zwischen den Zoll-, Strassen- und Tierschutzge-
setzgebungen, um unnétige Wartezeiten bei den Grenzstellen zu vermeiden.

BS, KTLU, LU, NW, OW, TVL und VSKT beantragen, das Transitverbot fiir Nutztiere in der EDAV (**®)
oder in der Tierschutzverordnung zu verankern. Falls ein Transitverbot nicht moglich ist, soll zumin-
dest eine Bewilligungspflicht fir gewerbsmassige Transit-Tiertransporte eingefiihrt werden.

Art. 136 Bewilligung

GST, GWS, STVV und SVWM verlangen, die maximale Transportzeit auf 6 Stunden zu begrenzen.
Ausgenommen sind Heimtiere und der nicht gewerbsmassige Transport von Pferden und anderen

Nutztieren. STVT und STVV beantragen, den Strassentransit von Nutztieren durch die Schweiz zu

verbieten.

Art. 137 Meldung von Verstdssen
Zu diesem Artikel gibt es keine Antrage oder Bemerkungen.

146 Verordnung vom 20. April 1988 Uber die Ein-, Durch- und Ausfuhr von Tieren und Tierprodukten (EDAV)
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Art. 138 Transportplan

BS will Zootiere und Versuchstiere den gleichen Auflagen unterstellen und fragt nach der Begriindung
fur die acht Stunden-Grenze, ab der ein Transportplan gefordert wird, im Vergleich mit der 6 Stunden-
Regelung fur Inlandtransporte wird. KTLU, LU, NW, OW, SZ, UR, VSKT, STVT, STVV, SVBR und
TVL wollen ,Transport“ eingrenzen als ,.... vom Verlad bis zum Ablad der Tiere". SVV verweist auf das
Traces-System und erwartet, dass der integrierte Transportplan zur Anwendung kommt. Zusatzliche
vom BVET erarbeitete Formulare werden entschieden abgelehnt.

UNZHNT beantragt, in Absatz 4 (neu) festzuhalten, dass fiir den Transit die gleichen Zeiten von Ab-
fahrt bis Ziel gelten, egal ob sich Abfahrt oder Ziel in der Schweiz oder im Ausland befinde.

Art. 139 Besondere Ausristung

GST und SVWZH beantragen die Erganzung: ,Wildtiere miissen gem. den Vorschriften der IATA
transportiert werden."

Art. 140 Besondere Vorkehrungen
AG schlagt als Uberschrift ,Besondere Vorkehrungen fiir internationale Transporte® vor.

STVT, STVV und UNZHNT beantragen, dass Krankentransporte zwecks Behandlung vom Verbot
ausgenommen werden sollten.

Die SP weist darauf hin, dass es sich beim Ausdruck ,trachtige weibliche Saugetiere* um einen Pleo-
nasmus handelt, da trachtige Saugetiere immer weiblich seien. BL und KTBL schlagen vor, Absatz 1
umzuformulieren. STS beantragt, die Bestimmung von Absatz 1 auch auf Transporte in der Schweiz
anzuwenden. Nach BBV, KKLWD, KOLAS, NW, OW, TG, SO, SZ und UR darf die Bestimmunmg
nicht dazu fuhren, dass Sémmerungstiere frihzeitig von der Alp genommen werden missen. Es sol-
len Ausnahmen mdglich sein. GST beantragt, Absatz 1 und 2 zu streichen.

Die Pferdorganisationen (**") verlangen fiir die voriibergehende Ausfuhr von Pferden eine Ausnahme
von Absatz 3. Fir die Forschungsinstitute (**®) ist die Untersuchung nach Absatz 3 fiir Labortiere, Fi-
sche, Zierfische, Exoten und Heimtiere etc. nicht praktikabel. Der Transport von trachtigen Mausen
und Ratten oder auch von neugeborene Mausen und Ratten zusammen mit dem Muttertier misse
auch in Zukunft mdglich bleiben.

4.9 9. Kapitel:  Schlachten von Tieren

MIGEBU fordert, das ganze Kapitel 9 aus Griinden der Ubersichtlichkeit in die ,Verordnung tiber das
Schlachten und die Fleischkontrolle" (VSFK) zu integrieren.

4.9.1 1. Abschnitt: Aus- und Weiterbildung

Allgemein wird stufengerechte Formulierung der Ausbildungsinhalte und -erfordernisse, zusatzlich
auch unter Berlcksichtigung der Kleinbetriebe gefordert. Es sollen nicht an alle Schlachthofmitarbeiter
im Bereich Lebendtiere dieselben Anforderungen gestellt werden.

Art. 141 Schlachthofpersonal

GR und SFF fordern, in Absatz 1 ,Betreuung” aus der Aufzahlung der Tétigkeiten zu streichen, fir
welche eine Ausbildung nach Artikel 142 nachgewiesen werden muss. AG, Al, AR, BS, MIGEBU, SH,
TG, VSKTSO und ZH schlagen eine andere Formulierung fur Absatz 1 vor.

In Absatz 2 wollen Al, BS, TG und VSKTSO ,Weiterbildungsveranstaltung” durch "Wiederholungskurs"
ersetzen. IGTTS will das Weiterbildungsintervall auf 3 Jahre verkirzen.

Art. 142 Inhalt der Ausbildung
SFF macht Korrekturvorschlage zu Absatz 2 und 3.

147 ASRE, FGEE, GALCH, PCI, PSMHC, SHAV, SVBR, SVP, SVPS, SVPM, SUITRO, SWIEND, SQHA, ZKV, ZVCH
148 |ACVG, INTPHA, RESAL, SGENS, SGVE, SSPT, ETHZ (verschiedene Institute), UNIFRH, UNZHPT, SDAT
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Art. 143 Aus- und Weiterbildungskurse

AJFSG, FiBE, FiSO und FR wiinschen Klarung, wer die verlangte Ausbildung fir Fischziichter und
Berufsfischer anbieten wird.

Art. 144 Prufung und Ausweis

MIGEBU und SFF fordert, die Prifungsvorschriften seien durch das EVD zu erlassen. Die berufliche
Grundausbildung mit einem eidgendssischen Fahigkeitszeugnis nach Artikel 38 des Berufsbildungs-
gesetzes vom 13. Dezember 2002 (BBG) als Metzger/Metzgerin und Fleischfachmann/Fleischfachfrau
mit Wahlbereich Gewinnung sei als Ausbildung und Prifung zu anerkennen. Auch BS schlagt vor,
dass das EVD die Prifungsvorschriften erlasst und die Prifungskommission bestimmt.

4.9.2 2. Abschnitt: Aufstallung und Umgang mit Tieren

Art. 145 Anlieferung

SP und GPS sowie mehrere Organisationen, Kantone oder Veterinaramter (**°) fordern, dass die Kon-
trollen von Tierwohl und Tiergesundheit bei der Anlieferung nicht stichprobenweise, sondern generell
durchgefiihrt werden missten. Dies stehe sonst im Widerspruch zur obligatorischen Schlachttierunter-
suchung nach der Verordnung vom 23. November 2005 tber das Schlachten und die Fleischkontrolle
(VSFK).

SFF will in Absatz 1 festhalten, dass die Fleischkontrolleurinnen und Fleischkontrolleure regelméssig
die Besatzdichten in den Transportfahrzeugen und deren Ausstattung kontrollieren missen.

Art. 146 Unterbringung

MIGEBU stellt fest, dass das Tranken von Gefligel im Schlachthof nicht mdglich sei, da die Tiere in
den Transportkisten verbleiben und schlagt deshalb vor, in Absatz 2 das Gefliigel auszunehmen. Aus-
serdem sei Absatz 2 in Kleinbetrieben mangels ausreichend grosser Flachen und schitzender Ein-
richtungen nicht praktikabel.

GST, STVT, STVV und UNZHNT beantragen, in Absatz 5 die Melkfrequenz zu definieren (zweimal
taglich).

Art. 147 Treiben

ACUSA, BS und viele Tierschutzorganisationen beantragen ein generelles Verbot von Elektrotreibern.
BS beantragt die Anforderungen an Einzeltreibgange wie in Artikel 64 Buchstabe e der giltigen Tier-
schutzverordnung detailliert festzulegen.

4.9.3 3. Abschnitt: Betaubung und Entblutung der Tiere

Art. 148 Zulassige Betaubungsmethoden

KAGFL, SGKZ und SRTV beantragen in Absatz 1 Buchstabe e fiir Kaninchen auch den Kugelschuss
zuzulassen. GASUI und KAGFL fordern, die Gaszusammensetzung sei naher zu definieren (Abs. 1
Bst. f). BGK will die Méglichkeit erhalten, im Ausnahmefall einen Hirsch mittels Tragerschuss toten zu
kénnen. EAWAG und SDAT kdnnen die Einschrankung des Genickbruchs auf Barsche nicht nachvoll-
ziehen und fordern die Zulassung fiir alle Fische (Abs. 1 Bst. i).

GPS, GWS, SP, STS und STVV beantragen, als vertretbare Methoden fiir Speisefische Elektrizitat
und Isoeugenol oder Eugenol in Alkohol zuzulassen. Die T6tungsart "gekuhltes Immersionssalzbad"
fur Aale und Zehnfusskrebse musse hinterfragt werden. Der gleichen Ansicht sind AG, BS, SDAT TI,
TG, UNIBEIT, VSKTSO und ZH. Sie halten fest, dass das Kochen von lebenden Krebsen im sieden-
den Wasser tierquélerisch sei und eine vertretbare Tétungsalternativen bestehe (Elektrizitat). Ausser-
dem sollte das Téten von Zierfischen in Kapitel 4 (Heimtiere) geregelt werden.

SDAT empfiehlt, den Artikel gemass den Empfehlungen der AG Tierschutz bei Fischen zu Uberarbei-
ten. Die Bezeichnung ,Barsch"” stelle keinen systematischen Begriff dar. Somit seien die damit ge-
meinten Tiere nicht eindeutig charakterisiert. Bei den Zehnfusskrebsen dirften wohl die Arten gemeint
sein, welche zu Speisezwecken verwendet werden.

19 GR, GWS, KAGFL, KTLU, KTFR, LU, NW, OW, STS, STVT, STVV, SZ, TG, TVL, VSKT, VSKTSO. ZG, ZH
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Art. 149 Betaubung
MIGEBU will bei Absatz 4 die zervikale Dislokation anfiigen.

In zahlreichen Stellungnahmen (**°) wird gefordert, das rituelle Schlachten bzw. Dekapitieren von Ge-
flugel ohne vorherige Betaubung sei zu verbieten, da es den Tieren Leid und Schmerz zufuge.

Art. 150 Betdubungsgerate und -anlagen

SFF macht einen Formulierungsvorschlag fur Absatz 1 und beantragt, Absatz 3 zu streichen. MIGEBU
will festhalten, dass nebst Ersatzgeréaten auch mit andere Losungen zur Stérungsbeseitigung vorge-
sorgt werden kénne.

BS findet, die in Absatz 2 vorgeschlagene Version sei nur bei Gasbetaubungsanlagen sinnvoll, die
Uberprifung eines Bolzenschussapparates zwischen zwei Betdubungen mache keinen Sinn und
schlagt eine Umformulierung vor.

Art. 151 Entblutung

GPS, GWS, KAGFL, SP, STS, STVV und SVDPA fordern, Absatz 4 zu streichen. Es sei weder fir
Laien noch fur Personen mit Fachkenntnissen feststellbar, ob ein Fisch nach einem Betaubungs-
schlag oder Genickbruch tot ist oder lediglich betéaubt.

Art. 152 Ausfuhrungsvorschriften der Kantone

SFF stellt Antrag auf ausdriickliche Gebiihrenfreiheit. Fur die amtliche Uberwachung des Vollzugs der
Tierschutzgesetzgebung im Rahmen des Schlachtens sollen keine Gebihren erhoben werden. Die
Untersuchungen und Kontrollen seien koordiniert mit der Schlachttier- und Fleischuntersuchung ge-
mass Verordnung lber das Schlachten und die Fleischkontrolle (VSFK) vom 23. November 2005
durchzufiihren.

4.10 10. Kapitel: Tierversuche

4.10.1 1. Abschnitt: Geltungsbereich und Begriffe

Art. 153 Geltungsbereich

ZOOBS, ZOOCH und ZOOZH bemerken, dass in Buchstabe b der Begriff ,Decapoda“ praziser ge-
fasst werden sollte, damit er Hummer, Flusskrebse, Langusten und Krabben, nicht aber beispielswei-
se Garnelen (dienen als Futter) umfasst. Sie schlagen die Bezeichnung “Reptantia“ vor.

Nach EKAH ist in Buchstabe b die Wahl der erwahnten Tiergruppen arbitréar. Viele andere (7)) wollen
anstelle der zweiten Halfte der Entwicklungszeit das letzte Drittel der fotalen Entwicklungszeit in den
Geltungsbereich der Tierschutzverordnung einschliessen. Dies stehe in Einklang mit den Bestimmun-
gen in Europa (**%), sowie den wissenschaftlichen Erkenntnissen tiber die Schmerzempfindsamkeit
wahrend der Entwicklung.

Fur die Larvenstadien von Fischen und Lurchen (Bst. d) schlagen die Institute (
Futteraufnahme das Kriterium ,nach der Metamorphose" zu setzen.

Viele Forschungsinstitute (*>*) warnen, dass durch Buchstabe c und d insbesondere bei den Fischen
in der Statistik die Tierzahlen in die Hohe schnellen wirden. Dies sei stossend, weil es nicht mit aus-
landischen Zahlen vergleichbar sei und weil diese Embryonal- und Larvenstadien fir eine Vielzahl von
Alternativmethoden verwendet werden (Beispiel Zebrafische). Zudem stellt sich bei den Larven das
Problem des individuellen Zahlens, weil Fisch-Larven gewogen, nicht gezahlt werden.

151

133) “anstelle der freien

180 AcuUsA, BIOSUL, FIBL, GST, GE, GPS, GWS, JU, KTJU, KTFR, KTLU, LSCV, LU, NE, NW, OW, SP, SGKZ, SRTV, STS und 39
weitere Tierschutzorganisationen, STVT, STVV, SVDPA, SVWM, SZ, TVL, UNZHNT, VS, VSKT, ZG

151 BS, EKTSAM, IACVG, INTPHA, RESAL, SAMW, SCNAT, SGCI, SGENS, SSPT, SVGE, UNETHF, UETHZN, UNZHZN, IPWETH,
UNILPHT, UNLCIG, IBMMU, UNIBSB, UNETHB, UNZHPT, UNZHPI, UNZHLK, VFFL, ZH

Es sind bisher keine Bestimmungen erlassen worden, aber die vorbereitenden Gutachten gehen in die Richtung ‘letztes
Drittel'.

158 EAWAG, IBMMU, IPWETH, UNETHF, UETHZN, UNILPHT, UNLCIG, UNZHZN, UNZHPI, UNZHLK, VFFL

154 EKTSAM, INTPHA, UETHZN, UNIBSB, UNZHZN, SCNAT,SAMW, SGCI, SGENS, SZOG, VFFL

152
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Art. 154 Begriffe

EKAH, INTPHA, SGENS, SGCI und VFFL beantragen, dass in der Definition ,gentechnisch verénder-
te Tiere" nur jene Kreuzungsnachkommen enthalten sein sollen, die eine genetische Verédnderung tat-
sachlich tragen (Abs. 2). EKTSAM, SAMW, SCNAT, SGENS und UNIBEIT wollen in der Definition fur
.Defektmutante” zusatzlich ,Beeintrachtigung des Wohlbefindens" beriicksichtigt sehen. SSPT,
UNETHB und UNZHPT lehnen den Begriff ganzlich ab (Abs. 3). UNETHF VFFL und ZH kritisieren,
dass der Begriff ,Phanotyp” in der Verordnung unterschiedlich verwendet werde und schlagen vor,
dessen Definition auf die tierschutzrelevanten Merkmale einzuengen.

UNETHF, UETHZN, VFFL und ZH beantragen, im Zusammenhang mit Absatz 6 sollten die Belas-
tungskategorien/Schweregrade eingefuihrt und ,Belastung” von ,Wirdeverletzung“ unterschieden wer-
den.

In der franzdsischen Version werden von IACVG und RESAL verschiedene Begriffsbestimmungen als
unklar kritisiert.

4.10.2 2. Abschnitt: Versuchstiere

Art. 155 Haltung

EKTSAM, INTPHA, SAMW, SCNAT, SGCI, SGENS und UNIBEIT wiinschen eine allgemeinere For-
mulierung fiir Absatz 1, die auch Bestimmungen zur Zucht etc. umfasst.

Die Tierschutzorganisationen (38 Stellungnahmen) verlangen, dass die Einzelhaltung auch unvertréag-
licher Tiere nur in Ausnahmefallen und kurzzeitig zu gestatten sei.

Art. 156 Umgang mit den Versuchstieren

INTPHA, SGCI, UETHZN, UNETHF und VFFL wollen Absatz 2 streichen, da er bereits mit den allge-
meinen Artikeln des 1. Kapitels abgedeckt sei. Sieben Tierschutzorganisationen verlangen, in Absatz
3 die Erganzung, dass die Einzelhaltung auch unvertraglicher Tiere nur in Ausnahmefallen und kurz-
zeitig zu gestatten sei. GE, INTPHA, KTVD, NE, SGCI, UNETHF und VFFL wollen Absatz 4 streichen,
da in Artikel 10 bereits geregelt.

Art. 157 Raume und Gehege

Sieben Tierschutzorganisationen folgern aus Buchstabe a, dass Tierarten mit unterschiedlichen An-
sprichen an die Lichtphasen nicht im gleichen Raum gehalten werden durfen. EKAH, UNETHF und
ZH beantragen die Steichung von Buchstabe c, da in Artikel10 bereits geregelt. Fir SZOG und
UNETHF ist Buchstabe d im Zusammenhang mit Nutztieren oder Wildtieren zu eng gefasst. UNETHF,
UETHZN beantragen dessen Streichung, da es sich um eine betriebliche Anforderung handle. SGVE,
SZOG, UNETHF, UETHZN und ZH weisen auf die Widersprichlichkeit zwischen der Anforderung von
Buchstabe e und einer strukturierten Haltung (vgl. Anhang 3) hin.

SP und 40 Tierschutzorganisationen fordern, in Absatz f (neu) solle die Anforderung der artgerechten
Beschaftigung festgeschrieben werden.

Art. 158 Herkunft der Versuchstiere

INTPHA, SGCI, VFFL, UNETHF und UNETHZN befirchten, durch Absatz 2 und 3 wirden Untersu-
chungen an Patiententieren verhindert werden.

Viele Forschungsinstitute (**°) fordern, Absatz 4 musse neu formuliert werden, um zoologische Frage-
stellungen an Wildtieren weiterhin zu ermdéglichen und um den aktuellen Widerspruch zum NHG aus-
zurdaumen. KTDTVK, LSCV und SP verlangen, es seien Einschrédnkungen zu formulieren, um den
Fortbestand der Tierart nicht zu gefadhrden und die gefangenen Tiere nicht zu belasten.

Art. 159 Markierung von Versuchstieren

LSCV verlangt, die Markierungen in einer vom Ziichter/Lieferanten unabhangigen Datenbank zu er-
fassen, um den illegalen Handel sicher zu unterbinden. Versuchskaninchen sollten ebenfalls zwingend
markiert werden mussen.

155 EKTSAM, IACVG, KARCH, SGVE, SZOG, RESAL, SAMW, SCNAT, SGENS, SSPT, UNETHF, UNETHB, UNZHPT
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GR, TG, TI, VSKT, VSKTSO und ZH fordern, es seien fiir sémtliche Versuchstiere, auch Labornager,
die am wenigsten belastenden Markierungsmethoden vorzuschreiben.

Art. 160 Transport von Versuchstieren

Um die Unklarheit im Verhaltnis zu Kapitel 8 zu beseitigen und im Bestreben, Kompatibilitdt mit EU-
Bestimmungen herzustellen, machen viele Institute Verbesserungsvorschlage (**°). Nach ZH sollte in
Absatz 2 der erste Satz weggelassen werden, da er bereits durch die Gesetzgebung tber die biologi-
sche Sicherheit geregelt wird.

4.10.3 3. Abschnitt: Versuchstierhaltungen

Art. 161 Gesundheitsiberwachung und Raumlichkeiten

UNETHF, UETHZN und VFFL schlagen vor, Absatz 1 zu streichen, da die Gesundheitsiberwachung
eine betriebliche Angelegenheit sei. BL, EKTSAM, KTBL, SAMW, SCNAT, SGENS und UNIBEIT wol-
len ihn neu formulieren.

Viele Stellnungnahmen (™) bezeichnen Absatz 2 als zu restriktiv, das Ziel kénne auch mit anderen
Mitteln erreicht werden (z.B: IVC-Kéfige), oder schlagen Ergénzungen vor.

Nach EKTSAM, INTPHA, SAMW, SCNAT, SGCI SGENS UNETHF und VFFL sollte Absatz 3 gestri-
chen oder weniger restriktiv formuliert werden.

157

Art. 162 Leiterin oder Leiter der Versuchstierhaltung

Viele Stellungnahmen (**®) bemangeln, dass Absatz 2, Buchstabe a und b gegeniiber der aktuellen Si-
tuation mehr Unklarheit schaffen. Insbesondere werde nicht beriicksichigt, dass der Leiter der Ver-
suchstierhaltung die Verantwortung fir die Tiere im Versuch weder hat noch haben kann.

Art. 163 Tierpflegerinnen und Tierpfleger

Die Regelung des Einsatzes der Tierpflegenden wird von INTPHA und SGCI begrisst. Im Hinblick auf
die Uberwachung schwer belastender Versuche fordern acht Tierschutzorganisationen eine Erweite-
rung.

Art. 164 Tierbestandeskontrolle

UNETHF und ZH schlagen fur die Aufbewahrungspflicht analog zur Einschliessungsverordnung (ESV)
5 Jahre vor.

Art. 165 Bewilligung
Der gesamte Artikel wird von achtundreissig Tierschutzorganisationen explizit begrisst.

INTPHA, SGCI, SGENS und ZH wollen lediglich elektronische Meldung an eine Schnittstelle vor-
schreiben und fragen sich, ob die gesetzliche Grundlage fir diese Bestimmung ausreiche.

IACVG, RESAL, SGENS und UNIFRH fordern, die Bewilligungen in Absatz 4 sollten auf die Institution
und nicht deren Leiter ausgestellt werden.

Nach BL, KTBL, SP, SZOG, SZOG, UNETHF und UNETHF ist in Absatz 6 das Verhéltnis zu einer all-
falligen Haltebewilligung fir Wildtiere unklar, der Absatz sollte gestrichen werden.

4.10.4 4. Abschnitt: Zichten und Erzeugen von gentechnisch veréan-
derten Tieren und von Defektmutanten

Der gesamte Abschnitt wird von den Tierschutzorganisationen explizit begrisst.

1% EKAH, EKTSAM, IACVG, INTPHA, RESAL, SAMW, SCNAT, SGCI, SGENS, SSPT, UNETHB, UNETHF, UNIFRH, UNZHPT

%7 Bs, GE, IACVG, INTPHA, KTVD, NE, RESAL, SGCI, SGENS, SGVE, TG, UNETHF, UETHZN, UNIFRH, VFFL, VSKT, VSKTSO,
ZH

158 EKTSAM, IACVG, INTPHA, VFFL, RESAL, SAMW, SCNAT, SGCI, SSPT, SVGE, TG, UNETHF, UETHZN, UNIFRH, UNETHB,
UNZHPT, VSKT, VSKTSO, ZH
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UNETHF und UETHZN fordern Fische im ganzen Abschnitt auszunehmen, weil bei diesen allféllige
Schmerzempfindungen nicht in gleicher Weise festgestellt werden kdnnen.

Art. 166 Bewilligungspflicht
UNETHF, VFFL und ZH fordern, dass das BVET bei der Festlegung der ,etablierten Methoden* zwin-
gend die interessierten Kreise anhéren hatte.

Nach IACVG und RESAL besteht Unklarheit im Verhéltnis zu Tierversuchen im Allgemeinen und zu
solchen fur die Produktion gentechnisch veranderter Tiere im Speziellen.

Art. 167 Anwendbare Bestimmungen

Die anzuwendenden Bestimmungen im Rahmen der Gentechnik-Gesetzgebung seien ausfuhrlicher
zu erwahnen, fordern SO und UNETHF.

Art. 168 Phanotyperfassung

EKTSAM, INTPHA, SAMW, SCNAT, SGCI, SGENS, UNETHF, VFFL und ZH fordern dass das BVET
zwingend die interessierten Kreise anhdren sollte, um bei der Festlegung der Anforderungen an die
Erfassung und Dokumentation des Phanotyps eine praxistaugliche und verhaltnismassige Lésung zu
finden.

Art. 169 Belastungsmindernde Massnahmen
(keine Bemerkungen)

Art. 170 Beschrankungen bei Defektmutanten

UNETHF begrisst die Bestimmung. Nach SSPT, UNETHB und UNZHPT ist nicht klar, wie mit der Er-
haltungszucht umzugehen ist.

Nach Ansicht vieler Institute (**°) sollte ein allfalliges Verbot der Zucht einer bestimmten Linie im Rah-
men der Giuterabwagung nach Artikel 172 erfolgen und deshalb Absatz 2 gestrichen oder weniger
strikt formuliert werden.

Art. 171 Beschrankung bei gentechnisch veréanderten Tieren

INTPHA, SGCI, SGENS und SWIGEN fordern die Streichung des Artikels. Nach BS, INTPHA, SGCI
und SGVE sollte er allenfalls in Kapitel 6 platziert werden.

Die Tierschutzorganisationen (38 Stellungnahmen) und EKAH begriissen den Artikel und schlagen mit
SP einen Zusatz in Buchstabe ¢ (neu) vor: ,Grosse Zurlickhaltung muss [zusétzlich zu den Luxusgi-
tern] fir die anderen Produktionszwecke getibt werden.”

Art. 172 Meldepflicht fir Defektmutanten und nachtréagliche Bewilligung

IACVG, RESAL, SSPT, UNETHB und UNZHPT wollen in Absatz 1 prazisieren, wer meldepflichtig ist.
In Absatz 2 fordern die Tierschutzorganisationen (38 Stellungnahmen) die Ergdnzung, dass die als
nicht zulassig befundenen Linien und Stdmme den kantonalen Behérden und Tierversuchs-
Kommissionen sowie dem BVET und der EKTV zur Kenntnis gebracht werden missen.

Art. 173 Bezug und Abgabe

KTFR, UNETHF und VFFL beantragen, in Absatz 1 ,Transportféhigkeit* zu streichen, da bereits in Ar-
tikel 160 geregelt. Es sei unklar, was die Phadnotypdokumentation umfasst. UNETHF schlagt zudem
vor, in Absatz 1 und 2 auf die entsprechenden Bestimmungen in der Gentechnikgesetzgebung (ESV,
Cartagena) zu verweisen. Nach INTPHA, SGCI, UNETHF und VFFL ist die Bestimmungen bei aus-
landischen Lieferanten und Beziligern nicht durchsetzbar.

1% BS, EKTSAM, IACVG, INTPHA, RESAL, SAMW, SCNAT SGCI, SGENS, SGVE, SSPT, UNETHF, UNIFRH, UNETHHB,
UNZHPT, VFFL,

62/103



Anhdérung zur Revision der Tierschutzverordnung

4.10.5 5. Abschnitt: Bewilligung von Tierversuchen

Art. 174 Anforderungen an Institute und Laboratorien
Es wurden einige stilistische Anmerkungen eingereicht.

Art. 175 Bereichsleiterin oder -leiter

Mehrere Stellungnahmen (160) fordern, den Artikel ganz oder teilweise zu streichen. EKTSAM, SAMW,
SCNAT und UNIBEIT nennen als zuséatzliche Aufgabe der Bereichsleitung die Aus- und Weiterbildung
der verantwortlichen Versuchsleitenden, der Versuchsdurchfiihrenden und des Tierpflegepersonals.

Mehrere Tierschutzorganisationen (7 Stellungnahmen) sind der Meinung, Artikel 175 stelle eine wich-
tige Prazisierung von Artikel 14 Tierschutzgesetz dar.

Art. 176 Versuchsleiterin oder -leiter

EKTSAM, SAMW, SCNAT, UNETHF, UETHZN und ZH stellen fest, dass Absatz 2 Buchstabe a sach-
lich nicht zutreffend und deshalb zu streichen sei. EKTSAM, SAMW, SCNAT, UNETHF, UETHZN und
UNIBEIT machen fiir Absatz 2 verschiedenen Formulierungsvorschlagen und heben zusétzlich die
Verantwortung fur die eigene Aus- und Weiterbildung hervor.

Art. 177 Versuchsdurchfihrende Person

BS, EKAH, SGVE, IACVG, RESAL und UNIFRH betonen, die Verantwortung fiir die sachgerechte
Durchfiihrung resp. die eigene Aus- und Weiterbildung liege nicht bei der versuchsdurchfiihrenden
Person, sondern bei deren Vorgesetzten. Die versuchsdurchfiihrende Person sei verantwortlich fiir die
Kenntnis der sie betreffenden Tierversuchsbewilliqungen.

Art. 178 Aufzeichnungen

Tl, TG, VSKT, VSKTSO und ZH fordern eine klare und logischere Abgrenzung zwischen ,Massnah-
men“ und ,Eingriffen”. INTPHA und SGCI finden die Aufbewahrungsfrist zu lang, fir sieben Tier-
schutzorganisationen ist sie zu kurz.

Art. 179 Belastende Tierversuche
BS und SGVE beantragen, Buchstabe h zu streichen.

Viele Institute und Organisationen (***) beantragen die Streichung von Buchstabe | und begriinden
dies damit, dass das Téten definitionsgemass belastungsfrei durchzufiihren sei. Ausserdem sei die
ungleiche Behandlung mit Tétungen in anderen Kapiteln inakzeptabel und die Wirdeverletzung kénne
nicht unter ,Belastende Tierversuche" abgehandelt werden, wie der Vergleich mit der Definition in
Art.154 zeige. Im Zusammenhang mit der Rechtfertigungspflicht ergabe sich zudem ein erhéhter Auf-
wand ohne Nutzen fir die Tiere.

Viele Institute und Organisationen (—°) beantragen auch die Streichung von Buchstabe m, weil die
Bestimmung kontraproduktiv sei. So seien beispielsweise Versuche mit Mausen mit induzierter Ge-

H 163 . . . . . ..
nexpression™ aus Grinden des Tierschutzes als weniger belastende Modelle eigentlich erwiinscht,
wirden aber aufgrund dieses Artikels vor vornherein als belastende Tierversuche gelten.

Im Ubrigen warnen viele Stellungnahmen, dass mit diesem Artikel samtliche Tierversuche belastend
wirden, was einen grossen Einfluss auf die Statistik hatte.

162

Art. 180 Kriterien fur die Beurteilung des unerlasslichen Masses von belas-
tenden Tierversuchen
STS, VPSFT, LSCV sowie weitere 36 Tierschutzorganisationen verlangen, der Gesuchsteller habe

zusatzlich zu belegen, dass der geplante Versuch fur die Tiere zumutbar sei. Ausserdem seien Prima-
tenversuche interdisziplinar zu begutachten. BS, EKTSAM, SAMW, SCNAT, SGENS, SGVE und

180 EKTSAM, IACVG, RESAL, SAMW, SCNAT, SSPT, UNETHB, UNETHF, UNIFRH, UNZHPT

181 Bs, EKTSAM, INTPHA, INWV, KARCH, SAMW, SCNAT, SGCI, SGENS, SGVE, SZOG, VAWV, VFFL, UNETHF, UETHZN,
UNZHLK

182 EKTSAM, INTPHA, SAMW, SCNAT, SGCI, SGENS, SGVE, SSPT, UNETHB, UNETHF, UNIBSB, UNZHPT, VAWV, VFFL
183 Solche Tiere gehen aus Mehrfachkreuzungen hervor, bei denen weit unter 50% der Tiere die gewlinschte Merkmalskombi-
nation tragen.
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UNIBEIT wiinschen als Ergédnzung, dass die gewahlte Methode geeignet sein misse, "die ge-
ringstmagliche Belastung der Versuchstiere zur Erreichung des Versuchsziels zu gewahrleisten”.

Art. 181 Unzulassige Versuchszwecke fur belastende Tierversuche

Hochschulkreise (***) befiirchten, dass Buchstabe c die Lehre beeintrachtigen konnte. LSCV, STS
sowie weitere 37 Tierschutzorganisationen und VPSFT fordern ein Verbot fir Versuche im Zusam-
menhang mit Tabakwaren, Waffen und Munition, Kosmetika, Waschmittel sowie "life-style Produkte"
und "functional food". Hinsichtlich Tabak und Kosmetika schliesst sich auch KTVD an.

Dieselben Tierschutzorganisationen verlangen ein Verbot schwerbelastender Versuche in der Grund-
lagenforschung sowie belastender und schwerbelastender Versuche an Primaten. Sieben dieser Or-
ganisationen verlangen ein generelles Verbot von Versuchen mit Menschenaffen.

Art. 182 Bewilligungsvoraussetzungen
Es wurden einige stilistische Anmerkungen gemacht.

Art. 183 Bewilligung

IACVG, EKTSAM, RESAL, SAW, SCNAT und UNIFRH fordern, die Bewilligung sei auf den Versuchs-
leiter anstatt den Bereichsleiter auszustellen und verweisen auf die Anmerkungen zu Artikel 175.

Art. 184 Bewilligungsverfahren

Die Tierschutzorganisationen (38 Stellungnahmen) begrissen die neuen Bestimmungen. ECOSUI,
GST, INTPHA, KTFR, NE, SGCI, UNETHF und VFFL lehnen das elektronische Meldesystem ab oder
fordern, dass auf bereits bestehende Systeme an den Instituten Riicksicht zu nehmen sei.

KISPIZD, KISPIZK, NFSNPR, UNETHF, UETHNI, UNZHM, UETHZN und VFFL beantragen, dass die
Behorde Gesuche fiir belastende Tierversuche (Abs. 4) nur formal zu prifen habe und die inhaltliche
Beurteilung der Kommission vorbehalten sei. Sie befiirchten, dass durch die Formulierung ,ein-
schliesslich ihrer Beurteilung“ erheblicher Mehraufwand entstehen wiirde. INTPHA und SGCI verlan-
gen, dass den Behdrden zum Bearbeiten und Bewilligen der Gesuche neu Fristen gesetzt werden.

Sieben Tierschutzorganisationen verlangen, dass die Kommissionen an dieser Stelle erméachtigt wer-
den, Gutachten einzuholen (vgl. Art.193).

Art. 185 Durchfuhrung von Tierversuchen

Die Tierschutzorganisationen (38 Stellungnahmen). begriissen die neuen Bestimmungen in Artikel
185, kritisieren allerdings in Absatz 5 und 7 Formulierungen wie ,.... soweit es die Zielsetzung des Ver-
suches zulasst* als Gummibegriffe

Absatz 9 wird von vielen Behdrden und Organisationen (*°) abgelehnt. Die Formulierung sei zu abso-
lut. Das Verbot ist entweder zu streichen oder auf belastende Versuche einzuschranken, wahrend
Substanzapplikationen, Verhaltensbeobachtungen etc. durchaus erlaubt sein sollen.

165

4.10.6 6. Abschnitt: Aus- und Weiterbildung des Fachpersonals

Art. 186 Anforderungen

GST, SVSM, SZOG und UNZHNT finden, fir forschende mit Nutztieren und Wildtieren sei eine Tier-
art-spezifische Ausbildung sinnvoll. IACVG, INTPHA, RESAL, SGCI, SGVE und UNETHF fordern die
Streichung von Absatz 4, da dessen Inhalt in Artikel 14 enthalten sei.

Acht Tierschutzorganisationen fordern, in Absatz 2 Buchstabe b und Absatz 5 sei die Anforderung an
die Weiterbildung mit ,in Alternativmethoden” zu erganzen.

Art. 187 Aus- und Weiterbildungskurse
GST und UNETHF bezeichnen den Artikel als praxisfremd.

184 | ACVG, RESAL, SSPT, SGENS, UNETHB, UNIFRH, UNZHPT

185 BL, BS, GR, EKTSAM, INTPHA, KTBL, KTVD, SGVE, SSPT, SAMW, SCNAT, SGENS, SGCI, TG, UNETHB, UNETHF,

UNIBEIT, UNIFRH, UNZHPT, VAWV, VD, VFFL, VSKT, VSKTSO, ZH
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Art. 188 Inhalt und Bestatigung der Aus- und Weiterbildung
(keine Bemerkungen)

Art. 189 Uberprifung der Aus- und Weiterbildung
Es wurden einige stilistische Anmerkungen gemacht.

4.10.7 7. Abschnitt: Meldungen und Kontrollen

Art. 190 Meldungen
INTPHA und SGCI beméangeln die Verkirzung der Meldefrist.

Art. 191 Kontrolle

BE, KTBE UNETHF, UETHZN und VFFL lehnen die jahrliche Kontrolle eines Drittels der Versuche ab.
Der Aufwand ware mit den bestehenden Ressourcen gar nicht zu erbringen und sei aufgrund der bis-
herigen Kontrollergebniss in keiner Weise gerechtfertigt. Die LSCV mdchte vorschreiben, dass die
Kontrollen unangemeldet zu erfolgen haben.

4.10.8 8. Abschnitt: Kommissionen fur Tierversuche

Art. 192 Eidgendssische Kommission fur Tierversuche

UNETHF und VFFL fordern, das Kommissionsprasidium musse unabhangig von den kantonalen Be-
horden sein und Kommissionsmitglieder, die im kantonalen Verfahren involviert sind, missten in den
Ausstand treten.

SP und 39 Tierschutzorganisationen fordern, dass die EKTV Schweiz-weit zustandig werde fiir die
Prufung von Versuchen mit Schweregrad 3.

Art. 193 Kantonale Kommission fir Tierversuche

UNETHF und ZH fordern, die Aufgaben der kantonalen Kommission sollten an dieser Stelle aufgelistet
werden. NE kritisiert, dass die kantonale (Bewilligungsbehdérde nicht in der Kommission vertreten sein
dirfe und dass in kleinen Kantonen die Vorschrift Giber die Weiterbildung der Kommissionsmitglieder
unverhaltnismassig und praxisfremd sei. Laut KTDTVK und LSCV miissen die kantonalen Behdrden
sicherstellen, dass die Weiterbildungsangebote auf die Bedirfnisse der Kommissionsmitglieder aus-
gerichtet sind. Die Kommissionsmitglieder sollen unabhangig von der kantonalen Behérden unange-
meldete Kontrollen durchfihrenr.

FFVFF verlangt, dass Mitglieder der kantonalen Kommission die Mdéglichkeit bekommen missten, ex-
terne Fachkréafte beizuziehen. Das Amtsgeheimnis sei entsprechend zu lockern.

4.10.9 9. Abschnitt: Statistik und Information der Offentlichkeit

Art. 194

INTPHA, SGCI, SGENS, SSPT und UNZHLK befilrchten, dass wegen Artikel 190 (Meldung tber Zah-
len gezichteter Labortiere) und der Aufhebung der Unterscheidung zwischen Melde- und Bewiilli-
gungspflicht die Tierzahlen sprunghaft ansteigen werden und in der Folge das Klima zu Ungunsten
der Forschung vergiftet werden kénnte.

Umgekehrt fordern SP und 39 Tierschutzorganisationen mehr Transparenz, indem Uber die Anzahl
Tiere und deren zu erwartende Belastungen in bewilligten Tierversuchs-Vorhaben informiert werde.
Sieben Tierschutzorganisationen sind der Ansicht, der in Absatz 3 erwéhnte Bericht misse auch tiber
die Alternativmethoden informieren.

KTDTVK verlangt, das BVET solle verpflichtet werden, die Richtlinien Uber Tierversuche und Alterna-
tivmethoden regelméassig dem aktuellen Stand der Wissenschaft anzupassen.
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4.11 11. Kapitel: Ausnahmen von der Pflicht zur Schmerzaus-
schaltung

Art. 195

DVBTO, GWS und UNBVM bezeichnen den Entwurf als eine Minimallésung, die nur als Kompromiss
verstanden werden kénne. Es sei bedenklich, dass Eingriffe wie Ferkelkastration und das Kupieren
des Schwanzes bei Lammern oder der Afterkrallen bei Welpen weiterhin erlaubt seien. Fir TVKFR
sind Eingriffe, die bis zu einem bestimmten Alter erlaubt sind, schwer vollziehbar. BL und KTBL ver-
langen, dass die zulassigen Methoden in einer BVET-Richtlinie naher zu umschreiben seien, wobei
GST und SVWM alle hautperforierenden Eingriffe einbeziehen wollen. SVWM will die Vorschriften zur
Delegation in der Tierschutzverordnung geregelt haben.

INWPT verlangt, Absatz 1 mit ,im Einzelfall“ zu ergénzen. FFVFF, GST, GWS, SP, STVV, TVKFR,
SVWM, VKMB sowie STS und weitere 41 Tierschutzorganisationen (166) fordern, das Kirzen des
Schwanzes bei Lammern (Abs. 2 Bst. a) aus der Liste zu streichen. Auch KAGFL fande ein Verbot mit
Ausnahmemadglichkeit fiir die Alpung besser, als Alternative kénnten die Tierhalter jetzt anasthesieren.
GL, TG. VSKTSO und ZH wollen Gummiring verbieten oder zumindest mit der Branche priifen, ob die
blutige Kastration nicht weniger belastend ware.

FFVFF, GWS, KAGFL, KONFOR, SP, STVV, VSFT sowie die 42 Tierschutzorganisationen beantra-
gen, die Ferkelkastration (Abs. 2 Bst. b) zu streichen. STVT und SVSM fordern, das Verbot sei in den
Ubergangsbestimmungen aufzufiihren. SVDPA und VKMB wollen Buchstabe b erganzen mit ,bis
2009". ZH verlangt, die Frist sei zwingend einzuhalten, die Verlangerungsoption nicht zu nutzen.

FFVFF, GWS, LU, NW OW, SP, STVT, STVV, SZ, TVL, UR, sowie die 42 Tierschutzorganisationen
beantragen, auch das Absetzen der Afterkrallen an den Hinterlaufen bei Hunden (Abs. 2 Bst. ¢) von
der Liste zu streichen. SO will die Frist auf vier Tage senken. SKG fordert, das Entfernen der Afterkral-
len an den Vorderlaufen misse bei Windhunden wegen der Verletzungsgefahr zugelassen werden.

SVDPA beantragt, das Touchieren der Schnabel beim Hausgefligel (Abs. 2 Bst. d) zu streichen.

DVBTO, GWS, STVV, SVDPA und TSCHBD fordern, das Kiirzen von Zehen und Sporen bei mannli-
chen Kiuken (Abs. 2 Bst. e) von der Liste zu streichen. TVKFR will den Eingriff generell verbieten. Da-
gegen begrissen BELL und SGP die Auflistung dieses Eingriffs.

FFVFF, GST, GWS, STVV, SP und die 42 Tierschutzorganisationen fordern, in Absatz 2 Buchstabe f
auch Primaten und Kaninchen sowie verstimmelnde Markierungstechniken wie Zehenamputation von
der Liste auszunehmen. SVWM fordert, Ohrmarken aufzufihren. SO will die Ausnahme von Hunde
und Katzen streichen. FIBE betont, dass Fischmarkierungen als Erfolgskontrolle von Besatzmass-
nahmen durchgefiihrt werden und deshalb nicht in der Tierschutzverordnung zu regeln seien. SDAT
fordert eine eindeutige Formulierung fir Buchstabe f.

TSCHBD will das Zéhneabschleifen bei Ferkeln (Abs. 2 Bst. g) von der Liste streichen.

BGK, BSZV und SSZV unterstitzen die vorgeschlagene Formulierung und begriissen, dass die ,fach-
kundige Person“ definiert wurde. Dies erlaube tiergerechte und auch ékonomisch tragbare Lésungen
und sei wichtig fur die Markierung der Neuweltkameliden. GST, LU, NW, STVT, SVSM, SVWM, SZ,
TVL, UR und VKMB fordern, Absatz 3 sei ,mit notwendigen Kenntnissen“ und ,unter tierarztlicher An-
leitung” zu erganzen.

GST und SVSM beantragen, in Artikel 16 Tierschutzgesetz sei zu erganzen, dass Eingriffe an Tieren,
ausgenommen solche nach Artikel 195 Tierschutzverordnung, nur von Personen vorgenommen wer-
den dirfen, die Uber eine abgeschlossene und vom BVET anerkannte Ausbildung verfiigen. Zudem
durfe der Eingriff nur auf Anordnung eines Tierarztes vorgenommen werden.

4.12 12. Kapitel: Verbotene Handlungen
LOS und UNBVM begriissen die Zusammenfiihrung der Artikel 196-202 in einem eigenen Kapitel.

186 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, GRTV, KGLTV, KVSGTS, LVSPA OCARE, SHTSCH, SJT, SPANE, SPSCHF, STVT, SVDPA, SVSB,
TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSCHRT, TSBB, TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVKFR, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKLU,
TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVSW, TVUR, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT
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Art. 196 Verbotene Handlungen bei allen Tierarten

UNIBEIT fordert, Absatz 2 Buchstabe a mit ,Téten ohne verninftigen Grund“ zu ergénzen. SP ver-
langt, auch das mutwillige und béswillige Toten oder das Erschlagen und Ertranken etc. misse straf-
bar sein. FFVFF, GST, SP, SVWM sowie die Tierschutzorganisationen fordern, der Absatz sei mit
dem ,Missachten der Wiirde" zu erganzen. GST, LSCV, KTDTVK, SVWM sowie STS und 41 weitere
Tierschutzorganisationen fordern, Absatz 2 Buchstabe d sei mit ,verletzt* zu erganzen. SP, TSCHBD,
VFAFI und VPSFT wollen in Absatz 2 Buchstabe e die Formulierung ,oder es in Angst versetzt oder in
seiner Wurde verletzt* aufnehmen, hinsichtlich Wirdeverletzung im Sinne eingefarbter, gepuderter
und parfimierter Ausstellungskatzen und -hunde sowie Pferde. GST, KARCH, KTDTVK, LSCV,
PNSBNS, SVWM, UNETHF und 42 Tierschutzorganisationen verlangen, Absatz 2 Buchstabe f dahin-
gehend zu prazisieren, dass fur bewilligte Auswilderungsprogramme und Ruckfiihrungen von Wildtie-
ren Ausnahmen gelten sollten. UNZHNT findet Absatz 2 Buchstabe g unverstandlich formuliert.

SP will in Absatz 2 Buchstabe h ,.... an sportlichen Anlassen” erganzen. ASRE, FGEE, CLS, PSMHC,
SVBR, SVOV, SVPH, SVPK und SVPS fordern, Buchstabe h auf weitere Veranstaltungen wie Frei-
zeitaktivitdten oder Ausstellungen auszudehnen und wie in der franzésischen Fassung harter zu for-
mulieren. EKAH will auch Sportarten, bei denen dem Tier erhebliches Leid, Stress und Schmerzen
zugefugt werden, verbieten.

GST, SVWM sowie STS und 41 weitere Tierschutzorganisationen (**’) begriissen ausdriicklich Absatz
2 Buchstaben i und j. SWIGEN unterstitzt das Verbot sexueller Handlungen, sofern es deutlich von
kunstlichen Reproduktionsmethoden abgegrenzt wird. OTW beantragt, Buchstabe j zu streichen, da
der Mensch fiir viele Tiere der einzige Sozialpartner ist, seien sexuelle Handlungen mit ihm als nattr-
lich anzusehen. SP schlégt die Formulierung ,Sexuelle Handlungen an und mit Tieren* vor.

KAGFL und VFAFI wollen in Absatz 3 die kantonale Behdrde ohne Kann-Formulierung verpflichten.

Art. 197 Verbotene Handlungen beim Rindvieh und bei Wasserbiffel

AGORA, CAGRBJ fordern die Einfiihrung einer Ausnahme im Sinne von Artikel 65 Absatz 1 der be-
stehenden Tierschutzverordnung (d.h. nach tierarztlichem Urteil oder aus medizinischen Griinden).
NW, OW, SZ, TG und UR sowie BVAG, KBUR, LOBAG, SBV, SOBV, SRP und ZHBV verlangen in
Buchstabe a eine Ausnahme fiir Einzelfalle, in denen Coupieren des Schwanzes nétig ist, um Krank-
heiten zu verhiiten oder zu heilen. GR und GL wollen, dass nur der "Uibermassige" oder "vollstandige"
Wasserentzug (Bst. b) verboten sein soll, da Wasserentzug das Trockenstellen erleichtere.

SVDPA verlangt die Streichung von Buchstabe ¢ und das generelle Verbot des Enthornens von Rind-
vieh. Auch DVBDL ist dieser Meinung und fordert, die Stallmasse entsprechend anzupassen. Hérner
seien nicht nur Kopfschmuck, sondern wichtig fir Sozial- und Pflegeverhalten. Buchstabe f wird von
OTW begusst.

SWBZV fordert, Buchstabe h zu streichen, da behornte Wasserbuffel Bodenschaden im steilen Ge-
l&ande verursachten und in Weidehaltung mit Kilhen Ranggleichheit bei Kdmpfen gegeben sein misse
sowie das Gefahrenpotenzial im Umgang mit Biffelstieren vermindert werden misse.

Art. 198 Verbotene Handlungen bei Schweinen

AGORA und CAGRBJ fordern eine Ausnahme im Sinne von Artikel 65 Absatz 1 der bestehenden
Tierschutzverordnung (d.h. nach tierarztlichem Urteil oder aus medizinischen Griinden). Al, NW, OW,
SZ, UR sowie BVAG, KBUR, LOBAG, SBV, SOBV, ZHBV verlangen beim Kupierverbot (Bst. a) eine
Ausnahme fir Einzelfélle, in denen es nétig ist, um Krankheiten zu verhiten oder zu heilen. BFO, BL
und KTBL fordern die Streichung von Buchstabe c, da sonst die Aufgabe der Freilandhaltung von
Schweinen einzelner Betriebe befurchtet wird.

Art. 199 Verbotene Handlungen bei Schafen und Ziegen

SVDPA und TVKFR sprechen sich fur ein Verbot des Schwanzkupierens von Schafen aus. ATSV,
DVBTO, FFVFF, GPS, GWS, STS, STVV, TSBB, TSCHBD, VFAFI und VPSFT unterstiitzen ein Ver-
bot, fordern zumindest die Pflicht zur Schmerzausschaltung. KAGFL schliesst sich dem an, méchte
aber Ausnahmen fir gealpte Schafe zulassen.

GR, SVWM, TVKFR und VSKT verlangen ein Verbot des Enthornens von Zicklein. GST, KTFR und
SO schlagen eine Ausnahme bei medizinischer Indikation vor. DVBDL fordert, die Stallmasse ent-
sprechend anzupassen, und weist auf die Bedeutung des Horns fir das Sozial- und Pflegeverhalten

187 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, GRTV, KGLTV, KVSGTS, LVSPA OCARE, SHTSCH, SJT, SPANE, SPSCHF, STVT, SVDPA, SVSB,

TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSCHRT, TSBB, TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVKFR, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKLU,
TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVSW, TVUR, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT
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hin. SZZV hingegen spricht sich explizit gegen ein Verbot des Enthornens aus. Es bestehe eine er-
hebliche Verletzungsgefahr fir Kinder, die Ziegen betreuen.

Art. 200 Verbotene Handlungen beim Hausgeflugel
(keine Bemerkungen)

Art. 201 Verbotene Handlungen bei Pferden

In vielen Stellungnahmen wird vorgeschlagen ,Pferde” mit ,,Pferdegattung” sowie ,Schwanzriibe" mit
~Schweifriibe" zu ersetzen.

GST, SVPM, VetDA, VPFE, UNIBEIT und VPHWZ schlagen in Buchstabe b - d prazisere Formulie-
rungen vor. Zu Verbieten sei das Erzeugen von unnaturlichen Hufstellungen denn das Verandern der-
selben tue der Schmied jedes mal im guten Sinne sowie zusatzlich das Anbringen von schmerzverur-
sachenden Hilfsmitteln an den Gliedmassen.

Zahlreiche Fachorganisationen unterstiitzen (**®) unterstiitzen das Verbot des Markierens mit Heiss-
oder Kaltbrand (Abs. 201 Bst. f). Dank bevorstehendem Chipobligatorium sei der Hautbrand tberflis-
sig, der Hufbrand hingegen sei bei fachgerechter Durchfiihrung unbelastend und sollte nicht verboten
werden. Al, AG, BVAG, CLS, FSERFM, SBV, SOBV und ZHBYV beantragen, das Verbot zu streichen,
da es zu einem Wettbewerbsnachteil fir Nachzichter fiihre und weil Brennen in der EU zul&ssig sei.
Nach JU, KTJU und UNZHNT misste auch der Import wichtiger Rassen verboten werden und drohe
der Verlust eines einheimischen Gutezeichens. VetDA fordert, fur die Armee sollte eine Ausnahme
gemacht werden. Sie verflige tiber Fachkompetenz und fiihre den Eingriff nie in der Offentlichkeit aus.
KAGFL hingegen insistiert, am Brennverbot sollte explizit festgehalten werden, es stelle keinen wirt-
schaftlichen Nachteil dar.

AG, CLS, FSERFM, SVPH und SVPK schlagen fir Buchstabe g die Formulierung ,,Anbinden der Zun-
ge" statt ,Fixieren der Zunge"“ vor. UNBPK unterstiitzt das Verbot explizit, denn wissenschaftliche Stu-
dien konnten bisher keinen Nutzen des Zungenanbindens aufzeigen. Nach SVPM kbnnte eine veteri-
narmedizinische Indikation das Anbinden rechtfertigen, die Bestimmung gehdére allenfalls in Rennreg-
lemente. UNIBEIT mdéchte explizit das "Blindeln der Zunge in Netzen ohne Verletzungsgefahr" zulas-
sen.

Art. 202 Verbotene Handlungen bei Hunden

ARECR und VFVH begriissen die Bestimmungen ausdriicklich. BS will beim Coupieren prazisieren,
dass es sich um das "nicht krankheits- oder unfallbedingte" Coupieren handelt. AGGH fordert, dass
Bellstopp oder Wasserpistole als Erziehungsmittel méglich bleiben misse.

FFVFF, LSCV, SP, STS sowie 41 weitere Tierschutzorganisationen (**®) beantragen, in Buchstabe ¢
die Ausnahme flir Bodenhunde zu streichen. AGGH fordert eine Ausnahme fir die Verwendung le-
bender Tiere sei bei den Verhaltenstests und zu Therapiezwecken vorzusehen, vorausgesetzt, sie
werden von kantonal anerkannten Fachpersonen durchgefuhrt und figen den Tieren kein Leid zu.

BL, KTBL und ZH beantragen, das Importverbot aus der EDAV (*"°) fiir coupierte Hunde in Buchstabe
d ebenfalls aufzufiihren. FFVFF, SP und die Tierschutzorganisationen, beantragen, den Import von
Hunden generell zu verbieten. IGPH beantragt, fur den Import coupierter Hunde eine Bewilligungs-
pflicht einzuflhren, damit nur legal importierte Hunde an Ausstellungen teilnehmen dirfen.

Art. 203 Verbotene Handlungen bei Fischen und Zehnfusskrebsen (Deca-
poda)

SVFA und viele andere Fischereiverbénde stellen fest, die Angelfischer seien die einzigen Sportler,
die in die Pflicht genommen wiirden. AG, SZ, SVFA und KFiVBL beantragen, den Artikel ersatzlos zu
streichen, die Fische seien bereits in der Fischereigesetzgebung geregelt. Nach VSFZ und SNPT ist
die Streichung gerechtfertigt, weil Fische keinen Schmerz spirten und alle Begriindungen falsch sei-
en. Die Angler fligten den Fischen nicht mehr Leid zu als der Kormoran, der auch kein Widerhaken-
verbot kenne.

AJFSG, FiSO, SVFA, und ZGKFV unterstitzen das Verbot des Wettfischens (Bst. a) unter der Vor-
aussetzung, dass Vereins- und Freundschaftsfischen nicht als Wettfischen gelten. TG, TI, VSKTSO

188 ASRE, FGEE, GST, PSMHC, SVBR, SVOV, SVPM, SVPS, UNBPK, VPFE, VPHWZ, ZKV, ZKV

169 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, GRTV, KGLTV, KVSGTS, LVSPA OCARE, SHTSCH, SJT, SPANE, SPSCHF, STVT, SVDPA, SVSB,
TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSCHRT, TSBB, TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVKFR, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKLU,

TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVSW, TVUR, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT
170 Verordnung vom 20. April 1988 Uber die Ein-, Durch- und Ausfuhr von Tieren und Tierprodukten (EDAV)
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und ZH fordern ebenfalls, die Ausnahmen zu préazisieren. Al, FiBE, FR, FTAP, LDT, SFiV und ZH be-
merken, dass die Regelung in die Zusténdigkeit der Kantone falle, Wettfischen seit Jahren verboten
seien und Buchstabe a deshalb ersatzlos gestrichen werden kdnne.

In Buchstabe b fordern FiBE, FiSO, SVFA und ZGKFV die Prazisierung, dass Zuriicksetzen in erlaub-
ten Zeiten und Strecken mdglich bleibe, wenn sie unbeabsichtigt eine Fisch gefangen haben, der auf-
grund des personlichen Ermessens Uber dem Schonmass liege. SFiV unterstitzt die Bestimmung
grundsatzlich, will sie aber ersatzlos streichen, da sie unter kantonale Hoheit falle.

Nach Al, FiLU, FIUR, FR, FTAP, KFiVGR, LDT, OW, SFiV, VS und ZH fallt die Regelung des Wider-
hakens unter kantonale Hoheit. Sein Einsatz sei bereits auf ein Minimum reduziert, das Verbot (Bst. c)
ersatzlos zu streichen. Das Totalverbot wiirde gewisse Fischtechniken wie z. B. die Hegenenfischerei
oder die Legangel verunmdglichen und nach AG, AJFSG, FIiBE, FiSO und SVFA entstlinde zuséatzlich
ein extremer administrativer Aufwand. Nach SPATY wirde das Verbot den Fangerfolg massiv beein-
trachtigen und aus Erfahrung wére eine erhéhte Mortalitat bei zu kleinen und wieder freigesetzten Fi-
schen festzustellen.

FiBE beantragt, das Verbot des Lebendtransports und der Halterung auf Eis und in Eiswasser (Bst. d)
sowie des Einsetzens von Hilfsmitteln bei Zehnfusskrebsen (Bst. e) ersatzlos zu streichen. Sie erh6h-
ten unnétig die Regelungsdichte. Zudem miussten die Fische zur Untersuchung auf Krebspest lebend
auf Eis transportiert werden.

Art. 204 Verbotene Handlungen bei anderen Tieren

Das Verbot der Stadnderhaltung und von Harzerbauern (Bst. c) sowie der Sandhilsen (Bst. d) wird von
den Tierschutzorganisationen audricklich begriisst. Nach UNIBEIT gehort das Verbot in die Fussno-
ten unter Haltung, da es keine Handlung sei.

4.13 13. Kapitel: Forschung

Art. 205 Forschung

DVBTO, GWS und TVKFR fordern einen Lehrstuhl fiir Tierschutz an der Vetsuisse Fakultat, der durch
das BVET organisiert und finanziert werden soll. IACVG, RESAL, SGVE und SGES verlangen die
Aufnahme der Forschung 3R in diesen Artikel. SR3R schlagt vor, den ,Umgang mit Tieren* zu prazi-
sieren als ,,.... Tieren im Versuch*.

4.14 14. Kapitel: Verwaltungsmassnahmen

Art. 206 Kaution

BE und KTBE fordern die Erganzung der Kaution mit dem Nachweis einer Haftpflichtversicherung des
Gesuchstellers. FRC verlangt, dass die Kaution in einer Richtlinie des BVET geregelt werden soll.

Art. 207 Verweigerung und Entzug von Bewilligungen

BE und KT BE schlagen vor, in einem neuen Artikel zu regeln, dass die Bewilligungsbehdrde bei Ver-
stdssen gegen die Tierschutzgesetzgebung die nétigen Massnahmen anordnen kann (Anweisungen
an die Tierhalter, Ausbildungsmassnahmen fir Tiere oder Halter, Beschrankung des Tierbestandes
auf gewisse Arten oder auf bestimmte Anzahl). IACVG und RESAL weisen auf die Artikel 23 und 24
des Tierschutzgesetzes hin.

4.15 15. Kapitel: Vollzug

Art. 208 Aufsicht, Ausbildung und Information

DGHT, IGTFAG und SDS sehen in der Anwendung und Durchsetzung dieses Artikels Handlungsbe-
darf. Da die Handhabung des Vollzuges in den Kantonen sehr unterschiedlich sei, sollte eine parita-
tisch zusammengesetzte Schiedsstelle Streitfalle verbindlich regein.
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Einige Parteien (EVP, GLPZH, GPS, SP) und zahlreiche Organisationen (*'") beantragen weitgehen-
de Erganzungen zum Artikel. In Absatz 3 sei zu erganzen, dass der Informationsauftrag in einzelnen
Themenbereichen durch Leistungsauftrage an private Organisationen Ubertragen werden sollte. Die
Qualitatsanforderungen an die privaten Auftragnehmer miisste der Bundesrat umschreiben. Zuséatzlich
soll in Absatz 4 (neu) festgeschrieben werden, dass das BVET jahrlich zuhanden des Parlaments ei-
nen Tierschutzbericht zu erstellen hat, welcher tiber Entwicklung und Stand des Vollzuges der Tier-
schutzgesetzgebung Auskunft gibt. Der Bericht sei zu verdffentlichen. In Absatz 5 (neu) soll die Ver-
pflichtung der Kantone geregelt werden, dass diese samtliche Verfligungen im Zusammenhang mit
dem Vollzug der Tierschutzgesetzgebung jahrlich dem BVET zuzustellen hatten.

DVBTO, FFVFF, GWS, OCARE, SVSB, SVWM, TVKFR und TVSU verlangen, in einem weiteren Ab-
satz 6 (neu) festzuschreiben, dass das BVET einen Lehrstuhl fir Tierschutz an der Vetsuisse finanzie-
ren und organisieren solle. Der Lehrstuhl fir Tierschutz soll fur die unabhéngige Forschung und die
Ausbildung der Tierarztstudenten verantwortlich sein.

Der GST fordert weiter, dass das BVET in Zusammenarbeit mit den zustédndigen Bundesémtern die
tierbezogene Berufsausbildung anerkennt misse. KTDTVK und LSCV verlangen festzuhalten, dass
das BVET die Kantone und die kantonalen Kommissionen tber neue Methoden oder wissenschattli-
che Anséatze benachrichtigen misse, die eine Reduzierung der Tierzahlen ermdglichten. SVDPA
mdchte in einem neuen Absatz den Grundsatz aufstellen, dass Aufsichtsbehérden bestimmte Aufga-
ben an anerkannte private Organisationen tbertragen kénnen.

Art. 209 Amtsverordnungen, Elektronisches Meldesystem flr Tierversuche
und Formulare
172

EVP, GPS sowie zahlreiche Organisationen (*'°) begrussen ausdriicklich den Ersatz der bisherigen,
rechtlich nicht verbindlichen Richtlinien durch konkrete Bestimmungen in der Tierschutzverordnung
und durch technische Amtsverordnungen. SGENS und VFFL sehen dagegen in diesem Artikel eine
Uberregulierung, die weit (iber den Tierschutz hinausgeht und stellen den Antrag, ihn auf ein verninf-
tiges Mass zu entschlacken.

JU, KTJU und SP fordern in Absatz 1 zu ergénzen, dass das BVET Amtsrichtlinien technischer Art ,im
Interesse des Tierwohls" erlassen kann. KTBE verlangt in Absatz 2 nur zu regeln, dass das BVET ein
elektronisches Meldesystem fiir Tierversuche zur Verfiigung stellt.

Die Formularvorlagen sollen in Absatz 3 mit der Herkunft der Tiere (AG) und in Absatz 4 mit Tierart
und Anzahl der Tiere (VFAFI, OCARE) erganzt werden. Nach UNETHF muss in Absatz 5 Buchstabe a
unbedingt darauf geachtet werden, dass das elektronische Meldesystem mit den bereits etablierten
Datenerfassungsystemen kompatibel ist. INTPHA stellt die Antrage, Buchstabe d, e, f und h zu strei-
chen und Absatz 7 auf die Defektmutanten zu beschrénken.

Art. 210 Kantonstierarztin oder Kantonstierarzt

KTLU, KTFR, LU, NW, OW, STVT, SZ, TVL, UR und ZG fordern, dass diese Bestimmung mit der Ver-
ordnung Uber die Aus-, Weiter- und Fortbildung der Personen im 6ffentlichen Veterinardienst abge-
stimmt werden musse. Die Leitung der kantonalen Fachstelle soll wie auf dem Gebiet der Fleischhy-
giene auch eine andere qualifizierte Person als die Kantonstierarztin oder der Kantonstierarzt unter
deren Verantwortung ausiiben kénnen. Nach UNZHNT erubrigt sich die Wahl, da pro Kanton nur ein
Kantonstierarzt resp. eine Kantonstierarztin arbeitet. UNETHF hinterfragt die Fachkompetenz des Ve-
terindramtes fur die Fachstelle Tierschutz, sieht einen Interessenkonflikt zwischen den Massnahmen
im Tierseuchenbereich und dem Tierschutz und beantragt deshalb, die Organisation der Fachstelle
Tierschutz den Kantonen zu Uberlassen.

KTLU, LU, NW, OW, STVT und UR schlagen vor, in Absatz 2 ,vertiefte Fachausbildung” durch ,Fach-
ausbildung” zu ersetzen.

IGFH fordert, dass die kantonalen Behérden Vorgaben erlassen, die eine gleichartige gesamtschwei-
zerische Beurteilung im Bereich Gbermassige Aggression sicherstellen.

11 AKUT, ATSV, BBV, BIOSUI, CRF, DVBTO, FFVFF, FIBL, GRTV, GWS, KAGFL, LVSPA, OCARE, SPANE, SPSCHF, STS,
SVSB, SVWM, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU,
TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVW, VAQZ, VFAFI, VKMB, VPSFT

172 AKUT, ATSV, BBV, CRF, FFVFF, GRTV, GWS, KAGFL, LVSPA, OCARE, SPANE, SPSCHF, STS, TSCHBD, TSCHE, TSCHO,
TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, TSBB, VAQZ,
VPSFT
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Art. 211 Aufgaben der Kantonstierarztin oder des Kantonstierarztes

BL und KTBL vermissen in Absatz 2 den Verweis auf die Aufgaben aus der Tierseuchen- und Le-
bensmittelgesetzgebung, die durch die Kantonstierarztin oder den Kantonstierarzt ebenfalls erfillt
werden missen. UNIBEIT beantragt eine sprachliche Verbesserung: ,.... die Kantone ...... zuweisen,
die ihr oder seiner Tatigkeitsgebiet bertihren®.

FFVFF, OCARE, STS, TSCHBD, VFAFI und VPSFT beantragen in Absatz 3 (neu) zu regeln, dass die
Kantonstierérztin oder der Kantonstierarzt in Straf- und Verwaltungsverfahren wegen Verletzung der
Bestimmungen der Tierschutzgesetzgebung die Rechte eines Geschadigten bzw. einer Partei wahr-
nimmt.

Art. 212 Weitere Vollzugspersonen

UNZHNT beantragt, dass in Absatz 1 die Anzahl ausgebildeter Personen genauer zu bestimmen sei,
ansonsten sei dies ein ,Gummiartikel”.

Art. 213 Aus- und Weiterbildung der Vollzugspersonen

IACVG, RESAL und SGVE fordern, in Absatz 3 sei festzuhalten, dass die Weiterbildung (alle 4 Jahre)
4 Tage zu dauern habe. FFVFF, OCARE, VFAFI und VPSFT fordern, das Weiterbildungsintervall auf
2 Jahre festzusetzen.

Art. 214 Inhalt der Aus- und Weiterbildung

Nach FFVFF, OCARE, STS, TSCHBD, VFAFI und VPSFT sollte Absatz 1 Buchstabe a mit der Ver-
waltungs- und Strafpraxis erganzt werden. UNZHNT will Absatz 1 Buchstabe e erganzen mit: ,scho-
nender Umgang mit Tieren und Anzahl der Tiere". Nach JU und KTJU muss der franzdsische Text von
Absatz 1 Buchstabe f redaktionell angepasst werden: "... des contr6les pratiques dans des établisse-
ments divers impliquant des espéces animales différentes”.

UNIBEIT beantragt fuir Absatz 3 die Prazisierung, dass Vollzugspersonen sich tUber ausreichende
Kenntnisse Uber Biologie und die Haltung von Wildtieren ausweisen missen, mindestens jedoch Uber
die Kenntnisse der theoretischen Lerninhalte fir Tierpfleger in der Fachrichtung Wildtiere.

Art. 215 Landwirtschaftliche Tierhaltungen

KONFOR und NW begriissen generell die Koordinierung der Kontrollen. AG beantragt, den ganzen
Absatz 1 zu streichen. LOS verlangt die Koordination samtlicher Kontrollen, zudem misse die Zahl
der Kontrollen abnehmen.

Zu Absatz 1 Buchstabe a erfolgen zahlreiche Antrége und Bemerkungen. BL und KTBL beflrchten ei-
nen wesentlich grosseren Kontrollaufwand, der finanzielle Folgen nach sich ziehen wird. Tl verlangt
eine Intervallregelung von 4 bis 6 Jahren. AR, GR, TG, VSKTSO und ZH beantragen, das Kontrollin-
tervall auf 8 Jahre zu erhdhen, VS und GL auf 10 Jahre. TVL erwartet, dass die vorgeschlagene Kon-
trollfrequenz mit jener der im Rahmen der AP 2011 anzupassenden Frequenz im 6kologischen Leis-
tungsnachweis tUbereinstimmt. FFVFF, LAGS, OCARE, STS, TSCHBD, VFAFI und VPSFT fordern,
die Kontrollfrequenz auf 2 Jahre zu reduzieren, KAGFL auf 3 Jahre. ACUSA verlangt eine variable
Vorgabe von 2 bis 4 Jahren. AG, GST, SGKZ, SRTV und SVWM beantragen die Streichung von Ab-
satz 1 Buchstabe a oder hinterfragen das Kosten-Nutzen-Verhaltnis. CVAGR halt die Kontrolle nur bei
neuen Betrieben fur zweckmassig.

GL, GST, FFVFF, OCARE, STS, TSCHBD, VFAFI, VPSFT, VS und SVWM fordern in Absatz 1 Buch-
stabe b den Prozentsatz auf 10% der jahrlichen Betriebskontrollen zu erhéhen. LAGS fordert 20% zu-
satzliche Betriebskontrollen. CVAGR hingegen will Kontrollen nur auf Betrieben, die ein Jahr vorher zu
Beanstandungen Anlass gegeben haben.

GL und VS fordern, in Absatz 1 Buchstabe c ,ernsthafte Méangel“ zu ergéanzen, Bagatellvergehen dirf-
ten nicht zu jahrlichen Nachkontrollen fuhren. GLBV, LOBAG, OW KOLAS, KKLWD, SAV, SVAMH,
UR, SZ und ZHBV wollen deshalb auf Tierhaltungen mit Mangeln, die zu Sanktionen gefiihrt haben
einschranken. FFVFF, OCARE, STS, TSCHBD, VFAFI und VPSFT schlagen alle Betriebe vor, in de-
nen bei den Kontrollen in den letzten 6 Monaten Mangel festgestellt wurden. CVAGR will 30% Nach-
kontrollen nach einem Zufallsprinzip und LSCV fordert eine generelle Prazisierung.

FFVFF, OCARE, STS, TSCHBD, VFAFI und VPSFT beantragen eine Ergdnzung, die Kontrollen auch
fur Tierhaltungen mit Kaninchen, Gefliigel oder Fische vorschreibt.
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BE, KTBE, OW und UR sowie etliche Produzentenorganisationen (*”*) stellen in Absatz 2 den Antrag,

~Soweit mdglich” zu streichen und begriinden dies damit, dass die Koordination mit der Direktzah-
lungsverordnung zwingend sein sollte. AGORA, BKMV, CAGRJB, CNAV, OW, SVAMH und SZ ver-
langen, auch Absatz 2 sollte dahingehend ergénzt werden, dass Kontrollen durch akkreditierte Inspek-
tionsstellen gemass Absatz 4 anerkannt werden, welchen sich die Landwirte im Rahmen freiwilliger
Qualitatsmanagementprogramme (Label) unterstellen.

FFVFF, OCARE, STS, TSCHBD, VFAFI und VPSFT begrussen die neue Bestimmung in Absatz 4. AG
mdchte diesen Absatz mit der Mdglichkeit ergénzen, dass die kantonale Fachstelle zusatzliche Wei-
sungen erlassen kann, welche die verwaltungsfremden Inspektionsstellen betreffen. SAKS fordert,
~verwaltungsfremde® zu streichen.

LU, KTLU, OW, STVT und SZ beantragen in einem Absatz (neu) festzuhalten, dass die Vollzugsbe-
hoérden im Verdachtsfall weitere, unangemeldete Kontrollen vornehmen durften.

Art. 216 Gewerbsmassige Heimtierhaltungen und -zuchten, Tierheime

GL beantragt, dass keine Frist fur die Kontrollen gesetzt wird, diese héatten regelmassig und unange-
meldet zu erfolgen. ACUSA, und ZH wollen festhalten, dass nach zwei Kontrollen ohne Beanstandung
die Behorde die nachste Kontrolle in einem ldngeren Abstand durchfihren kann. GR, SH, TG, TI, TVL,
und VSKTSO mdochte diesen Kontrollabstand auf héchstens 4 Jahre, AG auf 5 Jahre und AR auf 8
Jahre verlangern.

Art. 217 Tiertransporte
FRC verlangt, dass die Kontrolle der Tiertransporte klarer und nach Risiko zu definieren sei.

Art. 218 Uberprifung der Kontrolltatigkeit Dritter
(keine Bemerkungen)

Art. 219 Abweichungen von den Vorgaben

AG, Al, SH, GR, STVT, TG, VSKT, ZG und ZH beantragen die Streichung dieses Artikels. TVL be-
furchtet, dass dieser Artikel ermdglichen soll, im Rahmen von neuen Zielvereinbarungen in einzelnen
Kantonen von den Mindestanforderungen abzuweichen. Dies sei firr die Kantone befremdend, aus-
serdem sei die rechtliche Zuléassigkeit zu hinterfragen.

Art. 220

Al, KKLWD und KOLAS beantragen, den Artikel ersatzlos zu streichen. LOBAG, SFF und ZHBV ver-

langen die Streichung von Absatz 1 Buchstabe a und von Absatz 3, VSKT die Streichung von Absatz

1 und 2. AG fordert, dass die Gebiihren und die Gebiihrenerhebung sich nach den kantonalen Richtli-
nien richten sollten. UNETHF beantragt eine grundsatzliche Rekursmdglichkeit gegen willkiirliche Be-
anstandungen und Ubermassige Kosten.

Zu Absatz 1 beantragen BE, KTBE und ZG, dass der Kanton fuir Bewilligungen, Verfigungen, Kontrol-
len und weitere Dienstleistungen Geblhren nach Massgabe des Zeitaufwandes erheben kann. IGFH
ersucht darum, den Kantonen eine maximale Obergrenze vorzugeben. SGENS erachtet den Gebuh-
renrahmen von bis zu 5'000 Franken als viel zu hoch. INTPHA schlégt einen Kostenrahmen von Fr.
100 bis 2'000 Franken vor. Universitaten und Labors (174) befiirchten, dass mit der Formulierung von
Absatz 1 die Gebhren fir kantonale Bewilligungen fur Tierversuche exorbitant steigen werden. GLBV
und SGBYV bitten den Bund dafiir zu sorgen, dass im Rahmen des normalen Vollzuges keine Geblih-
ren erhoben werden. OW und UR stellen den Antrag, das nur jene Kontrollen kostenpflichtig werden,
die wesentliche Mangel aufgezeigt haben.

AGORA, CAGRJB, CNAV, JU, KTJU LU, NE, SH und SZ beantragen, den Stundenansatz von 140.-
Franken in Absatz 2 zu streichen. Seitens der Kantone wird dies damit begriindet, dass Ansétze fir
Tarife in die Kompetenz der Kantone fallen. TI, SFF und VFVH ersuchen um die Reduktion des Stun-
denansatzes auf 100 bzw. 80 Franken.

TG, VSKTSO und ZH stellen den Antrag, Absatz 3 um weitere Buchstaben zu erganzen. Aufgenom-
men werden sollen die Auslagen fur Transportmittel und eine Entschadigung fur die Reisezeit

178 BKMV, COOP, SAB, SAV, SGBV, SKMV, SVAMH, VSA, ZHBV

1% KISPIZH, KISPIZK, NFSNPR, SSPT, UNETHB, UETHNI, UNZHM, UNZHPT
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4.16 16. Kapitel: Schlussbestimmungen

Art. 221

AGORA, CNAV, KKLWD, KOLAS, LOBAG, SO, SPR, SVV, UR und ZHBV beziehen sich auf die An-
derung der Verordnung vom 10. Juni 1999 Uber die Produktion und das Inverkehrbringen von Futter-
mitteln, Zusatzstoffen fur die Tiererndhrung, Silierungszuséatze und Diatfuttermitteln. Sie lehnen die
Erhdhung des Eisengehaltes im Milchaustauschfuttermittel fir Kélber von 20 mg/kg auf 50 mg/kg ent-
schieden ab.

KKLWD, KOLAS und SO bekraftigen die Ablehnung des internationalen Transitverkehrs von Klauen-
tieren und Schlachtpferden auf der Strasse. AJFSG stellt den Antrag, dass alle Regelungen zur
Fangausibung der Berufs- und Angelfischerei in der Fischereiverordnung festzuhalten und damit in
der Tierschutzverordnung zu streichen seien. SAV und SGBV ersuchen darum, dass bei der Aufhe-
bung der Tierschutzverordnung vom 27 Mai 1981 die Artikel 73 und 76 (Alpviehhaltung mit ausgiebi-
gem taglichen Weidegang) auszunehmen seien.

Art. 222 Ubergangsbestimmungen der Anderung vom 14. Mai 1997

MIGEBU fordert eine Ubergangsfrist furr Artikel 25, damit der Einbau einer Tageslichtbeleuchtung auch
in solchen Gebauden vorgenommen werden kénne, die nicht mit geeigneten Fenstern ausgeristet
sind.

ZHBYV fordert, dass die bestehenden Ausnahmeregelungen aufrechterhalten werden sollen. Fiir Neu-
bauten kdnnten die neuen Masse akzeptiert werden.

Art. 223 Ubergangsbestimmungen der Anderung vom 27. Juni 2001

Viele Tierschutzorganisationen, einige Parteien sowie weitere Organisationen (*’°) akzeptieren die
Fristen in diesem Artikel nur als Maximaldauer und bezeichnen ihn als Kompromiss. Er diirfe auf kei-
nen Fall verlangert werden.

Art. 224 Ausnahmebestimmungen

FRC ersucht um Uberpriifung von Absatz 1, da es viele Personen gabe, welche die Ausbildung nach
Artikel 19 nicht nachholen mussten. TG, VSKTSO und ZH fordern, die Ausnahme in Absatz 2 fir Kan-
tonstierarzte sei als nicht adéquat zu streichen, es seien geeignete Ubergangsbestimmungen zu for-
mulieren.

SVDPA und GREPAC ersuchen um die Aufnahme eines Absatz (neu) fur Personen, die am 2. Mai
2006 als Verantwortliche einer Wildtierhaltung, Pension oder Aufzuchtanstalt registriert waren, damit
auch diese die Ausbildung im Sinne von Artikel 15 und 16 nicht nachholen missten.

Art. 225 Ubergangsfristen

Die Ubergangsfristen I6sen unterschiedliche Reaktionen aus. SAKS und TVL weisen darauf hin, dass
die hohe Anzahl von Ubergangsfristen, verbunden mit der Gewahrung von unterschiedlichen Zeitin-
tervallen, fur die Inspektionsstellen mit hohem zeitlichen und administrativen Aufwand und Mehrkosten
verbunden sei. Es wird eine einheitlichere Regelung gewiinscht, mit einem Muster von 5 oder 10 Jah-
ren. INWPT anerkennt die grossziigig bemessenen Ubergangsfristen, welche den Investitionsschutz
abdecken, kann aber bei relativ einfach realisierbaren bzw. zwingend notwendigen Massnahmen die
langen Ubergangsfristen nicht nachvollziehen.

SVP fordert die Streichung der Ubergangsfristen bei Bauten und Einrichtungen.
IACVG, RESAL, SSPT, UNETHB und UNZHPT halten die 2 jahrige _[_'Jbergangsfrist fur Tierversuchs-
anlagen nicht fur realistisch und ersuchen um die Verlangerung der Ubergangsfristen auf 10 Jahre.

NTPG, KNIE, STAZH, TPDB, ZOOBS, ZOOCH und ZOOZH stellen den Antrag, dass das kantonale
Veterinaramt die Ubergangsfristen bei den Mindestanforderungen fiir Grossanlagen von Wildtieren bis
maximal 20 Jahre verlangern kénne, wenn die Anlagen nur mit sehr hohem Investitionsvolumen und
einem lang dauernden Bewilligungsverfahren angepasst werden konnten.

15 AKUT, ATSV, BBV, CRF, DVBTO, EVP, FFVFF, GPS, GRTV, GST, GWS, LVSPA, LSCV, OCARE, SP, SPANE, SPSCHF, STS,

STVV, SVWM, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU
TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT,
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Art. 226

Fur den Absatz 2 stellen GPS und EVP sowie viele Tierschutzorganisationen (*’®),den Antrag, dass
die bisherigen Bestimmungen héchstens bis zum Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten gelten sollen.
Anschliessend sollen die neuen Bestimmungen gelten.

BL und KTBL haben eine redaktionelle Korrekturen.

4.17 Anhang 1: Mindestanforderungen fur das Halten von
Haustieren

11 Rindvieh

FIBL und BIOSUI schlagen vor, dass die Mindestmasse in der Tabelle fur hornlose Tiere gelten sollen.
NW, OW, SGBV, SZ und UR fordern, die Klammermasse sollten nicht gestrichen werden. Nach 18
landwirtschaftlichen Organisationen (*'") sollten nur in Neubauten Lager mit 185 cm Lange gebaut
werden missen. Weitere 10 Stellungnahmen (178) fordern, die Standplatzlange zu belassen oder um
10 cm zu verlangern. Nach AG, GR, TG, VSKT, VSKTSO und ZH sollte die Krippwandhéhe fir alle
Stalle geregelt werden, Fussnoten 2 und 3 sollten gestrichen werden und Fussnote 4 sei zu ergéanzen
mit: "...ansonsten missen die Lager 165 cm aufweisen". GPS und SP sowie 34 Tierschutzorganisati-

onen (*"°) verlangen freie Bewegung fiir neugeborene Kalber in deutlich grésseren Boxen.

Die Haltung von Tieren auf vollperforierten Béden wird von GPS und SP sowie 33 Tierschutzorganisa-
tionen (**°) abgelehnt und eine Flache von 1 m? pro 100 kg LG gefordert. Keine Flachenerhéhung wol-
len 10 Kantone (**") und 27 landw. Organisationen (**?).

12 Schweine

KTLU, LU und NW sind einverstanden mit der Aufhebung der Klammermasse, die fir vor 1981 errich-
tete Stalle gelten, méchten dafiir aber geniigend lange Ubergangsfristen gewéhren. BL, FR und
SAMKY fordern, dass die neuen Mindestmasse Uberarbeitet werden. BE, JU und ZG sowie AGSPF,
GLBV, KBUR, LOS und SGBYV lehnen die neuen Mindestmasse ab. Al, UR sowie 15 landwirtschaftli-
che Organisationen (***) lehnen die Mindestanforderungen ebenfalls ab, wiirden sie aber fir Neubau-
ten akzeptieren. Sie fordern eine generelle Uberarbeitung.

GLPZH, GPS und SP sowie 38 Organisationen (***) finden die Mindestmasse fiir die Bodenflachen
extrem minimalistisch, insbesondere diejenigen flr vollperforierte Buchten. Sie stiinden auch im Wi-
derspruch zu den Vorgaben des Tierschutzgesetzes und der Tierschutzverordnung. FFVFF, OCARE,
VFAFI und VPSFT fordern, dass strukturierte Buchten verlangt werden, damit die einzelnen Funkti-
onsbereiche getrennt werden kénnen. BIOSUI findet die Mindestmasse inakzeptabel und verlangt ei-
ne Vergrosserung der Bodenflachen insbesondere bei vollperforierten Buchten, da ein normales, ent-
spanntes Liegen fur Mastschweine nicht mdglich sei. KTDTVK und LSCV mochten im Titel die Aus-
nahme von Minipigs streichen und fiir diese Tiere ebenfalls Mindestmasse definieren.

GE, NE, KTFR und VSKT fordern, die Flache von Abferkelbuchten diirfe nicht unter 4,5 m? liegen.

18 AKUT, ATSV, BBV, CRF, DVBTO, FFVFF, GRTV, KAGFL, LSCV, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SPANE, SPSCHF STS, TSBB,
TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TVKFR, TVKLU, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVSGU, TVHOU, TVKU, TVRU,

TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT
177

SVV, ZHBV

178 Al, BKMV, SAB, SG, SGBV, SH, SKMV, SO, VSA, ZG
179

AGORA, AGRID, ASR, BVAG, BBV, BOVECH, CVAGR, GLBV, KBUR, KOLAS, KKLWD, LOBAG, SBV, SFVZV SBVZV, SRP,

ATSV, AKUT, CRF, DVBTO, FFVFF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS SPSCHF, SPANE, STS, TSBB, TSCHBD,

TSCHE, TSCHO, TUW, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU,

TVSTU, SHTSCH, VAQZ, VFAFI, VPSFT

180 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, TSBB, TSCHBD,
TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TUW, TVKFR,

TVKLU, VAQZ, VFAFI, VPSFT

181 Al AG, JU, LU, NW, OW, SH, SO, SZ, ZG

182
LOBAG, SAB, SBV, SBVZV, SFVZV, SGBV, SKMV, SRP, SVV, VSA, ZHBV

183 AGRID, AGORA, BVAG, CAGRIB, CNAV, COOP, KOLAS, KKLWD, LOBAG, SBV, SFF, SUISAG, SUIPOR, SVV, ZHBV

184

AGORA, AGRID, ASR, BBV, BFO, BKMV, BOVECH, BVAG, CAGRIJB, CHB, CNAV, GLBV, KBUR, KOLAS, KKLWD, LOS,

ATSV, AKUT, CRF, DVBTO, FFVFF, FIBL, GRTV, KAGFL, KTDTVK, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SHTSCH,

SPANE, SPSCHF, STS, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKLU, TVKU,

TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT
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13 Schafe

GPS und SP sowie 34 Tierschutzorganisationen (**°) beurteilen die Flachenvorgaben fir Schafe als
absolutes Minimum. KAGFL méchte einen zusatzlichen Passus, dass grossere Masse je nach Tierart,
-rasse oder Behornung notwendig sein kdénnen. DVBDL fordert, dass die Mindestmasse auf behornte
Tiere ausgerichtet sein mussen. UR kann die Mindestanforderungen so akzeptieren, sie dirften aber
keinesfalls nach oben angepasst werden. BSZV und SSZV begriissen ausdriicklich die vorgeschlage-
nen Anderungen. Sie unterstiitzen insbesondere die Fussnote 4, die klart, welche Flachen fiir kurzfris-
tig separierte Tiere in der Lammzeit gelten. LOS und SGBYV lehnen jede Erhéhung der Mindestmasse
ab. SAB ist gleicher Meinung und fordert, dass sie nicht héher als die heutigen BTS-Anforderungen
liegen dirften und Ausnahmen fiir Alpstélle gemacht werden miissten. FR fordert eine Uberarbeitung
des gesamten Konzepts. GR fordert, die alte Regelung fir Lammer, Zicklein, Jahrlinge, Muttertiere
und Bdcke beizubehalten, da die Einteilung der adulten Schafe in Gewichtskategorien im Vollzug zu
Unsicherheiten fiihre.

14 Ziegen

GPS und SP sowie 34 Tierschutzorganisationen (*) beurteilen die Flachenvorgaben fir Ziegen als
absolutes Minimum. KAGFL méchte einen zusatzlichen Passus, dass grossere Masse je nach Tierart,
-rasse, Behonung notwendig sein kénnen. DVBDL fordert, dass die Mindestmasse auf behornte Tiere
ausgerichtet sein missen. UR kann die Mindestanforderungen so akzeptieren, sie dirften aber kei-
nesfalls nach oben angepasst werden.

BGK und LOBAG kodnnen die geforderte Erhdhung der Buchtenfléche tber die bisherigen Masse nicht
akzeptieren. LOS und SGBV lehnen jede Erhdhung der Mindestmasse ab. SAB ist gleicher Meinung
und fordert, dass sie nicht hoher als die heutigen BTS-Anforderungen liegen durfen und Ausnahmen
fr Alpstalle gemacht werden miissen. FR fordert eine Uberarbeitung des gesamten Konzepts.

GR, TG, VSKT, VSKTSO und ZH fordern eine neue Fussnote 5 bei Ziffer 331, die vorgibt, dass ein
Gehege fiir 1-2 Zicklein mindestens 1m? aufweisen muss, da die Haltung in einer Kiste von 0.6 m?
nicht artgerecht sei, weshalb eine Mindestgrésse zu definieren sei. GR fordert, die alte Regelung fir
Lammer, Zicklein, Jahrlinge, Muttertier und Bbcke beizubehalten, da die Einteilung der adulten Ziegen
in Gewichtskategorien im Vollzug zu Unsicherheiten fihre.

186

15 Pferde

GLBV, LOS ,SAB und SGBV lehnen die Erhéhungen samtlicher Flachen ab. VPHWZ fordert, fiir aner-
kannte Pferdehandlungen oder bei besonderen Anlassen miissten die Boxengrdssen nach Bewilli-
gung variabel gestaltbar sein. AG halt fest, 30% kleinere Boxen flir Stuten mit Fohlen seien unsinnig
und daher zu streichen. Fir UNZHNT ist das Volumen, nicht die Raumhdhe entscheidend. UNBPK
verlangt, bei Béden sei unbedingt auf Gleitsicherheit und ihre Beschaffenheit in Durch- und Stallgan-
gen hinzuweisen. LAGS fordert, die mathematisch berechneten Mindestmasse seien zwingend einzu-
halten. Fur 40 Tierschutzorganisationen (187) sind die Auslaufflachen viel zu klein und limitierend.
KAGFL bedauert dass im Zusammenhang mit dem Raumplanungsgesetz tierfreundliche Lésungen
verhindert werden. UNZHNT will die Fussnote 4 streichen, da die Anforderung von der Gruppenzu-
sammensetzung abhangig sei.

GE, KTFR, NE und VSKT stellen fest, dass die Toleranzwerte nicht in Einklang mit der seit Jahren an-
gewandten Richtlinien und entsprechend zu erhdhen seien. AG, GR, TG, VSKT, VSKTSO und ZH
fordern, die Toleranzwerte fiir die Raumhohe sollten nur fir Boxen mit permanent zuganglichem Aus-
lauf Uber die 10jahrige Frist hinaus in Anspruch genommen werden dirfen. Auch fur KAGFL sind die
Toleranzwerte nur akzeptabel, wenn sie sich auf Teilbereiche.

16 Hauskaninchen

TVKFR lehnt beide Tabellen grundsétzlich als ungentigend ab. SGKZ, SRKV und SRTV fordern, Ta-
bellen 161 (Ausgewachsene Kaninchen) und 162 (Jungtiere) vollstandig zu Uberarbeiten, weil sie wi-
derspruchliche Angaben enthielten und in Tabelle 161 Absatz 3 sei "... oder pro Wurf" einzufligen, an-

8 ATSV, AKUT, CRF, FFVFF, GRTV, KAGFL, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STS, TSBB,
TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR TVKU, TVKLU, TVRU, TVSGU,

TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT

18 ATSV, AKUT, CRF, FFVFF, GRTV, KAGFL, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STS, TSBB,
TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR TVKU, TVKLU, TVRU, TVSGU,

TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT

87 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, GRTV, KAGFL, KGLTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SJT, SPANE, SPSCHF, STS, STVT,
SVSB, TSBB, TSCHE, TSCHO, TSCHRT, TSVNW, TSVOW, TVBSBJ, TVFRU, TVFRA, TVGRU, TVHOU, TVKFR TVKLU,

TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVSU, TVSW, TVUR, TVW, VAQZ, VFAFI
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sonsten musse der Zichter einen Wurf sofort auf 5 Tiere reduzieren. VSKTSO schlagt vor, die Be-
zeichnung ,,Zwergrasse” durch "kleine Rasse" zu ersetzen. Dies sei fir den Laien besser verstandlich.
SPS fordert, die Haltung in Einzelkafigen zu verbieten und die Tabellen entsprechend anzupassen.
STS will die Masse nur als Minimalregelung und als Kompromisslosung akzeptieren. TSCHBD schlagt
fur die Gewichtsklassen tber 3.5 kg als Kéafighdhe 75 cm vor und fordert fir die Anmerkung 4) ,,...
mindestens 50 % der Bodenflache vorhanden sein". Sehr viele Tierschutzorganisationen schliessen
sich diesen Forderungen an. KAGFL beurteilt die Tabelle 161 (Ausgewachsene Kaninchen) der neuen
Kategorisierung wegen als Riickschritt und kann sie nur als Ubergangslésung zur Gruppenhaltung ak-
zeptieren. UNIBEIT merkt an, dass am Kopf der Tabelle 161 die Ziffer 2 zur Anmerkung 2 fehle und
dass es unklar bleibe, ob die Anmerkung fir Tiere Uber 7 kg oder fur Tiere am oberen Limit bis 7 kg
gelte.

17 Hausgefligel

GPS und STS sowie viele weitere Tierschutzorganisationen fordern in Tabelle 17 (Hausgeflugel) in
Zeile 13 ein Einzelnest je 3 Tiere und je Quadratmeter Gruppennest 60 Tiere zu setzen. Die Bodenfla-
chen in der Pouletmast bezeichnen sie als minimalistisch und fordern fir Gruppen tber 80 Tiere 1 gm
je 25 kg Lebendgewicht. KAGFL schlagt je Einzelnest 4 Tiere und je Quadratmeter Gruppennest 50 —
80 Tiere vor. Al, GASUI, LOBAG, SBV und ZHBYV lehnen die Unterteilungspflicht ab und fordern, pro
Abteil seien mindestens 5000 cm? bzw. 9000 cm?2 festzulegen.

Fur die Berechnung der begehbaren Flache fir Jungtiere verlangt GASUI eine Korrektur der Formel
,,(m2 Gitterflache x 16,4 Tiere) + 3% m2 Einstreuflache x 10.3 Tiere", dies aufgrund eines Gerichturteils
und um Rechtsunsicherheiten vorzubeugen. GASUI und LOBAG fordern, bei Anmerkung 6 Buchstabe
c sei der Einstreubereich zu streichen.

BELL und SGP machen darauf aufmerksam, dass auch bei den Trinknippeln die Fussnote 1) zu er-
ganzen sei, sodass bei kleineren Tieren eine grossere Zahl von Tieren pro Nippel maglich sei. Uber-
dies sei in Anmerkung 7) ,.... fir Masttiere ..." zu streichen und die Mdglichkeit bei einem zusatzlichen
Angebot von Sitzgelegenheiten die Besatzdichte zu erhdhen, misse fur alle Haushiihner gegeben
bleiben. In Anmerkung 8) sei ,in Volierensystemen gehaltene” zu streichen. MIGEBU fordert, die An-
gaben in Zentimeter pro Tier" missten in Zentimeter pro kg umgerechnet werden. Die Grundlage die-
ser Umrechnung waren Tiere von 3 kg und entsprechend der Vorschrift 30 kg pro m? konnten die vor-
geschlagenen Werte x 10 gerechnet werden. SRGV ist der Meinung, dass in Bezug auf die begehba-
ren Flachen in Anmerkung 4) die begehbare Bodenflache ausgeschlossen werden misse.

Zu Tabelle 172 (Haustruten) finden GPS, KAGFL, STS und viele weitere Tierschutzorganisationen,
dass die Besatzdichte bis zur 6. Lebenswoche nur 25 kg Lebendgewicht pro Quadratmeter, ab der 7.
Lebenswoche 30 kg Lebendgewicht pro Quadratmeter betragen dirfe.

VSKT fordert in Tabelle 173 (Haustauben), dass Volumenmasse anzugeben seien, damit Héhen von
30 cm in der Taubenhaltung nicht moglich seien und als Minimum sei von 180 cm HOhe auszugehen.
GPS, STS und viele weitere Tierschutzorganisationen verlangen das Aussengehege in Quadratme-
tern falls kein téglicher Freiflug moglich sei. KOLAS und KKLWD machen hier den Investitionsschutz
geltend. Der SRTV halt fest, dass die 20 m? Freigehege deutlich zeigen wiirden, dass keine Fachleute
mitgearbeitet hatten, weltweit wirden fiir die Taubenhaltung andere Forderungen gestellt. In den
Richtlinien fir die Zertifizierung des SRTV seien samtliche Anforderungen fiir die tier- und rassege-
rechte Taubenhaltung festgehalten. Nach diesen Vorgaben dirften in den Taubenschlagen pro m? 1-2
Paare gehalten werden, die gleiche Flache wiirde zusatzlich fir die Voliere gefordert.

18 Haushunde

FFVFF fordert, es seien Zwinger, Boxe und Innenbereich zu definieren. JU und KTJU will die Um-
schreibung ,Haus..." (,domestique”) streichen. SKG verweist darauf, dass Hunde fur die tiergerechte
Aufzucht ein erheblich grésseres Platzangebot, sowohl im Zwinger als auch im Innenbereich bendti-
gen. Fur UNZHNT sind Raumhéhen von 180, bzw. 200 cm zu hoch.

Die Tierschutzorganisationen begriissen die Tabellen 181 und 183 und fordern, dass keine Einzelhal-
tung von Hunden mehr méglich sein sollte. AG fordert Mindestabmessungen fur das Halten eines ein-
zelnen Hundes.

19 Hauskatzen

BL und KTBL lehnen 1 m? Bodenflache fiir die voriibergehende Einzelhaltung von Katzen als zu klein
ab, obwonhl sie sich des Platzmangels in Tierheimen wahrend der Ferienzeit bewusst sind. GREPAC
findet, bei haufiger Reinigung sei 1 Katzenkiste pro Katze vollig disproportioniert und unnétig.
GREPAC und SVDPA wollen fiir kurze Dauer die bisherigen Kafige weiter zulassen. Sie schlagen 6
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m? fur 2-4 Katzen (SVDPA), resp. 7 m*und 200 cm Héhe fiir 1-5 Katzen und fiir jedes weitere Tier 1,5
m? vor. SVDPA will 1 Katzenkiste pro 3 Katzen und GREPAC 2 Katzenkisten fiir die ersten 3 Katzen
und 1 weitere pro 4 Katzen, wobei die Katzenstreu mindestens einmal taglich gewechselt werden
muss. Nach SVDPA kénnte die Flache um 25% verkleinert werden, wenn die Katzen die Giberwiegen-
de Zeit Zugang zu einem Auslauf haben.

R. Schéar fordert, die minimale Grundflache sollte bei reinen Wohnungskatzen mindestens 40 m2
betragen. Fur die Einzelhaltung eines Zuchtkaters musse ein Innengehege von mindestens fiinfzehn
Quadratmetern vorhanden sein. Der Begriff ,Rickzugsmoglichkeiten” sei zu konkretisieren. Katzen
brauchten mindestens zwei Katzentoiletten und Katzen, die ins Freie gingen, sei der stete Zugang in
Gebaude, in denen sich der Futterplatz sowie warme und geschitzte Ruheplatze befinden, zu ermdg-
lichen.

Die Tierschutzorganisationen begrissen Anmerkung 3 ausdricklich, wobei die besonderen Anforde-
rungen zu erganzen seien mit "...gentigend Deckungsstrukturen und Sichtschutz".

4.18 Anhang 2: Mindestanforderungen fir das Halten von Wild-
tieren

Die zoologischen Institutionen (IACVG, PAPIL, RESAL, SVWZH, NTPG, TPDB, WAZA, ZOOBS,
ZOOCH, ZOOZH) lehnen Anhang 2 ab und fordern eine grundlegende Uberarbeitung. Die Mindestan-
forderungen seien wesentlich erhéht und der Katalog der Tierarten sei stark ausgeweitet, wobei ein-
zelne Zahlen prohibitiven Charakter hatten. Der Auftrag von Artikel 6 des Tierschutzgesetzes sei nicht
erfiillt, weil der Stand der Erfahrung und wissenschaftlichen Erkenntnis nicht berlicksichtigt werde.
Zudem fehlten die Angaben zu den Quellen. Dies stehe im Widerspruch zu Vorgabe des Bundesrates,
das Schutzniveau der Tiere weder zu erh6hen noch zu senken.

Neu seien Mindestanforderungen fiir viele Tierarten, die nicht bewilligungspflichtig sind formuliert wor-
den. Anhang 2 sei verwirrend und Tiere, die von einer Vielzahl von Haltern in zahlreichen Kantonen
gepflegt wiirden, seien Artikel 85 (Besonders schwierig zu haltende Tiere) unterstellt und damit aus
dem Anhang herausgenommen werden, obwohl man nicht guten Gewissens argumentieren kénne,
dass sie besonders hohe Anforderungen an Haltung und Pflege stellen wirden. Nicht nachvollziehbar
sei, weshalb fur die Primatenhaltung in Forschung und Industrie andere Mindestanforderungen gelten
sollten als in Zoos oder in Privathand. Bei Versuchsaffen dirfte nur insoweit abgewichen werden, als
dies der Versuchszweck erfordert.

Die zoologischen Institutionen beantragen, ein Gutachten durch eine Fachkommission erstellen zu
lassen, das von Vollzugsbehdrden und Gerichte im Fall Von Verzeigungen herangezogen werden
kann.

Fir viele Tierschutzorganisationen (=) kénnen trotz Erh6hungen der Mindestmasse die vielfaltigen
Bedirfnisse der Tiere in so kleinen Anlagen nach wie vor nicht befriedigt werden. Die Mindestmasse
verhindern die schlimmsten Haltungen, garantieren aber keine artgemasse Haltung.

188

Vorbemerkungen
Einige Anmerkungen von Th. Althaus.

21 Gehege fur Saugetiere

Viele Anmerkungen und Korrekturvorschlage von GPS, SP, TG, Tl und ZH sowie aus Sicht der Tier-
halter und des Tierschutzes (**9).

188

AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GPS, GRTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, PNSBNS, SHTSCH, SPANE, SPSCHF,

STS, SVSB, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKLU, TVKU, TVRU,

TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT

18 AKUT, Th. Althaus, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, A. Good, GRTV, GST, IGMS, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, PNSBNS,
SGKZ, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STS, SVWZH, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU,
TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU , TVW, UNIBEIT, VAQZ, VFAFI, VPSFT, VSKTSO,

VSMSF
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22 Gehege fur Vogel

Zahlreiche Anmerkungen und Korrekturvorschldge aus Sicht der Kantone und Parteien (AG, GE,
GPS, GR, KTFR, SP, Tl, , ZH) sowie der Tierhalter und des Tierschutzes (190).

23 Bassins fur Saugetiere

Viele Anmerkungen und Korrekturvorschlage aus Sicht der Tierhalter und des Tierschutzes (191)

24 Bassins fur Vogel

Viele Anmerkungen und Korrekturvorschlage von GPS, sowie aus Sicht der Tierhalter und des Tier-
schutzes (**Y).

25 Reptilien

Zahlreiche Anmerkungen und Korrekturvorschlage von GPS, SP, TG, Tl und ZH, sowie aus Sicht der
Tierhalter und des Tierschutzes (*9).

26 Amphibien

Diverse Anmerkungen und Korrekturvorschlage von GPS, SP, TG, Tl und ZH, sowie aus Sicht der
Tierhalter und des Tierschutzes (**%).

27 Fische

Viele Anmerkungen und Korrekturvorschlage von AG, FR, GPS, LDT, OW, SP, Tl und ZH, sowie aus
Sicht der Fischereiorganisationen und des Tierschutzes (**).

Fur die Tierschutzorganisationen handelt es sich bei den Mindestanforderungen um wichtige neue
Bestimmungung, die auch fur nicht aufgefihrte Wildtierarten, wie z. B Zierfische, zu gelten hatten.

28 Koifische

SDAT und ARCAT bemerken, dass es sich beim Koi um eine Farbvariante des Karpfens handelt, fir
keine eigene Tabelle erstellt werden soll.

4.19 Anhang 3: Mindestanforderungen fir das Halten von Ver-
suchstieren in bewilligten Versuchstierhaltun-
gen

31und 32 Kleine Nagetiere

Viele Stellungnahmen (***) weisen die Mindestanforderungen zuriick, da diese nicht den neuen Stan-
dards des Europarats entsprachen. KTVD, RESAL, SSPT, UNETHB und UNZHPT lehnen insbeson-
dere die Masse von 1800 cm? Grundflache sowie 22 cm Hohe fiir grosse Ratten und mongolische

1% AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, EVSSL, EXOTIS (MITGLIEDER), EXSAT, FFVFF, GRTV, GST, H. & M. Mottet, JAGSUI, KANZ,
KTZVK, KTZVL, KTZVM, KTZVN, KTZVS, Ch. Kipfer, KVSGTS, KVVZA, KVVZA, LSCV, LVSPA, NKTFH, OCARE, OGBI,
ORBSU, ORCHU, OVBEL, OVGUR, OVSUM, OVZAEU, PARUS, PNSBNS, SFAV, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, SRTV, STS,
STVV, SVSB, SVSO, SVWZH, SZVAW, SZVVB, SZVVE, SZVVK, SZVVR, SZVVT, SZVVU, TG, Th. Althaus, TSBB, TSCHBD,
TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKFR, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU ,
TVW, UNIBEIT, VAQZ, VBOK, VFAFI, VLVLT, VLVVFG, VOGKZ, VPSFT, VSKT, VSKTSO, VVLSA, VVLSB, VVZAT,
VZVFEM, R. Wenger, ZVGN

191 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GRTV, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STS, Th. Althaus,
TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU,
TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT

192 AKUT, ARCAT, ATSV, CRF, DGHT , DVBTO, FEVFF, GRTV, IGTFAG, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, PRTOR, SDS,
SHTSCH, SIGS, SPANE, SPSCHF, STS, TPDB, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU,
TVHOU, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSTU , TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT, VSKT, VSKTSO

198 AJFSG, AKUT, ARCAT, ATSV, BEKFV, CRF, DVBTO, EAWAG, FFVFF, FiBE, FiLU, FiSO, FTAP, GRTV, KFiVBL, KFiVGR,
KVSGTS, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SBFV, SDAT, SFiV, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, SSFVNW, STS, SVFA, TPDB,
TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKLU, TVKU, TVRU, TVSGU,
TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT, VSFZ, ZGKFV

194 SSPT, SGENS, SSN, VAWV, SGV, ZH, KTVD, USGEB, ECOSUI, UNIBSB, UNIFRI, UNIFRD, UETHNI, UNETHB, UNZHPT,
UNZHM, UNZHPI, UNZHHF
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Rennmause ab, da diese auf dem Markt nicht angeboten wirden. EKTSAM, SAMW, SCNAT, VFFL
und ZH finden vor allem die kleinen Abweichungen vom europdischen Standard seien stossend, da
diese den Tieren kaum etwas nutzten.

Mehrere Stellungnahmen (**°) lehnen die speziellen Anforderungen wie Nageobijekt, Heugaben oder
Unterschlupf ab, da sie die Vergleichbarkeit mit auslandischen Resultaten kompromittierten, die Sicht-
barkeit der Tiere einschranken, das Angstverhalten beeinflussen oder erndhrungsphysiologische
Probleme verursachen kénnten - jedenfalls missten die Forschenden diese Einrichtungen im Einzel-
fall und rasch veréandern kénnen.

Nach LSCV, STS, UNIBEIT, VPSFT und weiteren tber 30 Tierschutzorganisationen sind die Min-
destmasse zu klein, was zu einer tierquélerischen Haltung und damit zu wenig aussagekraftigen Ver-
suchsresultaten fuhre.

33 Weitere Versuchstiere

INTPHA, SGENS, SSN, UNETHF, UNIFRM, VFFL und Weber weisen die vorgeschlagenen Masse fiir
Primaten zurlick, da sie weit Uber die Europarats-Masse hinausgingen und die Primatenforschung in
der Schweiz massiv verteuerten oder gar verunmdglichen wirden. Demgegeniiber werden die erhdh-
ten Anforderungen an die Primatenhaltung von Forschenden (UNIFMN) auch begriisst, da sie einen
akzeptablen Kompromiss darstellten und langfristig fiir den Forschungsplatz Schweiz die Akzeptanz in
der Bevodlkerung wichtiger sei als kurzfristige, monetére Uberlegungen.

IBMMU, IPWETH, UNLCIG und UNIZHPI schlagen vor, in Anhang 3 die Minimalanforderungen fir
Xenopus, aber auch Frettchen, Minipigs und Fische festzulegen.

4.20 Anhang 4: Mindestanforderungen fir die Beférderung von
Nutztieren

GLBV und SKMV lehnen die Verschéarfung des Mindestraumbedarfs fiir die Beférderung von Nutztie-
ren ab, Al und UR weisen die Hohenvorgaben zuriick. Einige Kantone und mehrere Organisationen
(**°) beantragen, die geltenden Regelungen der Europaischen Union in die Schweizerische

41 Pferde
(keine Bemerkungen)

42 Rinder
ASTAG beantragt eine Ergdnzung der Gewichtsabstufungen und Flachen je Tier.

43 Ziegen
BBV lehnt die Vergrosserung der Ladeflachen bei jungen Ziegen, leichten und schweren Schafen ab.

44 Schweine

AG, ASTAG, TG, VSKT, VSKTSO und ZH beantragen eine Ergdnzung der Gewichtsabstufungen und
Flachen je Tier .

45 Schafe

BGK und SSZV verlangen, dass fiir Schaftransporte bezuglich Mindesthéhe und Mindestflachen die
Regelungen analog dem EU-Recht Anwendung finden und keine Verscharfungen gegentber dem gel-
tenden Recht vorgenommen werden sollen.

195 INTPHA, INWV, SSPT, SGV, VAWV, UNETHB, UNETHF, UETHZN, UNZHPT, VFFL
19 Al BBV, KBUR, KKLWD, KOLAS, LOBAG, OW, SBV, SFF, SVAMH, SVV, SZ, UR, ZHBV
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46 Geflugel

ASTAG, BELL, COOP, MIGEBU und SGP lehnen die vorliegenden Werte fir Raumbedarf beim
Transport des Gefliigels ab. Sie verlangen dass die gleichen Abmessungen gewéhlt werden, die in
Europa gelten und die sich bisher auch in der Schweiz bewahrt hatten.

4.21 Anhang 5: Inhalt der Aus- und Weiterbildung des Fachper-
sonals fur Tierversuche

Es wurden lediglich einige begriffliche oder stilistische Anmerkungen gemacht.

4.22 Anhang 6: Ubergangsfristen

Allgemein

ZG schlagt vor, nur Ubergangsfristen von 5 oder 10 Jahren zu setzen. KOLAS mochte die Anzahl der
Ubergangsfristen reduzieren. MIGEBU kann den vorgeschlagenen Ubergangsfristen nur unter Vorbe-
halt zustimmen. Nach LAGS diirfen samtliche Ubergangsfristen im Maximum 5 Jahre betragen. NW
fordert 15 Jahre Ubergangsfrist fur die Aufhebung der Klammermasse. Die Ubergangsfristen werden
im weiteren von ACUSA, FRC, STS und STVT generell als zu lang, von EVP und STAZH als zu kurz
bezeichnet.

TVL halt fest, das insgesamt 63 Ubergangsfristen von 1, 2, 5, 10, 15 und 20 Jahren definiert wurden.
Fur die Planung und Umsetzung von Massnahmen in Betrieben seien Ubergangsfristen durchaus
sinnvoll und erwtinscht. Fur Vollzugs- und Kontrollstellen so wie fiir die Rechtssicherheit stellten sie
jedoch ein grosses Erschwernis dar. Es sollten nur noch Ubergangsfristen von 5 oder 10 Jahren vor-
gegeben werden. Samtliche Ubergangsfristen mit 1 oder 2 Jahren sollen nochmals tiberpriift werden
und entweder ganz fallen gelassen (weil sie sofort ohne grossere Investitionen umgesetzt werden
kénnen) oder in eine Ubergangsfrist von 5 Jahren umgewandelt werden. Die Ubergangsfristen von 15
und 20 Jahren sollten auf 10 Jahre verkirzt werden.

Art. 16 Absatz 1
(Keine Anmerkungen)

Art. 16 Absatz 2
(Keine Anmerkungen)

Art. 19 Absatz 1 und 2
(Keine Anmerkungen)

Art. 20erster Satz
(Keine Anmerkungen)

Art. 20zweiter Satz
(Keine Anmerkungen)

Art. 26 Absatz 2 zweiter Satz

UR lehnt das Verbot des Kuhtrainers ab. Falls das Verbot trotzdem eingeftihrt wird, wird auf einer
Ubergangsfrist von 20 Jahren bestanden. VKMB fordert eine Ubergangsfrist von 10-20 Jahren.
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Bei FRC, INWPT, JU, und KTJU stosst die lange Ubergangsfrist auf Unverstandnis, BS will hochstens
10 Jahre, viele Stellungnahmen (197) fordern maximal funf Jahre und SVDPA drei Jahre Ubergangs-
frist.

Wenn statt dem konventionellen Kuhtrainer Elektrobugel eingeftihrt werden, die das Tier mechanisch
vorwarnen, fordert BBV eine Ubergangsfrist von 1 Jahr sowie BL und KTBL 5 Jahre.

AR, GR und VSKTSO verlangen eine Streichung der Bestimmung, dass nicht bewilligte Gerate noch
zwei Jahre verwendet werden dirfen, weil seit Jahren nur noch bewilligte Gerate in Betrieb sein soll-
ten.

Art. 27 Absatz 3

ACUSA, BL, KTBL und STVT wollen keine Ubergangsfrist, GE, KTFR und NE sowie die Tierschutzor-
ganisationen (**®) maximal 1 Jahr.

Art. 29 Absatz 2 in Verbindung mit Anhang 1 Tabelle 11 Ziffern 311 und 312

EVP und GR wollen die Ubergangsfrist fiir die Umsetzung der geforderten Flachenmasse auf 15 Jah-
re setzen. GPS und SP sowie die Tierschutzorganisationen (19 ) auf 5 Jahre, ZH auf 15 Jahre.

Art. 29 Absatz 3
(Keine Anmerkungen)

Art. 30 Absatz 1

Zehn Kantone (199) sowie INWPT, KKLWD KOLAS, KTLU, KTFR, STVT und VSKT fordern die Einfiih-
rung der Auslaufpflicht im Winter ohne Ubergangsfrist. Fiir GPS und SP sowie die Tierschutzorganisa-
tionen (**®) gentigen 1 Jahr, BL und der KTBL méchten 2 Jahre.

Art. 30 Absatz 2

Sollte ein Verbot der Anbindehaltung fiir die Mutterkuhhaltung kommen, verlangt UR eine Ubergangs-
frist von 20 Jahren. GPS und SP sowie die Tierschutzorganisationen (**®) fordern 1 Jahr Ubergangs-
frist. BL, KTBL und STVT schlagen 5 Jahre vor, GE, KTFR, NE und VSKT schlagen 10 Jahre vor und
JU sowie KTJU 15 Jahre. ACUSA verlangt die Streichung der Ubergangsfrist.

Art. 31 Absatz 2 zweiter Satz
GE, KTFR, NE und VSKT fordern die Streichung der Ubergangsfrist furr die Bugkante.

Art. 31 Absatz 3

ACUSA, GE, KTFR und VSKT fordern die Streichung der Ubergangsfrist zum Abteil fiir kalbende Kii-
he in Laufstallen. BL, KTBL verlangen 2 Jahre, JU will weniger als 5 Jahre und EVP 10 Jahre.

Art. 33

SO, GE, NE und KTFR fordern, dass fir die Beschéftigung fiur Schweine keine Ubergangstfrist beste-
hen soll. Maximal 1 Jahr Ubergangsfrist fordern BL, GPS, GLPZH, KTBL, SP sowie 33 Organisationen

(200).

Art. 34 Absatz 1

GE, KTFR, NE und VSKT fordern keine Ubergangsfristen fiir den Zugang zu Wasser fiir Schweine.
Maximal 1 Jahr Ubergangsfrist fordern AG, Al, BL, GLPZH, GPS, KTBL, GR, JU, SP, Tl und ZH sowie
36 weitere Organisationen (**®).

197 AKUT, ATSV, BL, CRF, DVBTO, FFVFF, FIBL, GLPZH, GPS, GRTV, KAGFL KVSGTS, LSCV, LVSPA, MIGBU, OCARE,
SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STS, STVT, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVKFR, TVKLU, TVGRU,

TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT

1% AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GRTV, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, PNSBNS SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STS,
TSBB, TSCHBD, VSKT, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU,

TVSTU, TUW, TVKFR, TVKLU, VAQZ, VFAFI, VPSFT

19 AG, AR, GR, LU, NW, OW, NE, SO, SZ, ZG

200 AKUT, ATSV, DVBTO, FFVFF, GRTV, KAGFL, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SHTSCH, STS, TSBB, TSCHBD,
TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVKLU, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU,

TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT
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Art. 35

SO schlagt vor, die Ubergangsfrist fiir die Abkiihlungsmaglichkeit fiir Schweine zu reduzieren. SVDPA
fordert 1 Jahr Ubergangsfrist. BL, GE, GLPZH, GPS, KTBL, KTFR und SP sowie 30 Organisationen
wollen (") wollen maximal 5 Jahre. 15 Jahre fordern INWPT, JU und KTJU.

Art. 36 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang 1 Tabelle 12 Ziffern 24, 25, und 26
(Keine Anmerkungen)

Art. 36 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang 1 Tabelle 12 Ziffer 26

SVDPA fordert eine Ubergangsfrist von 2 Jahren fiir die nichtzperforierte Liegeflache fir Schweine.
GLPZH, GPS und SP sowie die Tierschutzorganisationen (*°%) fordern maximal 5 Jahre.

Art. 36 Absatz 2

GLPZH, GPS und SP sowie die Tierschutzorganisationen (*°®) fordern maximal 5 Jahre Ubergangsfrist
fur den Anteil perforierter Boden in Kastenstéanden. GR und EVP mdéchten eine Ubergangsfrist von 15
Jahren und SVSM eine solche von 30 Jahren.

Art. 38 Absatz 2

STVT mochte keine Ubergangsfrist. SP, GPS und GLPZH sowie die Tierschutzorganisationen (
fordern maximal 5 Jahre. JU fordert eine solche von 15 Jahren.

203
)

Art. 41 Absatz 1

JU regt an, die Ubergangsfrist nochmals auf seine Konformitat mit dem Artikel zum Investitionsschutz,
zu tiberprufen. SVDPA verlangt ein sofortiges Inkrafttreten ohne Ubergangsfrist. ACUSA und KTJU
finden eine Ubergangsfrist von 10 Jahren zu Iange. BL und KTBL fordern eine Ubergangsfrist von
max. funf Jahren, 34 Tierschutzorganisationen (“°) eine Frist von max. 2 Jahren, Steiner von 1-2 Jah-
ren und FFVFF, KAGFL, OCARE, TSCHBD, VFAFI, VPSFT eine Frist von von maximal 1 Jahr.

AG, GR, GST, SVWM, TG, VSKTSO und ZH sprechen sich gegen eine Ubergangsfrist von zwei Jah-
ren fur den Auslauf von Schafen in Anbindehaltung aus.

Art. 42 Absatz 1
ACUSA ist der Ansicht, dass eine Ubergangsfrist von 1 Jahr unnoétig ist.

Art. 45 Absatz 1

JU regt an, die Ubergangsfrist nochmals auf seine Konformitat mit der Tierschutzgesetzgebung, ins-
besondere dem Artikel zum Investitionsschutz, zu Uberprifen. VKMB mdchte Laufstalle fir Ziegen nur
bei Neu- und Umbauten. UR lehnt das Verbot der Anbindehaltung ab, falls es aber eingefihrt wird,
wird eine Ubergangsfrist von 20 Jahren beantragt. KSTALL ist mit einer Ubergangsfrist von 15 Jahren
einverstanden.

SVDPA verlangt sofortiges Inkrafttreten ohne Ubergangsfrist. ACUSA, BL, GE, GLPZH, GPS, KTBL,
KTFR, KTJU, NE und VSKT sowie 35 Tierschutzorganisationen (204) fordern eine Ubergangsfrist von
maximal fiinf Jahren, LSCV akzeptiert héchsten 2 Jahre und Steiner 1-2 Jahre.

AG, AR, TG, VSKTSO und ZH sprechen sich gegen eine Ubergangsfrist von zwei Jahren fiir den Aus-
lauf von Ziegen in Anbindehaltung aus.

201 AKUT, ATSV, DVBTO, FFVFF, GRTV, KAGFL, KVSGTS, PNSBNS, SHTSCH, STS, STVT, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO,
TVKFR, TVKLU, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VSKT

AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GRTV, GWS, KAGFL, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STS,
STVV, SVVM, SVWM, TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TSVNW, TSVOW, TVKFR, TVKLU, TVFRA, TVFRU, TVGRU,
TVHOU, TVKU, TVRU, TVSGU, TVSU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT

208 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GLPZH, GPS, GRTV, KVSGTS, LSCV, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SHTSCH, SPANE,
SPSCHF, STS, TSCHE, TSCHO, TSBB, TVKFR, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TVKLU, TSVNW, TSVOW, TVRU,
TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ

AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GRTV, KAGFL, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STS,
TSBB, TSCHBD, TSVNW, TSVOW, TVKFR, TVKLU, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TVRU,
TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT

202

204
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Art. 45 Absatz 2

ACUSA und SVDPA lehnen eine Ubergangsfrist von zwei Jahren ab und fordern sofortiges Inkrafttre-
ten.

Art. 46 Absatz 1
ACUSA ist der Ansicht, dass eine Ubergangsfrist von 1 Jahr unnétig ist.

Art. 49 Absatz 1

Viele Stellungnahmen (°®). fordern eine Frist von mehr als 5 Jahren fiir das Verbot der Anbindehal-
tung. Die Frist kiirzer ansetzen wollen CLS, DVBTO, GE, KTFR, SVDPA, VFAFI, SP, SVPK und
VSKT sowie STS mit tiber 35 weiteren Tierschutzorganisationen. VSKTSO und TG finden die Frist
okay.

Art. 49 Absatz 3
(Keine Anmerkungen)

Art. 53 Absatz 2

UNZHNT beantragt, die Frist fir freie Bewegung wegen des Raumplanungsgesetzes (RPG) und damit
verbundener, drohender Existenznot auf 10 Jahre zu verdoppeln. SVWM wollen den Kantonen die
Mdglichkeit lassen, auf 15 Jahre zu verlangern wegen RPG-Problematik und Bodenpreisen, die ge-
werbsmassige Betriebe in Schwierigkeiten bringen kénnen. STVT will keine Frist, die Richtlinien sind
geltende Vollzugspraxis. Die Tierschutzorganisationen, DVBTO, KAGFL, SP, TSBB und VFAFI bean-
tragen, die Frist fir Absatz 2 auf hochstens 1 Jahr zu setzen. BL, KTBL und SVDPA schlagen maxi-
mal 2 Jahre vor. Fur GE, GST, KTFR, NE, SVPH, SVWM und VSKT sind maximal 3 Jahre vertretbar.

Art. 53 Absatz 3

Art. 54 Absatz 1

Gemass STVT widerspricht die funfjahrige Frist der Vollzugspraxis mit den Richtlinien. Die Tierschutz-
organisationen und DVBTO beantragen, die Frist fir Absatz 1 auf h6chstens 2 Jahre festzusetzen, da
die Minimalflachen schon heute von den meisten Pferdehaltern eingehalten werden. Auch BL findet
eine zweijahrige Ubergangsfrist fir die Auslaufflache fiir Pferde im Sinne des Tierwohls vertretbar.
GE, KTFR, NE und VSKT beantragen maximal 3 Jahre. UNZHNT beantragt, die Frist fir Auslauffla-
chen wegen dem Raumplanungsgesetz (RPG) und damit verbundener, drohender Existenznot auf 10
Jahre verdoppeln.

Art. 54 Absatz 2

Die Tierschutzorganisationen und DVBTO sind mit der Frist 2 Jahre einverstanden. GE, KTFR, NE
und VSKT wollen auf 1 Jahr verkdrzen.

Art. 54 Absatz 3 dritter Satz

Fur die Tierschutzorganisationen und DVBTO soll die Frist fiir das Stacheldrahtverbot héchstens 1
Jahr betragen, da in den letzten 10 Jahren keinen neuen installiert wurden. SVDPA will maximal 2
Jahre Frist fur das Stacheldrahtverbot. Fir FSERFM, JU, KTJU, PSMHC, SVOV und ZKV sind 5 Jah-
re Ubergangsfrist viel zu kurz fiir Alpen und die kilometerlangen Juraweiden. Das Problem lose sich
Uber Neuinstallation von alternativen Zaunen selber. Stacheldraht wird noch weit gebraucht und sei
auf weitlaufigen Weiden kein Problem.

Art. 57 Absatz 2
(Keine Anmerkungen)

Art. 57 Absatz 3 Bst. ¢
(Keine Anmerkungen)

25 AGORA, ASRE, CNAV, CAGRIB, FGEE, FSERFM GST, JU, SVYWM, SVPS, PSMHC, SVOV, UNZHNT
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Art. 57 Absatz 3 Bst.d und e
(Keine Anmerkungen)

Art. 67 Absatz 7

KTBE, VFAFI und STVT beantragen in Absatz 5 eine Frist (neu) von 5 Jahren. GE, KTFR und NE be-
antragen 2 Jahre.

Art. 67 Absatz 7

VSKT will die Frist in Absatz 7 auf 2 Jahre verkirzen, JU und KTJU wollen auf 15 Jahre erhéhen.
DVBTO, KVSGTS, STS und TSBB wollen bei 5 Jahren bleiben.

Art. 73 Absatz 1
UNZHNT beantragt fir Absatz 1 und 2 eine Frist von 5 Jahren.

Art. 73 Absatz 2

SH, TG und VSKTSO schlagen 2 Jahre fir grosse Hunde und 5 Jahre fiir Gbrige Hunde vor. SP und
viele Tierschutzorganisationen sind mit der vorgeschlagenen Frist einverstanden.

AG beantragt héchstens 5 Jahre fiir Heimtiergehege, nach GR, SH und VSKT auch wenn zu Wildtie-
ren gehorend. Fir Tl sind Fristen von 10 Jahren sind fiir Anpassungen bei Heimtieren wie Meer-
schweinchen oder Vogel viel zu lang.

Art. 94 Absatz 1 und 2

Art. 97 Absatz 1

Nach BL und KTBL geniigt eine Frist von einem Jahr, da ein Verbot angestrebt wird. UNZHNT bean-
tragt, die Frist zu streichen. Fir die Tierschutzorganisationen ist die Frist akzeptabel, besser waren je-
doch 2 Jahre.

Art. 97 Absatz 2

UNZHNT beantragt eine einjahrige Frist. ASRE, CLS, FGEE, GST, PSMHC, SVOV, SVPM, SVPS,
SVWM und ZKV verweisen auf das zu etablierendem System und beantragen 2 Jahre Frist.

Art. 113

GPS, IGTTS, KAGFL und STS verlangen Verkiirzung auf hdchstens 2 Jahre, da die Kurse schon be-
stehen.

Art. 126 Absatz 1 dritter Satz

GPS, KAGFL und STS verlangen Verkiirzung auf 1 Jahr, da es sich um kleine bauliche Anpassungen
handelt.

Art. 131 Absatz 1 Bst. i

GPS, KAGFL und STS verlangen Verkurzung auf 1 Jahr, da es sich um kleine bauliche Anpassungen
handelt. ASTAG und SVV dagegen beantragen eine Verlangerung auf 3 Jahre flr die Nachristung
der Fahrzeuge.

Art. 141
GPS, KAGFL, STS verlangen Verkirzung auf max. 2 Jahre, da die Kurse schon bestehen.

Art. 156 Absatz 2 und 3

INTPHA, SGCI, SGENS und einige weitere Stellungnahmen beantragen mindestens 10 Jahre und
verweisen auf die Fristen von 20 Jahren in der Landwirtschaft.

Art. 157 Bst. b, d und e

INTPHA, SGCI, SGENS und einige weitere Stellungnahmen beantragen mindestens 10 Jahre und
verweisen auf die Fristen von 20 Jahren in der Landwirtschaft.
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Art. 165 Absatz 2

INTPHA, SGCI, UNETHB und UNZHPT bezeichnen die vorgeschlagene 1 jahrige Frist als unrealis-
tisch und verlangen 5 Jahre.

Art. 166 Absatz 1 und 2

INTPHA, SGCI, UNETHB und UNZHPT bezeichnen die vorgeschlagene 1 jahrige Frist als unrealis-
tisch und verlangen 5 Jahre.

Anhang 1 Tabelle 11 Ziffern 11, 12, 41

NW, OW, SGBV SZ und UR beantragen, die Klammermasse nicht zu streichen. ZG verlangt eine lan-
ge Ubergangszeit, EVP, KTLU, LU, und SZ fordern mindestens 15 Jahre.

SFF und CVAGR verlangen, die neuen Anforderungen auf Neu- und Umbauten zu beschranken (kei-
ne Ubergangsfrist).

Anhang 1 Tabelle 12 Ziffer 11 Anmerkung 3

GLPZH, GPS und SP sowie die Tierschutzorganisationen (**®) fordern maximal 5 Jahre Ubergangs-
frist.

Anhang 1 Tabelle 12 Ziffer 21

GLPZH, GPS und SP sowie die Tierschutzorganisationen (*°®) fordern maximal 5 Jahre Ubergangs-
frist.

Anhang 1 Tabelle 12 Ziffer 24

GLPZH, GPS und SP sowie die Tierschutzorganisationen (*°®) fordern maximal 5 Jahre Ubergangs-
frist.

Anhang 1 Tabelle 12 Ziffer 25 Anmerkung 9
(Keine Anmerkungen)

Anhang 1 Tabelle 13 Ziffern 21 und 22

GLPZH, GPS und SP sowie die Tierschutzorganisationen (*°®) beantragen eine max. Ubergangsfrist
von 5 Jahren, da nur die Besatzdichte reduziert werden misse. COOP, CVAGR und SFF fordern,
dass die Masse nur bei Neu- und Umbauten gelten sollen, und KOLAS sowie KKLWD verlangen, dass
der Investitionsschutz nach Artikel 8 Tierschutzgesetz gewahrt sein muss.

Anhang 1 Tabelle 14 Ziffern 21 und 33

GLPZH, GPS und SP sowie die Tierschutzorganisationen (“°) beantragen eine max. Ubergangsfrist
von 5 Jahren, da nur die Besatzdichte reduziert werden miisse. COOP fordert, dass die Masse nur bei
Neu- und Umbauten gelten sollen und KOLAS sowie KKLWD verlangen, dass der Investitionsschutz
nach Artikel 8 Tierschutzgesetz gewahrt sein muss.

206

Anhang 1 Tabelle 15

Die Tierschutzorganisationen sind mit der Frist einverstanden. ASRE, PSMHC, SVOV, SVPS, VSPFH
und ZKV beantragen, die Frist fir Abweichungen unter 75% auf 5 Jahre festzusetzen und fir die Ubri-
gen auf 10 Jahre zu erhéhen. SVBR beantragt, die Frist auf 8 Jahre zu setzen. UNZHNT fordert fir
die Frist fir Raumhdhe mindestens 10 Jahre, da sonst wegen den Problemen mit dem Raumpla-
nungsgesetz fir viele Pferdehalter existentielle Not fur Pferdehalter entstiinde. KOLAS besteht auf
Wahrung des Investitionsschutz nach Artikel 8 wahren.

Anhang 1 Tabelle 171 Ziffern 121 und 122
(Keine Anmerkungen)

206 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GRTV, KAGFL, KVSGTS, LVSPA, OCARE, PNSBNS, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STS,

TSBB, TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVKFR, TVKLU, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU,
TVSGU, TVSTU, TVW, VAQZ, VFAFI, VPSFT
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Anhang 1 Tabelle 18 Ziffer 183
(Keine Anmerkungen)

Anhang 1 Tabelle 19

Die Tierschutzorganisationen sind mit der Frist einverstanden. SVDPA beantragt, die Frist fur Fla-
chenanpassungen auf 1 Jahr senken. Bestehende Installationen, die die Anforderungen an die
Raumhohe nicht erfillen, seien der Bewilligungspflicht zu unterstellen (SVDPA, GREPAC).

Anhang 2

VSKTSO beantragt, fir gewerbsmassige Zuchten die Fristen in Tabelle 21 und Tabelle 22 auf 5 Jahre
zu senken. Dasselbe fordern AG, TG, Tl, ZH und VSKT fiir als Heimtiere gehaltene Wildtiere. SVDPA
will die Fristen fir Wildtiergehege auf 2 Jahre senken.

SGKZ fordert, nachdem die 5-jahrige Ubergangsfrist zur Anpassung der Gehege im August 2006 erst
abgelaufen sei, diurften nun nicht schon wieder neue, wesentlich grossere Gehege verlangt werden.
Dies wirde wegen den grossen, finanziellen Aufwendungen vielen privaten Hobbyzlichtern das Halten
von Vodgeln verunmdoglichen. Es sei zu bedenken, dass die Hobbyhalter ganz wesentlich zur Arterhal-
tung bedrohter Vogelarten ihren Beitrag leisten. Verschiedenste Erstzuchten seien nur in der Hobby-
haltung gelungen.

Nach INTPHA, SGCI, RESAL, UNIBSB und anderen stiftet bei den Primaten in Anhang 2 die Uber-
gangsfrist von 10 Jahren ab der Revision 2001 Verwirrung mit der kiirzeren Ubergangsfrist von 2 Jah-
ren und Inkrafttreten 2008.

Auch NTPG, ZOOBS, ZOOCH und ZOOZH beurteilen eine Ubergangsfrist von 10 Jahren in vielen
Fallen als unangemessen kurz und fordern eine flexiblere Formulierung.

Anhang 3 Tabellen 31 und 32

INTPHA, SGCI, RESAL, UNIBSB und andere verlangen mindestens 10 Jahre Ubergangsfrist und
verweisen auf die 20 Jahre in der Landwirtschaft.

Anhang 4

GPS, STS, KAGFL fordern, die Ubergangsfrist auf 2 Jahre zu senken, da es sich um eine reine Ma-
nagementmassnahme handle. Auch KTVD fordert tberall, wo die Anpassungen ohne viel Aufwand er-
folgen kdnnten, die Fristen zu senken.
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) Neue Antrage

Generelle Antrage

1. IGHGH lehnt den Entwurf gesamthaft ab und bittet um eine verfassungsrechtliche Uberprii-
fung.
2. OTW weist die Vorlage zurtick, weil sie den Schutzanforderungen des Gesetzes nicht gentige

und fordert eine Strafsteuer fur sdmtliche Vergehen gegen das Interesse und die Wirde der
Tiere (vor allem auch fir Kastration).

3. GPS und SP sowie die Tierschutzorganisationen (*°") fordern, dass der Verfassungsauftrag
zum Tierschutz konsequent umgesetzt und deshalb auch in der Verordnung festgeschrieben
wird.

Allgemeine Tierhaltungsvorschriften (1. Kapitel)

4. SRAKLA fordert, dass beim Import von tierischen Nahrungsmitteln die gleich strengen Vor-
schriften gelten sollen wie flr die Produktion im Inland.

5. SBV verlangt, den Begriff ,Umbau” neu zu definieren: alles innerhalb einer bestehenden Ge-
baudehdille.

Aus- und Weiterbildung im Bereich Tierhaltung (2. Kapitel)

6. AR, TG und VSKTSO beantragen, aus Tierschutzgriinden auch Klauenschneider ohne tier-
arztliches Diplom in der Verordnung zu regeln. GST, STVT, SVWM und UNZHNT stellen den
gleichen Antrag fur Pferdezahnarzt, Tierpsychologe, Fiutterungsexperte, Tierheilpraktiker und
andere gewerbliche Leistungen fir Tiere.

7. Verschiedene Organisationen aus Pferdehalterkreisen und Veterinarmedizin ( *°®) verlangen,

dass Pferdehufe nur durch Personen, welche iber eine anerkannte Ausbildung verfligen, ge-
pflegt werden dirfen. (Art. 52)

Haustiere (3. Kapitel)
8. KTBE beantragt, in Artikel 27 extreme Witterungsverhaltnisse und in Artikel 28 den Zugang zu
Wasser allgemein zu regeln sowie Artikel 32, 43, 47 und 50 zu streichen.
Art. 27 (neu)

L Als extreme Witterung gelten Witterungsverhaltnisse, welche die Anpassungsfahigkeit der
Haustiere tberfordern kénnen.

% Haustiere diirfen nicht tiber langere Zeit extremer Witterung schutzlos ausgesetzt sein. Sofern
die Tiere unter solchen Bedingungen nicht in einer Unterkunft untergebracht werden, muss ih-
nen im Aussengehege ein geeigneter Schutz zur Verfligung stehen, der allen Tieren gleichzeitig
Platz und Schutz vor Nasse und Wind sowie starker Sonneneinstrahlung bietet.

Art. 28 (neu)
! Haustiere sind mindestens zweimal pro Tag zu tranken.
2 Bei hoherer Umgebungstemperatur miissen sie dauernd Zugang zu Wasser haben.
9. KTLU beantragt, Artikel 28 zu ersetzen
Art. 28 (neu) Sozialkontakt
Einzeln gehaltenes Rindvieh muss Sichtkontakt zu Artgenossen haben.
10. SVWM beantragt, einen neuen Abschnitt fir Neuweltkameliden zu schaffen.

3. Abschnitt (neu): Neuwelt-Kameliden
11. SO beantragt, Elektrozdune zu verbieten fir Kleinauslaufe, die eine gewisse noch zu definie-
rende Breite unterschreiten.

207 AKUT, ATSV, CRF, DVBTO, FFVFF, GRTV, GWS, KAGFL, KVSGTS, LVSPA, OCARE, SHTSCH, SPANE, SPSCHF, STS, TSBB,
TSCHBD, TSCHE, TSCHO, TVFRA, TVFRU, TVGRU, TVHOU, TVKU, TSVNW, TSVOW, TVRU, TVSGU, TVSTU, TVW,
TVKFR, TVKLU, VAQZ, VFAFI, VPSFT

208 ASRE, FGEE, GALCH, GST, LAGS, PCI, PSMHC, SHAV, SMU, SPV, SQHA, SUITRO, SVPM, SVPS, SWIEND, UNBK, VPHWZ,
VETDA
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12. KTFR beantragt, die Bewilligungspflicht fiir serienmassig hergestellte Aufstallungssysteme fir
Pferde einfihren.

13. Die Tierschutzorganisationen beantragen, vom BVET sei ein Liste mit zugelassenen Perso-
nen zu fuhren, die Hilfsmittel und Geréate gemass Artikel 70 verwenden dirfen. Zudem soll in
der Tierschutzverordnung das Einziehen und Vernichten missbrauchlich verwendeter Hilfsmit-
tel durch die kantonalen Veterindramter festgeschrieben werden.

14. VFVH will Artikel 71 (Meldung von Vorféllen) mangels Fach- und Rechtskompetenz von BVET
und Vollzugsbehdérden ersatzlos streichen und beantragt nachdrticklich ein Gutachten zur Ver-
fassungsmassigkeit der Massnahmen um gefahrliche Hunde.

15. Die Tierschutzorganisationen beantragen, dass Halter von Welpen mit diesen bis zum Alter
von 16 — 20 Wochen Welpenspielstunden besuchen mussen.

16. STVV beantragt, die Anforderungen an Welpenspielplatze zu definieren.

17. AGGH beantragt, die kantonal anerkannte Ausbildung und Bewilligung fiir Personen, die Hun-
deausbildungskurse oder Leistungen zur Hundeausbildung oder Verhaltenstherapie von Hun-
den anbieten.

18. Die Tierschutzorganisationen beantragen, den Zughundeartikel im Hinblick auf die Verwen-
dung im Sport wieder einzufihren.

19. AGGH beantragt, einen Uberschreibungsvertrag bei Weitergabe eines Hundes verpflichtend
vorzuschreiben.

20. IGPH beantragt, die Registrierungspflicht fur Welpen aus ungewollten Wiirfen bei Gemeinden
mit Kostenfolge fur Leute, die einen nicht registrierten Hund kaufen.

21. SVDPA beantragt die Beschrénkung der Anzahl Hunde. Pro Haushalt diirften in urbanen Zo-
nen nur 2, in der Landwirtschaftszone 4 Hunde mit Bewilligung gehalten werden.

22. IGHGHG) beantragt, die Kanton zu Préventionsmassnahmen in Schulen und Bevélkerung zu
verpflichten, damit der Stellenwert des Hundes in der Gesellschaft angehoben werde.

23. Nach GST ist ein eigenes Kapitel flir Katzen, welches die Grundanforderungen festlegt, einzu-
fUhren.

Heimtiere, Tierheime und gewerbsmassige Zuchten von Heimtieren (4. Kapitel)

24. BL, KTBL, SP, SVDPA, TVSU und die Tierschutzorganisationen beantragen, die zuldssigen
Toétungsmethoden zu nennen, auch fiir Zierfische.

25. VS und die Tierschutzorganisationen beantragen, dass nur ein Tierarzt oder eine andere
sachkundige Person darf ein Heimtier téten dirfe. Ausnahmen, z.B. Notfalle seien genau zu
definieren.

26. SP und die Tierschutzorganisationen beantragen, die verbotenen Tétungsmethoden wie Ersti-
cken, Ertranken, Vergiften, Elektroexekution aufzulisten.

27. TVKFR beantragt, die Kastration von Heimtieren, die nicht zur Zucht vorgesehen sind und zu-
sammen mit Geschlechtspartnern leben oder unkontrollierten Kontakt zu solchen haben kénn-
ten, vorzuschreiben.

Wildtiere (5. Kapitel)

28. DVBTO und GWS beantragen, bei Raubtieren auch Nachkommen aus F1-Wildtierhybride X
Haustier den Wildtieren gleichzustellen.

29. Die Fischereiorganisationen beantragen, die Fische von der Tierschutzverordnung auszu-
nehmen.

Zichten von Tieren (6. Kapitel)

30. AGGH beantragt die Kontrolle von Wirfen durch die Vollzugsbehdrde. Wirfen seien innert 3
Wochen nach der Geburt dem kantonalen Veterindramt zu melden. Die Kontrolle habe nach
Ermessen den Kantonstierarzt oder die Kantonstierarztin zu erfolgen.

31. IGPH beantragt, es sei eine Zuchtbewilligung fur Heimtiere einzufiihren.

32. KAGFL beantragt, ein Zuchtverbot fur gentechnisch veranderte Tiere einzufiihren.

33. INWPT beantragt ein Importverbot fir Nutztierhybriden (Truten), die sich nicht mehr auf natir-
lichem Weg verpaaren kdnnen.
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Handel und Werbung mit Tieren (7. Kapitel)

34. IGFH, SP und die Tierschutzorganisationen beantragen, den gewerbsméassigen Hundehandel
und das Ausstellen in Zoohandlungen generell zu verbieten und den Import streng zu regeln.
BL, GE, JU, KTJU, KTBL, KTFR, LSCV, NE, TVKFR und VSKT beantragen ein Verbot fiir den
Verkauf von Hunden und Katzen auf Kleintiermarkten und anlasslich von Tierbérsen, in Zoo-
handlungen, im Internet oder in gedruckten Medien.

Tiertransport (8. Kapitel)
35. GPS, GST, GWS, SP, STS, STVV und SVDPA beantragen, den Postversand von lebenden
Tieren zu verbieten.

Verbotene Handlungen (12. Kapitel)
36. JU und KTJU beantragen ein explizites Verbot, Tiere, besonders Pferde, wahrend der Rekon-
valeszenz Rennen laufen zu lassen ().

37. GST, SP und SVWM und die Tierschutzorganisationen beantragen, das Zuchten von Tieren
fur die Jagd zu verbieten.

38. TSCHBD, VFAFI und VPSFT beantragen, das Verwenden von Tieren fir die Baujagd zu ver-
bieten.

39. OTW beantragt ein Verbot aller Methoden, die die freiwillige Mitarbeit des Tieres bei sexuellen
Handlungen missachten, z. B. Besamungsstand, Fesseln der Stute, Verwendung von
Elektroejakulatoren, Verabreichung von Substanzen zur Beruhigung oder sexuellen Erregung.

40. OTW beantragt ein Verbot von Eingriffen an den Geschlechtsorganen (Penisdeviation von
Probierhengsten, Penisringen gegen das Onanieren, Caslickoperation bei Stuten sowie gene-
rell der Kastration).

41. FIBL,SP und die Tierschutzorganisationen beantragen, Ausbildung auf Schérfe oder Aggres-
sion zu verbieten.

42. AGGH beantragt ein Verbot, Hunden das Beissen anzudressieren - ausgenommen durch kan-
tonal anerkannte Fachpersonen.

43. GLPZH beantragt ein Verbot der Haltung von Zierfischen in Rundgldsern.

44. SP und die Tierschutzorganisationen beantrage ein Verbot, Fische einzufarben oder solche
Fische zu importieren.

45, Die Tierschutzorganisationen beantragen ein Verbot, lebende Kéderfische zu verwenden und
die Dauer des Drills unnétig zu verlangern .

46. SO beantragt, das Tatowieren von Hunden und Katzen zu verbieten.

47. KTDTVK und LSCV beantragen, das Markieren mittels Zehenamputation von Nagern zu ver-
bieten.

48. NE und Tl beantragen, das Entfernen der Analdriisen bei Frettchen zu verbieten.

49. GST, PNSBNS, SP, SVWM und die Tierschutzorganisationen beantragen, das Coupieren der
Fligel bei Vogeln zu verbieten.

50. GST und SVWM beantragen, Artikel 16 Tierschutzgesetz dahingehend zu ergéanzen, dass
Eingriffe an Tieren, ausgenommen solche nach Artikel 195, nur von Personen vorgenommen
werden durfen, die Gber eine abgeschlossene und vom BVET anerkannte Ausbildung verfi-
gen. Zudem darf der Eingriff nur auf Anordnung eines Tierarztes vorgenommen werden.

Mindestanforderungen fir das Halten von Versuchstieren in bewilligten Versuchstieranlagen
(Anhang 3)
51. IPWETH, IBMMU, UNIZHPI und UNLCIG beantragen, in Anhang 3 die Minimalanforderungen
fur weitere Arten, inshesondere Xenopus, Frettchen, Minipigs und Fische festzulegen.
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Siehe
voyez
vedi

6 Anhang 1: Verzeichnis der Stellungnahmen
Name Kurzbez.
Nom Abrév.
Nome Abbrev
Aargauischer Tierschutzverein ATSV
Aerztinnen + Aerzte fiir Tierschutz in der Medizin AATM
Associazione consumatrici della Svizzera italiana ACSI
Association Contre les Usines d'Animaux (ACUSA); Verein gegen Tierfabriken (VGT) ACUSA
Regierung des Kantons Aargau AG
Arbeitsgruppe Gefahrliche Hunde, Groupe de travail "Chiens Dangereux” (GTCD) AGGH
AGORA Associat. d. groupements & organisations romands de I'agriculture AGORA
Agridea, Entwicklung der Landwirtschaft und des landlichen Raums Lindau; Développement de AGRID
I'agriculture et de I'espace rural

Aktiengesellschaft fur SPF-Tiere AGSPF
Regierung des Kantons Appenzell Innerrhoden Al

Amt fir Jagd und Fischerei, St. Gallen AJFSG
Aktion Kirche und Tiere AKUT
Schweiz. Arbeitsgemeinschaft fiir landwirtschaftliches Bauen & Hoftechnik ALBCH
Aqua Nostra des Trois-Lacs ANTL
Association suisse pour la défense des petits et moyens paysans (VKMB) APMP
Association des pisciculteurs suisses APS
Association professionnelle suisse de la fourrure, Associazione professionale svizzera della APSF
pellicceria

Regierung des Kantons Appenzell Ausserrhoden AR
Association romande des clubs aquariophiles et terrariophiles (ARCAT) ARCAT
Association romande des éleveurs de chiens de race ARECR
Association suisse des détenteurs de chevaux ASDC
Association suisse des gardes-péche (ASGP) ASGP
Association suisse lama et alpaga, Associazione svizzera lama e alpaca ASLA
Association suisse des fabricants et commercants de machines agricoles (ASMA) ASMA
Association Suisse pour la médicine équine (ASME) ASME
Association suisse pour la médecine du porc ASMP
Association suisse pour la médecine des ruminants ASMR
Association suisse des professionnels de I'équitation et propriétaires de manéges (ASPM) ASPM
Association suisse pour la protection des oiseaux (ASPO), Associazione svizzera per la prote- ASPO
zione degli uccelli (ASPU), BirdLife Svizzera

Producteurs de volailles suisses (ASPV) ASPV
Arbeitsgemeinschaft Schweiz. Rinderzichter, Communauté de travail des éleveurs de bovins ~ ASR
suisses

Association Suisse des Randonneurs Equestres ASRE
Académie suisse des sciences médicales (ASSM), Accademia svizzera della scienze mediche ASSM
(ASSM)

ASTAG, Schweiz. Nutzfahrzeugverband, Association suisse des transports routiers, Associa-  ASTAG
zione swizzera dei trasportatori stradali

Associaiton suisse des vétérinaires cantonaux, Associazione svizzera die veterinari cantonali ASVC
Association suisse des détenteurs de vaches nourrices et meres (ASVNM), Associazione sviz- ASVNM
zera per tenitori de vacche nutrici e madri

Association vétérinaire pour la sécurité alimentaire AVSA
Association Vétérinaire Suisse pour la Médecine Comportementale (AVSMC) AVSMC
Association vétérinaire suisse pour la protection des animaux AVSP
Bundner Bauernverband BBV
Regierung des Kantons Bern, gouvernement du canton de Berne (BE) BE
Bell AG BELL
Bernische Fachorganisation fur den 6kologischen Leistungsnachweis BFO BFO

VKMB
VSFZ
SPFV

DGHT

SVPH
SVFA
VLAS
SLMV
SVPM
SVSM
SVWM
SVBR
SVSB

SGP

SAMW

VSKT
SVAMH

TVL
STVV
STVT
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Name Kurzbez. Siehe
Nom Abrév. voyez
Nome Abbrev. vedi
Beratungs- und Gesundheitsdienst fur Kleinwiederkduer (BGK), Service consultatif et sanitaire BGK
pour petits ruminants
BIO SUISSE, Vereinigung Schweizer Biolandbau-Organisationen BIOSUI
Bernisch Kantonaler Fischerei-Verband (BKFV), Fédération cantonale bernoise de la péche BKFV
(FCBP)
Bernischer Kélbermaster-Verband BKMV
Regierung des Kantons Basel-Landschaft BL
BonsaiLeopard BLEO
Branchenorganisation Viehexport Schweiz BOVECH
Bergregion Obersimmental / Saanenland BROSSL
Regierung des Kantons Basel-Stadt BS
Biindner Schafzuchtverband BSzv
Bauernverband Aargau wie SBV BVAG
Béauerliches Zentrum Schweiz BZENS
C
Chambre d'agriculture du Jura Bernois CAGRJB
centre patronal cenpat
Commission fédérale pour la protection de la nature et du paysage (CFNP);Commissione fede- CFNP ENHK
rale per la protezione della natura e del paesaggio
Swiss Beef CH CHB
Circus Royal CIRRO
Communauté d'intéréts pour tortues en Suisse (CITS), Comunita d'interessi per tartarughe in CITS SIGS
Svizzera
cavalo lusitano Switzerland CLS
Chambre neuchateloise d'agriculture et viticulture CNAV
COOP Schweiz COOP
Club der Rattenfreunde CRF
Christlichsoziale Partei (CSP), Parti chrétien-social (PCS), Partito cristiano sociale CSP
Conférence universitaire suisse, Conferenza universitaria svizzera CuUs SUK
Chambre valaisanne d'agriculture CVAGR
Chambre vaudoise des arts et métiers CVAM
Christlichdemokratische Volkspartei (CVP), Parti démocrate-chrétien (PDC), Partito popolare CVP
democratico PPD
D
Deutsche Gesellschaft fir Herpetologie und Terrarienkunde (DGHT), Association romande des DGHT
clubs aquariophiles et terrariophiles (ARCAT)
Demeter Verein fur biologisch-dynamische Landwirtschaft DVBDL
Dachverband Berner Tierschutzorganisationen DVBTO
E
EAWAG EAWAG
economiesuisse, Verband der Schweizer Unternehmen, economiesuisse, Fédération des en- ECOSUI
treprises suisses, Federazione delle imprese svizzere
economiesuisse, Fédération des entreprises suisses, Federazione delle imprese svizzere ECOSUI
Eidg. Ethikkommission fir die Biotechnologie im Ausserhumanbereich, Commission fédérale EKAH
d'éthique pour la biotechnologie dans le domaine non humain, Commissione federale d'etica
per la biotecnologia nel settore non umano
Eidg. Kommission fiir Konsumentenfragen, Commission fédérale de la consommation, Com- EKKF
missione federale del consumo
Ethik-Kommission fur Tierversuche, SAMW/SCNAT EKTSAM
Eidg. Natur- und Heimatschutzkommission, Commission fédérale pour la protection de la na- ENHK
ture et du paysage (CFNP), Commissione federale per la protezione della natura e del pae-
saggio (CFNP)
Evangelische Volkspartei (EVP), Parti évangélique (PEV), Partito evangelico EVP
Exotica Vogelschutz Seeland PARUS EVSSL
Exotis Schweiz EXOTIS
Exotis Sektion Aaretal EXSAT
F
Fédération cantonale bernoise de la péche (FCBP) FCBP BKFV
Fédération cynologique suisse FCS SKV
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Name Kurzbez. Siehe
Nom Abrév. voyez
Nome Abbrev. vedi
Federazione cacciatori ticinesi FCTI
Freisinnig-Demokratische Partei der Schweiz (FDP), Parti radical-démocratique Suisse (PRD), FDP
Partito liberale radicale (PLR)
Fédération d'élevage du cheval de sport CH FECS ZVCH
Fédération d'élevage de la race d'Hérens, Schweizer Eringerviehzuchtverband FERH
Stiftung Fonds flr versuchs-tierfreie Forschung FFVFF
Fédération genevoise équestre FGEE
Foederation der Schweizerischen Nahrungsmittel-Industrien cf. auch SFF FIAL
Fischereiinspektorat des Kantons Bern FIBE
Forschungsinstitut fur biologischen Landbau FiBL FIBL
Fischerei- und Jagdverwaltung des Kantons Luzern FiLU
Amt fir Wald, Jagd und Fischerei des Kantons Solothurn FiSO
Gesundheits-, Sozial- und Umweltdirektion, Fischereiverwaltung Uri FiUR
Fonds national suisse de la recherche scientifique (FNS), Fondo nazionale svizzero per la ri- FNS SNF
cerca scientifica
Regierung des Kantons Fribourg, Gouvernement du canton de fribourg (FR) FR
Gouvernement du canton de Fribourg (FR) FR
Fondation Recherches 3R FR3R SF3R
FRC Fédération romande des consommateurs FRC
Fédération romande de cynologie FRDC
Fédération suisse de courses de chevaux (FSC) FSC SPV
Fédération suisse des communautés israélites (FSCI) FSCI SIG
Fédération suisse d'élevage caprin (FSEC), Federaziun svizra d'allevament da chauras FSEC Swz
Fédération suisse des organisations d'élevage chevalin (FSEC) FSEC VSP
Fédération suisse d'élevage Holstein FSEH SHzV
Fédération suisse pour I'élevage de lapins de race FSEL SRKV
Fédération suisse d'élevage ovin, Federatzione svizzera d'allevamento ovino FSEO SSzv
Fédération suisse pour I'élevage des petits animaux (SGK), Federatzione svizzera per l'alle- FSEP SGKZ
vamento di piccoli animali (SGK)
Fédération suisse des éleveurs de pigeons de race FSEP SRTV
Fédération suisse d'élevage de la race brune, Federazione svizzera allevamento bovine bruni  FSERB SBVzZV
Fédération suisse d'élevage de la race des Franches-Montagnes, Schweizer Freibergerzuch- FSERFM
tverband
Fédération suisse d'élevage de la race tachetée rouge FSETR SFvzv
Fédération suisse des élevages de volailles de race (SRGV) FSEV SRGV
Fédération des sociétés fribourgeoises de laiterie FSFL
Féderation suisse de péche (FSP), Federazione svizzera di pesca FSP SVF
Fédération suisse des poneys et petits chevaux (FSPC) FSPC SVPK
Fédération suisse des sports équestres, Federazione svizzera sport equestri FSSE SVPS
Federazione ticinese per l'acquicoltura e la pesca FTAP

G
Galopp Schweiz GALCH
GalloSuisse GASUI
Gouvernement du canton de Geneve (GE) GE
Regierung des Kantons Glarus GL
Glarner Bauernverband GLBV
Grunliberale Partei Zirich GLPZH
Genossenschaft Prosus GPROSU
Grine Partei der Schweiz ; Parti écologiste suisse, Partito ecologista svizzero GPS
Regierung des Kantons Graubiinden GR
Les Grelots GREL
Groupement rom. des exploit. de pension pour les animaux de compagnie GREPAC
Graubundner Tierschutzverein GRTV
Groupe suisse des amis du molosse GSAM
Groupement suisse pour les régions de montagne (SAB), Gruppo svizzero per le regioni di GSRM SAB
montagna
Gesellschaft. Schweizer Tierdrzte GST/SVS, Société des vétérinaires suisses (SVS) GST
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Name Kurzbez. Siehe
Nom Abrév. voyez
Nome Abbrev. vedi
Groupe de travail "Chiens Dangereux" (GTCD) GTCD AGGH
Gruppe Wolf Schweiz GWS, Groupe Loup Suisse GWS

H
Hochschule Wadenswil HSWAE
hundeonline HUNON
Institutions académiques des cantons de Vaud et Genéve cf. RESAL IACVG
Institut fur Biochemie und Molekulare Medizin Universitat Bern IBMMU

|
IG Familienhund® IGFH
Interessengemeinschaft Hovawart Gebrauchshunde IGHGH
Interessengemeinschaft Hundesportwettkdmpfe IGHSWK
Interessengemeinschaft Leistungshund IGLHU
IG Meerschweinchen IGMS
IG-Pro Hund IGPH
IG Terrarienfreunde Aargau IGTFAG
Interessengemeinschaft fur tierschutzkonforme Tiertransporte & Schlachthofe IGTTS
Interpharmaph INTPHA
Inst. fur Nutztierwissenschaften, Physiologie und Tierhaltung, ETH Zirich INWPT
Institut fur Nutztierwissenschaften, Vorsteher INWV
Institut fur Pharmazeutische Wissenschaften, ETH Zurich IPWETH

J
JagdSchweiz JAGSUI
Gouvernement du canton de Jura (JU) Ju

K
kagfreiland KAGFL
Kanaria, Zirich PARUS KANZ
Koordinationsstelle fir Amphibien- und Reptilienschutz in der Schweiz KARCH
Kantonaler Bauernverband URI KBUR
Kantonaler Fischereiverband Baselland KFiVBL
Kantonaler Fischereiverband GR KFiVGR
Kantonaler Glarner Tierschutzverein Einleitung KGLTV
Kinderspital Zrich, Aerztliche Direktion KISPIZD
Kinderspital Zirich, Klinische Chemie und Biochemie KISPIZK
Konferenz Kantonaler Landwirtschaftsdirektoren cf. KOLAS KKLWD
Gebrider Knie KNIE
Konferenz der kantonalen Landwirtschaftsamter der Schweiz KOLAS
Konsumenten forum KONFOR
Konsumenten-Vereinigung Nordwestschweiz KONVN
Kommission fur Stalleinrichtungen KSTALL
Veterinardienst des Kantons Bern KTBE
Veterinar-, Jagd- und Fischereiwesen Basel-Land KTBL
Konferenz der Tierschutzdelegierten in den Tierversuchskommissionen KTDTVK
Service vétérinaire cantonal, Fribourg KTFR
Service vétérinaire cantonal, Jura KTJU
Kantonales Veterindramt Luzern KTLU
Service vétérinaire cantonal, Vaud KTVD
Kleintierziichterverein Kiissnacht a.R. PARUS KTZVK
Kleintierziichterverein Laufenburg PARUS KTzvVL
Kleintierziichterverein Meilen PARUS KTZVM
Kleintierziichterverein Niederbuchsiten und Umgebung PARUS KTZVN
Kleintierziichterverein Safenwil PARUS KTzVS
Kaufméannischer Verband Schweiz (KV Schweiz), Société suisse des employés de commerce  KVS
(SEC Suisse), Societa degli Impiegati del Commercio
Kantonalverband St. Galler Tierschutzvereine KVSGTS
Kant. Verband b. Basel fur Vogelzucht, Vogelhaltung & Artensch. PARUS KVVZA

L
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Name Kurzbez. Siehe
Nom Abrév. voyez
Nome Abbrev. vedi
Laufstall Arbeits-Gemeinschaft LAG Schweiz LAGS
Laboratory of behavioural Neurobiology, ETH Zurich LBNETH
Lega dei Ticinesi LDT
Landwirtschaftliche Organisation Bern und angrenzende Gebiete LOBAG
Landwirtschaftliche Organisation Seeland LOS
Liberale Partei der Schweiz (LPS), Parti libéral suisse (PLS), Partito liberale svizzero (PLS) LPS
Parti libéral suisse (PLS) LPS
Ligue suisse contre la vivisection et pour les droits de I'animal LSCV
Regierung des Kantons Luzern LU
Liebhaberverein ARA LVARA
Ligue valaisanne pour la protection des animaux LVSPA
M
MIGROS-Genossenschafts-Bund MIGEBU
N
Gouvernement du canton de Neuchatel (NE) NE
Nationaler Forschungsschwerpunkt ,Neural Plasticity and Repair' NFSNPR
Natur- und Kleintierfreunde Hochdorf und Umgebung PARUS NKTFH
Nationales Pferdezentrum Bern NPZ
Natur- und Tierpark Goldau NTPG
Regierung des Kantons Nidwalden NW
)
ocean care OCARE
Ornithologische Gesellschaft Birsfelden OGBI
ORNIS Basel und Umgebung ORBSU
ORNIS Chur ORCHU
Organisation fur Tierwlrde OoTW
Ornithologischer Verein Belp PARUS OVBEL
Ornithologischer Verein Gurmels und Umgebung PARUS OVGUR
Ornithologischer Verein Sumiswald PARUS OVSUM
Ornithologischer Verein Zaziwil und Umgebung PARUS OVZAEU
Regierung des Kantons Obwalden Fische unter Kap. 4 ow
P
Papiliorama PAPIL
PARUS, Schweiz. Verband fir Vogelhaltung, Vogelzucht und Artenschutz PARUS
Paso Club International PCI
Parti chrétien-social (PCS), Partito cristiano sociale PCS CSP
Parti démocrate-chrétien (PDC) PDC CVP
Parti écologiste suisse (PES); Partito ecologista svizzero PES GPS
Partito evangelico (PEV); Parti évangélique PEV EVP
Partito liberale radicale (PLR) PLR FDP
Parti libéral suisse (PLS), Partito liberale svizzero (PLS) PLS LPS
Pro Natura, Schweizer Bund fir Naturschutz PNSBNS
Partito popolare democratico (PPD) PPD CVP
Parti radical-démocratique suisse (PRD) PRD FDP
Protection et récupération des tortues PRTOR
Parti Socialiste Suisse (PS) PS SP
Prodection suisse des anmaux (PSA), Protezione svizzera degli animali (PSA) PSA STS
Producteurs suisse de bétail bovin PSB SRP
Pferdesport mit handicap PSMHC
R
Réseau des animaleries [émaniques RESAL
René Stricklers Raubtier-Park RSRTP
S
Schweizerische Arbeitsgemeinschaft fur die Berggebiete (SAB), Groupement suisse pour les SAB
régions de montagne, Gruppo svizzero per le regioni di montagna
Schweizerischer Arbeitgeberverband, Union patronale suisse SAGV
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Name Kurzbez. Siehe
Nom Abrév. voyez
Nome Abbrev. vedi
St.Gallisch-Appenzellischer Milchk&auferverband SAMKV
Schweizerische Akademie der medizinischen Wissenschaften, Académie suisse des sciences SAMW

médicales (ASSM), Accademia Svizzera della Scienze Mediche (ASSM)

Schweiz. Akademie der Naturwissenschaften SANW cf. EKTSAM SANW
Schweizerischer Alpwirtschaftlicher Verband, Société suisse d’économie alpestre, Societa SAV

svizzera di economia alpestre

Schweizerischer Berufsfischerverband SBFV

Schweiz. Bauerinnen und Landfrauenverband, Union suisse des paysannes et des femmes ru- SBLV

rales

Union suisse des paysannes et des femmes rurales SBLV

Schweiz. Bauernverband (SBV), Union suisse de paysans (USP), Unione svizzera dei contadi- SBV

ni (USP)

Schweiz. Braunviehzuchtverband, Fédération suisse d'élevage de la race Brune, Federazione  SBVZV

svizzera allevamento bovine bruni

Service consultatif et sanitaire pour petits ruminants SCPR BGK
Sociéte cynologique suisse (SCS) SCS SKG
Schweiz. Dachverband der Aquarien- und Terrarienvereine SDAT

Serum Depot Schweiz, Serum-Depot Suisse SDS

Société suisse d’économie alpestre (SAV), Societa svizzera di economia alpestre SEA SAV
Société suisse des employés de commerce (SEC Suisse), Societa degli impiegati del commer- SEC KVS
cio

Stiftung Forschung 3R, Fondation Recherches 3R SF3R
Schweizerische Falkner-Vereinigung SFAV

Schweizer Fleisch-Fachverband (SFF), Union professionelle suisse de la viande (UPSV), U- SFF

nione professionale svizzera della carne (UPSC)

Schweizerischer Fischerei-Verband, Féderation suisse de péche (FSP), Federazione Svizzera SFV

di pesca

Schweiz. Fleckviehzuchtverband, Fédération suisse d'élevage de la race tachetée rouge SFvzv

Regierung des Kantons St. Gallen SG

St. Gallischer Bauernverband SGBV

SGCI, Chemie Pharma Schweiz SGCI

Stiftung GEN SUISSE SGENS
Schweizerische Gesellschaft fur Kleintierzucht (SGK), Fédération suisse pour I'élevage des pe- SGKZ

tits animaux, Federatzione svizzera per 'allevamento di piccoli animali

Schweizer Gefliigelproduzenten (SGP), Producteurs de volailles suisses (ASPV) SGP

Société genevoise pour la protection des animaux SGPA
Schweizerische Gesellschaft fir Pharmakologie und Toxikologie, Société suisse de phamaco- SGPT SSPT
logie et de toxicologie

Schweizerischer Gewerbeverband (SGV), Union suisse des arts et métiers SGV
Schweizerische Gesellschaft fur Versuchstierkunde, Société suisse pour la science des ani- SGVE

maux de laboratoire

Regierung des Kantons Schaffhausen SH

Schweizerischer Haflingerverband SHAV
Schweizerischer Hovawart Club (SHC), Club Suisse de Hovawart (CSH) SHOCL
Schaffhauser Tierschutz SHTSCH

Schweiz. Holsteinzuchtverband, Fédération suisse d'élevage Holstein SHzV
Schweizerischer Israelitischer Gemeindebund (SIG), Fédération suisse des communautés is- SIG

raélites (FSCI)

Schildkréten-Interessengemeinschaft Schweiz (SIGS), Communauté d'intéréts pour tortues en  SIGS

Suisse (CITS), Comunita d'interessi per tartarughe in Svizzera (CITS)

Schweizer Jugend Tierschutz SJT

Schweizerische Kynologische Gesellschaft, Sociéte cynologique suisse (SCS) SKG

Schweiz. Kalbermaster-Verband (SKMV), Association suisse des engraisseurs de veaux SKMV

Stiftung fir Konsumentenschutz SKS
Schweizerischer Kynologischer Verband, Fédération cynologique suisse SKV

Schweiz. Landmaschinen-Verband (SLV), Association suisse des fabricants et commercants SLMV

de machines agricoles (ASMA)

Schweizerische Metall-Union (SMU), Union suisse du métal (USM), Unione svizzera del metal- SMU

lo
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Name Kurzbez. Siehe
Nom Abrév. voyez
Nome Abbrev. vedi
Schweiz. Nationalfonds zur Férderung der wissenschaftliche Forschung / Fonds national SNF
suisse de la recherche scientifique (FNS) / Fondo nazionale svizzero per la ricerca scientifica

Société neuchateloise des pécheurs a la traine SNPT
Regierung des Kantons Solothurn SO
Solothurnischer Bauernverband SOBV
Schweiz Sozialdemokratische Partei der Schweiz (SP), Parti socialiste suisse (PS) SP
Schweiz. Pachterverband SPAEV
Société protectrice des animaux Neuchatel et environs SPANE
Société des pécheurs amateurs a la traine de la Béroche SPATB
Société des pécheurs amateurs a la traine d'Yverdon SPATY
Schweiz. Pelzfachverband, Association professionnelle suisse de la fourrure, Associazione SPFV
professionale svizzera della pellicceria

Société de protection des animaux, La Chaux-de-Fonds SPSCHF
Société des pécheurs a la traine du Bas-Lac SPTBL
Schweizerischer Pferderennsport-Verband SPV, Fédération suisse de courses de chevaux SPV
(FSC)

Swiss Quarter Horse Assciation SQHA
Schweiz. reformierte Arbeitsgemeinschaft Kirche und Landwirtschaft SRAKLA
Schweizerischer Rassegefliigelzucht-Verband, Fédération suisse des élevages de volailles de SRGV
race (SRGV)

Schweizerischer Rassekaninchenzucht-Verband, Fédération suisse pour I'élevage de lapins de SRKV
race

Schweizer Rindviehproduzenten (SRP), Producteurs suisse de bétail bovin SRP
Schweizerischer Rassetaubenzucht-Verband, Fédération suisse des éleveurs de pigeons de SRTV
race

Société suisse pour la science des animaux de laboratoire SSAL SGVE
See-Sportfischer-Verein Nidwalden SSFVNW
Syndicat suisse des machands de bétail (SSMB) SSMB SwW
Swiss Society for Neuroscience SSN
Société suisse de phamacologie et de toxicologie, Schweizerische Gesellschaft fir Pharmako- SSPT
logie und Toxikologie

La Société suisse de zoologie (SSZ) SSZ SZ0G
Schweiz. Schafzuchtverband, Fédération suisse d'élevage ovin, Federatzione svizzera d'alle- SSzv
vamento ovino

Stadt Zurich STAZH
Schweizer Tierschutz STS, Protection suisse des anmaux (PSA), Protezione svizzera degli STS
animali (PSA)

Schweiz. Tierarztliche Vereinigung fir Tierschutz, Association vétérinaire suisse pour la pro- STVT
tection des animaux

Schweizerische Tieréarztliche Vereinig. fur Verhaltensmedizin (STVV), Association Vétérinaire STVV
Suisse pour la Médecine Comportementale (AVSMC)

Suisseporcs SUIPOR
SUISAG, AG fur Dienstleistungen in der Schweineproduktion SUISAG
Suisse trot SUITRO
Schweizerische Universitatskonferenz, Conférence universitaire suisse, Conferenza universita- SUK

ria svizzera

Schweiz. Vereinigung der Ammen- u. Mutterkuhhalter (SVAMH), Association suisse des déten- SVAMH
teurs de vaches nourrices et méres (ASVNM), Associazione svizzera per tenitori de vacche nu-

trici e madri (ASVNM)

Schweizerischer Verband fir Berufsreiter und Reitschulbesitzer, Association suisse des pro- SVBR
fessionnels de I'équitation et propriétaires de maneges (ASPM)

Schweiz. Verband fur die Berufsbild. in Tierpflege SVBT
Société vaudoise pour la protection des animaux SVDPA
Schweizerische Vereinigung der Fischereiaufseher (SVFA), Association suisse des gardes- SVFA
péche (ASGP)

Schweiz. Vereinig. integriert prod. Bauern und Béuerinnen (IP Suisse) SVIPCH
Schweizerischer Voltigeverband SVov
Schweizerische Vogelwarte, Station ornithologique SVOWA
Station ornithologique SVOWA
Schweizerische Volkspartei (SVP), Union démocratique du centre (UDC) SVP
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Name Kurzbez. Siehe
Nom Abrév. voyez
Nome Abbrev. vedi
Schweizer Verband der Pferdehalter, Association suisse des détenteurs de chevaux SVPH
Schweizerischer Verband fir Ponys und Kleinpferde (SVPK), Fédération suisse des poneys et SVPK
petits chevaux (FSPC)
Schweiz. Vereinigung fir Pferdemedizin SVPM, Association Suisse pour la médicine équine SVPM
(ASME)
Schweizerischer Verband fir Pferdesport SVPS, Fédération suisse des sports equestres, Fe- SVPS
derazione svizzera sport equestri
Société des vétérinaires suisses (SVS) SVS GST
Schweizer Vogelschutz SVS, Birdlife Schweiz, Association suisse pour la protection des oi- SVSB
seaux (ASPO), Associazione svizzera per la protezione degli uccelli (ASPU), BirdLife Svizze-
ra
Schweiz. Vereinigung fiir Schweinemedizin, Association suisse pour la médecine du porc SVSM
Société valaisanne d'ornithologie PARUS SVSO
Schweizerischer Viehhandler-Verband (SVV), Syndicat suisse des machands de bétail (SSMB) SVV
Schweiz. Vereinigung fiir Wiederkauermedizin, Association suisse pour la médecine des ru- SVWM
minants
Schweiz. Vereinigung fir Wild-, Zoo- und Heimtiermedizin SVWZH
Schweizerischer Wasserbuffelzuchtverein SWBzvV
Swiss Endurance SWIEND
Swissgenetics SWIGEN
Schweizerische Yakhalter Vereinigung SYHV
Regierung des Kantons Schwyz SZ
Schweizerische Zoologische Gesellschaft (SZG), Société suisse de zoologie (SSZ) SZ0OG
Stiftung Zoo Eichberg SZOOE
SZV Agapornis Wolhusen PARUS SZVAW
Sing- und Ziervogelverein Bosingen PARUS SZVVB
Sing- und Ziervogelverein Kiebitz Enntbaden PARUS SZVVE
Sing- und Ziervdgelverein Steichutz Kirchberg-Alchenflih PARUS SZVVK
Sing- und Ziervogelverein Reusstal PARUS SZVVR
Sing- und Ziervogelverein Thun und Umgebung PARUS SZWT
Sing- und Ziervogelverein Nachtigall Untersiggenthal PARUS SZVVU
Schweiz. Ziegenzuchtverband (SZZV), Fédération suisse d'élevage caprin (FSEC), Federaziun SZzZV
svizra d'allevament da chauras

T
Regierung des Kantons Thurgau ahnlich wie VSKTSO TG
Regierung des Kantons Tessin, Consiglio di Stato del Cantone Ticino (TI) TI
Consiglio di Stato del Cantone Ticino (TI) Tl
Tierpark D&hlhdlzli Bern TPDB
Tierschutz beider Basel TSBB
Tierschutzbund Dibendorf TSCHBD
Tierschutz Emmental TSCHE
Tierschutz Oberwallis TSCHO
Tierschutz Region Thun Einleitung TSCHRT
Tierschutzverein Nidwalden TSVNW
Tierschutzverein Obwalden TSVOW
Tierschutzverein Biel-Seeland-BJ Einleitung TVBSBJ
Tierschutzverein Frauenfeld und Umgebung TVFRA
Tierschutzverein Frutigen TVFRU
Tierschutzverein Grenchen und Umgebung TVGRU
Tierschutzverein Horgen und Umgebung TVHOU
Tierschutzverein des Kantons Freiburg &hnlich TVKFR
Tierschutzverein des Kantons Luzern ahnlich TVKLU
Tierschutzverein Kreuzlingen und Umgebung TVKU
Tierarztliche Vereinigung fiir Lebensmittelsicherheit, Association vétérinaire pour la sécurité TVL
alimentaire
Tierschutzverein Rorschach und Umgebung TVRU
Tierschutzverein St. Gallen und Umgebung TVSGU
Tierschutzverein Steckborn und Umgebung TVSTU
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Name Kurzbez. Siehe
Nom Abrév. voyez
Nome Abbrev. vedi
Tierschutzverein Sirnach und Umgebung TVSU
Tierschutzverein Solothurn / Wasseramt TVSW
Tierschutzverein Uri TVUR
Tierschutzverein Winterthur TVW
u
Union démocratique du centre (UDC) ubcC SVP
UNI/ ETH Institut fir Neuroinformatik, Vorsteher UETHNI
UNI/ ETH Zirich Zentrum fur Neurowissenschaften UETHZN
UFA AG, Herzogenbuchsee UFAAG
Universitat Bern, Pferdeklinik UNBPK
Universitat Bern, Departement fir klinische Veterindrmedizin UNBVM
UNI/ ETH Institut fir Biomedizinische Technik UNETHB
UNI/ ETH Zurich Forschung UNETHF
Universitat Bern, Institut fur Tierzucht, Abteilung Tierhaltung und Tierschutz UNIBEIT
Universitat Basel, Biozentrum UNIBSB
Universitat Freiburg, Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakultat UNIFMN
Universitéat Freiburg, Departement fir Medizin, Physiologie, Direktor UNIFRD
Universitat Freiburg, Departement fir Medizin, Histologie UNIFRH
Universitét Freiburg, Departement fir Medizin, Physiologie UNIFRM
Universitat Freiburg, Departement fuir Medizin, Vorsteher UNIFRV
Uniterre UNITER
Université de Lausanne Faculté de biologie et médecine CIG UNLCIG
Université de Lausanne, Département de pharmacol. et tox. UNLPHT
Universitatsspital Zurich, Neurologische Klinik und Poliklinik UNSNK
Universitat Zarich, Institut fir Hirnforschung UNZHHF
Universitét Zarich-Irchel, Institut fir Labortierkunde UNZHLK
Universitéat Zirich, Dekanat der Medizinischen Fakultat UNZHM
Universitat Zurich, Departement fur Nutztiere UNZHNT
Universitat Zurich Physiologisches Institut + IPWETH UNZHPI
Universitat Zurich, Institut fur Pharmakologie und Toxikologie UNZHPT
Universitat Zirich, Zoologisches Institut, Neurobiologie UNZHZN
Union patronale suisse, Unione padronale svizzera UPS SAGV
Unione professionale svizzera della carne (UPSC) UPSC SFF
Union professionelle suisse de la viande (UPSV) UPSV SFF
Regierung des Kantons Uri UR
Union suisse des arts et métiers USAM SGVE
Unione svizzera dei contadini (USC) usc SBV
Union der Schweizerischen Gesellschaften fur experimentelle Biologie USGEB
Union suisse du métal (USM), Unione svizzera del metallo USM SMU
Union suisse des marchands de chevaux usmcC VSPFH
Union suisse de paysans (USP) USP SBV
Union suisse de paysans (USP), Unione svizzera dei contadini (USP) USP SBV
\Y
Valentina's Variété VALVA
Verein Aquarium Zdiirich VAQZ
Verein fur die Aus- & Weiterbildung in der Versuchstierpflege VAWV
VBOK Uetendorf PARUS VBOK
Regierung des Kantons Waadt VD
Verein fair-fish &hnlich VFAFI
Verein 'Forschung fur Leben' VFFL
Verein fur verniinftige Hundehaltung VFVH
Verein gegen Tierfabriken (VGT) VGT ACUSA
Schweizerische Vereinigung zum Schutz der kleinen und mittleren Bauern (VKMB), Associati- VKMB
on suisse pour la défense des petits et moyens paysans (VKMB)
Verein der Lama- und Alpakahalter der Schweiz, Association suisse lama et alpaga, Associa-  VLAS

zione svizzera lama e alpaca
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Nom Abrév. voyez
Nome Abbrev. vedi
Vogelliebhaberverein Laufental Thierstein PARUS VLVLT
Vogelliebhaberverein "Vielfarben", Granichen PARUS VLVVFG
Verein fur Ornithologie, Gefliigel- und Kaninchenzucht, Sihltal PARUS VOGKZ
Vereinigung Pferd VPFE
Verband der privaten Hengsthalter fir die Warmblutzucht der Schweiz VPHWZ
Vier Pfoten, Stiftung fur Tierschutz VPSFT
Regierung des Kantons Wallis, Conseil d'Etat du canton du Valais (VS) VS
Verband fur Simmentaler Alpfleckviehzucht und Alpwirtschaft VSA VSA
Verband Schweizer Fischziichter, Association des pisciculteurs suisses VSFZ
Vereinigung der Schweizer Kantonstierarztinnen und Kantonstierarzte (VSKT), Associaiton su- VSKT
isse des vétérinaires cantonaux, Associazione svizzera dei veterinari cantonali
VSKT Region Suid-Ost VSKTSO
Vereinigung der Schweizer Meerschweinchenfreunde VSMSF
Verband Schweizer Pferdezuchtorganisationen VSP, Fédération suisse des organisations VSP
d'élevage chevalin (FSEC)
Verband schweizerischer Pferdeh&andler, Union suisse des marchands de chevaux VSPFH
Verein fur Vogelliebhaber "Spatz" Aarburg und Umgebung PARUS VVLSA
Verein fur Vogelliebhaber und Vogelschutz Burgdorf PARUS VVLSB
Verein fur Vogelzucht, Pflege und Vogelschutz Astrild Thun PARUS VVZAT
Verband Zoologischer Fachgeschéfte der Schweiz VZFGS
Vogelzuchtverein Fringilla, Muttenz PARUS VZVEM

w
World Association of Zoos and Aquarium WAZA
WBK Nationalrat WBKN
WBK Standerat WBKS
Walliser Bund fiir Tierschutz WBTS
Werner Stamm Stiftung zur Erhaltung seltener Einhufer WSSEE

z
Regierung des Kantons Zug zG
Zuger Kantonaler Fischerei-Verbanda ZGKFV
Regierung des Kantons Zirich ZH
Zurcher Bauernverband ZHBV
Zentralschweizerischer Kavallerie- und Pferdesportverband ZKV
Zoo Basel ZOO0BS
Zooschweiz ZOOCH
Zoo Zirich ZO0OZH
Zuchtverband CH-Sportpferde, Fédération d'élevage du cheval de sport CH ZVCH
Ziervogelverein "Girlitz", Neuenegg PARUS ZVGN
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Anhang 3: Die wichtigsten Neuerung (Kapitel B
der Erlauterungen zur Totalrevision der Tier-
schutzverordnung (TSchV, SR 455.1)

Auf den bisherigen Regelungen aufbauend wird der Akzent hauptsachlich auf die Ausbildung der
Tierhalterinnen und Tierhalter und der Personen, die mit Tieren umgehen, auf die Information der Of-
fentlichkeit sowie auf einen effizienten Vollzug gesetzt. Neu geregelt wird die Zucht von Tieren und
das Erzeugen von gentechnisch verénderten Tieren. Dartiber hinaus sollen Mindestanforderungen fur
Schafe, Ziegen, Pferde, Truten, Wildtiere, fur deren Haltung keine Bewilligung nétig, und Fische fest-
gehalten werden. In den bisherigen Bereichen werden punktuell Verbesserungen vorgeschlagen, die
aufgrund der Erfahrungen beim Vollzug, neuer Erkenntnisse aus der Tierhaltungspraxis, der Tier-
schutzforschung und der Prufung von Stalleinrichtungen fur landwirtschaftliche Nutztiere erfolgen. Fur
allfallige Anpassungen baulicher Art werden angemessene Ubergangsfristen von zwei, fiinf, zehn oder
zwanzig Jahren vorgeschlagen.

Vorgeschlagen wurden fiir die Revision in inhaltlicher Hinsicht insbesondere folgende Anderungen:

1.

Bei den Allgemeinen Tierhaltungsvorschriften (Art. 1-11) werden das Sozialverhalten hervor-
gehoben, die Fitterung, insbesondere die Verfiitterung von lebenden Tieren im Zootierbe-
reich, sowie die Pflege von Tieren klarer geregelt und die Bestimmungen zu Unterkiinften,
Gehegen, Gruppenhaltung und Mindestanforderungen besser gegliedert.

Eingefihrt wird ein Kapitel Aus- und Weiterbildung im Bereich Tierhaltung (Art. 12-22). Dieses
enthalt die Bestimmungen fir Tierpflegerinnen und Tierpfleger mit Fahigkeitszeugnis, die neu
nach dem Berufsbildungsgesetz ausgebildet werden mussen. Personen, die Wildtiere halten, -
auch Privatpersonen - bendétigen grundsétzlich das Fahigkeitszeugnis. Unter bestimmten Be-
dingungen kdnnen sie, wie auch in kleineren Betrieben (Wildtierhaltungen, Tierheime sowie
gewerbsmassige Heimtierzuchten und -haltungen, in denen nur eine Tierart gehalten wird) ei-
ne spezifische, tierartbezogene Ausbildung absolvieren. Weiter wird eine Ausbildung fir ge-
werbsmassige Heimtierzlichterinnen und -ziichter eingefuhrt. Neu wird in der Landwirtschaft
bei mehr als 10 Grossvieheineinheiten und in der Pferdehaltung bei mehr als funf Pferden ei-
ne Ausbildung verlangt. Das Bundesamt wird die fiir die Anerkennung von Fachkenntnissen
notwendigen Kriterien bestimmen und Ausbildungskurse anerkennen kdnnen. Die Kantone ih-
rerseits kdnnen unter bestimmten Bedingungen die Tierhalterinnen und Tierhalter zum Be-
such von Ausbildungskursen oder Weiterbildungsmassnahmen verpflichten, insbesondere im
Bereich der als Heimtiere gehaltenen Wildtiere.

Allgemeine Bestimmungen fir die Haltung von Haustieren (Art. 23-26): neu sollen Lamas und
Alpakas sowie domestizierte Wasserbuffel zu den Haustieren zahlen. Prazisiert werden die
Bestimmungen zur Beleuchtung und die Forderung nach der Beleuchtung der RGume mit Ta-
geslicht.

Bestimmungen flr die Haltung von Rindvieh (Art. 27-32): Kalber sollen bereits ab 2 Wochen
Raufutter aufnehmen kénnen und jederzeit Zugang zu Wasser haben. Der Elektrobugel (Kuh-
trainer) soll bei Neubauten sofort und bei bestehenden Bauten nach einer Ubergangsfrist von
20 Jahren verboten werden. In Geb&auden kalbende Tiere sollen in einem besonderen Abteil
untergebracht werden. Die Anforderungen an den Witterungsschutz werden prézisiert. Fur
Neubauten werden zum Teil grossere Abmessungen als bisher gefordert (Anhang 1 Tabelle
11).

Bestimmungen fir die Haltung von Schweinen (Art. 33-40): Die Bestimmung betreffend Be-
schéftigung wird prazisiert. Neu sollen Schweine jederzeit Zugang zu Wasser und sowie bei
Hitze Abkuhlungsméglichkeiten haben (Schweine ab 25 kg). Alle Schweine sollen einen nicht-
perforierten Liegebereich erhalten. Prézisiert werden die Bestimmungen zur Gruppenhaltung,
zu den Abferkelbuchten und gewisse Mindestanforderungen in Anhang 1 Tabelle 12.

Eingeflhrt werden Bestimmungen zur Haltung von Schafen (Art. 41-44) und Ziegen (Art. 45-
47). Fir beide Tierarten soll die Anbindehaltung verboten, der Liegebereich eingestreut, der
Zugang zu Wasser und zumindest der Sichtkontakt zu Artgenossen gewahrleistet werden.
Zudem wird der Witterungsschutz und das Fittern bei Weidehaltung im Gehege geregelt. Neu
werden in Anhang 1 Tabelle 13 bzw. 14 Mindestanforderungen aufgefihrt.
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7. Eingefuhrt werden auch Bestimmungen zur Haltung von Pferden (Art. 48-54). Demnach soll
u.a. die Anbindehaltung verboten und der Sozialkontakt gewahrleistet werden, die Aufzucht in
Gruppen erfolgen. Geregelt wird auch die Bewegung der Tiere und der Auslauf im Freien. Neu
werden in Anhang 1 Tabelle 15 Mindestanforderungen eingefihrt.

8. Bestimmungen zur Haltung von Hausgefliigel und Haustauben (Art. 57-59): Hausgefligel
muss neu Einstreu zur Verfligung stehen. Prazisiert werden die Bestimmungen betreffend Be-
leuchtung, Sitzgelegenheiten und Nester sowie je nach Tierart Bade- oder Schwimmgelegen-
heit. FUr Masttruten und Haustauben werden Mindestanforderungen eingefiihrt (Anhang 1 Ta-
bellen 172 bzw. 173).

9. Bestimmungen zur Bewilligung von Aufstallungssystemen und Stalleinrichtungen (Art. 60-63):
Neu bedirfen Aufstallungssysteme und Stalleinrichtungen fir Tierhaltungen, die im Rahmen
der Freizeitbeschéftigung betrieben werden, keiner Bewilligung. Auch soll das Bundesamt von
den Mindestanforderungen abweichen kénnen, sofern die tiergerechte Haltung gewéhrleistet
ist.

10. Die Bestimmungen zur Haltung von Hunden (Art. 64-73) werden prazisiert und erganzt. Im
Zentrum stehen die Futterung, das Tranken, der Sozialkontakt, die Bewegung (das Anbinden
von Hunden wird auf finf Stunden beschrénkt), das Unterbringen von Hunden und der Um-
gang mit Hunden. Weiter werden die im Frihjahr im Rahmen der Debatte iber die gefahrli-
chen Hunde aufgenommenen Bestimmungen bernommen. Neu sollen Tierhalterinnen und
Tierhalter vor dem Erwerb eines Hundes einen theoretischen Kurs und nach dem Erwerb ei-
nen Ausbildungskurs absolvieren. Ziel dieser Massnahmen ist eine bessere Sozialisierung
und Ausbildung der Hunde.

11. In den Bestimmungen fur Heimtiere, Tierheime und die gewerbsmassige Zucht von Heimtie-
ren (Art. 74-78) werden allgemeine Bestimmungen betreffend die Haltung und den Sozialkon-
takt von Heimtieren eingefuhrt.

12. Das Kapitel Wildtiere (Art. 79-94) ist inhaltlich Ubernommen aber umstrukturiert worden. Ein-
gefihrt werden Bestimmungen fir die Haltung von Fischen und Zehnfusskrebsen. Anhang 2
wird weitgehend angepasst, und es werden Mindestanforderungen fir Fische und Wildtiere,
fur deren Haltung keine Bewilligung nétig ist (z.B. Meerschweinchen, Hamster, Chinchilla,
Wellensittiche, Kanarienvdgel, Koifische), eingefiihrt.

13. Eingeflihrt werden Bestimmungen ber das Ziichten von Tieren (Art. 95-102). Zentral ist, dass
das Ziichten keine Tiere mit Eigenschaften und Merkmalen hervorbringen darf, die das Wohl-
ergehen der Tiere beintrachtigen und die Wurde verletzen. Gewerbsmassige Heimtierziichte-
rinnen und -zlichter mussen Uber eine spezielle Ausbildung verfligen.

14. Das Kapitel Handel und Werbung mit Tieren (Art. 103-112) ist inhaltlich Gbernommen aber
umstrukturiert worden. Neu missen Personen, die Tiere verkaufen oder zur Betreuung Uber-
lassen, mundlich und schriftlich Uber die Bedurfnisse, die Betreuung, die tiergerechte Haltung
und Uber die rechtlichen Grundlagen informieren.

15. Das Kapitel Tiertransporte (Art. 113-140) entspricht dem diesbezuglichen Kapitel der gelten-
den Verordnung, wobei es auch Neuerungen enthalt (Ausbildung der Transporteure, Bezeich-
nung einer fir den Transport verantwortlichen Person und einer fir das Wohlergehen der Tie-
re verantwortlichen Person, Ausnahmen von der maximalen Transportzeit, Abschnitt Giber den
internationalen Transport von Tieren).

16. Im inhaltlich von der geltenden Verordnung ibernommenen Kapitel Schlachten von Tieren
(Art. 141-152) sind ebenfalls Neuerungen zu verzeichnen (Ausbildung der Personen, die mit
Tieren umgehen, Erweiterung der Liste der zuldssigen Betaubungsverfahren).

17. Im Kapitel Tierversuche (Art. 153-194) sind wie in Aussicht gestellt die im neuen Tierschutz-
gesetz nicht mehr aufgefuhrten Detailbestimmungen sowie die Bestimmungen der bisherigen
Tierschutzverordnung Ubernommen worden. Ausserdem werden verschiedene Bestimmungen
préazisiert, aber auch neue aufgenommen (Definitionen, Zucht und Erzeugen von Defektmut-
anten und gentechnisch veranderten Tieren, Bewilligung von Versuchtierhaltungen, unzulas-
sige Versuchszwecke usw.).

18. Das Kapitel Ausnahmen von der Pflicht zur Schmerzausschaltung (Art. 195) ist inhaltlich von
der geltenden Tierschutzverordnung bernommen worden, wobei neu die fachkundigen Per-
sonen definiert werden.

19. Bisher waren die verbotenen Handlungen auf das Gesetz und die Verordnung verteilt. Neu
werden sie in einem Kapitel zusammengefasst (Art. 196-204).
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20.

21.

22.

Im neuen Kapitel Vollzug (Art. 208-220) werden die Aufgaben des Bundesamtes aufgezeigt.
Dazu werden die Voraussetzungen fir die Wahl der Leiterin oder des Leiters der kantonalen
Fachstelle aber auch der weiteren Vollzugspersonen, die Bestimmungen betreffend die Aus-
und Weiterbildung dieser Personen und die Kontrollen aufgeftihrt. Schliesslich wird der Rah-
men fir die kantonalen Geblihren festgelegt.

Die fur die Anpassungen der Tierhaltungen oder die Erfullung bestimmter Bestimmungen ge-
wahrten Ubergangsfristen sind im Kapitel Schlussbestimmungen (Art. 221-226) bzw. im An-
hang 6 aufgefiihrt.

Die Anhange 1 (Haustiere) und 3 (Labornagetiere) sind punktuell den neusten Erkenntnissen
angepasst worden. Anhang 2 (Wildtiere) wurde eingehend geéndert (gréssere Mindestfla-
chen, prazisere qualitative Anforderungen) und erganzt (als Heimtiere gehaltene Wildtiere,
Amphibien, Fische). In Anhang 4 sind neu jeweils die Mindesthohe fur die Transportabteile
sowie der Mindestraumbedarf fir den Transport von Gefliigel festgehalten. Anhang 5 tUber-
nimmt inhaltlich die Bestimmungen der Verordnung tber die Aus- und Weiterbildung des
Fachpersonals fiir Tierversuche, die aufgehoben wird. Der neue Anhang 6 enthélt die Uber-
gangsfristen fiir die im Rahmen der Totalrevision gewahrten Ubergangsfristen.

103/103



	1 Ausgangslage
	2  Zusammenfassung der Ergebnisse
	3 Grundsätzliche Fragen
	3.1 Formelle Beurteilung
	3.2 Stufengerechtheit
	3.3 Detaillierungsgrad
	3.4 Schutzniveau
	3.5 Kosten und Personalbedarf

	4 Stellungnahmen zu den einzelnen Artikeln
	4.1 1. Kapitel:  Allgemeine Tierhaltungsvorschriften
	Art. 1  Tiergerechte Haltung
	Art. 2  Fütterung
	Art. 3  Pflege
	Art. 4  Schutz vor Witterung
	Art. 5  Unterkünfte, Gehege, Böden
	Art. 6  Standplätze, Boxen
	Art. 7  Gruppenhaltung
	Art. 8  Mindestanforderungen
	Art. 9  Raumklima
	Art. 10  Lärm
	Art. 11  Abweichungen von Tierhaltungsvorschriften


	4.2 2. Kapitel:  Aus- und Weiterbildung im Bereich Tierhaltung 
	Art. 12  Tierpflegerinnen und Tierpfleger
	Art. 13  Inhalt der Ausbildung
	Art. 14  Weiterbildung
	Art. 15  Einsatz von Tierpflegerinnen und Tierpflegern
	Art. 16  Anderes Tierpflegepersonal
	Art. 17  Inhalt der spezifischen tierartbezogenen Ausbildung
	Art. 18  Anerkennung von Kursen
	Art. 19  Rindvieh, Wasserbüffel
	Art. 20  Pferde
	Art. 21  Anerkennung von Kursen
	Art. 22  Ausbildungsmassnahmen im Fall von Verstössen


	4.3 3. Kapitel:  Haustiere
	4.3.1 1. Abschnitt:  Allgemeine Bestimmungen
	Art. 23  Begriff
	Art. 24  Böden
	Art. 25  Beleuchtung
	Art. 26  Steuervorrichtungen in Ställen

	4.3.2 2. Abschnitt:  Rindvieh und Wasserbüffel
	Art. 27  Fütterung von Kälbern
	Art. 28  Haltung von Kälbern
	Art. 29  Liegebereich
	Art. 30  Anbindehaltung
	Art. 31 Laufställe
	Art. 32  Weidehaltung im Gehege und Schutz vor Hitze

	4.3.3 3. Abschnitt:  Schweine
	Art. 33  Beschäftigung
	Art. 34  Fütterung
	Art. 35  Schutz vor Hitze
	Art. 36  Stallböden und Liegeflächen
	Art. 37  Haltung
	Art. 38  Gruppenhaltung
	Art. 39  Abferkelbuchten
	Art. 40  Ferkelkäfige

	4.3.4 4. Abschnitt:  Schafe
	Art. 41  Stallhaltung
	Art. 42  Fütterung
	Art. 43  Weidehaltung im Gehege
	Art. 44  Schur

	4.3.5 5. Abschnitt: Ziegen
	Art. 45  Stallhaltung
	Art. 46  Fütterung
	Art. 47  Weidehaltung im Gehege

	4.3.6 6. Abschnitt Pferde
	Art. 48  Begriffe
	Art. 49  Haltung
	Art. 50  Haltung im Freien
	Art. 51 Futter
	Art. 52  Hufpflege
	Art. 53  Bewegung
	Art. 54  Auslaufflächen

	4.3.7 7. Abschnitt Hauskaninchen
	Art. 55  Beschäftigung und Gruppenhaltung
	Art. 56  Gehege und Käfige  

	4.3.8 8.Abschnitt  Hausgeflügel und Haustauben
	Art. 57  Einrichtungen
	Art. 58  Beleuchtung
	Art. 59  Töten von Küken

	4.3.9 9. Abschnitt:  Bewilligung von Aufstallungssystemen und Stalleinrichtungen
	Art. 60  Bewilligungspflicht
	Art. 61  Bewilligungsverfahren
	Art. 62  Kommission für Stalleinrichtungen
	Art. 63  Bekanntgabe und Veröffentlichung

	4.3.10 10. Abschnitt:  Hunde
	Art. 64  Fütterung
	Art. 65  Sozialkontakt
	Art. 66  Bewegung
	Art. 67  Unterkunft, Böden
	Art. 68  Ausbildung von Jagdhunden
	Art. 69  Umgang mit Hunden
	Art 70  Hilfsmittel und Geräte
	Art. 71  Meldungen
	Art. 72  Kontrollen und Massnahmen
	Art. 73  Ausbildung von Hunden und Personen, die mit Hunden umgehen


	4.4 4. Kapitel:  Heimtiere, Tierheime und gewerbsmässige Zucht von Heimtieren
	Art. 74  Begriff
	Art. 75  Haltung
	Art. 76  Soziale Kontakte
	Art. 77  Begriff
	Art. 78  Meldepflicht für Tierheime und für gewerbsmässige Zuchten von Heimtieren


	4.5 5. Kapitel:  Wildtiere
	4.5.1 1. Abschnitt:  Allgemeines
	Art. 79  Begriff
	Art. 80  Fütterungsverbot
	Art. 81  Einfangen und Einsetzen von Wildtieren

	4.5.2 2. Abschnitt:  Bewilligung von Wildtierhaltungen
	Art. 82  Gewerbsmässige Wildtierhaltungen
	Art. 83  Beizug von Fachpersonen
	Art. 84  Private Wildtierhaltung
	Art. 85  Besonders schwierig zu haltende Wildtiere
	Art. 86  Bewilligungsvoraussetzungen
	Art. 87  Bewilligung
	Art. 88  Bewilligungsverfahren 
	Art. 89  Kontrollen
	Art. 90  Tierbestandeskontrolle

	4.5.3 3. Abschnitt:  Fische und Zehnfusskrebse (Decapoda)
	Art. 91  Haltung
	Art.  92 Umgang
	Art.  93 Fang
	Art. 94  Ausbildung


	4.6 6. Kapitel:  Züchten von Tieren
	Art. 95  Begriffe
	Art. 96  Grundsätze
	Art. 97  Reproduktionsmethoden
	Art. 98  Unbeabsichtigtes Vermehren
	Art. 99  Zucht von Hunden und Katzen
	Art. 100 Zuchtvorschriften
	Art. 101  Zuchtregister
	Art. 102  Deklarationspflicht


	4.7 7. Kapitel:  Handel und Werbung mit Tieren
	Art. 103  Bewilligungspflicht
	Art. 104  Bewilligungsvoraussetzungen
	Art. 105  Bewilligung
	Art. 106   Bewilligungsverfahren 
	Art. 107  Meldung wesentlicher Änderungen
	Art. 108  Kontrollen
	Art. 109  Tierbestandeskontrollen
	Art. 110  Haltebewilligung der erwerbenden Person
	Art. 111  Altersgrenze für erwerbende Personen
	Art. 112  Informationspflicht


	4.8 8. Kapitel:  Tiertransporte
	4.8.1 1. Abschnitt:  Aus- und Weiterbildung
	Art. 113  Aus- und Weiterbildungspflicht
	Art. 114 Inhalt der Ausbildung
	Art. 115  Aus- und Weiterbildungskurse
	Art. 116  Prüfung und Ausweis
	Art. 117  Aus  und Weiterbildung der Vollzugsorgane im Strassenverkehr

	4.8.2 2. Abschnitt:  Verantwortlichkeit und Betreuung von Tieren
	Art. 118  Verantwortlichkeit der Tierhalterinnen und Tierhalter 
	Art. 119  Verantwortlichkeit der Fahrerinnen und Fahrer
	Art. 120  Verantwortlichkeit der Empfängerinnen und Empfänger
	Art. 121 Bezeichnung der verantwortlichen Personen
	Art. 122 Auswahl der Tiere
	Art. 123 Vorbereitung der Tiere
	Art. 124 Betreuung der Tiere
	Art. 125 Trennen der Tiere
	Art. 126 Einladen der Tiere
	Art. 127 Umgang mit bestimmten Tierarten
	Art. 128 Fahrweise
	Art. 129 Ausnahmen von der maximalen Transportzeit 

	4.8.3 3. Abschnitt: Transportmittel und –behälter
	Art. 130 Reinigung und Desinfektion
	Art. 131 Transportmittel
	Art. 132 Beigeladene Waren
	Art. 133 Transportbehälter
	Art. 134 Ausnahmen

	4.8.4 4. Abschnitt:  Internationale Tiertransporte
	Art. 135 Kontrolle von Tiersendungen
	Art. 136 Bewilligung
	Art. 137 Meldung von Verstössen
	Art. 138 Transportplan
	Art. 139  Besondere Ausrüstung
	Art. 140  Besondere Vorkehrungen


	4.9 9. Kapitel:  Schlachten von Tieren
	4.9.1 1. Abschnitt:  Aus- und Weiterbildung
	Art. 141  Schlachthofpersonal
	Art. 142  Inhalt der Ausbildung
	Art. 143  Aus- und Weiterbildungskurse
	Art. 144  Prüfung und Ausweis

	4.9.2 2. Abschnitt:  Aufstallung und Umgang mit Tieren
	Art. 145  Anlieferung 
	Art. 146  Unterbringung
	Art. 147  Treiben 

	4.9.3 3. Abschnitt:  Betäubung und Entblutung der Tiere
	Art. 148  Zulässige Betäubungsmethoden
	Art. 149  Betäubung
	Art. 150  Betäubungsgeräte und  anlagen
	Art. 151  Entblutung
	Art. 152  Ausführungsvorschriften der Kantone


	4.10 10. Kapitel: Tierversuche
	4.10.1 1. Abschnitt:  Geltungsbereich und Begriffe
	Art. 153  Geltungsbereich
	Art. 154  Begriffe

	4.10.2 2. Abschnitt:  Versuchstiere
	Art. 155  Haltung 
	Art. 156  Umgang mit den Versuchstieren
	Art. 157  Räume und Gehege
	Art. 158  Herkunft der Versuchstiere
	Art. 159  Markierung von Versuchstieren
	Art. 160  Transport von Versuchstieren

	4.10.3 3. Abschnitt:  Versuchstierhaltungen
	Art. 161  Gesundheitsüberwachung und Räumlichkeiten
	Art. 162  Leiterin oder Leiter der Versuchstierhaltung
	Art. 163  Tierpflegerinnen und Tierpfleger
	Art. 164 Tierbestandeskontrolle
	Art. 165  Bewilligung

	4.10.4 4. Abschnitt:  Züchten und Erzeugen von gentechnisch veränderten Tieren und von Defektmutanten
	Art. 166  Bewilligungspflicht 
	Art. 167  Anwendbare Bestimmungen
	Art. 168  Phänotyperfassung
	Art. 169  Belastungsmindernde Massnahmen
	Art. 170  Beschränkungen bei Defektmutanten
	Art. 171  Beschränkung bei gentechnisch veränderten Tieren
	Art. 172  Meldepflicht für Defektmutanten und nachträgliche Bewilligung
	Art. 173  Bezug und Abgabe

	4.10.5 5. Abschnitt:  Bewilligung von Tierversuchen
	Art. 174  Anforderungen an Institute und Laboratorien
	Art. 175  Bereichsleiterin oder -leiter
	Art. 176  Versuchsleiterin oder -leiter
	Art. 177  Versuchsdurchführende Person
	Art. 178  Aufzeichnungen
	Art. 179  Belastende Tierversuche
	Art. 180  Kriterien für die Beurteilung des unerlässlichen Masses von belastenden Tierversuchen
	Art. 181  Unzulässige Versuchszwecke für belastende Tierversuche
	Art. 182  Bewilligungsvoraussetzungen
	Art. 183  Bewilligung
	Art. 184  Bewilligungsverfahren
	Art. 185 Durchführung von Tierversuchen

	4.10.6 6. Abschnitt:   Aus- und Weiterbildung des Fachpersonals
	Art. 186  Anforderungen
	Art. 187  Aus- und Weiterbildungskurse
	Art. 188  Inhalt und Bestätigung der Aus- und Weiterbildung
	Art. 189  Überprüfung der Aus- und Weiterbildung

	4.10.7 7. Abschnitt:  Meldungen und Kontrollen
	Art. 190  Meldungen
	Art. 191  Kontrolle

	4.10.8 8. Abschnitt:  Kommissionen für Tierversuche
	Art. 192  Eidgenössische Kommission für Tierversuche
	Art. 193  Kantonale Kommission für Tierversuche

	4.10.9 9. Abschnitt:   Statistik und Information der Öffentlichkeit
	Art. 194  


	4.11 11. Kapitel:  Ausnahmen von der Pflicht zur Schmerzausschaltung
	Art. 195  

	4.12 12. Kapitel:  Verbotene Handlungen 
	Art. 196  Verbotene Handlungen bei allen Tierarten
	Art. 197  Verbotene Handlungen beim Rindvieh und bei Wasserbüffel
	Art. 198  Verbotene Handlungen bei Schweinen
	Art. 199  Verbotene Handlungen bei Schafen und Ziegen 
	Art. 200  Verbotene Handlungen beim Hausgeflügel
	Art. 201  Verbotene Handlungen bei Pferden
	Art. 202  Verbotene Handlungen bei Hunden
	Art. 203  Verbotene Handlungen bei Fischen und Zehnfusskrebsen (Decapoda)
	Art. 204  Verbotene Handlungen bei anderen Tieren


	4.13 13. Kapitel:  Forschung
	Art. 205  Forschung

	4.14 14. Kapitel:  Verwaltungsmassnahmen
	Art. 206  Kaution
	Art. 207  Verweigerung und Entzug von Bewilligungen


	4.15 15. Kapitel:  Vollzug
	Art. 208  Aufsicht, Ausbildung und Information
	Art. 209 Amtsverordnungen, Elektronisches Meldesystem für Tierversuche und Formulare
	Art. 210  Kantonstierärztin oder Kantonstierarzt
	Art. 211  Aufgaben der Kantonstierärztin oder des Kantonstierarztes
	Art. 212  Weitere Vollzugspersonen
	Art. 213  Aus- und Weiterbildung der Vollzugspersonen
	Art. 214  Inhalt der Aus- und Weiterbildung
	Art. 215  Landwirtschaftliche Tierhaltungen
	Art. 216  Gewerbsmässige Heimtierhaltungen und -zuchten, Tierheime
	Art. 217  Tiertransporte
	Art. 218  Überprüfung der Kontrolltätigkeit Dritter
	Art. 219  Abweichungen von den Vorgaben
	Art. 220 


	4.16 16. Kapitel:  Schlussbestimmungen
	Art. 221 
	Art. 222  Übergangsbestimmungen der Änderung vom 14. Mai 1997
	Art. 223  Übergangsbestimmungen der Änderung vom 27. Juni 2001
	Art. 224  Ausnahmebestimmungen
	Art. 225  Übergangsfristen
	Art. 226  


	4.17 Anhang 1:  Mindestanforderungen für das Halten von Haustieren
	11  Rindvieh
	12  Schweine
	13  Schafe 
	14  Ziegen
	15  Pferde
	16  Hauskaninchen
	17  Hausgeflügel
	18  Haushunde
	19  Hauskatzen


	4.18 Anhang 2:  Mindestanforderungen für das Halten von Wildtieren
	Vorbemerkungen
	21  Gehege für Säugetiere
	22  Gehege für Vögel
	23  Bassins für Säugetiere
	24  Bassins für Vögel
	25  Reptilien
	26  Amphibien
	27  Fische
	28  Koifische


	4.19 Anhang 3:  Mindestanforderungen für das Halten von Versuchstieren in bewilligten Versuchstierhaltungen 
	31 und 32  Kleine Nagetiere
	33  Weitere Versuchstiere


	4.20 Anhang 4:  Mindestanforderungen für die Beförderung von Nutztieren 
	41  Pferde
	42  Rinder
	43  Ziegen
	44  Schweine
	45  Schafe
	46  Geflügel


	4.21 Anhang 5:  Inhalt der Aus- und Weiterbildung des Fachpersonals für Tierversuche
	4.22 Anhang 6:  Übergangsfristen 
	Allgemein
	Art. 16 Absatz 1
	Art. 16 Absatz 2
	Art. 19 Absatz 1 und 2
	Art. 20erster Satz
	Art. 20zweiter Satz
	Art. 26 Absatz 2 zweiter Satz
	Art. 27 Absatz 3
	Art. 29 Absatz 2 in Verbindung mit Anhang 1 Tabelle 11 Ziffern 311 und 312
	Art. 29 Absatz 3
	Art. 30 Absatz 1 
	Art. 30 Absatz 2
	Art. 31 Absatz 2 zweiter Satz
	Art. 31 Absatz 3
	Art. 33
	Art. 34 Absatz 1
	Art. 35
	Art. 36 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang 1 Tabelle 12 Ziffern 24, 25, und 26
	Art. 36 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang 1 Tabelle 12 Ziffer 26
	Art. 36 Absatz 2
	Art. 38 Absatz 2
	Art. 41 Absatz 1
	Art. 42 Absatz 1
	Art. 45 Absatz 1
	Art. 45 Absatz 2 
	Art. 46 Absatz 1
	Art. 49 Absatz 1
	Art. 49 Absatz 3
	Art. 53 Absatz 2 
	Art. 53 Absatz 3 
	Art. 54 Absatz 1
	Art. 54 Absatz 2
	Art. 54 Absatz 3 dritter Satz
	Art. 57 Absatz 2 
	Art. 57 Absatz 3 Bst. c
	Art. 57 Absatz 3 Bst. d und e
	Art. 67 Absatz 7
	Art. 67 Absatz 7
	Art. 73 Absatz 1
	Art. 73 Absatz 2
	Art. 94 Absatz 1 und 2
	Art. 97 Absatz 1
	Art. 97 Absatz 2
	Art. 113
	Art. 126 Absatz 1 dritter Satz
	Art. 131 Absatz 1 Bst. i
	Art. 141
	Art. 156 Absatz 2 und 3
	Art. 157 Bst. b, d und e
	Art. 165 Absatz 2
	Art. 166 Absatz 1 und 2
	Anhang 1 Tabelle 11 Ziffern 11, 12, 41
	Anhang 1 Tabelle 12 Ziffer 11 Anmerkung 3
	Anhang 1 Tabelle 12 Ziffer 21
	Anhang 1 Tabelle 12 Ziffer 24
	Anhang 1 Tabelle 12 Ziffer 25 Anmerkung 9
	Anhang 1 Tabelle 13 Ziffern 21 und 22
	Anhang 1 Tabelle 14 Ziffern 21 und 33
	Anhang 1 Tabelle 15
	Anhang 1 Tabelle 171 Ziffern 121 und 122
	Anhang 1 Tabelle 18 Ziffer 183
	Anhang 1 Tabelle 19
	Anhang 2
	Anhang 3 Tabellen 31 und 32
	Anhang 4



	5 Neue Anträge 
	6 Anhang 1: Verzeichnis der Stellungnahmen
	7 Anhang 2: Thematische Zusammenstellung der Stellungnahmen (nach Artikel)
	8 Anhang 3: Die wichtigsten Neuerung (Kapitel B der Erläuterungen zur Totalrevision der Tierschutzverordnung (TSchV, SR 455.1)

